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Editorial 


Das Schwerpunktthema dieser Ausgabe, Antisemitismus, 
hatten wir nicht geplant, es wurde uns von den aktuellen 
Deutschen Verhältnissen aufgedrängt. In erschreckendem 
Einverständnis hat sich die deutsche Öffentlichkeit, von der 
„Jungen Welt“ bis zur FAZ an der „Judenfrage“ abgearbeitet. 
Die Ereignisse in und um Israel nahm sie zum Anlaß, ganz im 
Zeichen der Friedenssehnsucht den „zionistischen“ jüdischen 
Staat als den Fremdkörper und damit Friedensstörer im Nahen 
Osten anzuprangern. Parallel dazu war das Erscheinen von 
Goldhagens Buch „Hitler’s willing executioners“ Anlaß, eine 
ideologische Abwehrschlacht zu inszenieren. Aus dem Bedürf- 
nis auf die Ereignisse zu reagieren ergab sich eine fast selbst- 
läufige Gestaltung des Schwerpunkts. Das hatte auch zur Folge, 
daß wichtige Aspekte des Themas nicht oder nur ungenügend 
behandelt werden. Die Kritik des Antisemitismus als integraler 
Bestandteil jeder National-Ideologie wird uns auch weiterhin 
beschäftigen. 

Deutsche Politik will Normalisierung: im Verhältnis zu 
allen anderen Staaten und im Umgang mit der eigenen Ge- 
schichte. In den letzten 6 Jahren wurden die gesetzten Ziele fast 
durchgängig erreicht. Rücksichtnahmen auf allierte Sieger- 
mächte sind nicht mehr nötig. Eine sehr eigenständige Außen- 
politik ist auf den Weg gebracht und ein Geschichtsverständnis 
etabliert, nach dem es zwei Diktaturen nicht gelungen sei, die 
Mehrheit der ganz normalen Deutschen in ihre gleich schmutzi- 
gen Verbrechen zu involvieren. 

Nur noch ein Staat nimmt sich heraus, unter dauerndem 
Verweis auf die Geschichte, sich in Deutsche Belange einzumi- 
schen: Israel. Bis 1989 hatte man Wiedergutmachungszahlun- 
gen zu leisten, unangenehme Rituale des Schuldeingeständnis 
zu veranstalten und selbst die traditionell proarabische Außen- 
politik teilweise auf Eis zu legen. Damit ist nun Schluß. 
Unverhohlen positioniert sich Deutschland auf Seiten des 
arabischen Lagers und macht die palästinensiche Sache zur 
eigenen. Die Palästinenser gelten in der deutschen Öffentlich- 
keit seit kurzem als unterdrücktes und entrechtetes Volk, gleich 
den bosnischen Moslems oder den Deutschen selbst. Israeli- 
sche Politiker, die Rentenzahlungen an Überlebende des 
Holocaust fordern, vor Antisemitismus in Deutschland warnen 
und wegen Auschwitz außenpolitisches Wohlverhalten fordern, 
möchte man nicht mehr dulden. Der Wahlsieg der israelischen 
Rechten gibt Gelegenheit, „Sonderwünsche“ endgültig zurück- 
zuweisen und nun selbst die Rolle des Mahners zu übernehmen. 
Israel müsse aufhören, „aus dem schlechten Gewissen der 
Deutschen Geld zu prägen“ meint etwa die FAZ. Stattdessen 
solle es besser Friedenswillen demonstrieren. 

Die deutsche Linke kennt seit 1967 ein palästinensisches 
"Volk", dem die Errichtung eines eigenen Volksstaates zuge- 
standen wird. Für Israelis, die wahlweise als „Siedler“, „„Kolo- 
nisten“ oder „Zionisten“ bezeichnet werden, gilt das nicht. 
Offenbar kann den Juden wegen erheblicher Zweifel am 
genuinen Blut- und Bodenzusammenhang ein Rechtsanspruch 
auf einen Staat nicht zuerkannt werden. Mehr als ein „zionisti- 
sches Gebilde“ kommt da nicht heraus. 

Wegen der überall lauernden „Antisemitismus-Entlarver“, 
die nicht einmal ein harmloses „Boykottiert Israel!“ durchge- 
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hen lassen wollten und der Tatsache, daß es den Staat Israel seit 
50 Jahren nun einmal gibt, suchte sich das antiisraelische 
Ressentiment der Linken neue Wege. Jetzt geht es auch ihnen 
nur noch um Frieden und Gerechtigkeit für die Region. Energi- 
scher noch als die offizielle Politik sieht die antizionistische 
Linke Israel als Verursacher allen Elends in der Bringschuld. 
Jeder ermordete Jude wird mit der mangelnden Friedensbereit- 
schaft seines Staates und in letzter Konsequenz mit dessen 
unrechtmäßiger Existenz erklärt; jedes israelische Vorgehen 
gegen Hisbollah oder Hamas dagegen als ein Anschlag auf den 
Friedensprozeß verteufelt. Siehe die Artikel, „Es geht um 
Israel“, S. 20, „Vom linken Antizionismus zum deutschen 
Antiimperialismus“, S. 24 und „Die Wiederkehr des ‘ewigen 
Juden’“, S. 29. 

Die deutsche Linke ist über die antideutsche Parole „Keine 
Träne für Dresden!“ nie hinweggekommen. Sorgfältig unter- 
suchte sie, wer in den Dresdner Bombennächten ums Leben 
gekommen war und fand Menschen schuldunfähigen Alters, 
einige kommunistische Widerstandskämpfer und sogar russi- 
sche Zwangsarbeiter unter den Opfern. Von einem Täterkollek- 
tiv, so der Befund, könne also nicht undifferenziert geredet 
werden. Das war im Frühjahr 1995, als sich die antideutsche 
Linke mit ihrer 8.Mai-Kampagne für viele Bewegungs-Linke 
zur Bedrohung auswuchs. Bedroht schien der Glaube an einen 
guten, weil igendwie widerständigen Kern der Deutschen. 

Ein Jahr später widerfährt eine ähnliche Anfechtung der 
ganzen Nation. Ein amerikanischer Autor, dazu offensichtlich 
Jude, unterstellt nicht nur den Dresdnern „Hitler’s willing 
executioners“ gewesen zu sein, sondern dem ganzen deutschen 
Volk. Noch im Frühjahr 1945, als der Nazi-Staat in Trümmern 
lag und damit der organisierende Rahmen für die Fortsetzung 
des Mordens weggefallen war, hätte das deutsche Nationalkol- 
lektiv freiwillig das Vernichtungswerk fortgesetzt, bis buch- 
stäblich zum 8.Mai. 

Wo Linke noch des Hinweises auf die Existenz von Antifa- 
schisten bedurften, verweisen andere Freunde des deutschen 
Volkes unter Berufung auf ihren jüdischen Kronzeugen Viktor 
Klemperer auf ganz normale Deutsche, die selbst dann, als 
dieser schon den gelben Stern tragen mußte, ihn artig mit 
„Guten Tag, Herr Professor“ gegrüßt hätten. Von einem 
Täterkollektiv kann also keine Rede sein. Stattdessen geht der 
Vorwurf an Goldhagen zurück. Er teile den „Irrwahn einer 
kollektiven Verurteilung in seinem Verdikt über die Deut- 
schen.“ Wahnhaft ist jedoch nicht die Verurteilung der deut- 
schen Verbrechen, sondern die zwanghafte Abwehr eines nicht 
erhobenen Vorwurfs, „die Kollektivschuld-These“. Dazu Horst 
Pankow auf S. 40. 

„Ihe foundational concept for German popular political 
thought, The Volk, was conceptionally linked to and partly 
dependent upon, a definition of Jews as the Volk’s antithesis.“ 
Dieser Einsicht Goldhagens stimmen Stefan Vogt und Andreas 
Benl in „No Germans no Holocaust“, S. 42 zu, kritisieren aber 
Golhagens Antisemitismus-Definition, die den Zusammenhang 
von kapitaler Vergesellschaftung und modernem Antisemitis- 
mus nicht sieht, ohne den der Wahn völkischer Identität aber 
nicht zu erklären ist. 


„Der Fisch stinkt also 


vom Kopf her“ . 
Deutschen Intellektuellen mißfällt Dayton 


„Die NATO kämpft für Izetbegovic“, 
hat der TAZ-Redakteur Erich Rathfelder 
im Oktober 1995 einen Artikel überschrie- 
ben. Während der UNO-Vermittler Akashi 
und der EG-Unterhändler Carl Bildt ihr 
Fett wegbekommen, erscheinen die USA 
im umso glänzenderen Licht. „Nein, nicht 
die ewig nachgebende UNO und die un- 
entschlossenen, widersprüchlichen Euro- 
päer sind es, die jetzt über die Zukunft Bos- 
niens bestimmen. Spätestens im August 
dieses Jahres haben die USA das Zepter in 
die Hand genommen.“ Einen Monat bevor 
die drei bosnischen Kriegsparteien unter 
dem Druck der USA in Dayton das Ab- 
kommen unterschrieben, das seitdem die 
politische Entwicklung in der exjugosla- 
wischen Republik bestimmt, wußte Rath- 
felder genau wie die politische Marschrou- 
te aussieht: „In Bosnien darf es keinen ser- 
bischen Teilstaat geben. Diese Ansicht ver- 
treten fast alle serbischen, kroatischen und 
muslimischen Politiker in Sarajevo. Und 
auch die USA unterstützen immer deutli- 
cher die bosnische Regierung.“ (2) Begei- 
stert von der militärischen Gewaltanwen- 
dung der NATO in Bosnien schien verges- 
sen, daß vor nur 2-3 Jahren nicht nur der 
CSUler Otto v. Habsburg von der Paneu- 
ropa-Union die USA aufgefordert hatte, 
sich aus Jugoslawien herauszuhalten, da sie 
von den dortigen Gegebenheiten nichts 
verstünden. Auch in der TAZ wurde An- 
fang 1993 noch vor einer „Belgrad-Con- 
nection in Washington“ gewarnt. Finanzi- 
elle und geopolitische Interessen hätten die 
NATO-Führungsmacht auf eine eindeuti- 
ge Unterstützung Serbiens festgelegt. Wie 
die Spinne im Netz säße dabei Henry Kis- 
singer im Hintergrund und zöge die ent- 
scheidenden Fäden in einem „Geheim- 
plan“. Kissinger kontrolliere dabei nicht 
nur die wichtigsten, von der TAZ gehaß- 
ten, westlichen Politiker, die sich mit Ju- 
goslawien beschäftigten, wie den EG-Un- 
terhändler Carrington und den Niederlän- 
der van den Broek, sondern hätte auch ein 
eindeutiges Ziel vor Augen: Die „Einkrei- 
sung Deutschlands“ zu organisieren (schön 
wärs-d.S.). 

Auf der anderen Seite scheint auch im 
Lager der Restlinken mit den NATO-Bom- 


ben auf Pale das zarte Pflänzchen antideut- 
scher und antinationaler Kritik wieder zu 
verdorren und im traditionellen Antiimpe- 
rialismus der 70er und 80er Jahre zu ver- 
sinken. Ganz im Gegensatz zum realen 
Verlauf der Ereignisse behauptet Sean Ger- 
vasi in KONKRET, daß nicht nur Deutsch- 
land, sondern auch die USA Ende 1991 die 
EG-Staaten zur Anerkennung Kroatiens 
und Sloweniens drängten. (3) Die USA er- 
scheinen als die eigentlich treibende Kraft 
hinter dem Krieg auf dem Balkan. Das Ziel 
der US-Politik wird dabei ganz im Stil der 
Friedensbewegung der 80er Jahre definiert: 
Aneignung der Ressourcen der 3. Welt und 
die Ausschaltung der europäischen Kon- 
kurrenz, England, Frankreich und vor al- 
lem Deutschland. (4) Deutschland über- 
nimmt dabei lediglich die Rolle eines Hilfs- 
sheriffs der USA. Die politischen Ziele, die 
Gervasi der amerikanischen Regierung 
unterstellt, haben entsprechend weniger 
Ähnlichkeit mit dem klassischen Imperia- 
lismus der USA der letzten 40 Jahre, als 
vielmehr mit einer territorialen Neuord- 
nung Südosteuropas im Stile der deutschen 
Nationalsozialisten. Die gesamte territoria- 
le und staatliche Gestaltung Südosteuropas 
wird grundlegend umgekrempelt und neu- 
geordnet. Alle Staatsgrenzen werden neu 
gezogen. Nicht nur daß die Ziele der US- 
Politik damit völlig willkürlich und wider- 
sprüchlich bestimmt werden. Einmal geht 
es um die „Förderung eines muslimsich 
geführten Einheitsstaates in Bosnien-Her- 
zegowina“ und dann wieder um sein ge- 
naues Gegenteil, „die Bildung von Groß- 
Kroatien unter Einschluß der kroatischen 
Gebiete Bosniens“. (5) Mit der Politik, wie 
sie seit Dayton umgesetzt wird, hat dies 
nichts tun. 


„rast Food 
a l'americaine“ (6) 


Die Zustimmung, die Artikel, wie die 
des KONKRET-Autors Gervasi in der Linr- 
ken finden, ist nicht zuletzt eine Folge der 
Weigerung, die wachsende Konkurrenz 
zwischen den formell verbündeten NATO- 


Staaten überhaupt wahrzunehmen. Die na- 
tionalistische Formierung der deutschen 
Gesellschaft wird in ihrer Bedeutung völ- 
lig unterschätzt. Eine genauere Analyse der 
politischen Verarbeitung des Friedensab- 
kommens von Dayton in Deutschland zeigt 
aber, daß die Unterstützung der US-Poli- 
tik in Bosnien viel weniger eindeutig ist, 
als es das obige Zitat des TAZ-Journali- 
sten Rathfelder nahelegt. Der Prozeß von 
Dayton findet in Deutschland nämlich nur 
in einem Punkt Zustimmung. Begeistert ge- 
feiert worden sind hier nur die NATO- 
Bombardements aus dem Sommer und 
Herbst 1995, die das Abkommen von Day- 
ton tatsächlich (oder auch nur scheinbar) 
ermöglicht haben. (7) 

Das konkrete Abkommen selbst wird 
einer teils versteckten, teils offenen Kritik 
unterzogen. Die ganze Stoßrichtung von 
Dayton paßt den Deutschen nicht. Zwar ist 
seit dem Herbst 1995 nicht nur das Terri- 
torium, sondern auch der politische Ein- 
fluß der bosnisch-serbischen Politiker 
deutlich reduziert worden. Auf der ande- 
ren Seite fand aber eine Aufwertung von 
Slobodan Milosevic statt. (8) Der politi- 
sche Teil von Dayton ist in erster Linie in 
der Kooperation der USA mit Milosevic 
aufden Weg gebracht worden. Mit der Auf- 
hebung der Sanktionen und der Anerken- 
nung der Bundesrepublik Jugoslawien ist 
die regionale und internationale Isolierung 
Jugoslawiens aufgehoben. Milosevic kann 
es sich als Erfolg anrechnen, die seit der 
Unabhängigkeitsbestrebungen in Sloweni- 
en und Kroatien drohende Peripherisierung 
Serbiens zumindest abgeschwächt zu ha- 
ben. Seitdem die Europa-Euphorie nicht 
nur in Bulgarien sondern selbst im Muster- 
land Slowenien, wo wieder eine verstärkte 
Orientierung auf den jugoslawischen Markt 
erfolgt (9), deutlich abgeschwächt ist, kann 
Serbien wieder auf eine stärkere regionale 
Wirtschaftskooperation anstelle einer illu- 
sorischen EG-Mitgliedschaft setzen. Milo- 
sevic hat bereits frühzeitig auf diese, seit 
dem Comeback der Kommunisten in Bul- 
garien deutlicher werdende Tendenz rea- 
giert. Seit spätestens 1993 hat er sich vom 
serbischen Nationalismus als politischer 
Legitimationsideologie verabschiedet und 
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diesen durch einen neuen Jugoslawismus 
und das Werben um verstärkte regionale, 
politische und ökonomische Kooperation 
auf dem Balkan abgelöst. Gerade diese 

. Orientierung von Milosevic um eine ver- 
stärkte Form irgendeiner Reintegration der 
Ex-jugoslawischen Staaten macht diesen 
für die US-Politik attraktiv. 

Die Aufwertung von Milosevic ist da- 
gegen den Deutschen ein Dorn im Auge. 
„Plötzlich gilt jedoch unter Friedensver- 
handlern“, mault der ZDF-Journalist Mi- 
chael Schmitz „der eigentliche Kriegstrei- 
ber Slobodan Milosevic wieder als respek- 
tierter Partner.“ (10) Die Tatsache, daß die 
Bundesrepublik Jugoslawien im südosteu- 
ropäischen Staatensystem wieder eine po- 
litische Rolle spielt, empfinden die Deut- 
schen, die „Serbien in die Knie zwingen“ 
wollten, als Affront gegen die eigenen na- 
tionalen Interessen. Während Milosevic 

"vor allem auf die ökonomische Karte setzt 
bei dem Versuch, die exjugoslawischen 
Staaten stärker an sich zu binden, geht der 
Schützling Deutschlands, Kroatien, einen 
ganz anderen Weg. Kroatien erhebt seit der 
Eroberung der Krajina den Anspruch, als 
militärische Ordnungsmacht im jugoslawi- 
schen Raum aufzutreten. 

Zum anderen hat die Ordnung von Day- 
ton’ wenig mit dem zu tun, was in Deutsch- 
land als „‚Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker“ propagiert wird. Der bosnische Staat, 
wie er in Dayton fixiert wurde, ist mehr 
Fiktion als Realität. Tatsächliche Regie- 
rungsgewalt übt die Izetbegovic-Regierung 
nur in den Gebieten aus, in der die musli- 
mische Armee steht. Das ist gerade mal ein 
Viertel des bosnischen Territoriums. (11) 
Der bosnische Staat der jetzt entstanden ist, 
wird noch deutlicher als der ursprünglich 
von Izetbegovic anvisierte Staat ein An- 
hängsel seiner Nachbarn sein, entweder 
Kroatiens oder Serbiens. (12) 


Während die Bundesregierung realpo- 
litische Zurückhaltung übt, wird aus den. 


unteren Chargen der Politik und der Pres- 
se Dayton als „Fast Food ä l’am£ricaine“ 
beschimpft. Vor allem in der TAZ werden 
die „Zivilgesellschaftlichen Nationalisten“ 
nicht müde, nach Wegen zu suchen, mit 
denen Dayton gekippt werden kann. Die 
ganzen „Enthüllungen“ in der TAZ über die 
Verwicklung von Milosevic in die Erobe- 
rung und die Massaker von Srebrenica zei- 
gen deutlich, daß in den Berliner Redakti- 
onsetagen das Propagandagetöse gegen die 
. angebliche „Belgrad-Connection in Wa- 
shington“ kein Relikt der Vergangenheit ist. 
Indem auf Milosevic als angeblichen Ur- 
heber der Eroberung von Srebrenica ge- 
zeigt wird, soll die ganze Architektur von 
Dayton zum Einsturz gebracht werden. Da 
istihnen jeder Anlaß recht. „Die Anklage- 
erhebung gegen den bosnisch-serbischen 
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General Djorde Djukic vor dem Kriegsver- 
brechertribunal in Den Haag bringt Milo- 
sevic wieder in die Schußlinie.‘“ freut sich 
Georg Baltissen. „Ein Umstand, der Poli- 
tiker und Diplomaten ins Schwitzen brin- 
gen dürfte, ist Milosevic für sie doch der 
Garant für die Umsetzung des Dayton- 
Abkommens und die Disziplinierung der 
bosnischen Serben.“ (13) Zur gleichen Zeit 
wurden die USA beschuldigt, bewußt alle 
Informationen über die bevorstehende Er- 
oberung Srebrenicas zurückgehalten zu 
haben, um keine Diskussion über ein 
NATO-Eingreifen zu provozieren. Die 
Kampagnen der letzten Monate — Srebre- 
nica, die von der „Gesellschaft für bedrohte 
Völker“ organisierte Rückführung musli- 
mischer Flüchtlinge auf‘serbisches Gebiet, 
die Forderung nach einer Verschiebung der 
Wahlen - dienen allein dem Zweck, den 
Kompromißcharakter von Dayton auszu- 
höhlen. 


Dayton = Vance/Owen-Plan 
plus zwei Jahre mehr Krieg 


Die Ablehnung von Dayton kann nicht 
verwundern, vergleicht man das Abkom- 
men, mit den früheren UN- und EG-Ver- 
mittlungsbemühungen. In der deutschen 
Doktrin vom „nationalen Selbstbestim- 
mungsrecht“ hat das übliche Instrumenta- 
rium des zwischenstaätlichen Umgangs 
und des imperialistischen Krisenmanag- 
ements, wie Verträge und Kompromisse 
über strittige Fragen, keinen Platz. Solche 
Herrschaftskompromisse gelten hierzulan- 
de als Verrat an existenziellen nationalen 
Interessen. Entsprechend sind alle Vermitt- 
lungsbemühungen von EU und UNO in 
Jugoslawien aufs schärfste bekämpft wor- 
den. So erging es dem Lissaboner Abkom- 
men vom Frühjahr 1992, das einen inter- 
nen Herrschaftskompromiß in Bosnien 
vorsah auf Grundlage der Kantonisierung 
des Landes. Die von Kroaten und Serben 
geforderte Kantonisierung wurde hier als 
blanker Faschismus gegeißelt, obwohl die- 
se nichts anderes bedeutete als die in 
Deutschland ansonsten populären „Auto- 
nomie-Mödelle“ für nationale Minderhei- 
ten. 


Die schärfste Kritik aber traf den sog. 
Vance/Owen-Plan von 1993. Während die 
Bundesregierung hier realpolitische Soli- 
darität mit den anderen EG-Staaten übte, 
überboten sich Presse und Fernsehen in 
vernichtender Kritik. Vor allem vom grün- 
alternativen Spektrum und in der TAZ wur- 
den Vance/Owen als Vertreter serbischer 
Interessen, als Urheber ethnischer Säube- 
rungen kritisiert, die in der Tradition west- 


lichen Appeasements von München 1938 
agieren würden. Gerade so, als hätte man 
nicht selbst beim Zerfall Jugoslawiens das 
nationale Selbstbestimmungsrecht propa- 
giert wurden Engländer und Amerikaner 
als Erfinder des ethnischen Prinzips in der 
internationalen Politik gegeißelt. Vance 
und Owen wurden zudem beschuldigt, daß 
sie mit ihrem Plan den muslimisch-kroati- 
schen Krieg ausgelöst hätten. Dabei war 
auch dieser letztlich nichts anderes als ein 
Ausfluß zweier letztlich unvereinbarer na- 
tionaler Interessen. (14) 


Gescheitert ist der Vance/Owen-Plan 
letztlich am Veto der USA. Angeblich weil 
der die muslimische Seite benachteiligt 
hätte, tatsächlich aber um sich gegenüber 
den Europäern wieder als weltweite Ord- 
nungsmacht zu etablieren, brachten die 
USA den Plan zu Fall. Das Dayton-Ab- 
kommen unterscheidet sich von Vance/ 
Owen nur dadurch, daß zwischen beiden 
Abkommen zwei weitere Jahre Krieg lie- 
gen. Trotz der promuslimischen Rhetorik 
der USA hatte die Belgrader Zeitung recht, 
die schrieb: „Es klingt paradox, aber die 
Angriffe gegen die Serben hatten eigent- 
lich das Ziel, die Moslems an den Verhand- 
lungstisch zu bringen.“ (15) Im Unter- 
schied zu den Verfechtern des nationalen 
Selbstbestimmungsrechtes hatten die USA 
erkannt, daß ein Staat, wie ihn sich Ali Izet- 
begovic vorstellt nur mit brutaler Gewalt 
und dauerhaftem Engagement der Groß- 
mächte zusammengehalten werden kann. 
Die Unterstützung für die bosnische Re- 
gierung resultierte nicht aus dem Prinzip 
der nationalen Selbstbestimmung wie in 
Deutschland, sondern aus den gleichen 
Gründen, die zur Ablehnung der kroati- 
schen und slowenischen Unabhängigkeits- 
bestrebungen führten: die Furcht, daß Ju- 
goslawien in immer kleinere Mini- und 
Miniaturstaaten zerfällt, die letztlich ganz 
Südosteuropa in einen Krieg um neue 
Grenzen führt. 


Das Problem der USA bestand darin, 
den fiktiven Staat Bosnien zu zerlegen, 
ohne daß dieses etwa von den Albanern im 
Kosovo als eine Einladung zum Anschluß 
an Albanien aufgefaßt wird. Im Unter- 
schied zur deutschen Politik haben die 
USA, die mittlerweile Albanien fest an sich 
gebunden haben, nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß der Kosovo fester Bestand- 
teil der Bundesrepublik Jugoslawien blei- 
ben soll. Die Formel, die die USA nun für 
diese Lösung gefunden haben unterschei- 
det sich kaum vom Vance/Owen-Plan. Ein 
Gebilde namens Bosnien-Herzegowina, 
das über kein wirkliches staatliches Ge- 
waltmonopol verfügt, soll über zwei bis 
drei tatsächliche Staaten gestülpt werden, 
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die nur nicht so genannt werden. Wie we- 
nig die USA sich dabei von dem in 
Deutschland so beliebten ethnischen 
Prinzip leiten lassen, zeigt die konkrete 
Gebietsaufteilung in Bosnien. Weil die 
Muslime so schwach waren mußten ih- 
nen die Serben ein Stück Gebiet abtre- 
ten. Diese wurden dafür durch ein von 
den Kroaten gehaltenes Gebiet entschä- 
digt. 


Es war nicht in erster Linie die Ge- 
walt der NATO, die Dayton erzwungen 
hat. Weit eher als die NATO-Bomben hat 
die Tolerierung des kroatischen Vorge- 
hens in der Krajina die Neuaufteilung der 
Territorien in Bosnien vorangetrieben. 
Zu kritisieren ist das Dayton-Abkommen 
im Vergleich zu Vance/Owen gerade in 
diesem Punkt. Die USA haben, in Er- 
kenntnis der muslimischen Schwäche, 


Anmerkungen: 

1) Die TAZ v. 4.6.96 zum Dayton-Abkommen in 
einem Interview mit dem deutschen Vertreter 
in der internationalen Kontaktgruppe, Michael 
Steiner 

2) TAZ v. 6.10.1995 

3) Sean Gervasi: Vietnam Il: Die USA auf dem 
Balkan, in: KONKRET 9/95, S. 36-45, hier S 
40, letzter Abschnit 

4) „7. Institutionalisierung des amerikanischen 
Einflusses in Südosteuropa und dem Mittel- 
meerraum, um den Zugang der Europäischen 
Union oder Deutschlands zu den islamischen 
Märkten oder den natürlichen (!) Ressourcen 
des Orients zu blockieren.“ Ebd., S. 39. Noch 
schärfer betont Gervasi das US-Interesse am 
Krieg auf dem Balkan in einem Interview mit 
der JUNGEN WELT: „Abgesehen davon hatte 
das Anheizen des Krieges eine höchst positive 
Funktion für die USA: die Einigung Westeuro- 
pas, ihres wichtigsten Konkurrenten, wurde ge- 
stoppt.“ Wird der Balkan für die USA zum zwei- 
ten Vietnam, Interview mit Sean Gervasi in 
JUNGE WELT v. 22.7.95. Ohne daß der Inter- 
viewer, Jürgen Elsässer, widerspricht oder auch 
nur kritisch nachfragt, wird der Grund für das 
Scheitern der „gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik der EU“ nicht mehr in der Aner- 
kennungspolitik Deutschlands ausgemacht, 
sondern in der Politik der USA. 

5) Ebd. S. 39 

6) Die CDU-Abgeordnete im Europa-Parlament 
Pack, FAZ v. 20.6.1996 

7) Im allgemeinen gilt das Abkommen, in dem 
die bosnischen Serben Milosevic als alleinigen 
Verhandlungsführer der serbischen Seite ak- 
zeptierten, als wichtigster diplomatischer Mei- 
lenstein für Dayton. Das Abkommen gilt wie- 
derum als Folge der erneuten NATO-Luftangriffe 
seit dem 30.8.95 nach dem Massaker an 17 
Zivilisten in Sarajevo am 28.8.95. Richard Hool- 
brooke hat diese offizielle Version bei seinem 
Eintreffen in Belgrad am 30.8.95 verkündet und 


ihre Politik seit 1994 gegenüber dem 
notorischen Antisemiten Tudjman grund- 
legend geändert und auf eine Unterstüt- 
zung Kroatiens umgeschaltet. Die 
NATO-Gewalt selbst war eher symbo- 
lisch. Wären die Serben nicht schon vor- 
her kompromißbereit gewesen, dann hät- 
te sich bald die Frage nach einem weite- 
ren Eskalationsschritt aufgedrängt. Die- 
ser aber hätte nur in Bodentruppen be- 
stehen können. Nicht nur, daß die USA 
dies auf keinen Fall wollen, Bodentrup- 
pen hätten die Differenzen innerhalb der 
NATO wieder offen aufbrechen lassen, 
worauf Georg Kenney, ein vom ehemali- 
gen Muslim-Freund zum scharfen Kriti- 
ker der Bosnien-Liebhaber gewandelter 
US-Politiker zu recht hinweist. (16) Und 
tatsächlich hat der im Zusammenhang mit 
den NATO-Angriffen stehende Vor- 
marsch der Kroaten und Muslime auf 


von den meisten Medien ist sie auch so über- 
nommen worden. In der oppositionellen Belgra- 
der Zeitung Vreme vom 4.9.1995 haben aber 
die beiden Journalisten Ivan Radovanovic und 
Ljiljana Smajlovic (Savez Jednog, S. 8-10) dar- 
auf hingewiesen, daß Milosevic zwar am 29.8. 
das Abkommen öffentlich bekanntgemacht hat. 
Abgeschlossen wurde es aber am 27.8., also 
einen Tag vor dem Anschlag in Sarajevo und 
drei Tage vor den NATO-Luftangriffen. Vgl. 
Obrad Kesic: Politics, Power, and Decision 
Making in the Serb Republic, in: Problems of 
Post-Communism, 2/1996 (März-April), S. 56- 
64, hier S. 64, Anm. 15. 

8) Anders als Tudjman und die bosnischen Kroa- 
ten, waren Milosevic und die bosnischen Ser- 
ben immer politische Gegner. Während Milo- 
sevic die Funktionäre der ehemaligen KP re- 
präsentiert, waren die Politiker der bosnischen 
Serben immer fanatische Antikommunisten. Ihre 
Bündnispartner in Serbien waren immer die na- 
tionalistischen und liberalen Oppositionsparteien. 
9) „Mit Ausnahme der Christlichen Demokra- 
ten sprechen sich inzwischen alle Parteien mehr 
oder weniger deutlich gegen die EU aus, ob- 
schon beinahe alle, von Präsident Kucan bis 
zum parlamentarischen Hinterbänkler, die Ein- 
heit Europas unter Einschluß Sloweniens im 
Munde führen.“ Reinhard Olt: Slowenische Ei- 
genarten, in: FAZ 5.12.95 Seit ca. 1 1/2 Jahre 
nwird Slowenien in der überwiegenden Mehr- 
zahl der FAZ-Artikel wegen jugo-kommunisti- 
scher Nostalgie heftig kritisiert. 

10) M. Schmitz: Gesucht: Eine neue Außenpo- 
litik, in: DIE ZEIT v. 13.10.95 

11) Von den Gebietsgewinnen 1995 gingen ca. 
70% auf das Konto der bosnischen Kroaten und 
nur 15% auf das der Muslime, ungefähr genau- 
soviel wie ihnen die Serben an anderer Stelle 
wieder abgenommen haben. Und auch diese 
15% schafften sie nur mit der Hilfe der mit ih- 
nen verbündeten Konkurrenten, der Kroaten. 


Banja Luka auch zu heftigem Streit im 
NATO-Bündnis geführt. „Eine Steige- 
rung der Luftangriffe“, schrieb die NZZ 
„hätte wahrscheinlich bald einmal die 
schon sichtbaren Risse im Nordatlantik- 
pakt vertieft.“ (17) Eine politische Lö- 
sung für Bosnien konnten die USA nur 
durchsetzen, weil sie das 1995 völlig zer- 
strittene und paralysierte Lager der 
NATO-Staaten wieder unter eine Füh- 
rung pressen konnte. 


In völliger Umkehrung der realen 
Verhältnisse wird dagegen in Deutsch- 
land die Gewalt bejubelt und die politi- 
sche Lösung bekämpft. 


Heinz Willemsen 


12) In der Türkei gibt es eine Strömung unter 
den islamischen Fundamentalisten, die ein Zu- 
sammengehen zwischen Muslimen und Serben 
gegen den Westen befürwortet und die in letz- 
ter Zeit öfters bei Izetbegovic weilten. In der 
taz v. 2.5.96 fürchtet E. Rathfelder schon: „Es 
wird jetzt sogar zunehmend über die Möglich- 
keit einer Koalition zwischen den Muslimen und 
Serben gegen die Kroaten gesprochen.“ 

13) G. Baltissen: „Alle Finger zeigen auf Milo- 
sevic“, TAZ v. 2./3.3.96 

14) Ideologisch war die Gegnerschaft zwischen 
Muslimen und Kroaten bereits in den 80er Jah- 
ren, wie in den Schriften von Tudjman erkenn- 
bar ist, angelegt. Zudem sind die ersten Kämp- 
fe zwischen beiden Parteien schon im Oktober 
1992, also lange vor der Formulierung des Van- 
ce/Owen-Planes ausgebrochen. Die aufbre- 
chende Feindschaft zwischen den beiden Grup- 
pen ist auch keine Folge ihrer gemeinsamen 
Niederlage wie dies taz und FAZ immer wieder 
behauptet haben. Sowohl 1992, als die Kroa- 
ten die Serben in Mostar besiegten, als auch 
im Herbst 1995 brechen die Streitigkeiten zwi- 
schen Muslimen und Kroaten als Folge ihrer 
Siege, beim Streit um die Beute aus. 

15) Zit. n.: M. Glenny: Uncle Sam bringt Frie- 
den in: Profil 36/1995, S. 49. Zur US-Haltung 
gegenüber dem Vance/Owen-Plan schreibt 
David Owen: Balkan-Odysee, S. 237 „Beden- 
kenlos hatten sie den Plan zunächst als anti- 
muslimisch kritisiert und dann mehr Gebiete für 
die Serben gefordert.“ 

16) „Denn dieses Szenario (US-Truppen zur 
Organisierung eines UNO-Rückzuges) würde 
meiner Meinung nach eine Krise im Nordatlan- 
tischen Bündnis mit weitaus größeren Erschüt- 
terungen als die Suez-Krise hervorrufen.“ Ge- 
org Kenney im taz-Interview v. 6.6.95 

17) NZZ v. 15.9.95, davor FAZ v. 15.9.95 
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Gesellschaftliches Beisammensein 
Nationale Erneuerung als soziale Frage 


Als „unaggressiv, hilfesuchend, ver- 
söhnlich“ und als „gesellschaftliches Bei- 
sammensein“ schildert DIE ZEIT (21.6.96) 
die 350.000-Demonstration in Bonn gegen 
die Sparpläne der Regierung. Um etwa 
vorhandene Zweifel darüber, ob denn nun 
in Deutschland französische Verhältnisse 
ausgebrochen sind zu zerstreuen, wird im 
„Tagesspiegel“ (17.6.) — nach der Devise: 
man kennt ja seine Pappenheimer — über 
die selbe Demonstration folgendermaßen 
berichtet: „Daß die Straßen der Innenstadt 
für den Verkehr gesperrt sind, hält die De- 
monstranten nicht ab, vorsichtshalber an 
roten Ampeln zu warten.“ Weiterhin wird 
darauf verwiesen, daß es den Prinzen ge- 
lang, mit ihrem selbstmitleidigen Stück 
übers Besudeln beim Mitmachen-müssen 
im Kapitalismus, „Du mußt ein Schwein 
sein ... “, die Stimmung im Hofgarten an- 
zuheben. Während in der Sozialpolitik die 
Grenzen von Armuts- und Arbeitspolitik 
zunehmend aufgehoben werden, war es 
dort auch an der Zeit, das Bündnis mit der 
Kirche — in Person einer Hamburger Bi- 
schöfin — zu bekräftigen. 

Aus guten Gründen fühlte sich die Ta- 
gespresse also dazu aufgerufen, gegen die 
kalkulierte Kohlsche Diffamierung vom 
„Druck der Straße gegen gewählte Parla- 
mentarier“, das Demonstrationsrecht zu 
verteidigen. „Die Friedfertigkeit und der 
Ernst der Veranstaltung auf der Hofgarten- 
wiese lassen den Schluß zu, daß sich die 
Gewerkschaften und ihre Klientel der ohne 
Zweifel notwendigen Neuordnung der so- 
zialen Marktwirtschaft nicht verweigern. 
Sie wollen sich dabei nicht einfach Geset- 
ze verordnen lassen, sondern sie aktiv mit- 
gestalten — so wie die Verfassung es vor- 
sieht.“ (TSP 17.6.96) An dieser zutreffen- 
den Einschätzung ist nur zu beanstanden, 
daß so getan wird, als sei dies erst auf der 
Demo deutlich geworden. Die rückhaltlo- 
se Bereitschaft der Gewerkschaften und 
ihrer Klientel, den „Standort Deutschland“ 
aktiv mitzugestalten, wurde aber mit den 
„Bündnissen für Arbeit‘ sowie der Hatz auf 
vermeintliche Schwarzarbeiter auf Baustel- 
len - natürlich allesamt „Ausländer“ - be- 
reits hinlänglich unter Beweis gestellt. 

Doch es gibt auch Versuche, innerhalb 
der Gewerkschaften eine gegen deren of- 
fizielle Linie gerichtete Opposition zu sam- 
meln und zu mobilisieren. Seit der Berli- 
ner HBV-Vorstand mit der Berliner Erklä- 
rung im Vorfeld des diesjährigen I. Mai 
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eine Debatte um oppositionelle Gewerk- 
schaftspolitik eröffnete und eine Annähe- 
rung an die außergewerkschaftliche De- 
monstrations-Bewegung (in Berlin ist dies 
z.B. das Bündnis gegen Sozialleistungskür- 
zungen und Ausgrenzung) für ein „Bünd- 
nis von unten“ mit „den Beschäftigten, mit 
den Erwerbslosen, den Mittellosen und den 
Benachteiligten“ suchte, meldet sich ver- 
stärkt Protest gegen die Gewerkschaftsspit- 


ze. Wurde da in den Berichten über die 


größte Gewerkschaftsdemo der BRD etwas 
Wesentliches unterschlagen’? 


Aufgaben für die Linke 


Der DGB ist auf die Bonner Demon- 
stration erst nach der Aufkündigung des 
„Bündnis für Arbeit“ aufgesprungen und 
hat die ursprünglichen Initiatoren, den 
„Arbeitskreis Sternmarsch gegen Sozialab- 
bau“, schließlich des Terrains verwiesen. 
Zu Beginn wurde in eben diesem Bündnis 
das Aufspringen des DGB dahingehend 
interpretiert, daß unter dem Druck einer 
unruhigen Basis, wie sie sich schon am 1. 
Mai in Berlin gezeigt hatte, der DGB ak- 
tiv werden und Farbe bekennen müsse. Es 
wurde eine Chance zur Radikalisierung 
gewittert und die Ereignisse schienen dem 
auch noch recht zu geben. Doch war es am 
Ende wieder wie schon davor. Der DGB 
hatte kurz vor dem Demotermin das Heft 
alleine in die Hand genommen und die 


Zusammenarbeit mit dem Bündnis aufge- 


kündigt. Dennoch war die Opposition ge- 
gen den Schulte-Kurs präsent. Nicht nur 
wurde Empörung laut über die Regierung, 
der das Scheitern des „Bündnisses für Ar- 
beit‘ angelastet wurde, und die Ablehnung 
des Sparpaketes bekräftigt -— es wurden 
auch Transparente gegen Sozialpartner- 
schaft und mit Kritik am „Bündnis für Ar- 
beit“ gezeigt. Wiederum gab es Pfiffe für 
Schulte. Selbst Chefs von diversen Einzel- 
gewerkschaften sprachen vom General- 
streik. Auf der Demo waren auch ein revo- 
lutionärer Block und Antifas vertreten. 
Vielleicht, so die allseitige Hoffnung, 
ist es ja doch möglich, wenigstens in An- 
sätzen, Verhältnisse wie in Frankreich her- 
beizuführen. „Diese Demo ist für uns ein 
weiterer Schritt hin zu einer kämpferischen 
Bewegung gegen Sozialabbau“ hieß es in 
einer Ankündigung vom 14.5.96 für den 
revolutionären Block in Bonn. Und wer in 


alter massenpolitischer Manier diese Mög- 
lichkeit heranreifen wähnt, sieht das 
Pflänzchen auch schon in den Himmel 
wachsen: Die „soziale Frage“ gibt einen 
Bezugspunkt für verschiedenste linke Teil- 
mengen ab. Genannt seien nur die 1. Mai- 
Demos in Berlin: Die „revolutionären“ da- 
von waren wesentlich größer als spätere 
antimilitaristische Bündnisdemos, selbst 
als die Anti-Papst-Demonstration, bei der 
Linke ein Bündnis mit der kritischen Kir- 
che suchten. Die vorausgehenden Studen- 
ten- und Antikahlschlags-Demos des 
Bündnises gegen Leistungskürzungen und 
Ausgrenzung waren, was die Mobilisierung 
betraf, andauernd und bis zu 35.000 Teil- 
nehmer stark. Gewerkschaftsopposition 
und außergewerkschaftliche Bewegung 
scheinen sich ideal zu ergänzen. Da kommt 
Hoffnung auf, denn schließlich, so das Cre- 
do, liegt in jeder Bewegung die Chance zur 
Radikalisierung. Diese scheint nur vom 
geschickten Agieren der Linken in der so- 
zialen Frage abzuhängen. Hartnäckig le- 
gen sich Linke eine Idylle zurecht, in de- 
ren Mittelpunkt der kämpferische Prolet 
steht, der sich die Butter nicht vom Brot 
nehmen läßt. Zwar nicht unterschlagen aber 
auch nicht problematisiert wird dabei, daß 
die Prämisse der derzeitigen Diskussion 
über den sozialen „Strukturwandel“ darin 
besteht, die soziale Reproduktion an die 
Bewährungskriterien des „Standort 
Deutschland“ zu koppeln. Es wird in der 
Gewerkschaftsopposition zwar gegen den 
„Standort Deutschland“ argumentiert und 
dies auch mit einer Argumentation gegen 
die Sozialpartnerschaft des „Bündnis für 
Arbeit“ verbunden (1). Vehemente Kritik 
am korporativistischen „Modell Deutsch- 
land“, und am „Bündnis für Arbeit‘ wird 
in Permanenz aber auch in der FAZ geübt, 
so z.B. R. Hank: „,... der systemerhaltende 
Quietismus des Korporatismus (ist) unter- 
dessen selbst zum Standorthindernis ge- 
worden“. (2) Der Gegenstand der Ausein- 
andersetzung ist dabei die Unterwerfung 
der Arbeitskraft unter die Globalisierung 
(FAZ) oder deren nationales Abfedern 
(„Bündnis für Arbeit“). Dennoch geht es 
um zwei sich ergänzende Auffassungen 
vom „Standort Deutschland“. Die gewerk- 
schaftliche Opposition will sich dazwi- 
schen nur nicht festlegen. 

Unterstellt, es gäbe anhand der sozia- 
len Frage eine nennenswerte Radikalisie- 
rung, so würde sie sich auf genau dieser 
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Grundlage vollziehen. Wenn Schulte rhe- 
torisch der heilige Zorn packt und er, wie 
noch im Mai, vor dem „Klassenkampf von 
unten“ warnt, Anfang Juni aber bereits von 
sich gibt: „wenn die Regierung das Spar- 
paket nicht aufgibt, dann sind die Streiks 
und Proteste in Frankreich im Winter nur 
ein müder Abklatsch gegen das, was an 
Protesten und Wut in Deutschland auf sie 
zurollt“, wird kaum jemand auf die Idee 
kommen, die klassenkämpferischen Phra- 
sen als Aufscheinen einer Radikalisierung 
zu interpretieren. Allzu offensichtlich ist 
das Bemühen zu erkennen, einen Ton zu 
treffen, der Wirkung zeigt. Doch bereits 
beim einfachen Gewerkschaftsmitglied 
wird diese taktische Finesse schon kaum 
mehr für wahrscheinlich gehalten, denn bei 
ihm ist mit der sozialen Frage ein vermeint- 
liches objektives Interesse mit im Spiel, 
daß einem Chef nicht unterstellt wird. 
Ebenso wie die Gewerkschaftsfunktionäre 
ihre Rhetorik darauf ausrichten, mit einer 
sich einstweilen noch zierenden Regierung 
ins Geschäft zu kommen, hat auch die 
Demo samt ihrem oppositionellen Anhang 
nichts anderes im Sinn. Schulte und seine 
Opposition unterscheiden sich allerdings, 
was die Präferenzen für die Mittel angeht. 
Schulte droht mit der tätlichen Auseinan- 
dersetzung lieber nur, die Opposition wür- 
de sie lieber angehen. 


Der „Arbeiter“ des ausge- 
henden 20. Jahrhunderts 


Heiner Möller schrieb vor zweieinhalb 
Jahren in der Bahamas: „Weil die jetzige 
Welle von Deregulierung und Sozialabbau 
unwiederbringlich das Ende des bisherigen 
Wohlfahrtsstaates anzeigt, werden die so- 
zialen Konflikte unzweifelhaft zunehmen. 
Sie werden aber auf der Basis der prinzi- 
piellen Akzeptanz von D-Mark und deut- 
schen Spitzenprodukten als Quelle des 
Wohlstands nicht sozialrevolutionäre 
Energien freisetzen, sondern einen ver- 
schärften Konkurrenzkampf um den Platz 
an den deutschen Versorgungströgen, die 
vermeintlich Wohlstand garantieren, aus- 
lösen.“ Es sei „ein Comeback all jener An- 
sätze zu erwarten, die ihre Politik überwie- 
gend sozial definieren. Sei es der sozial- 
politisch-sozialarbeiterische Ansatz der 
PDS (die Jugend von der Straße holen), 
oder die Strömungen, die in irgendeiner 
Weise das revolutionäre (oder eher: sozi- 
alreformierte) Subjekt Arbeiterklasse, oder 
weiter gefaßt ‚der Klasse‘ allgemein (wie 
es Autonome gern formulieren) wiederent- 
decken“ Er kam zu dem Schluß: „Die Sub- 
jekte eines linksradikalen Projekts lassen 
sich nicht klassenmäßig sozial definieren, 
sondern nur politisch. Wenn die Arbeiter 


des 19. Jahrhunderts kein Vaterland hatten 
(so das ‚Kommunistische Manifest‘), dann 
sind in den imperialistischen Metropolen 
diejenigen, die kein Vaterland haben (wol- 
len), die ‚Arbeiter‘ des ausgehenden 20. 
Jahrhunderts‘. (3) Spätestens jetzt ist das 
Comeback da. 


Nationalsoziale Frage 


Um als legitim zu gelten, muß sich hier- 
zulande jegliches gesellschaftliche Parti- 
kularinteresse als Anstrengung zur 
Hebung des Gemeinwohls ausweisen. Wa- 
ren es bis in die 80er Jahre noch die „Sach- 
zwänge“, denen als eigentlicher Souverän 
sich jeder zu beugen hatte, so wird mit ver- 
schärfter Krise das Gemeinwohl wieder 
offen nationalistisch definiert. Insbesonde- 
re die soziale Frage gibt sich nunmehr of- 
fen als nationalsoziale Frage zu erkennen. 
Das ruft natürlich die Rechten auf den Plan, 
die sehr wohl wissen, daß die Stiftung ei- 
nes gesellschaftlichen Konsenses mit den 
Mitteln der Sozialpolitik konstitutiv für die 
deutschen Verhältnisse ist und deshalb 
glauben, von der Krise profitieren zu kön- 
nen. Ein x-beliebiges Beispiel: „Der ge- 
plante dramatische Sozialabbau ist Vorbo- 
te des nationalen Ausverkaufs auf dem 
Altar des internationalen Mammons. Na- 
tionalstaatliche und regionale Eigenstän- 
digkeit sichern Möglichkeiten für mehr 
soziale Gerechtigkeit.“ (4) Bei so einer 
Formulierung ist in der Linken der Opti- 
mismus in Bezug auf die Radikalisierung 
an der sozialen Frage schnell gebrochen. 
Dann übernehmen die Linken den Part der 
Warner und Mahner, die den Rechten zu- 
gleich mutig und entschlossen das Terrain 
streitig machen wollen. Genauso heißt es 
auch heute: man dürfe die soziale Frage 
nicht den Rechten überlassen. 

Ungefähr 15 Jahre ist es her, daß Linke 
damit begannen, einander reihenweise auf- 
zufordern, sich doch der nationalen Frage 
anzunehmen, um diese nicht der Rechten 
zu überlassen. Der Erfolg dieser Bemühun- 
gen war, daß nationale Denkformen in ei- 
nem noch größeren Maße hoffähig wurden, 
als sie es sowieso schon waren, auf jeden 
Fall mehr als es den rechtsradikalen Zir- 
keln hierzulande je gelungen wäre. Jetzt, 
wo die Bundesregierung bei ihrer Stand- 
ortpolitik auf den Resultaten der nationa- 
len Mobilmachung aufbauen kann, wenn 
sie gesellschaftliche Prozesse nach den 
Erfordernissen deutscher Selbstbehaup- 
tung neu formiert, besinnen sich Linke 
plötzlich wieder auf die soziale Frage. Und 
wieder ist es die Beschwörung einer dro- 
henden „Gefahr von rechts“, die dem Auf- 
ruf zum Handeln und Eingreifen vorangeht. 
Das ist gleich doppelt unsinnig, denn zum 
einen ist die „Vereinnahmung‘ der „sozia- 


len“ durch die nationale Frage nichts, was 
von den Rechten heute erst forciert wird, 
sondern eine Tatsache, an deren Entstehung 
die Linken maßgeblich beteiligt waren. 
Zum anderen ist die Warnung davor, den 
„kostbarsten Standortfaktor‘, den „sozia- 
len Frieden“, zugunsten eines „Manche- 
ster-Kapitalismus“ zu opfern, keine exklu- 
sive Angelegenheit der Rechten, sondern 
eine nationalistische Agitation, die konsen- 
sual von den Sozialausschüssen der CDU 
über die SPD, den DGB, die Grünen bis 
hin zur PDS betrieben wird. Insofern neh- 
men sich die DSU, von der das oben ange- 
führte Zitat stammt, und der DGB in ihrer 
politischen Ausrichtung überhaupt nichts. 
Die Annahme, unter diesen Vorgaben die 
„soziale Frage“ von links „besetzen“ zu 
können, erfordert, daß man sich blind und 
taub stellt oder das Wahrgenommene so zu- 
rechtlegt, daß es paßt. Meistens wird sich 
für zweiteres entschieden, z.B. für die 
Leugnung oder Schönfärbung des Rassis- 
mus bei Arbeitern. Fast überall in der Lin- 
ken gab es ein seichtes Umgehen, teilwei- 
ses Verschweigen und verspätetes Wahr- 
nehmen, was den proletarischen Rassismus 
auf dem Bau betrifft. Einige Freunde des 
wiederentdeckten revolutionären Subjekts 
rufen wegen der Erfolglosigkeit ihrer Agi- 
tation bei den Proleten „die sonst so ver- 
balforschen antideutschen Gruppen“ zu 
Hilfe, wie in einem Fall Richard Rother (5). 
Ausgerechnet die wenigen Linken, die sich 
der ewigen Subjekt-Sucherei nicht subsu- 
mieren, werden nun von den verhinderten 
Freunden des Proletariats für die Misere 
haftbar gemacht. Als in der vorletzten Ju- 
niwoche 80 italienische Bauarbeiter in 
Berlin-Friedrichshain ihre Baustelle be- 
setzten, um ihre seit 3 Monaten ausstehen- 
den Lohnzahlungen einzufordern, fühlte 
sich nicht nur die IG-Bau als nicht zustän- 
dig. Wärend der mehrere Tage anhalten- 
den Aktion und einem größeren Polizei- 
einsatz war auch keine Gewerkschaftsop- 
position wahrzunehmen, als die Geprell- 
ten ohne Lohn ins Flugzeug gesetzt wur- 
den. 

Am 9.6. gab die Antifa Bonn/Rhein- 
Sieg als Mitaufruferin zum Revolutionä- 
ren Block bei der Bonn-Demo eine Pres- 
semitteilung heraus. „Für Neonazis bietet 
das Thema Sozialabbau und Arbeitslosig- 
keit ein willkommenes Agitationsfeld. Die 
rassistischen Auswüchse gegen ausländi- 
sche Arbeitnehmer nach dem Scheitern der 
Verhandlungen für einen Mindestlohn auf 
Baustellen zeigen, daß die Argumente der 
Neofaschisten bei Teilen der Arbeitneh- 
merschaft auf ein offenes Ohr stoßen (wer- 
den).‘“ Hier führt das Vorhaben, ein Bünd- 
nis mit dem DGB einzugehen, dazu, daß 
die Mitinitiatoren der Razzien in den Ge- 
werkschaften, die beileibe nicht erst nach 
dem Scheitern der Verhandlungen zum 
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Entsendegesetz stattfanden, mit pädagogi- 
schen Mitteln in einen antirassistischen 
Konsens gezogen werden soll, anstatt an 
ihnen die fällige radikale Kritik zu üben. 
„Wir fordern den DGB dazu auf, Stellung 
zu beziehen gegen die Teilnahme neofa- 
schistischer Gruppierungen oder Einzel- 
personen ... Neofaschistische Propaganda 
lenkt von der Krise des kapitalistischen 
Systems ab. Wer dieser Propaganda Raum 
läßt, ist mitverantwortlich für eine zuneh- 
mend rassistische Stimmung in dieser Ge- 
sellschaft‘, heißt es in der Erkärung. In ihr 
wird nicht nur der Kern nicht getroffen, 
sondern verschleiert. Die neofaschistische 
Propaganda, von der sich der DGB distan- 
zieren soll, lenkt nicht von der Krise ab, 
sondern propagiert die Krisenlösung, für 
die der DGB selber steht: die der nationa- 
len Arbeit. 


Sachwalter der nationalen 
Arbeit 


Die Gewerkschaften sehen sich mehr 
an den nationalen Rahmen gebunden als 
das Kapital, das sich im Prinzip auch an- 
derswo verwerten kann. Das Auswandern 
von Anlagekapital wird als Verrat an der 
einheimischen Arbeit von ihnen bekämpft, 
ebenso wie das Zuwandern billiger Arbeits- 
kraft. Als Sachwalter der nationalen Arbeit 
tritt der DGB nicht nur gegenüber dem 
Kapital, sondern auch gegenüber der Re- 
gierung auf, so z.B. wenn er ein „Bündnis 
für Arbeit... in den neuen Bundesländern“ 
vorschlägt. Darin bringt sich der DGB als 
unverzichtbarer Teil der nationalen Füh- 
rung unter Kohl ins Gespräch, indem er die 
Verwirklichung von dessen Gärtnerprosa 
einklagt, auf daß „aus den blühenden In- 
seln denn doch blühende Landschaften 
werden“. Zum BRD-weiten Bündnis für 
Arbeit heißt es: „Es gilt, dem Standort 
Deutschland neue Impulse zu geben, die 
Position Deutschlands im internationalen 
Wettbewerb zu stärken.‘ Die Gewerkschaf- 
ten übernehmen Verantwortung fürs natio- 
nale Ganze im Projekt deutscher Vorherr- 
schaft und wollen darin eine Beschäfti- 
gungsoption verwirklichen. Sie fordern die 
optimale Nutzung der vorhandenen natio- 
nalen oder regionalen Ressourcen, um „den 
internationalen Standortwettbewerb erfolg- 
reich zu bestehen“. Die Gewerkschaft über- 
nimmt am Standort das Co-Management. 

Im Osten hat sich das Co-Management 
parallel zu den staatlichen und wirtschaft- 
lichen Strukturen etabliert. Co-Manage- 
ment sei nötig, so der Bevollmächtigte der 
IGM in Halle, Günter Lorenz, denn ‚die 
Unternehmen wären nie auf die Idee ge- 
kommen, sich nach regionalen Gesichts- 
punkten zusammenzuschließen ... Oft wer- 
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den Marktchancen im besten oder übelsten 
kapitalistischen Sinn nicht genutzt, die sich 
aus dem Potential der Zusammenarbeit in 
der Region ergeben, die regionalwirtschaft- 
liche oder volkswirtschaftliche Komponen- 
te ist nicht in ihrer Denke ... Die IGM re- 
det nicht nur von Mitbestimmung, sondern 
will auch Wirtschafts- und Sozialräte als 
Steuerungsinstrumente in der Region in- 
stallieren ... Wir machen nichts anderes, als 
innerhalb der Kapitallogik die Prozesse zu 
optimieren“. (6) 

Im Westen setzt ein Manager des va- 
riablen Kapitals auf die Kooperation mit 
„modernen“ Chefs in Betrieben und Ver- 
bänden. Der entsprechende Gewerkschafts- 
funktionär will kein Arbeitertümler mehr 
sein. Der erste Bevollmächtigte der IGM 
in Nürnberg Gerd Lobodda hat das Wort: 
„Wenn ich meinen Zuständigkeitsbereich 
ansehe, sind es aber keine zwanzig Prozent 
der Betriebe, die umstrukturieren ... keine 
zwanzig Prozent. Das haben wir durch eine 
Untersuchung in 109 Betrieben herausbe- 
kommen. Das ist für uns ein Alarmsignal. 
Die Konsequenz ist für mich klar: Ich wer- 
de mich ab sofort mit meinen Sekretären 
auf den Weg machen, in jeden dieser Be- 
triebe gehen und einklagen, daß er sich 
modernisiert. ... Diese Betriebe sind in 
zwei, drei Jahren die Konkursbetriebe. Es 
ist unverantwortlich von denen, nicht auf 
neue Prozeßstrukturen umzustellen.‘ (7) 
Sehr ist die Frage, ob die Betriebe diese 
Art von Einmischung schätzen. 

Nach der Absage des „Bündnis für Ar- 
beit“ mußte der DGB die eigene Unver- 
zichtbarkeit für den sozialen Frieden ge- 
genüber der Regierung aufzeigen. Ange- 
sichts verschärfter Kriterien, sich als ver- 
läßlicher Teil des nationalen Ganzen aus- 
zuweisen, ist die Zuarbeit der Gewerk- 
schaften zum Gemeinwohl derzeit so bil- 
lig zu haben wie noch nie. Das Ziel des 
DGB sind von der Regierung gesetzte Rah- 
menbedingungen, in die die regionalen 
Regelungsvariationen eingebettet sind. Die 
Quasi-Abschaffung von Flächentarifverträ- 
gen, ihre Ersetzung durch Regelwerke mit 
wenigen Eckpunkten, wird deshalb auch 
die Zustimmung der Gewerkschaften fin- 
den, zumal faktisch deren Gültigkeit be- 
reits ausgehöhlt ist. Durch die tarifvertrag- 
liche Absicherung der Differenzierung 
zwischen den einzelnen Betrieben werden 
die Arbeitsbedingungen selbst zum Gegen- 
stand der betrieblichen Konkurrenz. Dar- 
überhinaus gelten für die Möglichkeit so- 
zialer Teilhabe künftig auch gesamtgesell- 
schaftlich härtere Kriterien: Sozialhilfe- 
empfänger müssen Zwangsarbeit leisten 
und diejenigen, die noch über Einkommen 
aus Erwerbsarbeit verfügen, müssen priva- 
te Zusatzversicherungen abschließen. Die 
Möglichkeit von Arbeit und das jeweilige 
Reproduktionsniveau wird unmittelbar an 


den betrieblichen und nationalen Erfolg 
geknüpft. 

Die große Demonstration in Bonn 
konnte nur stattfinden, weil sie sich im 
wesentlichen auf den Staat und nicht auf 
die regional ganz unterschiedlichen be- 
trieblichen Forderungen bezog. Ein Streik 
wird von der gewerkschaftlichen Basis 
nicht als taugliches Mittel angesehen, um 
die eigenen Forderungen an den Staat 
durchzusetzen, sondern eher als Gefähr- 
dung des eigenen Arbeitsplatzes. Die ÖTV, 
für deren Geschäftsbereich das nicht so 
stark gilt, hat gerade einem Abschluß zu- 
gestimmt, der unterhalb der Erwartungen 
von Wirtschaftsforschungsinstituten liegt. 

Wer sich auf Bündnisebene auf die ge- 
werkschaftlichen Konzepte bezieht, muß 
diese bei allen Vorbehalten irgendwie auch 
anerkennen. So schloß das Mobilisierungs- 
flugblatt der Antifa Bonn/Rhein-Sieg und 
der Antifaschistischen Aktion zum revo- 
lutionären Block nach Bonn: „Es gilt jetzt, 
den Widerstand und die sozialen Kämpfe 
aufs neue zu organisieren, und das inter- 
national. Reformen oder revolutionäre Ge- 
sellschaftsumbrüche auf nationaler Ebene 
können nur Ansätze sein, aber keine Lö- 
sung.“ 

Solange es keine linken Gruppen gibt, 
die, statt munter drauflos zu organisieren, 
die Fallen des Nationalismus erkennen, 
wird es nicht möglich sein, einer nationa- 
listischen Formierung etwas entgegenzu- 
setzen. Statt dem Beschwören der gemein- 
samen Interessen ist provokante Klarstel- 
lung und der Bruch mit dem Konsens nö- 
tig. Unter der Parole der Einheit gibt es 
derzeit für die Linke keine Perspektive. 


Karl Nele 


Anmerkungen: 

1) Das war nicht durchgängig der Fall. So be- 
klagte der Aufruf „Jetzt kontra Sozialabbruch“, 
des AStA der Uni Bochum: „Die Sozialpartner- 
schaft zwischen Unternehmen und Gewerk- 
schaften wird aufgekündigt und durch reine 
Markt- und Standortlogik ersetzt.“ Das Flugblatt 
„Her mit dem schönen Leben!“ der Antifa Bonn/ 
Rhein-Sieg versenkt den Korporatismus in ei- 
nem geistigen Bermudadreieck von Unentschie- 
denheit, indem davon ausgegangen wird: „Hart 
erkämpfte soziale Sicherungen werden abge- 
baut“ und gleichzeitig: „Der Sozialstaat, der die 
Aufgabe der Befriedung der Massen hatte wird 
.. abgebaut.“ 

2) FAZ 20.4.96 

3) Bahamas Nr. 12, Winter 93/94, S.12ff 

4) So die DSU in Halle, laut „unge Welt“ vom 
20.6.96 

5) „junge Welt“ vom 4.7., Berlin-Zulage 

6) Freitag 14.6.96, Beilage 

7) Süddeutsche Zeitung vom 15./16.6.96, S.11 
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Völkische Sehnsucht und 


Unser Ausgangspunkt ist es, einen Be- 
griff des derzeitigen Stands der völkischen 
Formierung zu entwickeln, die im Zusam- 
menhang mit den Morden von Lübeck zu- 
gleich ihren Ausdruck gefunden als auch 
an Lübeck exemplarisch zelebriert wurde. 
Zu den wesentlichen Kriterien für 
die Entwicklung eines solchen po- 
litischen Begriffs, der seinerseits 
Voraussetzung einer eigenen poli- 
tischen Positionierung zu dieser 
Entwicklung ist, gehört die Ein- 
sicht in den Charakter, die Funkti- 
onsweise und die Dynamik jener 
spezifischen Symbiose aus sozia- 
lem und völkischem Rassismus, 
die konstitutiver Bestandteil des deutschen 
Sonderwegs ist. Umso bedenklicher er- 
schienen und erscheinen uns die fortgesetz- 
ten Bestrebungen relevanter Teile der Rest- 
linken, eben diesen Zusammenhang zu 
leugnen, die „soziale Frage“ hyperobjek- 
tivierend als eine, die allen übrigen für die 
gesellschaftliche Formierung konstitutiven 
Kriterien, Gesetzmäßigkeiten und Formen 
der Zurichtung quasi neutral gegenüberste- 
hen soll, zu konstruieren. Diese Konstruk- 
tion entspringt bestenfalls Unkenntnis und 
dem Bedürfnis, in Zeiten, in denen kein re- 
levantes revolutionäres Subjekt mit klarem 
Klassenstandpunkt für sich auszumachen 
ist, den Anschluß an jene gesellschaftlichen 
Prozesse, aus denen sich Merkmale einer 
objektiv gesetzten Klassenzugehörigkeit 
ableiten ließen, nicht zu verlieren. Allzu- 
oft aber ist das Motiv dieser Konstruktion 
schlichtweg das, jede Erkenntnis über die 
Durchdringung aller Lebensbereiche durch 
den Formierungsprozeß zur Volksgemein- 
schaft theoretisch neutralisieren und damit 
leugnen zu können. In dem Maße, wie die- 
ser Formierungsprozeß voranschreitet, 
kommt die soziale Frage in der Restlinken 
nochmals zu ungeahnter Beliebtheit. Da- 
bei ist diese erneute Popularität selbst nur 
ein Produkt des eben nicht zur Kenntnis 
genommenen oder geleugneten Formie- 
rungsprozesses. Die Tatsache, daß die Not- 
wendigkeit sozialer Abwehr-, Verteilungs-, 
Besitzstandswahrungs- und sonstiger 
Kämpfe um Zugehörigkeit und Teilhabe so 
unabweisbar auf der Hand zu liegen 
scheint, daß Teile der Restlinken schon 
wieder schwerpunktmäßig die Mobilisie- 
rung für diese und das Engagement im 
Rahmen dieser Kämpfe auf der Tagesord- 


hat. 


nung stehen sehen, verdankt sich der herr- 
schenden Politik und ihren in der Stand- 
ortdebatte entwickelten sozialpolitischen 
Konzepten. Gemeinhin heißt es, daß die 
politische Entwicklung der letzten Jahre 
durch Rassismus, Kriegseinsätze der Bun 


Dieser Text ist die überarbeitete Fassung eines Bei- 
trages, den der ak kassiber auf seiner Veranstaltung 
„Spurensicherung“ am 24.2.1996 in Berlin nach dem 
Brandanschlag von Lübeck Anfang des Jahres zur (frei- 
lich nicht zustandegekommenen) Diskussion gestellt 


deswehr und Sozialabbau gekennzeichnet 
sei. Das stimmt natürlich, suggeriert aber 
auch, es handele sich dabei um Phänome- 
ne, die von nennenswerten Teilen der Be- 
völkerung als zunehmend drückende Last 
empfunden würden. Wieviel muß den Men- 
schen noch zugemutet werden, bis sie sich 
auflehnen, heißt dann die beliebte Frage. 
Die Standortdebatte als das zu entlarven, 
was sie ist, kann aber nicht heißen, sie als 
bösartiger Manipulation dienendes Trug- 
bild zu denunzieren, das mit der Zuspit- 
zung der Widersprüche zerplatzen werde. 

Die Standortdebatte ist nämlich nichts 
anderes als der Ansatz zur umfassenden 
Durchdringung aller mit der sozialen Fra- 
ge verbundenen ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Momente nach den Erforder- 
nissen der nationalen Formierung. Sie ist 
nicht irgendein „Instrument“ der propagan- 
distischen Manipulation, um möglichen 
Widerstand gegen Maßnahmen des So- 
zialabbaus zu kappen, sondern sie istspe- 
zifisch Funktion der nationalen Formie- 
rung. 


Über deutsche Ideologie und 
ihre Verlockung 


Die Standortdebatte beinhaltet all jene 
Verlockungen und Chimären, die die spe- 
zifisch deutsche Ideologie bereithält, um 
die Entfremdung im Kapitalismus für den 
Einzelnen handhabbar zu machen. Es ist 
das Angebot, im Kollektiv so zu leben, als 
gebe es einen Kapitalismus, in dem „redli- 
che Arbeit“ mit „redlichem Geld“ entgol- 
ten werde (was auch immer das sein soll), 


soziale Frage 


in dem die Ehrbarkeit des mit redlicher, 
eigenhändiger Arbeit geschaffenen Ge- 
brauchswerts seine Korrumpierung durch 
den Warenwert abstreift, — so in etwa die 
Vorstellung vom „schaffenden“ Kapital — 
in der sich die kümmerlich, aber redlich 
ihr Überleben Fristenden moralisch 
allemal über die stellen können, die 
real das Geschäft des Kapitals, die 
Realisierung des Warenwerts be- 
treiben, also die Vorstellung vom 
„raffenden“ Kapital repräsentieren. 
Daß es den Kapitalismus nur ent- 
weder ganz oder eben gar nicht 
gibt; daß also Spekulation mit fik- 
tiven Werten ein integraler Be- 
standteil dieser Ökonomie ist; daß die in 
unregelmäßigen Abständen mit gewalti- 
gem Theaterdonner vorgeführten angeblich 
betrügerischen Bankrotteure (wie unlängst 
beispielhaft der Immobilienspekulant 
Schneider) sich weder moralisch noch öko- 
nomisch von den anderen Exekutoren von 
Kapitalinteressen unterscheiden, außer, 
daß die Banken sie publikumswirksam ha- 
ben fallen und damit haben aufscheinen 
lassen, daß Profitmaximierung nirgends 
mehr eine Greifbarkeit, eine „Authentizi- 
tät“ von Gebrauchswerten, von eigenhän- 
diger Produktivität voraussetzt, die sich 
anschaulich ins Verhältnis setzen ließe zum 
handfesten Arbeitsalltag derer, die noch 
das Privileg der Lohnabhängigkeit genie- 
ßen -all das interessiert bei diesem Ange- 
bot der deutschen Ideologie nicht. 

Diese bietet eine Erlösung von der 
Konfrontation mit dem Abstrakten — dem, 
was den Horizont übersteigt, der sich aus 
dem Verhaftetsein der Einzelnen im Un- 
mittelbaren ihrer konkreten eigenen Le- 
bensbedingungen ergibt — zugunsten der 
Partizipation an der Volksgemeinschaft, die 
sich in der ganzen Bandbreite von profita- 
bler Teilhabe bis zu inbrünstiger Erduldung 
der eigenen Depravation, schlimmstenfalls 
der widerstandslosen Hinnahme des eige- 
nen Ausschlusses vollziehen kann, solan- 
ge dabei stets die Totalität der Volksge- 
meinschaft unhinterfragt bleibt. Hier liegt 
denn auch einer der zentralen Knotenpunk- 
te, an denen der Antisemitismus in das 
Geflecht von völkischer und sozialer 
Volksvergemeinschaftlichung eingewirkt 
ist. 

Zur vollblütigsten Entfaltung kommt 
die deutsche Ideologie insbesondere ange- 
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sichts tiefgreifender ökonomischer Um- 
strukturierungen im Kapitalinteresse. Die- 
se eskalieren einerseits die Erfahrung von 
Entfremdung und damit das Bedürfnis, die- 
se ideologisch handhabbar zu machen, und 
sie erzwingen Maßnahmen, die scheinbar 
sogar aus Kapitalsicht „unvernünftig“ sind. 
Damit bieten sie andererseits in besonde- 
rer Weise Spielräume für einen mit der 
Formierung in der Volksgemeinschaft über- 
schaubaren Regeln folgenden Abwehr- 
kampf gegen die praktischen Folgen der 
Umstrukturierung, mitunter sogar für be- 
grenzte antimodernistische, vermeintlich 
antikapitalistische Modelle in der Produk- 
tion und in der Sozialpolitik, die zwar mit 
Ökonomie real nichts zu tun haben, wohl 
aber mitdem Wahnbild der deutschen Ideo- 
logie. In diese Kategorie gehört zunehmend 
der zweite Arbeitsmarkt, insbesondere die 
Unzahl phantasiereicher Auffanggesell- 
schaften, die im Gefolge der Deindustria- 
lisierung der ehemaligen DDR entstanden 
sind, ein Modell, das mit dem Voranschrei- 
ten umfassender Kahlschlagpolitik im In- 
teresse der Umstrukturierung zunehmend 
auch in der ehemaligen BRD virulent wird, 
zuletzt im Zusammenhang mit der Zer- 
schlagung des „Vulkan“-Werften-Verbun- 
des. Kaum war die „Schuld“ für die im 
Kapitalinteresse vollzogene politische Ent- 
scheidung zur Vernichtung dieser Branche 
der formalistischen Pfennigfuchserei der 
EU-Behörden und einigen wenigen Mana- 
gern zugeschanzt, die die Vorstellung nicht 
abzulegen vermocht hatten, auch beim Ein- 
satz von EU-Subventionen sei die Maxi- 
mierung von Profit, nicht von regionalisti- 
scher sozialer Umfeldsicherung ihr Beruf, 
entstand eine provisorische Nachfolge- und 
Auffangkonstruktion, die nichts anderes ist 
als eine vorübergehende, ideologisch mo- 
tivierte Simulationsübung von wahnwitzi- 
gem Ausmaß. 


Vor diesem Hintergrund geht es in der 
Standortdebatte im Ergebnis folgerichtig 
nicht „nur“ um soziale und ökonomische 
Verteilungsfragen, sondern: jede ökonomi- 
sche und soziale Kategorie ist in ihr im- 
mer auch eine Frage der deutschen Selbst- 
behauptung, der normativen Kraft des Fak- 
tischen oder — etwas deutscher ausge- 
drückt: der Schicksalhaftigkeit und nicht 
zuletzt des kollektiven Opferwahns: Sie ist 
gerichtet auf die Überwindung jener Op- 
ferrolle, die unterstellt ist, wenn gesagt 
wird, daß es um Selbstbehauptung gehe, 
wie auf die Herstellung gemeinsamer Op- 
ferbereitschaft im Dienste eben dieser deut- 
schen Selbstbehauptung. 


So kommt auch dieser Teil des Formie- 
rungsprozesses nicht ohne die für alle Be- 
reiche der Volksvergemeinschaftlichung 
charakteristischen rituellen Vollzugshand- 
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lungen aus: Lohnersatzleistungen können 
nicht einfach nur faktisch gekürzt werden, 
ihre Kürzung muß Ausdruck entschlosse- 
nen Durchgreifens gegen Sozialschmarot- 
zer sein, sie muß als Abwehrkampf der red- 
lich im Schweiße ihres Angesichts gleich 
wie notdürftig ihr Überleben fristenden 
Teile der Volksgemeinschaft gegen jene 
Elemente erlebbar werden, die diesem red- 
lichen Kollektiv zuzugehören nicht willens, 
imstande oder auserkoren sind. Die Ablö- 
sung der Einheitsgewerkschaften als tarif- 
und sozialpolitische Ordnungsmacht durch 
die volksgemeinschaftliche Verwaltung der 
Arbeit im nationalen Interesse kann sich 
nicht einfach faktisch daraus ergeben, daß 
die Gewerkschaften keine Macht mehr zur 
Durchsetzung ihrer vormaligen Ziele zu 
entwickeln vermögen oder daß die zuneh- 
mend totale Verfügbarkeit für das Kapital, 
die sich aus dem permanenten Gerangel 
einer jeden, eines jeden Einzelnen um die 
Zugehörigkeit zur Volksgemeinschaft er- 
gibt, ganz praktisch eigene Ordnungskri- 
terien durchsetzt. Vielmehr muß sie erleb- 
bar werden als gemeinsame Anstrengung 
der sich zum Wohl der Gemeinschaft Be- 
kennenden, als „Bündnis für Arbeit“; nur 
aus dem Munde des Vorsitzenden der größ- 
ten Einzelgewerkschaft der Welt vor dem 
Kanzleramt entfaltet die Auferlegung to- 
taler wie total schutzloser Unterwerfung 
unter die Kapitalinteressen den Charme des 
für die Nation gläubig dargebrachten Op- 
fers. Die radikalste je vorgetragene gewerk- 
schaftsoffiziöse Kritik an der Standortde- 
batte bestand in der Aufforderung zum 
Tanz: Gerne führen wir die Standortdebat- 
te, dann wird nämlich auch zu klären sein, 
welche Verantwortung die Management- 
fehler für die mißliche Lage Deutschlands 
auf dem Weltmarkt tragen. Wer ist der 
Deutscheste im ganzen Land? 


Das Bewußtsein derer, die nicht über 
die Produktionsmittel verfügen, von ihrer 
eigenen ökonomischen und sozialen Stel- 
lung, das in das Bewußtsein von den Ver- 
hältnissen und in das ihrer selbst ausein- 
anderfällt, ist nicht minder Ergebnis der 
gesamtgesellschaftlichen Formierung und 
Zurichtung, wie es das Bewußtsein in al- 
len anderen Bereichen auch ist. Und in 
Deutschland ist es eben Produkt jenes spe- 
zifischen Bewußtseins vom Verhältnis der 
Individuen zu Staat und Nation, Ökonomie 
und Gesellschaft, das der mit der Reichs- 
gründung 1871 konstituierten Staatlichkeit 
korrespondierte, einer Staatlichkeit, die 
einer zur Durchsetzung ihrer politischen 
Interessen nicht fähigen Bourgeoisie die für 
die weitere Entfaltung ihrer ökonomischen 
Interessen notwendigen Rahmenbedingun- 
gen bereitstellte, aber zugleich in Abgren- 
zung zur Tradition bürgerlicher Revolutio- 


nen erfolgen mußte und über keinerlei iden- 
titätsstiftende Konstruktion von Gemein- 
wohl außer der über biologische Zugehö- 
rigkeit definierten nationalen verfügte. 
Anders ausgedrückt: dem rassistischen 
Konsens in diesem Land entsprechen Emp- 
fänglichkeit und Engagement für die Stand- 
ortdebatte und das Bündnis für Arbeit voll- 
auf. Nicht weil die Deutschen aus unerklär- 
lichen Gründen von bösen Dämonen be- 
sessen wären, sondern weil die Triebkräf- 
te, die unter den gegebenen Bedingungen 
auch den Charakter massenhafter, gar mi- 
litanter sozialer Kämpfe hier bestimmen 
würden, dieselben sind, die auch die 
Durchsetzung des rassistischen Konsenses 
getragen haben, halten wir die Entwicklung 
eines anhand der Erkenntnisse über den 
deutschen Sonderweg entwickelten politi- 
schen Begriffs der sozialen Frage für ab- 
solut unerläßlich, den reduktionistisch-so- 
zialromantischen Appell an massenhafte 
spontane soziale Kämpfe hingegen für 
hochgradig unverantwortlich. 


Falsches Traumbild vom 
urwüchsigen Aufbegehren 


Der Phantasie von der Neutralität der 
sozialen Frage entspricht ein Traumbild 
von der Arbeiterbewegung in ihrer, wie 
Rosa Luxemburg sagen würde, waldur- 
sprünglichen Form. Als sei das kommuni- 
stische Manifest eben erst geschrieben, als 
erfolge die gewerkschaftliche Organisie- 
rung noch in Geheimzirkeln, befreit von 
den Erfahrungen aller Kämpfe und Nieder- 
lagen der letzten 160 Jahre, unbekümmert 
um den Reflexionsprozeß über das Verhält- 
nis von politischer Revolution und Klas- 
senkampf, den Karl Marx und Friedrich 
Engels nach dem Massaker an der Pariser 
Kommune eingeleitet haben und der in den 
umfassenden revolutionären Vorstellungen 
Rosa Luxemburgs, Karl Liebknechts und 
ihrer Genossinnen und Genossen vom 
Spartakusbund einen bis heute kaum be- 
rücksichtigten, geschweige denn fortent- 
wickelten Ausdruck fand; und erst recht 
ungetrübt von dem Gedanken, auch der 
Klassenfeind könnte in diesen 160 Jahren 
etwas dazugelernt haben — so haben wir 
vor uns den Traum vom ganz authenti- 
schen, ganz unmittelbaren Aufbegehren, 
das durch bloße sinnliche Erfahrung der 
sozialen Widersprüche urwüchsig hervor- 
bricht, sich zu einem Schrei nach Emanzi- 
pation auswächst und voll der Sehnsucht 
nach revolutionärem Umsturz ist. 

Dabei gerät der eigentliche Zusammen- 
hang aus dem Blickfeld: daß nämlich der 
Klassenkampf, auch der Prozeß der sozia- 
len Revolution, ein politischer ist. Die Be- 
deutung der unmittelbaren sozialen Kämp- 
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fe für diesen politischen Prozeß liegt nicht 
in den Inhalten dieser sozialen Kämpfe, 
also der Wahrnehmung der materiellen In- 
teressen als durch die kapitalistische Pro- 
duktionsweise objektiv geschaffene Klas- 
se, sondern in ihrer Funktion für die Kon- 
stituierung als bewußt um die Überwindung 
der Klassengesellschaft kämpfende Klas- 
se für sich. 


Friedrich Engels schrieb über die frü- 
he Entwicklung der Arbeiterbewegung und 
insbesondere der Gewerkschaften in Eng- 
land: „Es ist also auch nicht zu verwun- 
dern, wenn die so wie Tiere behandelten 
Arbeiter entweder wirklich zu Tieren wer- 
den oder sich nur durch den glühenden 
Haß, durch fortwährende innere Empörung 
gegen die machthabende Bourgeoisie das 
Bewußtsein ihrer Menschheit bewahren 
können. Sie sind nur Menschen, solange 
sie den Zorn gegen die herrschende Klas- 
se fühlen; sie werden Tiere, sobald sie sich 
geduldig in ihr Joch fügen und sich nur das 
Leben im Joch angenehm zu machen su- 
chen, ohne das Joch selbst brechen zu wol- 
len.“ Grundlegend stellt Engels fest: Nicht 
„hoher oder niedriger Lohn bestimmt die 
wirtschaftliche Erniedrigung der Arbeiter- 
klasse,“ sondern „die Tatsache (...), daß die 
Arbeiterklasse, statt für ihre Arbeit das 
volle Arbeitsprodukt zu erhalten, sich mit 
einem Teil ihres eigenen Produkts begnü- 
gen muß, den man Lohn nennt.“ Das Lohn- 
gesetz — daß also „die durchschnittliche 
Lohnhöhe (...) der Summe der notwendi- 
gen Bedarfsgegenstände, die zur Erhaltung 
und Fortpflanzung der arbeitenden Bevöl- 
kerung (...) ausreichen,“ zu entsprechen 
habe — werde „durch den gewerkschaftli- 
chen Kampf nicht verletzt; im Gegenteil, 
er bringt es voll zur Geltung,“ so Engels. 
„Es ist natürlich, daß alle diese Anstren- 
gungen das Gesetz der Ökonomie nicht 
ändern können (...). was aber diesen Asso- 
ziationen (...) die eigentliche Wichtigkeit 
gibt, ist das, daß sie der erste Versuch der 
Arbeiter sind, die Konkurrenz aufzuheben 
(...). Und gerade weil sie sich, wenn auch 
nur einseitig, nur auf beschränkte Weise 
gegen die Konkurrenz, gegen den Lebens- 
nerv der jetzigen sozialen Ordnung rich- 
ten, gerade deshalb sind sie dieser sozia- 
len Ordnung so gefährlich.“ Engels ging 
also davon aus, daß die Aufhebung der 
Konkurrenz ein so konstitutives Kriterium 
gewerkschaftlicher Kämpfe - als organi- 
sierter Form unmittelbarer sozialer Kämpfe 
— sei, daß in ihnen zwangsläufig ein ant- 
agonistischer Gegensatz zur herrschenden 
Ordnung aufbreche, der den politischen 
Prozeß hin zum bewußten Klassenkampf 
mehr oder minder automatisch vorantrei- 
be. 


Mit Blick auf Deutschland standen die 
Dinge von Anbeginn an etwas schwieriger. 


„In Deutschland ist die universelle Eman- 
zipation conditio sine qua non jeder parti- 
ellen“, schrieb Karl Marx. Und weiter: „In 
Deutschland ist die Emanzipation von dem 
Mittelalter nur möglich als die Emanzipa- 
tion zugleich von der teilweisen Überwin- 
dung des Mittelalters. In Deutschland kann 
keine Art der Knechtschaft gebrochen wer- 
den, ohne jede Art der Knechtschaft zu 
brechen.“ Gleichwohl folgerte auch er aus 
der Tatsache, daß in Deutschland, „wo das 
praktische Leben ebenso geistlos als das 
geistige Leben unpraktisch ist, (...) keine 
Klasse der bürgerlichen Gesellschaft das 
Bedürfnis und die Fähigkeit der allgemei- 
nen Emanzipation“ habe, und daß dies so- 
lange so bleibe, bis eine Klasse „durch ihre 
unmittelbare Lage, durch die materielle 
Notwendigkeit, durch ihre Ketten selbst 
dazu gezwungen“ werde. 


Von diesen zunächst weiterhin ein- 
leuchtenden Überlegungen ausgehend, 
stellt sich für uns mit Blick auf die soziale 
Frage die Aufgabe, näher zu untersuchen, 
welche Ursachen dafür maßgeblich waren, 
daß die in der sozialen Frage zunächst an- 
gelegte Dynamik durch die volksgemein- 
schaftliche Formierung in einem derarti- 
gen Ausmaß neutralisiert werden konnte, 
daß der Zwang der Ketten selbst um seine 
Erfahrbarkeit gebracht und die Aufhebung 
der Konkurrenz als konstituierendes Mo- 
ment sozialer Kämpfe mit antagonistischer 
Sprengkraft außer Kraft gesetzt wurde, um 
anhand eines auf diesem Wege ableitba- 
ren materialistischen Begriffs von Entfrem- 
dung Ansätze zu entwickeln, wie die Re- 
flexion und der notwendige Bruch mit der 
Entfremdung und über sie konstituierten 
Normalität aussehen kann und muß, um 
eine Perspektive auf Befreiung, die nach 
wie vor die Aufhebung des Widerspruchs 
zwischen gesellschaftlicher Arbeit und pri- 
vatkapitalistischer Aneignung zwingend 
voraussetzt, überhaupt wieder zu eröffnen. 
Die Vorstellungen der modernen Volks- 
freunde, ohne diesen „Umweg“ über die 
Aneignung eines umfassenden materialisti- 
schen Begriffs von Entfremdung und von 
den Gewaltverhältnissen, die die Aufrecht- 
erhaltung der Volksgemeinschaft als spe- 
zifisch ausgeformte kapitalistische Gesell- 
schaftsordnung und der ihr innewohnenden 
spezifischen Destruktivkräfte ermöglichen, 
konkrete soziale Kämpfe als Feld der Agi- 
tation und „Hebung“ der objektiv gesetz- 
ten Klasse nutzen zu können, sind nicht 
mehr und nicht weniger als die Anerken- 
nung volksgemeinschaftlich geprägter und 
überformter Subjektivität, womit sich die- 
se Vorstellungen entgegen dem behaupte- 
ten revolutionären Klassenbezug lediglich 
als Ausdruck der eigenen völkischen Sehn- 
sucht nach Zugehörigkeit entlarven. 


Wir gehen zur Zeit von drei wesentli- 
chen Etappen aus, die für die Neutralisie- 
rung der sozialen Frage maßgeblich sind: 


1. Die Phase der nationalen Neutrali- 
sierung der sozialen Frage zwischen 1871 
und Beginn des Ersten Weltkriegs 


Der Untersuchung dieser Entwicklung 
und der Rolle, die die Arbeiterbewegung 
darin gespielt hat, legen wir als Arbeitsbe- 
griff die „Einvernahme“ der Sozialdemo- 
kratie und der Gewerkschaften zugrunde. 
Dabei geht es uns darum, von allen Kate- 
gorien Abstand zu nehmen, in denen die- 
ser Vorgang als eine von Kapital und Staat 
äußerlich veranstaltete Manipulation be- 
griffen und in der die Wechselwirkung von 
Einvernahme und Vereinnahmung der So- 
zialdemokratie und der Gewerkschaften 
auf den schnöden Verrat einzelner Spitzen- 
funktionäre zurückgeführt wird. Verständ- 
lich wird die Entwicklung, um die es geht, 
nur als Einvernahme der sich konstituie- 
renden Arbeiterbewegung durch die sich 
konstituierende Staatlichkeit. Wie es auch 
immer im einzelnen abgelaufen sein und 
gleich, ob und welche Entscheidungsalter- 
nativen es für die Arbeiterbewegung je- 
weils gegeben haben mag: zwischen 
Reichsgründung 1871 und Beginn des Er- 
sten Weltkriegs wurde das Modell der na- 
tionalen Lösung der sozialen Frage in en- 
ger praktischer und ideologischer Interak- 
tion von staatlichen Apparaten und Kapi- 
tal, der opportunistischen Mehrheit in der 
Sozialdemokratie, den Gewerkschaften 
und den in ihnen organisierten Massen 
materiell durchgesetzt. 


2. Die Phase zwischen Niederlage der 
Novemberrevolution und der Machtüber- 
gabe an die Nazis 


Die Niederlage in den Januarkämpfen 
1919 und die Ermordung von Rosa Luxem- 
burg, Karl Liebknecht und unzähligen ih- 
rer Genossinnen und Genossen hat bei der 
revolutionären Linken bis auf den heuti- 
gen Tag tiefe Spuren hinterlassen. Schon 
die nachfolgenden Abwehrkämpfe bis zur 
endgültigen Niederlage der Novemberre- 
volution, auch die militanten und militäri- 
schen Auseinandersetzungen und Aufstän- 
de der ersten Jahre der Weimarer Repu- 
blik, vermögen an den offensiven Charak- 
ter und die umfassenden revolutionären 
Vorstellungen, die mit dem revolutionären 
Bruch, der die Konstituierung des Sparta- 
kusbundes und die Gründung der KPD 
getragen hatte, nicht mehr anzuknüpfen. 
Wie berechtigt die Annahme der Genos- 
sinnen und Genossen der Zentrale der eben 
gegründeten KPD zu Beginn der Januar- 
kämpfe war, daß ein Zurückweichen vor 
der Auseinandersetzung trotz der absehba- 


Bahamas 20 - 1996 


14 


ren militärischen Niederlage einer Entwür- 
digung gleichkomme, die den revolutionä- 
ren Prozeß als fortschreitenden Bewußt- 
seinsprozeß substantiell zurückwerfen wer- 
de, zeigt sich gerade im Ausmaß der dann 
durch die real erlittene Niederlage ange- 
richteten Zerstörung revolutionärer Vor- 
stellungen und Kräfte. Daß die KPD in ih- 
rer politischen Programmatik, Agitation 
und Praxis in den folgenden anderthalb 
Jahrzehnten - beispielsweise unter bewuß- 
ter Nichtbeachtung der von Clara Zetkin 
entwickelten Ansätze zur Erklärung der 
Massenbasis der aufkommenden faschisti- 
schen Bewegungen - nicht imstande war, 
revolutionäre Vorstellungen zu entwickeln, 
die zugleich die nationale Neutralisierung 
der sozialen Frage wieder hätte aufbrechen 
und damit eine Resistenz gegen die fort- 
schreitende Volksvergemeinschaftlichung 
schaffen können, die nach der Machtüber- 
gabe an die Nazis zur ungehemmten Ex- 
plosion aller in ihr angelegten Destruktiv- 
kräfte führte — das Resultat war Auschwitz 
- ist zuallerletzt mit objektiven Fehlern und 
subjektiver Unfähigkeit der Parteispitze zu 
erklären. Vielmehr müssen die Empfäng- 
lichkeit der organisierten wie der zu orga- 
nisierenden Mitgliedschaft für die sehr 
weitgehend opportunistische, zunehmend 
nationale, häufig auch offen antisemitische 
Agitation der KPD und vor allem die rea- 
len Hintergründe wie auch die Fehler der 
Sozialfaschismusthese Gegenstand der 
Untersuchung sein. Eine Kritik der Sozi- 
alfaschismusthese muß sich jenseits ihrer 
Relevanz für die Fortschreibung der Neu- 
tralisierung der sozialen Frage auch gegen 
die drei Hauptstränge der aktuellen politi- 
schen Auseinandersetzung an dieser Fra- 
ge ausrichten: 


a) gegen die Nivellierung bzw. Leug- 
nung der Tatsache, daß die revolutionären 
Subjekte real mit dem Verrat der Sozial- 
demokratie konfrontiert waren — von den 
nachhaltig bewußtseinsprägenden Verwü- 
stungen, die sie durch ihren Verrat an der 
Internationale angerichtet hatte, bis hin zu 
ihrer Entscheidung, sich zum politischen 
Vollzugsorgan der Konterrevolution zu 
machen - und damit der Gefahr, durch sie 
und ihre Büttel physisch liquidiert zu wer- 
den; 


b) gegen den Versuch, die Sozialdemo- 
kratie infolge ihrer Verantwortung für die 
militärische Liquidierung der November- 
revolution zur eigentlichen Urheberin des 
im deutschen Sonderweg angelegten 
Zwangs zur Vernichtung zu machen, die- 
sen Zwang also nicht mehr aus den mit der 
volksgemeinschaftlichen Formierung ver- 
bundenen Destruktivkräften selbst, sondern 
gleichsam aus deren aus Minderwertig- 
keitskomplexen und dem Bedürfnis der 
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Sozialdemokratie nach Überkompensation 
resultierenden Pervertierung zu erklären; 


c) gegen den Versuch, die Sozialfa- 
schismusthese gegen die KPD selbst zu 
richten, als habe nun ausgerechnet die So- 
zialdemokratie als die eigentliche demo- 
kratische und antifaschistische Kraft die 
Machtübergabe an die Nazis nur deshalb 
nicht verhindern können, weil die KPD sich 
so sektiererisch verhalten habe. 


3. Die Verdrängung der Shoah als kon- 
stitutives Moment des Massenbewußtseins 
in der BRD nach 1945. 


Das Wissen vom Ausmaß des mit der 
Vernichtung der europäischen Jüdinnen 
und Juden begangenen Verbrechens selbst, 
seine Realität und seine Verdrängung wa- 
ren und sind in enger Wechselwirkung das 
konstituierende Moment der gesellschaft- 
lichen Formierung und des Massenbewußt- 
seins in der BRD nach 1945. Es liegt, ob 
latent oder virulent, zu sämtlichen gesell- 
schaftlichen Widersprüchen und Gewalt- 
verhältnissen quer, überformt und bricht 
sämtliche aus ihnen resultierenden Bewußt- 
seinsprozesse und jede „authentische“ Sub- 
jektivität. Der Zusammenbruch der DDR 
hat vor allem deutlich gemacht, wie resi- 
stent die individuelle und gesellschaftliche 
Überformung durch die Besonderheiten 
der deutschen Entwicklung und ihre in der 
Vernichtung der europäischen Jüdinnen 
und Juden erfolgte Eskalation selbst gegen 
das Projekt eines antifaschistischen, erst 
recht eines sozialistischen Staates auf deut- 
schem Boden nach 1945 war. Der Auf- 
bruch 1968 bezog seine Kraft nicht zuletzt 
aus der Hoffnung, unter den Bedingungen 
eines für deutsche Verhältnisse auf hohem 
Vergesellschaftungsniveau sich vollziehen- 
den Modernisierungsschubes Pflöcke für 
einen „zivilgesellschaftlichen“, bürgerlich- 
emanzipatorischen Prozeß einschlagen zu 
können, ohne den schmerzhaften, umfas- 
sende Anstrengungen erfordernden und 
wenig populären, also spontan kaum ver- 
breiterungsfähigen „Umweg“ über den be- 
wußten Bruch mit der Kontinuität und Ver- 
drängung der Triebkräfte des deutschen 
Sonderwegs und des aus ihnen hervorge- 
gangenen einzigartigen Verbrechens der 
Shoah zu gehen. Hierin war dann auch das 
Scheitern der „Neuen Linken“ vorprogram- 
miert, und die Notwendigkeit einer präzi- 
sen und scharfen Abgrenzung gegen den 
mainstream dieser Traditionslinie liegt dar- 
um auch nicht in der brotlosen Debatte 
darüber begründet, ob denn nun und in 
welchem Maße einzelne konkrete Teiler- 
folge reformistisch waren oder über sich 
selbst revolutionär hinauswiesen, sondern 
in der Vereinnahmung und mutwilligen 
Entwertung der Traditionen und Begriffe 
revolutionärer Kämpfe unter fast durchgän- 


giger Verdrängung genau jenes grundlegen- 
den Bruchs, der Voraussetzung gewesen 
wäre, an sie überhaupt im Sinne eines vor- 
wärtsweisenden revolutionären Prozesses 
anknüpfen zu können. Das gleiche gilt für 
die modernen Volksfreunde und ihren Op- 
portunismus in der sozialen Frage. 


Die genannten Untersuchungsgegen- 
stände werden ein wesentlicher Strang von 
Aneignung 2 sein, an der wir zur Zeit ar- 
beiten. Ein mögliches Mißverständnis wol- 
len wir aber jetzt schon mit aller Deutlich- 
keit ausräumen: Unsere Auseinanderset- 
zung mit der sozialen Frage liegt nicht darin 
begründet, daß wir in einem im Sinne die- 
ser Überlegungen fundierten, reflektierten, 
genaueren Zugang zur sozialen Frage den 
Schlüssel zu einem dann unmittelbar ver- 
breiterbaren Kampf um Befreiung sehen. 
Ohne den umfassenden bewußten Bruch 
mit der Gesamtheit der Triebkräfte und 
Mechanismen, die die Nationalisierung des 
Sozialen ermöglicht, bestimmt und voran- 
getrieben haben, gibt es in Deutschland 
überhaupt keinen Zugang zur sozialen Fra- 
ge, der etwas mit Befreiung zu tun hat. Bei 
unserer Auseinandersetzung geht es uns 
darum, diese Entwicklung so genau zu er- 
fassen, daß umfassend bestimmt werden 
kann, wie der Bruch mit dieser Entwick- 
lung aussehen muß. 


Angesichts von Geschichtsrevisionis- 
mus, Rassismus und Antisemitismus; an- 
gesichts des zwanghaften Drangs zur phy- 
sischen Vernichtung derer, die nicht zur 
Volksgemeinschaft gehören; angesichts des 
Willens zur militärischen Durchsetzung 
deutscher Interessen muß hier und heute 
der deutschen Bevölkerung, die die volks- 
gemeinschaftlich organisierte Normalität 
vollzieht und trägt, das gebotene Maß an 
Konfrontation und Denunziation entgegen- 
gebracht und durchgehalten werden. Die 
„soziale Frage“ stellt sich nicht. als soziale 
- und solange dies so bleibt, halten wir die- 
se Frage für so ziemlich die letzte, an der 
diese Konfrontation aufgemacht werden 
kann. 


ak kassiber 


Zu den von uns aufgeworfenen Fragen sind wir 
für Hinweise, Kritik und Anregungen dankbar: 
akk, c/o Infoladen M 99, Manteuffelstr. 96, 
10999 Berlin 
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Eins teilt sich in zwei 
Hundert Beispiele zur Illustration des Gesetzes von der 
Einheit der Gegensätze 


In der linksradikalen Zeitschriften- 
landschaft tobt ein Kleinkrieg um die so- 
genannte Kulturalisierung der Linken. 
Dabei wird immer unterstellt, die Neue 
Linke habe die Kultur erst in jüngster Zeit 
für sich entdeckt. Diese für den Zeitgeist 
typische Vermutung soll hier einer radi- 
kalen Revision unterzogen werden. Be- 
trachtet man die Geschichte der Neuen 
Linken unter kulturellen Aspekten, stellt 
man schnell fest, daß sie sich schon lange 
vor der deutschen Einheit große Verdien- 
ste um die Erneuerung der deutschen (All- 
tags-, Trink-, Streit- etc.) Kultur erwor- 
ben hat. 


Die Ausgangsthese meiner Überlegungen 
stammt von dem Grünen Winfried Kretsch- 
mann - Insidern vielleicht mit dem Satz ‚Mao 
ist tot, Jesus lebt“ (oder so ähnlich (2)) be- 
kannt. Anfang der 90er Jahre gibt er über 
seine politische Vergangenheit zu Protokoll: 
„Maoistische Gruppen hatten niemals eine 
Nähe zu diesem deformierten Realsozialis- 
mus ... wie er in der Sowjetunion herrschte, 
von vornherein nicht, es war schon gar kein 
Einstieg. ... Ein Großteil der ideologischen 
Arbeit wurde überhaupt darin investiert, so- 
zusagen in den wahren Sozialismus, der sich 
davon abgrenzte und wo die Chinesen unse- 
rer Ansicht nach in ihrer Radikalität mit die- 
ser Kulturrevolution Positionen besetzten. ... 
Das heißt also: Für die maoistischen Grup- 
pen waren kulturelle Paradigmen des Sozia- 
lismus schon immer wichtiger als irgend so 
eine platte Verstaatlichungs- oder Vergesell- 
schaftungstheorie. Deswegen sieht das heu- 
te noch ganz anders aus mit den Leuten, die 
dort oder da herkommen.“ (3) 

Um die ganze Tragweite dieser Aussage 
zu erfassen und gleichzeitig Einseitigkeiten 
zu vermeiden, müssen wir allerdings noch 
weiter zurückblicken und die Vorgeschichte 
des Maoismus der 70er Jahre betrachten. 

Wie alle „großen Erzählungen“, so hat 
auch die Geschichte der sogenannten „Neu- 
en Linken“ ihren die weitere Entwicklung 
bestimmenden (wenn auch kaum bekann- 
ten) Urtext. Im Februar 1962 traf bei der 
deutschen Sektion der „Situationistischen 
Internationale“ eine Bannbulle ein: 

„Der Zentralrat der Situationistischen 
Internationale hat in der Zusammenkunft 
in Parıs am 10. Februar 1962 beschlossen, 
aus der deutschen Sektion der S.I. die für 
die Herausgabe der Zeitschrift ‚Spur‘ ver- 
antwortliche Gruppe auszuschließen ... Es 


ist bewiesen, daß die fraktionistische Ak- 
tivität dieser Gruppe auf einem systemati- 
schen Mißverständnis der situationisti- 
schen Thesen basierte: und daß die Mit- 
glieder dieser Gruppe vollkommen die 
Disziplin der S.I. mißachtet haben, um als 
Künstler zu arrivieren. ... Die Zeitschrift 
‚Spur‘ wird durch eine neue Zeitschrift als 
Organ der S.I. in Deutschland ersetzt. 

Für den Zentralrat: G.-E. DEBORD, 
Attila KOTANYI, Uwe LAUSEN, Raoul 
VANEIGEM.“ (4) 


Mehr Härte — weniger 
Reflexion 


Derart vom politischen Weltniveau ab- 
geschnitten, machte die „Spur“-Gruppe um 
Dieter Kunzelmann aus der Not eine Tu- 
gend, nahm die Situationisten beim Wort 
und besann sich fortan auf authentische 
deutsche Fähigkeiten: Ästhetik, Haltung, 
Selbstgenuß, Autarkie. Zunächst schienen 
sich die deutschen Unternehmungen jedoch 
kaum von denen in anderen Ländern zu 
unterscheiden. 1963 benannte „Spur“ sich 
in „Subversive Aktion“ um. Diese wurde 
ein Jahr später mit dem Eintritt der DDR- 
Dissidenten Rudi Dutschke und Bernd 
Rabehl zur Keimzelle des „Berliner Ak- 
tionismus“. Die von dieser auch als „Anti- 
autoritäre“ bezeichneten Fraktion eingelei- 
teten kulturrevolutionären Neuerungen, 
ihre Umgestaltung des Alltagslebens — von 
der Happening-Kultur bis zu Drogenexpe- 
rimenten — sind weitgehend bekannt. Der 
kreative Reichtum dieser Bewegung ging 
jedoch mit einem Mangel an Stilsicherheit 
und Formbestimmung einher. 1968 charak- 
terisierte Rudi Dutschke die Antiautoritä- 
ren mit den Worten eines amerikanischen 
Autors folgendermaßen: „Es ist keine Zeit 
nüchterner Reflexion, sondern eine Zeit der 
Beschwörung. ... Die prägende Literatur 
jetzt ist die Underground-Literatur, sind die 
Reden von Malcolm X, die Schriften Fa- 
nons, die Songs der Rolling Stones und von 
Aretha Franklin. Alles übrige klingt wie der 
Moynihan-Report oder ein Time-Essay, die 
alles erklären, nichts verstehen und nie- 
manden verändern.‘ (5) Immer drängender 
stellte sich aber nun die Frage, ob eine deut- 
sche Kulturrevolution, die auch dem Ad- 
jektiv des Begriffs einen Sinn geben woll- 
te, sich mit der Kopie ausländischer Kon- 
zeptionen zufrieden geben konnte, wo die- 


se doch niemals das lebensphilosophische 
Niveau der deutschen Jugendbewegung 
oder von Ernst Jüngers Kampfprosa errei- 
chen konnten. Bereits 1967 hatte die so- 
genannte Kommune II ein Plädoyer für 
mehr Härte — weniger Reflexion verfaßt: 

„Theodor W. Adorno kommt nach Ber- 
lin und spricht über ästhetische Probleme. 
Wo? An der Freien Universität, wo der to- 
tale Klassenkampf — also auch zwischen 
Autoritäten und Studenten - stattfindet. Er, 
der große Durchschauer dieser Gesell- 
schaft ... wird druckreife Sätze auskotzen, 
und alle, alle werden ihm lauschen — dem 
Teddy -, so glaubt er. ... Doch da ist er ein 
bißchen zu spät dran. Denn wir lauschen 
nur noch den Worten des großen Vorsit- 
zenden Mao, den Parolen der Revolution. 
...Was soll uns der alte Adorno und seine 
Theorie, die uns anwidert, weil sie nicht 
sagt, wie wir diese Scheiß-Uni am besten 
anzünden und einige Amerikahäuser dazu. 
... Weil er keine 1000 Mark für den Viet- 
cong stiftet— das wären ein Hubschrauber 
+ 18 tote GIs + 10 mit ohne Füßen. ... Das 
aber will er nicht, vielleicht schreibt er 
dafür in der BZ bald eine Artikelserie über 
die deutsch-amerikanische Freundschaft 
und über die Dankbarkeit gegenüber den 
USA. ... Der Theorie wird Narrenfreiheit 
gewährt, weiß man doch um ihre Harmlo- 
sigkeit. ... Er soll sich zu Tode adornieren 
... Seine Worte mögen ihm im Maul ver- 
faulen. (Chinesisches Sprichwort über die 
Sowjet-Revisionisten) 

PS: Vielleicht erlebt ihr heute noch ein 
wirklich ästhetisches Spektakulum.“ (6) 

Auch ein junges schriftstellerisches 
Talent aus Berlin, Peter Schneider, hob sich 
mit seinem dezisionistischen Stil wohltu- 
end von den abgehobenen Theorie-Debat- 
ten seiner Zeit ab: 

„Ein Vorbild für diese agitatorische 
Funktion der Kunst hat Mao Tse-tung be- 
schrieben. Auf dem Langen Marsch orga- 
nisierte die Rote Armee in den Dörfern, 
durch die sie kam, Versammlungen der 
Bauern auf dem Dorfplatz. Einer oder meh- 
rere Bauern wurden aufgefordert, ihre per- 
sönlichen Wünsche, Bedrückungen, Nöte 
zu schildern. Die zuhörenden Bauern grif- 
fen kritisch in diese Selbstdarstellung ein, 
ergänzten sie, wenn sie ihnen zu persön- 
lich, korrigierten sie, wenn sie ihnen zu 
allgemein war, machten daraus eine kol- 
lektive Darstellung. Sie nannten das ‚Die 
große Wehklage‘. Die Rote Armee bot sich 
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dann als politische Organisations- und 
Kampfform dieser zunächst noch ganz ro- 
hen und unpolitischen Bedürfnisse an. Die 
Form dieser Bedürfnisse war also nicht das 
Gebet, die Beichte, das Gedicht, der Ro- 
man, sondern die Rote Armee.“ (7) 

Ein Anfang war gemacht. Als Ganzes 
war die Bewegung der Antiautoritären um 
1970 jedoch an die Grenzen ihres innova- 
tiven Potentials gestoßen und zerfiel des- 
halb. Bei ihren ehemaligen Mitgliedern 
breitete sich Ekel aus über den unverbind- 
lichen Eklektizismus der antiautoritären 
Phase und über die kulturindustrielle Inte- 
gration der Subkultur. Klaus-Rainer Röhl 
hatte sich mit seiner Zeitschrift „Konkret“ 
in den 60er Jahren vor allem um die por- 
nographischen Aspekte der neulinken Kul- 
tur verdient gemacht. Jetzt sah er sich ge- 
zwungen, mit wegweisenden Artikeln wie 
„Hasch macht dumm!“ und „Anarchismus 
führt zum Faschismus“ (8) gegen die gei- 
stige Verfettung der Bewegung zu polemi- 
sieren. „Wir müssen die große Unordnung 
beseitigen, die viele von uns so kaputtge- 
macht hat“ (9), war das Motto. So organi- 
sierte Röhl u.a. 1972 einen Anti-Drogen- 
Kongreß, der ein voller Erfolg wurde. 


Gegen moralischen und 
kulturellen Zerfall 


Den konsequentesten kulturellen Para- 
digmenwechsel vollzogen jedoch die 
Maoisten, auch unter dem Stichwort „ML- 
Bewegung“ bekannt. Wiederum wurde der 
Künstlervorwurf zum Ausgangspunkt der 
Abgrenzung gegenüber den Antiautoritä- 
ren. Die neuen subkulturellen und kollek- 
tiven Lebensformen der 60er Jahre wur- 
den nun als „bohemienhaft“ disqualifiziert. 
Es läßt sich jedoch unschwer erkennen, daß 
dieser Vorwurf nur dem Distinktionsge- 
winn einer aufstrebenden neuen Generati- 
on von KulturträgerInnen dienen sollte. 
Wie der Name schon sagt, mußten sich 
auch die Maoisten noch einer ausländi- 
schen Theorie bedienen. Sie taten dies aber 
immerhin mit dem Effekt, sich von allen 
weiteren undeutschen Einflüssen abzu- 
schließen. Nicht PC, sondern ML war der 
Punk der frühen 70er Jahre. Der kurzge- 
schorene, asketisch-maoistische Kader als 
Gegenbild zum diffusen Hedonismus der 
Antiautoritären entspricht in etwa dem, was 
Diedrich Diederichsen einmal als „alien 
rebel“ beschrieben hat: Er „zirkelt seine je- 
weils angenommene Identität ab, gibt ihr die 
Grenzen, die sein jeweiliges Aufgabenfeld 
verlangt. Ihn verlangt es nicht zu verströ- 
men, sondern seine Energie als Bombenla- 
dung gezielt anzubringen, bevor er in ei- 
nen anderen Anzug schlüpft, ein anderes Sys- 
tem von Sinnzuweisungen als Kampfplatz 
erwählt und zu erschüttern trachtet.‘‘ (10) 
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Die Maoisten versuchten sich nicht nur 
ideologisch, sondern auch durch ihren Ar- 
beitsstil vom Antiautoritarismus zu distan- 
zieren. „Einhaltung der Parteidisziplin“, 
„Primat der Politik der Organisation über 
das Privatleben“, „Arbeitseifer und Un- 
eigennützigkeit“ (11) hießen die neuen Di- 
rektiven. Im Kampf gegen die Verweichli- 
chung der Welt ergaben sich temporär in- 
teressante Bündnisse mit den Volksmassen, 
denen man sich sowieso mimetisch zu nä- 
hern versuchte. So schrieb eine Leserin des 
Hardcore-Fanzines „Roter Morgen“ an die 
Redaktion: „Vor kurzem bekam ich zufäl- 
lig ihre Zeitung ... in die Hände und hatte 
auch die Gelegenheit, mit den Verkäufern 
... zu sprechen. Und ich war gleich ange- 
nehm von der sauberen äußeren Erschei- 
nung dieser jungen Leute überrascht. ... 
Und auch als ich dann zu Hause Ihre Zei- 
tung las, wie Sie gegen die häßlichen lan- 
gen Haare bei jungen Menschen und auch 
gegen die aufreizenden Miniröcke der jun- 
gen Gören ... Stellung bezogen haben, war 
ich angenehm überrascht; auch daß sie 
Albanien so loben, wo sowas anscheinend 
nicht zugelassen wird von verantwortungs- 
vollen Staatsführern, hat mich gefreut. In 
so einem sauberen Staat möchte ich leben.“ 

Die Redaktion kommentierte: „Liebe, 
neugewonnene Leserin ..., wir haben uns 
über Ihren Brief sehr gefreut. Er beweist 
uns, daß die Partei wirklich den Wünschen 
der Massen entspricht, wenn sie ... den 
Kampf gegen den bewußt gesteuerten mo- 
ralischen und kulturellen Zerfall auf- 
nimmt.“ (12) 

Was der einfachen Bevölkerung schon 
immer klar war, dämmerte nun auch den 
Maoisten: Die Hauptverantwortlichen für 
den kulturellen Fehlstart der Antiautoritä- 
ren in den 60er Jahren saßen in den USA. 
1974 schrieb der maoistische Kulturtheo- 
retiker Ernst Aust: „Der sogenannte ‚ame- 
rican way of life‘, die von den USA-Impe- 
rialisten propagierte ‚amerikanische Le- 
bensweise‘ mit ihrer kulturellen Verfla- 
chung und Primitivität, ihrem Konsumden- 
ken ... ihrer Korruptheit soll den Völkern 
aufgezwungen werden, um deren nationa- 
le Eigenart zu verdrängen ... Sei es in den 
künstlerisch und politisch gleich erbärmli- 
chen, perversen Phantasien eines Henry 
Miller. Sei es in der Trivialliteratur der 
Schund- und Groschenhefte. Sei es in der 
dekadenten L’art pour l’art ... dem abstrak- 
ten Gekleckse und den verbogenen Dräh- 
ten von ihren von kapitalistischen Gönnern 
geförderten Scharlatanen. Sei es im Hasch- 
und Drogenkult, dem Porno- Mode- und 
Reklamerummel, den ... bestialische Mord- 
instinkte verherrlichenden Filmen und co- 
mic strips.“ (13) 

Doch welches waren die Kraftquellen, 
aus denen sich der Kampf gegen die De- 
kadenz speiste? 


„Wir schöpfen aus der-psychischen 
Wesensart des deutschen Volkes. Wir 
schöpfen aus seinem Arbeitsfleiß und sei- 
nem Ordnungssinn, aus seinem wissen- 
schaftlichen und künstlerischen Genie, das 
unser Volk in der Geschichte so oft bewie- 
sen hat und das den Ruhm der deutschen 
Nation begründet. ... Wir schöpfen aus den 
unvergänglichen Denkmälern, die von der 
Größe der deutschen Kultur künden, den 
hochaufstrebenden, in ihrer Schönheit und 
Linienstrenge unvergleichlichen Domen 
von Köln und Meißen, der Backsteingotik 
der nordischen Städte, den Bauwerken der 
großen Baukünstler des Klassizismus, den 
Schöpfungen Schlüters und Schinkels, den 
Bildern der großen Meister der deutschen 
Renaissance, den unsterblichen Werken 
Holbeins, Dürers, Riemenschneiders ...“ 
(14) 

Junker Jörgs Kemenate auf der Wart- 
burg habt ihr vergessen, möchte man dem 
Autor zurufen, aber das stammt aus einer 
anderen Zeit und aus einem anderen Zu- 
sammenhang. (15) 

Einen weiteren gemeinsamen Gegner 
fanden Volk und Maoisten in den sowjeti- 
schen Revisionisten, die sich wiederum mit 
antiautoritären Softies verbündet hatten. So 
heißt es im „Roten Morgen“: „Auch an die- 
sem Frontabschnitt dürfen wir nicht zu- 
rückweichen. Es ist kein Zufall, daß auch 
und gerade die modernen Revisionisten 
lange Haare auf ihren Plakaten propagie- 
ren und versuchen, die Jugend mit Beat- 
musik einzufangen. Diese Herren wissen 
eben, ... wie man noch am ehesten Verwir- 
rung und Spaltung in die Arbeiterklasse 
tragen kann.“ (16) Gegen diese Gefahr 
konnte nur mit schärfsten Maßnahmen vor- 
gegangen werden. „Der Maoist“, die „Zeit- 
schrift für die Anwendung des Marxismus- 
Leninismus und der Mao Tse-tung-Ideen 
auf Deutschland“ forderte 1975: „Der so- 
wjetische Sozialimperialismus, seine lan- 
desverräterischen und sozialfaschistischen 
Vasallen in der DDR und seine 5. Kolonne 
in der BRD, das sind die Hauptfeinde der 
Nation und des Proletariats. ... Das Prole- 
tariat fordert von der Bourgeoisie: 

—die konsequente Verteidigung der Unab- 
hängigkeit der BRD gegen den Sozialim- 
perialismus, 

— die Vorbereitung auf den Krieg, ... 

— den Kampf für ein einiges, unabhängi- 
ges, demokratisches Deutschland“. (17) 

Es versteht sich fast von selbst, daß 
auch Personen, die vermeintlich die Kon- 
tinuität des Antiautoritarismus repräsen- 
tierten, in das Schußfeld des Maoismus 
gerieten. So schreibt die KBW-Zeitschrift 
„Kommunismus und Klassenkampf“ 1976 
über den damaligen Spontiführer Daniel 
Cohn-Bendit: „Klar ist aber auch, daß die 
Arbeiterklasse sich solche Gestalten mer- 
ken wird. ... Es gibt nur zwei Möglichkei- 
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ten. Entweder er wird von der Arbeiterklas- 
se eine nützliche Arbeit zugewiesen be- 
kommen, etwa in einer Fischmehlfabrik in 
Cuxhaven, oder er wird während der Re- 
volution durch die Massen an den näch- 
sten Baum befördert.“ (18) 


Für eine Dialektik von Gefühl 
und Härte 


Hegel sagt: „Die Knospe verschwindet 
in dem Hervorbrechen der Blüte, und man 
könnte sagen, daß jene von dieser wider- 
legt wird; ebenso wird durch die Frucht die 
Blüte für ein falsches Dasein der Pflanze 
erklärt, und als ihre Wahrheit tritt jene an 
die Stelle von dieser. Diese Formen unter- 
scheiden sich nicht nur, sondern verdrän- 
gen sich auch als unverträglich miteinan- 
der. Aber ihre flüssige Natur macht sie zu- 
gleich zu Momenten der organischen Ein- 
heit, worin sie sich nicht nur nicht wider- 
streiten, sondern eins so notwendig als das 
andere ist, und diese gleiche Notwendigkeit 
macht erst das Leben des Ganzen aus.“ (19) 

Betrachtet man das Wirken Cohn-Ben- 
dits und seines Umfelds Mitte der 70er 
Jahre genauer, so wird schnell klar, daß die 
Sponti-Bewegung mitnichten einen Rück- 
fall in die Zeiten des Antiautoritarismus 
darstellt und daß deswegen die maoisti- 
schen Anwürfe als letztes Aufbegehren 
verwelkender Stilblüten gegen die reife 
Frucht bewertet werden müssen. Die von 
Cohn-Bendit in diesen Jahren verkündete 
monbolithische Einheit von „Widerstand 
und Leben“ (20) ist nichts weniger als der 
Versuch einer bestimmten Negation mar- 
xistisch-leninistischer Manneszucht, die 
deren positive Elemente in sich aufnimmt: 
„Ich will hier nur sagen, daß für uns die 
politischen Begriffe von Widerstand und 
Leben sich nicht nur ergänzen, sondern 
wirklich die Inhalte sind, an denen sich 
dann Organisation auch.ableiten läßt, näm- 
lich daß die Organisationsformen verschie- 
denartig sind und für uns die Wohngemein- 
schaft, eine Gruppe in einem Stadtteil, die 
sich zusammengetan hat, eine Organisati- 
onsform ist; eine andere Organisationsform 
ist eine Betriebsgruppe, eine Betriebszel- 
le; eine andere Organisationsform sind al- 
ternative Projekte, seien es Landkommu- 
nen; andere Organisationsformen sind wel- 
che, an die wir überhaupt noch nicht den- 
ken. Diese Einheit entwickeln, heißt eine 
revolutionäre Organisation bilden. ... 

Es geht darum, daß wir Schwierigkei- 
ten haben, Sätze zu formulieren, die sagen 
... „ es treibt uns der Heißhunger nach Lie- 
be, Zärtlichkeit und Sozialismus‘. Und da 
möchte ich sagen, gerade wir als Männer 
sind es nicht gewöhnt, überhaupt solche 
Begriffe in politischen Veranstaltungen zu 
gebrauchen.“ (21) 


Es geht bei dieser auch als „Neue Sen- 
sibilität“ bekannt gewordenen Strömung 
offensichtlich darum, die maoistischen 
Stahlgewitter mit deutscher Innerlichkeit 
zu verschmelzen und daraus eine Dialek- 
tik von Gefühl und Härte zu entwickeln. 
Was damit gemeint ist, erläuterte Thomas 
Schmid, damals Redakteur der Zeitschrift 
„Autonomie“, 1978 in seinem Plädoyer für 
„eine spezifisch deutsche politische Kul- 
tur“: „... den Sachen auf den Grund gehen, 
auch auf den Grund des Schreckens, nicht 
beim seichten common sense stehen blei- 
ben. Tief, unergründlich, rätselhaft sein. ... 
Ich mag diese Unterwürfigkeit nicht mehr: 
von ausländischen Genossen nur akzeptiert 
zu sein, wenn ich mein eigenes Land ver- 
leugne. Das ist eine Sackgasse, das steht 
in der Tradition der imperialistschen Ent- 
nazifizierung durch die gottverdammten 
Yankees, die die Demokratie bei uns ver- 
ordnet haben.‘ (22) 

Auch Klaus Wagenbachs Forderung: 
„. im Verhältnis zur Sinnlichkeit — von 
Küche bis Kultur — könnten wir manches 
von den italienischen und französischen 
Freunden lernen“ (23) entstammt keines- 
wegs dem Gründungsdokument der Tos- 
kanafraktion. Der Sinn dieses vermeintlich 
wahllosen Philoromanismus wird erst klar, 
wenn man sich die Stellungnahme Ernst 
Jüngers zum selben Thema vor Augen hält: 
der nationalkulturell absolut zuverlässige 
Schriftsteller hatte schon 1929 geschrie- 
ben: 

„Über das deutsche Bier ist viel gere- 
det worden. Seinen entscheidenden Man- 
gel sehe ich darin, daß seine stimulierende 
Wirkung in gar keinem Verhältnis zur nar- 
kotischen steht, daß es also vor allem 
schläfrig macht. Die Seßhaftigkeit, die 
Kannegießerei, der Verein, die deutsche 
Politik, die deutsche Gemütlichkeit, die 
deutsche Objektivität —- mit einem Worte, 
die deutsche Schläfrigkeit. Ein Soldat, der 
vor dem Sturmangriff einen halben Liter 
Bier austrinkt, dürfte ein Kuriosum sein. 
Auch der Franzose hat seine ekelhaften 
Caf&hausspießer, seine Bouvards und PE- 
cuchets, aber man hat sich dort den Weg 
zur Bösartigkeit nicht künstlich ver- 
schwemmt. Der Weintrinker ist nüchterner, 
wie ein Mensch, der mit gefährlichen Stof- 
fen hantiert ...“ (24) 

Manchmal muß man sich im Kampf 
gegen die westliche Zivilisation eben de- 
rer ureigensten Waffen bedienen. 

In die Zeit der späten siebziger Jahre 
fallen auch die ersten Versuche, das kul- 
turrevolutionäre Potential der Neuen Lin- 
ken durch eine Zusammenarbeit mit ostdeut- 
schen Kulturschaffenden aufzustocken. 

Rudi Dutschke schrieb: „Es wird wich- 
tiger denn je, daß die linke Bewegung in 
der Bundesrepublik ... die Beziehungen zu 
den Freunden, Genossinnen und Genossen 


in der DDR ausbaut bzw. erst einmal ent- 
stehen läßt.“ (25) 


Zerrissen zwischen Ost und 
West 


Gemeinsam würde man schlagkräftiger 
gegen Amerikanisierung und Russifizie- 
rung vorgehen. Als Beispiel für die Erwei- 
terung des neulinken Horizonts sei hier 
eine wahrhaft visionäre Kurzgeschichte des 
DDR-Schriftstellers Gerald Zschorsch aus 
dem Jahr 1979 zitiert: 

„Neulich nachts hatte ich eine schreck- 
lich schöne Traumvision. Bei einem Be- 
such in Berlin (West) bei meinem Freund 
Jürgen Fuchs wurde unser Gespräch durch 
Nachrichtenmeldungen des Senders Frei- 
es Berlin unterbrochen. Der Ansager be- 
hauptete, daß aus Richtung Marx-Engels- 
Platz, im Ostteil der geteilten Stadt gele- 
gen, und aus Richtung der ‚Straße des 17. 
Juni‘, im Westteil der Stadt liegend ein 
breiter Demonstrationszug sich dem Bran- 
denburger Tor nähern würde. Das Auffal- 
lende daran sei, daß keinerlei Fahnen und 
Transparente in diesem Zug mitgeführt 
würden. Ich sprang auf und schrie: ‚Jürgen, 
das ist die Wiedervereinigung‘. ... 

Ach, wär’ das schön! Vom Marx-Engels- 
Platz, dann weiter ‚Unter den Linden‘, durch 
das Brandenburger Tor, vorbei an der Sie- 
gessäule bis zur TU am Ernst Reuter Platz 
zu gehen, um dort im Audi-Max einen Vor- 
trag von Dr. Rudi Dutschke zu hören, Dekan 
des Fachbereichs Politikwissenschaft. Oder 
aber, vom Wedding aus, einen kleinen Spa- 
ziergang ... zur Chausseestraße in Berlin- 
Mitte zu machen und dann anzuklopfen an 
der Nummer 131, wo auf dem Türschild 
steht W. Biermann, der einem dann Kaffee 
kocht und die neuesten Lieder vorspielt. 

Vielleicht auch eine Stippvisite an die 
Spree, wo auf dem ehemaligen Bauplatz 
des ‚Palazzo de Prozio‘ sich die Deutsche 
Akademie für Sprache und Dichtung er- 
hebt. Im Foyer sitzen Ernest Mandel und 
Rudolf Bahro beim Tee, in der Bibliothek 
arbeiten an einem Tisch Bernd Jentzsch 
und Günter Kunert ... Und eine Literatur- 
zeitschrift gibt es ... In ihr schreiben Erich 
Loest und Gerhard Zwerenz, Klaus Poche, 
Jurek Becker und Heinz Brandt, Martin 
Walser und und ... na eben alle. 

Die schönste Aufgabe hat der Dichter 
Rolf Schneider: Er ist in der obengenann- 
ten Akademie der Pförtner, der darüber 
wacht, daß sich keine verkappten Stasi- 
agenten Einlaß verschaffen. Ach, das wird 
schön, und es wird uns guttun, uns allen, 
die wir jetzt noch zwischen Ost und West 
zerrissen sind.“ (26) 

Auch die Friedens- und Ökologiebewe- 
gung der 80er Jahre als Radikalisierung der 
Sponti- und Alternativszene war keines- 


Bahamas 20 - 1996 


18 


wegs der absolute Antipode zur militanten 
Radikalität früherer Zeiten. Wolfgang 
Pohrt hat völlig zurecht schon früh auf den 
wehrertüchtigenden Aspekt der unentweg- 
ten Beschäftigung mit modernsten Waffen- 
systemen und Vernichtungskapazitäten hin- 
gewiesen. Zunächst mußte jedoch der 
Kampf gegen die kulturelle Umweltver- 
schmutzung der gottverdammten Yankees 
zu Ende geführt werden, z.B. durch den 
Hermann Peter Piwitt in der Zeitschrift 
„Konkret“: „Dieses gedrückte Nationalge- 
fühl der Deutschen rührt auch daher, daß 
ihnen die revolutionären nationalen Tradi- 
tionen abgeschnitten wurden. Dadurch ent- 
stand diese amerikahörige Kultivation, 
dadurch entstand diese Yankee-Sprache, 
die mit ‚Fighting‘ und ‚dope‘, ‚Power‘ und 
‚message‘ uns selbst dort noch beherrscht, 
wo wir Widerstand leisten.‘ (27) 


Wie können wir Deutschland 
retten? 


Tief mußte man sich in die heimische 
Scholle eingraben, um die bösen Geister 
zu bannen: „Die Wiederentdeckung der 
Region heute bedeutet Rehabilitation der 
Provinz ... — und damit auch Wiederent- 
deckung von Folklore, Bräuchen und Dia- 
lekten. Eine Gegenbewegung zur Nivellie- 
rung von Kultur durch das Kapital und sei- 
ne multinationalen Metropolen drückt sich 
darin aus, und zum Beispiel Pasolini hat 
leidenschaftlich darauf hingewiesen.“ (28) 

Angesichts solch vielversprechender 
Ansätze wollten auch die Maoisten nicht 
mehr abseits stehen. Sie gelobten, alle Son- 
derorganisationen aufzulösen, und sich 
verschärft in die Neue Linke einzubringen. 

„Die Auflösung der KPD bedeutet nicht 
nur ‚Asche im Wind‘, wie die FAZ meint, 
sondern bietet insbesondere für die fort- 
schrittliche und emanzipatorische Bewe- 
gung die Chance, Erfahrungen, Substanz 
und Bildungselemente von einigen Tau- 
send, vorwiegend jungen Menschen, pro- 
duktiv aufzunehmen.“ (29) 

Nun wurde auch deutlich, daß nicht nur 
kulturelle Fremdherschaft, sondern auch 
die territoriale Spaltung Deutschlands die 
geistige Entfaltung der Deutschen beeng- 
te. In der „Kommune“, dem Bildungsele- 
ment für postmaoistische Wandervögel er- 
läuterte dies 1984 Elisabeth Weber: „Die 
Gründung des Staates BRD war ein rein 
politischer und ideologischer Akt, war 
nicht Ausdruck des Zusammenfalls von 
Nation und Staat. Dies förderte ein sozu- 
sagen geschichtsleeres und identitätsarmes 
‚touristisches Bewußtsein‘. Für viele, be- 
sonders jüngere, nur in der BRD aufge- 
wachsene Menschen sind Sonne und 
Strand, Pizza und Retzina, flüchtiger Ruck- 
sacktourismus wichtiger als die Möglich- 
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keit, mit den Menschen eines Landes in 
ihrer/unserer Sprache zu reden ... Beim 
aufzählen solcher Gedankensplitter würde 
ich resümieren, daß die Spaltung Deutsch- 
lands auch unser Bewußtsein ‚beschädig- 
te‘.“ (30) 

Peter Schneider, durch ein bedauerli- 
ches Mißverständnis staatlicherseits an 
seiner Tätigkeit als Deutschlehrer gehin- 
dert, verfaßte den Ost-West-Roman „Der 
Mauerspringer“. 

Werner Herzog schrieb in seiner Rezen- 
sion: 

„Wie können wir Deutschland retten, 
dieses Land, das im Abgrund der Geschich- 
te zu verschwinden droht? Bevor es also 
endgültig zum Niemandsland wird, wie 
etwa Holland, dieses langsame Land, das 
am Saum des Waldes angelangt ist, indem 
das Große Vergessen wohnt. ... Peter 
Schneiders Buch ist aus einer tiefen Not- 
wendigkeit heraus entstanden; der Autor 
ist damit eine neue Art Patriot. ... Da 
kommt mitten in West-Berlin ein Kletter- 
felsen des Alpenvereins vor, nur ein paar 
Meter hoch, oben auf einem Schuttberg. 
Man hat alle Schwierigkeitsgrade des Fel- 
senkletterns mit eingebaut, und das Buch 
beschreibt eine Seilschaft in Bergstiefeln, 
Höhenjacken und Gletscherbrillen, die den 
Zementblock erklimmt. ... An der Mauer 
wächst eine Wunsch-energie, die die Phan- 
tasie aus den Erdlöchern kriechen läßt.“ 
(31) 

Damit wurde deutlich, daß die Forde- 
rung nach Frieden für das deutsche Volk 
keineswegs mit der Unterwürfigkeit vor 
seinen Feinden gleichzusetzen war. Die 
Menschenkette als Ornament der Masse 
verwirklichte dann endlich den Traum von 
einer volksnahen Kultur. 10 Jahre nach 
Klaus Wagenbachs Anregung, von Frank- 
reich und Italien zu lernen, mußte sich 
schließlich niemand mehr vor westlicher 
Kultur verbeugen. 1988 zogen in „Kon- 
kret“ Wolfgang Kraushaar, Sibylle Plog- 
stedt und Karl-Heinz Roth Bilanz: 

Wolfgang Kraushaar: „Man darf sich 
bei der Frage nach Erfolg oder Niederlage 
nicht ins Bockshorn jagen lassen und sie 
nur auf der institutionellen Ebene beant- 
worten. Man muß gleichzeitig die Dimen- 
sion ins Gespräch holen, die unterhalb die- 
ser Ebene liegt, um verstehen zu können, 
warum so viele Strömungen aus dem 68er 
Bruch in der Bundesrepublik noch so eine 
Bedeutung haben.“ 

Sibylle Plogstedt: „Der Grund für die- 

sen Erfolg liegt in der Strategie der Stu- 
dentenbewegung, keine Härte zu applizie- 
ren;}.,,; 
Karl-Heinz Roth: „,... solche Phänome- 
ne wie die Grünen ... oder Projekte wie die 
‚Tageszeitung‘ — für die gibt es in Italien, 
Frankreich, auch in den USA eine stille 
Form der Bewunderung ...“ (32) 


In der Bundesrepublik war ein Kultur- 
biotop entstanden, von dem andere nur 
träumen konnten. Doch war der westdeut- 
sche Teilstaat endgültig zu klein geworden, 
um die aufgestauten Energien voll zur Ent- 
faltung zu bringen. 

Nur einer schien den Anschluß verpaßt 
zu haben. Ausgerechnet Peter Schneider, 
bis dato immer an der Spitze des Zeitgei- 
stes, schrieb 1988: „Das nationale Selbst- 
bewußtsein des westdeutschen Teilstaates 
und der Anspruch, für alle Deutschen re- 
den zu dürfen, gründet sich auf eine Ge- 
schichtslegende. Die Legende behauptet, 
die Bundesrepublik habe aus den Trüm- 
mern des tausendjährigen Reiches die Idee 
der nationalen Einheit gerettet und die 
Hoffnung auf eine Wiedervereinigung ... 
lebendig erhalten. Diese Legende konnte 
sich nur in einem Volk erhalten, das an 
Neujahrsansprachen glaubt.“ (33) 

Diese Instinktlosigkeit konnte Schnei- 
der ein knappes Jahr später gerade noch 
einmal gutmachen und seinen Lernprozeß 
gleich in Buchform pressen. Rudi Dutsch- 
kes Empfehlung, den Kontakt zur ostdeut- 
schen Kulturwelt nicht abreißen zu lassen, 
sollte sich als goldrichtig erweisen. Noch 
einmal Peter Schneider: 

„Ende Oktober 1989 ergab es sich, daß 
ich mit fünfhundert anderen Schriftstellern 
in einem Zug saß, der von Toronto nach 
Montreal fuhr. Vor den Fenstern war jenes 
achte Weltwunder zu besichtigen, das man 
in Canada ‚the peak of the foliage‘ nennt: 
die Laubwälder leuchteten kilometerweit 
in den starken, unwirklichen Farben, die 
die Blätter annehmen, bevor der Novem- 
berwind sie von den Ästen weht. Da ich 
mit der aus der DDR stammenden Schrift- 
stellerin Monika Maron im gleichen Wag- 
gon reiste, sah ich von diesem Schauspiel 
so gut wie nichts. Binnen wenigen Minu- 


-ten hatten wir uns in der deutschen Frage 


festgeredet ... 

Monika Maron optierte klar und unum- 
wunden für die Wiedervereinigung. Ich 
sprach dagegen mit all den Argumenten, 
die sich im vorangehenden Artikel finden. 
Monika Maron hielt mir entgegen ...: 

‚Ihr wollt doch nur eure Penthousewoh- 
nungen, eure Autobahnen, eure Mercedes- 
se für euch behalten. Während ihr Ferien 
in der Toscana macht, sollen wir hinter der 
Mauer für den Faschismus büßen und über 
den Weltfrieden wachen! Was fällt dir, was 
fällt euch eigentlich ein?‘ 

Was die Wiedervereinigung angeht, hat 
Monika Maron ersichtlich gegen mich 
recht behalten.‘ (34) 

Nach dieser Kurskorrektur in letzter 
Sekunde war Schneider wieder ganz der 
alte, ein Medium, aus dem der Weltgeist 
spricht: „Vor dem Gericht der Geschichte 
hat der plumpe Cowboysatz: ‚Mr. Gor- 
batschow, tear down this wall‘ mehr Sinn 
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für Utopie bewiesen, als das bußfertige 
Nachbuchstabieren des Status quo.‘ (35) 

Der durchschlagende Erfolg der ost- 
deutschen Liedermacher- und Kleinkunst- 
szene im Herbst 1989 spornte die bundes- 
republikanischen Veteranen von 1968 an, 
endlich die verschiedenen Elemente der 
Theorie und Praxis der letzten 20 Jahre zu 
einer stimmigen Einheit zusammenzufüh- 
ren: „Weg mit den pazifistischen Illusio- 
nen!“ Diese Parole eines in den 70er Jah- 
ren entworfenen Plakates des damaligen 
Maoisten Jörg Immendorf, ist ein Leitmo- 
tiv des regenerierten Aktivismus früherer 
Zeiten. Der Komplex Gefühl und Härte, 
Sentiment und Ressentiment gruppiert sich 
jetzt unmißverständllich um seinen deut- 
schen Kern. Er findet seinen Ausdruck in 
der Empathie für deutsche „Täteropfer“ 
von 1945, mit denen man jetzt an einer 
„Soft-Form der Nation“ (36) arbeitet. So 
schreibt das Blatt, für das uns der Westen 
beneidet, zum 8. Mai 1995: 

„In diesen Monaten aber hörten die 
Enkel den Großeltern zu, und die durch 
Lebenserfahrung und Wissen milder ge- 
stimmten 68er kramten in Tagebüchern und 
Fotoalben, ohne gleich zu moralisieren. 
Dieses Niveau ist nicht rückgängig zu ma- 
chen ...“ (37) 

Feuer und Flamme dagegen für die 
Feinde Deutschlands und der Menschheit. 
Einst als hippieesker Hänger geschmäht, 
fährt Daniel Cohn-Bendit zum Beispiel 
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angesichts der Aussicht auf Kampfeinsät- 
ze auf dem Balkan zu nie gekannter Form 
auf und dekretiert: „Als erstes wird ... von 
der Nato Pale bombardiert. ... Wir müssen 
raus aus unserer depressiven Lähmung. 
Entweder — oder.“ (38) Offensichtlich ist 
niemand anderes als er selbst der „alien 
rebel“, die Stimmungskanone, die ihre, 
„Energie als Bombenladung gezielt anzu- 
bringen“ versteht. (39) Der ehemalige 
maoistische Militanzbolzen Christian Sem- 
ler bringt sich dafür einfühlsam mit der 
„Frage“ ein, „ob Deutschland nicht gera- 
de wegen seiner mörderischen Vergangen- 
heit eine besondere Verantwortung für die 
Verteidigung der Menschenrechte weltweit 
(und daher auch in Jugoslawien) zu über- 
nehmen hat.“ (40) 

Welche schrecklich schöne Traum visi- 
on hätte der ostdeutsche Dichter Gerald 
Zschorsch - von dem man leider nie wie- 
der etwas gehört hat — wohl angesichts der 
neuen Lage? Vielleicht folgende: Ernst 
Jünger, Horst-Eberhard Richter und Dani- 
el Cohn-Bendit — drei Generationen poli- 
tischer Kultur in Deutschland -melden sich 
gemeinsam zur Truppenbetreung im ehe- 
maligen Jugoslawien. Während Ernst Jün- 
ger den deutschen Soldaten die aufregen- 
de Welt der balkanesischen Flora und Fau- 
na erschließt, führt Cohn-Bendit anregen- 
de Gespräche mit den Männern an den 
Feuerleitstellen. Horst-Eberhard Richter 
könnte schließlich Leseabende mit Auszü- 
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gen aus seinen Büchern „Lernziel Solida- 
rität“ und „Flüchten oder Standhalten‘“ be- 
streiten. In der ersten Reihe sitzt — mit 
Bauchschmerzen - Jürgen Habermas, dem 
Lutz Rathenow leise ins Ohr flüstert: „Jür- 
gen, das ist die Wiedervereinigung!“ 

„Eins teilt sich in zwei‘: Wenn man die- 
se chinesische Volksweisheit der 60er Jahre 
als anschauliche Darstellung von „Dialek- 
tik“ akzeptiert, dann könnten die deutschen 
Redewendungen „Ende gut, alles gut“, oder 
noch besser: „Jetzt wächst zusammen, was 
zusammengehört‘“ als Synonyme für das 
gelten, was Hegel als „das Absolute“ be- 
zeichnete. 

Der deutsche Philosoph hat zwar im 
preußischen Staat das „Ende der Geschich- 
te“ verwirklicht gesehen. Den Ehrentitel 
„Weltgeist zu Pferde“ hat er jedoch be- 
kanntlich einem Ausländer verliehen. Ohne 
Zweifel müßte er heute das letzte Urteil 
revidieren. Angesichts des hier Beschrie- 
benen muß konstatiert werden, daß auch 
die personelle Identität mit Zeit- und Welt- 
geist heute von Deutschen, nämlich den 
Veteranen der „Neuen Linken“ repräsen- 
tiert wird. Zusammen mit dem neopreu- 
Bisch-deutschen Staat bilden sie das Gan- 
ze als Wahres, die Totalität Deutschland. 
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Seit der israelischen Interventi- 
on im Libanon im April diesen 
Jahres und mehr noch seit der 
Wahl Netanjahus im Mai proben 
deutsche Linke gemeinsam mit 
ihrem Staat Völkerfreundschaft 
und Antiimperialismus an dem 
Objekt, an dem deutsche Gesin- 
nung zu sich selbst kommt: An 
den Juden und ihrem Staat. 


Unter demfTitel „Der ‚ewige Jude‘ 
ist wieder da“ hat die Bahamas- 
Redaktion zusammen mit dem ak 
kassiber eine Diskussionsveran- 
staltung zu den „neuen deut- 
schen Antworten über eine erle- 
digt geglaubte Frage“ durchge- 
führt. Die drei dort gehaltenen 
Referate werden auf den folgen- 
den Seiten abgedruckt. 


Es geht um Israel 


„Zu verurteilen ist, wie skrupellos Is- 
rael das Völkerrecht mit Füßen tritt, sich 
herausnimmt, den souveränen Staat Liba- 
non militärisch anzugreifen, ein ganzes 
Volk als Geisel zu nehmen, um Probleme 
zu ‚lösen‘ ... Israel sollte aus eigener Er- 
fahrung wissen, daß Gewalt nur noch mehr 
Haß, Fanatismus und Gegengewalt erzeugt. 
... Wir fordern die Bundesregierung auf, 
endlich den israelischen Staatsterrorismus 
eindeutig zu verurteilen. Durch ihr Nichts- 
tun läßt sie eine wichtige Möglichkeit un- 
genutzt, Israel zur Achtung des Völker- 
rechts zu bewegen.“ 

Zu den Schrecknissen, die die Wieder- 
vereinigung dem bundesrepublikanischen 
Gemeinwesen zugefügt hat, gehört, von 
vielen unbemerkt, der Import einer links 
drapierten völkischen Gesinnung, die sich 
in unversöhnlichem Haß gegen Israel und 
seine Bewohner entlädt und sich in über- 
bordendender Völkerfreundschaft ganz auf 
Seiten des arabischen, konkret des palästi- 
nensichen Lagers positioniert. Weil Anti- 
imperialismus nun nicht mehr Sache des 
Warschauer Pakts ist, dem in seinen anti- 
israelischen Ausfällen kein antisemitisches 
Stereotyp zu peinlich war, wendet sich der 
Vorstand der PDS mit seiner Erklärung zur 
israelischen Libanonkampagne vom 
15.4.96 gleich an die Bundesregierung, die 
er offenkundig für berufen hält, die israe- 
lischen Juden mores zu lehren. Eine Auf- 
forderung, der die Bundesregierung zwar 
vorläufig noch nicht nachkommen kann, 
die sie aber gerne vernommen haben wird. 
Paßt sie doch zu der gleich nach der Wahl 
Netanjahus vorgenommenen Umverteilung 
von Geldern aus dem Entwicklungshilfe- 
topf, die nun nicht mehr nach Israel, son- 
dern ins palästinesische Autonomiegebiet 
fließen; oder zu der kürzlich laut gewor- 
denen Warnung vor einer Schwemme von 
800.000 Ostjuden, die sich alle an Deutsch- 
lands Fleischtöpfen gütlich tun wollten. 

Nicht daß es den Antizionismus nicht 
auch bei der BRD-Linken gegeben hätte 
und gibt. Doch dort hat er nach den wider- 
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wärtigen antisemitischen Exzessen, die in 
der Spätzeit der APO begannen, in den 
80er Jahren und mehr noch im Gefolge des 
2. Golfkrieges eine Schlappe erlitten, die 
ihren Protagonisten zwar zu keinem Zeit- 
punkt ihre antijüdische Grundüberzeugung 
geraubt hat, sie aber wenigstens zeitweilig 
hat auf der Hut sein lassen. Sie haben er- 
fahren müssen, daß andere Linke (wenn 
auch nur eine Minderheit) und breite Kreise 
des linksbürgerlichen Lagers sie wegen 
ihrer judenfeindlichen Ausfälle öffentlich 
denunzieren würden und selbst Personen 
aus dem eigenen Lager wie Ingrid Strobl 
von der reinen Lehre abfallen. So herrsch- 
te wenigstens ein paar Jahre relative Ruhe 
in der „Judenfrage“, bis in diesem Früh- 
jahr anscheinend die gesamte deutsche Lin- 
ke mit der PDS an der Spitze zur endgülti- 
gen Revision des Scheinfriedens antrat und 
damit das vorwegnahm, was in diesem Jahr 
erstmals auch die bürgerlichen Medien von 
FAZ bis Spiegel tun: Israel zum Friedens- 
feind abstempeln und offen über seine Exi- 
stenzberechtigung räsonieren. 

Dabei soll es natürlich nicht gegen die 
Juden gehen — wer würde sich nicht mit 
großer Geste vom Antisemitismus und der 
deutschen Vernichtungsgeschichte distan- 
zieren. Dennoch, seit sich in Deutschland 
wieder eine Linke rührt, beißt sie sich ma- 
gisch angezogen am jüdischen Staat 
fest,und das mit den nobelsten Zielen. Wie 
man die US-amerikanischen Verbrechen in 
Vietnam und anderswo stets laustark als 
verabscheuungswürdig zurückgewiesen 
hatte, so dürften auch im Fall Israel die 
Augen nicht verschlossen werden vor des- 
sen Übergriffen gegen die Palästinenser, 
denen man sich als den Verlierern in der 
Region solidarisch an die Seite stellen zu 
müssen glaubte. Dabei werden unver- 
gleichbare Zusammenhänge gleichge- 
macht. Eine Miltärdiktatur von US-Gna- 
den oder ein afrikanisches Kolonialreich 
mit dem israelisch-palästinensischen Kon- 
flikt gleichzusetzen als fremde Gewaltherr- 
schaft über ein unterdrücktes Volk ist der 


uralte Bauerntrick der Antizionisten. Zwar 
ist von sogenannten Volksbefreiungen 
grundsätzlich wenig zu halten, dennoch 
geht es bei solchen Unternehmungen um 
die Ablösung einer Herrschaft über ein 
gegebenes Staatsvolk durch eine andere, 
sei es in einem Kolonialgebiet, sei es in 
einem diktatorisch beherrschten Staat. 
Genau darum geht es im Israel-Palästina 
Konflikt nicht. Die israelischen Juden sind 
keine Kolonialisten und keine Komprado- 
renbourgeoisie, sondern eine Nation. Sie 
haben sich auf nahöstlichem Boden ange- 
siedelt, ihn teilweise gekauft, teilweise mit 
Gewalt genommen, nicht aber zum Zwek- 
ke der Vernutzung vorgefundener Arbeits- 
kraft zu ausbeuterischen Zwecken. Die Is- 
raelis haben von Anfang an größten Wert 
darauf gelegt, sich selbst auszubeuten, auf 
palästinesische Lohnarbeit möglichst zu 
verzichten und so im Schnelldurchmarsch 
das nachgeholt, was normale Nationalstaa- 
ten im Laufe von Jahrhunderten mit vor- 
gefundenen Land und Leuten gewalttätig 
auf die Beine gestellt haben: Ein Volk auf 
angestammtem Boden etabliert. 

Israel ist nur als unauflösbares Bündel 
aus Territorium, seinen Bewohnern und 
ihres Staates zu begreifen. Denn den Staat 
Israel bekommt man, solange diese Welt 
in Nationalstaaten aufgeteilt ist und gera- 
de Israels Nachbarn nie einen Zweifel dar- 
an gelassen haben, daß sie sich mit der so- 
genannten zionistischen Invasion, wie sie 
die jüdische Einwanderung nennen, nie- 
mals einverstanden erklären würden, nur 
zusammen mit seiner Bevölkerung von der 
Landkarte. Allein unter dem Vorzeichen 
„Anerkennung des Existenzrechts des Staa- 
tes Israels“ ist daher das Nahost-Problem 
zu verhandeln, will man ausschließen, daß 
es seinen Bewohnern ans Leder geht. Soli- 
darität mit dem palästinensischen Volk mag 
üben wer will, wer sie jedoch unter Ver- 
nachlässigung der Israelis und ihrer Sicher- 
heitsinteressen oder gar gegen sie übt, fin- 
det sich auf seiten der Landkartenbereini- 
ger wieder, und das ohne erklären zu kön- 
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nen, warum er dem einen Volk Staatlich- 
keit zusichern will, während er es dem an- 
deren verweigert. Deshalb soll es im fol- 
genden nicht um die Interessen der Palä- 
stinenser gehen, sondern um die Festlegung 
von Grundvoraussetzungen, ohne die über 
den Nahostkonflikt nicht geredet werden 
kann, will man nicht automatisch im anti- 
semitischen Eck sich wiederfinden. Nicht 
weil einen schlechte Philosemiten mit ih- 
rem „Auschwitzfimmel“ — wie das nicht nur 
auf Gegenstandpunkt-Deutsch heißt — dazu 
machen, sondern weil antiimperialistische 
Freundschaft mit dem palästinensischen 
Volk, verbunden mit Anfeindungen gegen 
das jüdische, notwendig antisemitische 
Blut-und-Boden-Ideologie reproduzie- 
ren. 


Eine Intervention 


Die Erklärung des PDS-Vorstands, der 
verstärkt durch Antizionisten aus dem ehe- 
maligen Kommunistischen Bund und der 
DKP ein wirklich gesamtdeutscher ist, hat 
der Redakteur der „Jüdischen Wochenzei- 
tung“ Michael Wuliger, in der „jungen 
Welt‘ vom 23.4. als eine „Paraphrase der 
alten These ‚die Juden sind am Antisemi- 
tismus selber schuld‘ “ bezeichnet und den 
notorischen Antizionisten von der PDS 
vorgemacht, wie eine linke Erklärung zu 
Israel hätte aussehen müssen. Nämlich so: 
„Unser antifaschistisches Erbe gebietet uns 
auch weiterhin die Solidarität mit der Be- 
völkerung Israels und die Berücksichtigung 
seiner Sicherheitsinteressen. Der Friede im 
Nahen Osten kann nur von Dauer sein, 
wenn er das Existenzrecht Israels unzwei- 
felhaft garantiert.‘ Mit dieser völlig harm- 
los anmutenden Aussage hat Wuliger ins 
Zentrum des mehr als brüchigen Konsen- 
ses in der „jungen Welt‘ getroffen und da- 
mit genau die Stelle benannt, an der sich 
Antizionisten und andere grundsätzlich 
scheiden. Das Existenzrecht Israels wird 
von Freunden des palästinensischen Vol- 
kes und den Friedenstechnikern in deut- 
schen Zeitungsredaktionen gemeinhin als 
eine Selbstverständlichkeit beiseite ge- 
schoben, um die es aktuell gar nicht gehe. 
Jetzt stünde der Friedensprozeß und der 
Palästinenserstaat auf der Tagesordnung. 
Wer nun wie Wuliger behauptet, die Be- 
kräftigung der staatlichen Existenz Israels 
schließe auch Solidarität mit seinen Be- 
wohnern unter Berücksichtigung ihrer Si- 
cherheitsinteressen ein, formuliert eigent- 
lich auch nur eine Selbstverständlichkeit. 
Was soll das für eine eigenartige Existenz- 
berechtigung eines Staates sein, die seine 
Bürger und deren Sicherheit nicht mit ein- 
schließt? Doch wie nahe einige Vertreter 
der neuen „jungen Welt“ ihrer offen anti- 
zionistischen Vorgängerin, der FDJ-Zei- 


tung immer noch stehen, hat Wuhliger 
kaum erahnen können. 


Ihr Auftritt, Werner Pirker! 


Unter dem Titel „Solidarität mit wem?“ 
veröffentlicht die jW einen Text ihres Aus- 
landschefs Werner Pirker, der alle in die- 
sem Blatt erschienenen vernünftigen Erwä- 
gungen zum Thema Israel zur Makulatur 
werden läßt. Pirker weist Wuligers Forde- 
rung, Solidarität mit Israels Bewohnern zu 
üben, ihre Sicherheitsinteressen ernst zu 
nehmen und das Existenzrecht Israels zu 
verteidigen, glatt zurück. „Der Zionismus 
ist nicht die positive Aufhebung des Anti- 
semitismus, sondern die Flucht aus dem 
Antisemitismus, die Kapitulation vor den 
gesellschaftlichen Bedingungen, die ihn 
hervorrufen und: seine spiegelverkehrte 
Entsprechung.“ So tönts zu Anfang. Wei- 
ter unten folgt die Auflösung: „Man kann 
den Auschwitz-Überlebenden nicht den 
Vorwurf machen, vor dem Antisemitismus 
geflüchtet zu sein, anstatt ihn in seinen Zen- 
tren aktiv zu bekämpfen.‘ Wer einen Vor- 
wurf, den kein ernst zunehmender Mensch 
erhebt, dennoch - negativ - formuliert, will 
ihn diskutierbar machen, ohne mit ihm 
identifiziert zu werden. Er enthält in ver- 
drucktser Form alles, was mit dem Wort 
von der „Flucht aus dem Antisemitismus“ 
schon angeklungen war: Die Juden hätten 
ihre historische Chance auf Beendigung 
des Antisemitismus vertan, als sie sich wi- 
derstandslos in die Gaskammern abführen 
ließen, statt ihre Mörder rechtzeitig „aktiv 
zu bekämpfen“. Die Staatsgründung durch 
die Überlebenden habe deshalb keine Le- 
gitimation in ihrer Geschichte der Verfol- 
gung. Vielmehr rezipiere der Zionismus 
„lediglich den Antisemitismus als ebenso 
ewig wie der Antisemit den ‚ewigen Juden‘. 
Seine Grundannahme besteht darin, daß die 
Emanzipation der Juden in mehrheitlich 
nichtjüdischen Gesellschaften nicht mög- 
lich sei.“ Die Richtigkeit dieser „Grund- 
annahme“ zu leugnen, spottet genauso 
eklatant der historischen und aktuellen 
Realität, wie der Versuch zu bestreiten, daß 
der Antisemitismus so „ewig“ sei wie die 
Welt aus staatlich verfaßten, warenprodu- 
zierenden Gesellschaften besteht. Dies 
nicht akzeptieren zu wollen, ist pures Res- 
sentiment, ein Ressentiment das dem jüdi- 
schen Staat an die Existenz will. 

„Bedingt schonungslose Kritik des 
Antisemitismus ... einen grundsätzlich po- 
sitiven Bezug zum Staat Israel?“ fragt Pir- 
ker. Selbstverständlich nicht. Ein kerniges 
„Israel muß weg!“ verbietet sich zwar heut- 
zutage, aber es geht auch anders: „Linke 
Kritik an Israel richtete sich nicht gegen 
das jüdische Gemeinwesen im Nahen 
Osten.‘ Weil er nach wie vor den jüdischen 


Nationalstaat als zu beseitigendes Grund- 
übel begreift und doch die israelischen Ju- 
den nicht geschlossen der Expatriierung 
oder Schlimmerem aussetzen will, wartet 
Pirker mit einem billigen Trick auf: Man 
nehme den schwammigen Begriff „Ge- 
meinwesen“, und schon ister weg, der Staat 
Israel. „Linke Kritik an Israel“ dürfe sich 
„nicht auf Kritik an der Politik der mehr 
oder weniger militaristischen Kreise in Je- 
rusalem beschränken. Sie hat sich gegen 
die zionistische Verfaßtheit dieses Staates 
in seiner Ausschließlichkeit zu richten.“ 
Wem nun doch etwas unheimlich gewor- 
den ist, beruhigt Pirker mit jüdischen An- 
tinationalisten als Bundesgenossen: „Soli- 
darität mit Israel? Jede Solidarität mit dem 
‚anderen Israel‘, mit den Antinationalisten, 
die die herrschencde zionistische Ideolo- 
gie als Ideologie der herrschenden Klas- 
sen bekämpfen, und darüber hinaus mit den 
Friedenskräften ...“ 


Antizionisten wollen nicht begreifen, 
daß Israel ein bürgerlicher Nationalstaat ist 
und sich seinen Nationalismus geschaffen 
hat wie jeder andere Staat und jedes nach 
Staatlichkeit strebende ‚Volk‘ auch. Weil 
sie einen angeblich fortschrittlichen gegen 
einen besonders üblen Nationalismus ins 
Feld führen wollen, lügen sie den israeli- 
schen Nationalismus in eine zionistische 
Schreckensherrschaft um, gegen die man 
sogar antinational anstinken darf. Wenn die 
Losung vom Befreiungsnationalismus Be- 
stand haben soll, dürfen Antiimperialisten 
nicht zugeben, daß sich Zionismus und 
palästinensischer Nationalismus in der Sa- 
che völlig gleich sind. Beide sind nicht zur 
Emanzipation ihrer Bürger angetreten, son- 
dern versammeln ihre Leute unterm kol- 
lektiven Zwangsdach Staat zu Herrschafts- 
zwecken. Mit dem einen Unterschied, daß 
Israel und nur Israel allen Juden die Ge- 
währ bietet, nicht wegen ihres Judeseins 
verfolgt zu werden. Ausgerechnet dem is- 
raelischen Staat seinen Nationalismus ab- 
erkennen zu wollen, heißt ihn auf ein „Ge- 
meinwesen“ zu reduzieren, seinen Bewoh- 
nern den Rechtstitel auf Staatlichkeit, näm- 
lich ein „Volk“ zu sein, abkaufen zu wol- 
len und sie anderen, die mit der größten 
Selbstverständlichkeit als Volk firmieren, 
zu überantworten. Anderen, von denen 
auch Pirker weiß, daß sie den Israelis nicht 
nur die Feindschaft der Vertriebenen ent- 
gegenbringen, sondern auch jedes antise- 
mitische Ressentiment von der islamischen 
Judenfeindschaft bis zum modernen an 
Rosenberg und Hitler geschulten Antise- 
mitismus, eine Haltung die alle Staaten der 
Region teilen. Dieser Antisemitismus wird 
überleben, solange für die ökonomische 
Misere nicht das abstrakte Wirken des 
Kapitalverhältnisses verantwortlich ge- 
macht wird, sondern der unverstandenen 
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Abstraktion unterstellt wird, sie habe Na- 
men und Anschrift. 


Ein mißglückter Konter 


Unter der Überschrift „Es geht nicht um 
Israel“ versuchte Jürgen Elsässer in der 
„Jungen Welt‘ vom 26.4. seinem antizio- 
nistischen Redaktionskollegen etwas ent- 
gegenzustellen und hat das Thema doppelt 
verfehlt-anscheinend um der Wahrung des 
Redaktionsfriedens willen. Wenn von Is- 
rael die Rede sei, gehe es für Linke zwar 
nicht um „eine Affirmation der israelischen 
Regierungspolitik— doch muß in Argumen- 
tation und Terminologie eine klare Trenn- 
schärfe nach rechts gewahrt werden.“ Daß 
revolutionäre Linke nicht die Regierungs- 
politik irgendwelcher Staaten abfzufeiern 
hätten, ist eine Binsenwahrheit. Mit die- 
sem Argument die Debatte um die einge- 
bildeten und wirklichen Sicherheitsproble- 
me Israels beiseite schieben zu wollen, ist 
jedoch unredlich. Damit weicht Elsässer 
der notwendigen Kritik an der deutschen 
Sehnsucht nach gerechtem Frieden aus, die 
bekanntlich den Friedensstörer in der is- 
raelischen Regierungspolitik ausgemacht 
hat und die Friedensfreunde im arabischen 
Lager. In einem hat die vielgescholtene is- 
raelische Regierungspolitik nämlich Recht: 
und zwar darin, daß es im nahen Osten nur 
einen bewaffneten Frieden unter einander 
unfreundlich gesinnten Nachbarn geben 
kann und daß in diesem Frieden Israel nur 
als starke Territorialmacht überleben kann. 

Darüber hinaus geht es keinesweges 
zuvörderst um eine Trennschärfe gegen 
rechts, wie Elsässer meint. Jedenfalls nicht 
in einer linken Tageszeitung, in der sich 
finsterster Antizionismus gleichberechtigt 
zu einer anderen, offenbar nur von Elsäs- 
ser und einigen Gastautoren vertretenen, 
Position breitmacht. Elsässer bezog seine 
„Irennschärfe gegen rechts“, aus einem 
Jean Amery-Zitat von 1969. Der hatte ge- 
schrieben: „Der Antisemitismus istim An- 
tiisraelismus oder Antizionismus enthalten 
wie das Gewitter in der Wolke (...) Die 
Allianz des antisemitischen Spießer- 
Stammtisches mit den Barrikaden ist wi- 
der die Natur.“ Von der Allianz der Rech- 
ten mit den „Barrikaden“ in Sachen Anti- 
zionismus wäre zu reden gewesen und nicht 
zuerst von den Rechten. 

Denn deren antisemitische Ressenti- 
ments äußerten sich gegenüber Israel bis 
vor kurzer Zeit noch ziemlich verhalten. 
Sie mußten jahrzehntelang befürchten, als 
die Rechtsnachfolger des NS-Staates inter- 
national dingfest gemacht zu werden. So 
ist es seit 1967 zu einer Arbeitsteilung ge- 
kommen, zwischen der Rechten und jenen, 
die einmal Revolutionäre zu sein sich ein- 
bildeten und heute immer noch als „Lin- 
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ke“ firmierend dem Staat mit Vorschlägen 
zur Verbesserung seiner Politik aufwarten. 
Die Linken und in ihrem Gefolge die Frie- 
densbewegten spielten fast 30 Jahre lang 
die Rolle des antiisraelischen Minenhun- 
des. Die politische Rechte schaute zu, teils 
leise tadelnd, teils die „Tabubrüche“ lo- 
bend. Ihrem Projekt, den USA eine eigen- 
ständige europäische Nahost-Politik mit 
dezidiert pro-arabischer Ausrichtung ent- 
gegenzustellen, kommen antiisraelische 
Ausfälle einer Linken zupaß, mit der man 
in den Grundkategorien, Volk, Natur und 
Selbstbestimmungsrecht inzwischen einen 
einigenden antiimperialitischen Konsens 
gefunden hat. Mag es bei Cuba, dessen 
Führung verstockt am Sozialismus festhält, 
noch Differenzen geben, schon bei Chia- 
pas, wo fast nur noch von Subsistenz, In- 
digenas und Kolonialismus die Rede ist, 
wächst das gegenseitige Verständnis, bei 
bosnischen Muslims und tschetschenischen 
Freiheitskämpfern schließlich ist die Lin- 
ke in die peinliche Lage geraten, entweder 
den antiimperialistischen Durchmarsch des 
Regierungslagers noch zu forcieren oder 
zwei Völkern die Solidarität aufzukündi- 
gen, ohne dafür eine brauchbare Argumen- 
tation bereitzuhalten. 

Die, wenn auch unfreiwillige Kompli- 
zenschaft von jW-Redakteuren wie Wer- 
ner Pirker und Max Böhnel mit der zuneh- 
mend offen antisemitischen deutschen Au- 
Benpolitik gegen Israel hätte sich Elsässer 
also zur Brust nehmen müssen. 


Das Alibi: „linke“ Stimmen 
aus der Region 


Es scheint einen Menschenschlag zu 
geben, der kraft Nationalität, Geschlecht, 
Hautfarbe plus Gesinnung einfach recht 
haben muß. So wie für die These, daß die 
Sklaverei den Schwarzen auch erhebliche 
zivilisatorische Segnungen gebracht habe, 
seit 1859 der hündisch treue Negeronkel 
Tom glaubwürdig einsteht, findet Antise- 
mitismus dann seinen Weg in eine linke 
Tageszeitung, wenn als Quelle eine Auten- 
tizität verbürgende Aussage einer linken 
jüdischen Israelin vorgewiesen werden 
kann. Was Roni Ben-Efrat am 2.5.96 dem 
„Junge Welt“-Mitarbeiter Max Böhnel in 
einem Interview flüsterte, hätte kein Re- 
dakteur unter eigenem Namen zu veröffent- 
lichen gewagt. Ben-Efrat sprach sich ge- 
gen die Streichung jener Artikel aus der 
palästinesischen Nationalcharta aus, die die 
Vernichtung des Staates Israel fordern. 
Schließlich waren „die Leute, die die Char- 
ta schrieben, stark beeinflußt von Befrei- 
ungsbewegungen in der Dritten Welt, und 
wer sie liest, erkennt die Spuren dieser 
Analyse: Kolonialismus gegen Kolonisier- 
te. Aus der Sicht der Palästinenser gab die 


Charta die wahre Geschichte dessen wie- 
der was ihnen zugestoßen war. Im kollek- 
tiven Gedächtnis der Palästinenser symbo- 
lisiert die Gründung Israels und das mit 
Gewalt durchgesetzte Selbstbestimmungs- 
recht der Juden die ‚al-Nagba‘, die Kata- 
strophe. ... Israel spielte nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg die Rolle des Zufluchtsorts 
für Holocaust-Überlebende, das ist richtig. 
Die ‚al-Nagba‘ hätte aber verhindert wer- 
den können, wenn sich die Nationen welt- 
weit zur Aufnahme von Juden bereit erklärt 
hätten. Statt dessen unterstützten sie die 
zionistische Bewegung und schoben das 
Problem - eine billige Lösung, denn der 
Antisemitismus entstand und wütete in 
Europa, nicht in der arabischen Welt - in 
den Nahen Osten ab.“ Diese klassische 
Argumentation deutscher Hardcore-Anti- 
imps und arabischer Landkartenbereiniger 
wurde unkommentiert und unwiderspro- 
chen unter der Überschrift „Wie sieht die 
israelische Linke die Änderung der PLO- 
Charta?“ auf Seite 2 untergebracht. 

Die linksalternative WoZ vom 19.4., 
eine Zeitschrift, deren fanatisch antiisrae- 
lische Ausfälle eine besondere Begutach- 
tung verdienten, bedient sich der gleichen 
Methode und läßt Azmi Bishara, Knes- 
seth-Abgeordneter der linken, vorwiegend 
arabischen Partei „‚Chadash“ über die Strei- 
chung der Mordartikel absondern, was ihm 
Blut und Boden eingaben: „Die palästinen- 
sische Nationalcharta ist ein historisches 
Dokument, die Verfassung der Bewegung. 
Das kann man nicht ändern, schon gar nicht 
durch das Diktat einer ausländischen 
Macht. ... das sind die historischen Statio- 
nen palästinensischer Politik, so entwickelt 
sich ein Nationalbewußtsein. Israel ver- 
langt jetzt von den PalästinenserInnen so 
etwas wie eine Korrektur ihres National- 
bewußtseins. Sie dringen den Menschen 
unter die Haut, sie wollen die kollektive 
Erinnerung ändern.“ Wieder ein Dokument 
authentischer Betroffenheit, dessen unkom- 
mentierten Abdruck man einer Redaktion, 
die damit das „Informationsbedürfnis“ ei- 
ner linken, deutschsprachigen Öffentlich- 
keit bedienen will, unmöglich zum Vorurf 
machen kann. 

In der gleichen WoZ-Ausgabe promo- 
ted Max Böhnel die Fluzeugentführerin 
und PFLP-Aktivistin Leila Khaled, die sich 
natürlich auch gegen jede Änderung der 
Nationalcharta ausspricht als „das Gesicht 
der palästinensischen Revolution der 70er 
Jahre“. Khaled, deren Autobiographie mit 
dem bezeichnenden Titel „Mein Volk soll 
leben“ „Pflichtlektüre aller Internationali- 
stInnen, die in Sachen Nahost-Revolution 
mitreden wollten‘ gewesen sei, hates nach 
wie vor mit der völkischen Revolution. Auf 
die Hamas angesprochen, sagt Khaled: 
„Wir kooperieren mit ihnen, weil sie ge- 
gen die israelische Besatzung kämpfen. 
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Aber in der sozialen Frage haben wir er- 
hebliche Differenzen.‘ Hier könnte Wer- 
ner Pirker direkt mit profunden Erwägun- 
gen zur Klassenlage einsteigen. Böhnel 
fährt fort: „Was wollen sie und ihre Partei 
also erreichen? Ein palästinensischer Staat 
soll entstehen, neben Israel.“ Man möchte 
aufatmen, wenn da nicht noch eine Klitze- 
kleinigkeit nachfolgte: „Und dann müsse 
man ‚mal weitersehen‘. Zusammen mit den 
Israelis, die ebenfalls für die binationale 
Idee eintreten.“ Wieder wird mit linken 
Israelis als Bündnispartnern aufgewartet, 
offenbar Leuten vom Schlage der oben zi- 
tierte Ben-Efrat. 

Bezeichnenderweise war es weder der 
JW noch der WoZ der Mühe wert, ihre Le- 
ser mit den inzwischen gestrichenen Arti- 
keln der palästinensischen Nationalcharta 
von 1968 bekannt zu machen. „Die Befrei- 
ung Palästinas ist nationale Pflicht, um die 
zionistische imperialistische Invasion des 
Großen Arabischen Vaterlandes zurückzu- 
schlagen und um Palästina von der zioni- 
stischen Präsenz zu reinigen (Artikel 15).“ 
Zionismus ist nach Artikel 22 „eine politi- 
sche Bewegung, die organisch (!) mit dem 
Weltimperialismus verbunden ist... in sei- 
ner Entstehung eine rassistische und fana- 
tische Bewegung...‘ Juden soll es nach die- 
ser Charte sowieso nicht geben. Die „Ju- 
den, die vor Beginn der zionistischen In- 
vasion dauernd in Palästina lebten (gelten) 
als Palästinenser“ (Art. 3). Wie sich die 
antiimperialistischen Verfasser der Charta 
das Schicksal der übergroßen Mehrheit der 
„Invasoren“ und ihrer Nachkommen vor- 
gestellt haben, dürfte noch in Erinnerung 
sein ... 

Wer keine Roni Ben-Efrat zur Hand hat, 
erfindet Schlimmere. Am 21.4 gaben liba- 
nesische Studenten ihrer Empörung über 
den Angriff auf Kana dadurch Ausdruck, 
daß sie Transparente hochhielten, auf de- 
nen ein Davidsstern abgebildet ist, in des- 
sen Mitte ein Totenkopf prangt, untertitelt 
mit „Holocaust?“ Unter genau dieses Bild 
setzte der Schriftleiter der „Wochenpost“ 
(25.4.), die Zeile: „Erst nach dem Massa- 
ker von Kanarregt sich zaghaft israelischer 
Protest.‘ Wenn er von Israelis ganz selbst- 
verständlich erwartet, sie müßten sich den 
Antisemitismus ihrer Gegner zu eigen ma- 
chen und gegen das zionistische Libane- 
sen-Auschwitz in Kana protestieren, for- 
muliert er, was der deutsche antizionisti- 
sche Mainstream vom „anderen“ Israel er- 
wartet. 


Ein linker „Blick auf die 
israelische Gesellschaft“ 


Max Böhnel, der exklusive Vorortbe- 
richterstatter mit dem großen Herzen für 
das palästinesische Volk, fährt nach der 


Wahl Netanjahus zu großer Form auf (in 
der jW vom 31.5.). Böhnel, der sich vom 
Antizionismus seiner inzwischen aufgelö- 
sten Organisation, des Kommunistischen 
Bundes, anscheinend nie freimachen konn- 
te, fördert linken Israel-Haß nicht minder 
— wie seine Ex-Genossen, die heute im Vor- 
stand der PDS sitzen. Zugleich bedient er 
die Linie seines offen antizionistischen 
Ressortchefs in der jW, des Parteikommu- 
nisten Pirker. 

„Liegt das (das falsche Wahlergebnis, 
jw.) an der Gesamtkonstellation im Nahen 
Osten, ist es eine Reaktion auf den islami- 
schen Terror, auf die Gefahren, die vom 
Mullahregime in Teheran ausgehen? Ganz 
sicher nicht.“ Dieses „ganz sicher nicht“ 
hätte die bürgerliche Presse durch ein 
„nicht allein“ ersetzt und damit wenigstens 
einen Teil der Wahrheit angedeutet. Für 
Antizionisten jedoch sind die 60 Toten vom 
Monatswechsel Februar/März in Jerusalem 
und Tel Aviv vorgeschoben und die mehr 
als 20 Soldaten, die seither auf Minen auf- 
gefahren sind oder in Hinterhalten ermor- 
det wurden, keine Erwähnung wert. Natür- 
lich sagt Böhnel nicht, worin denn für ihn 
die Gründe für das Wahlergebnis liegen, 
aber er deutet es an: in der zionistisch-mi- 
litaristisch-theokratischen Verstocktheit 
Israels. 

„Es wird Zeit, daß die philo- und anti- 
semitischen Freunde Israels im Westen, die 
den Scheichs gerne die Bärte abschneiden 
würden und gegen eine Atombombe auf 
den Iran nichts einzuwenden hätten, ihren 
Blick auf die israelische Gesellschaft rich- 
ten.“ So kehrt in völlig entstellter Form das 
einzige aus der Golfkriegsdebatte zurück, 
was sich deutsche Bewegungslinke wie 
Böhnel und knallharte Antizionisten ge- 
merkt haben: Daß nämlich Wolfgang Pohrt 
irgendwo etwas von einer Atombombe ge- 
sagt hat. Zur Erinnerung. Pohrt meinte, daß 
bevor Israel vom Irak aus mit Giftgas ein- 
gemacht werde, er einen israelischen Prä- 
ventivschlag selbst mit der Atombombe 
gutheißen würde. Das reichte den Dumm- 
köpfen im ganzen Land aus, den sogenann- 
ten Bellizismus im antideutschen Teil des 
linken Lagers dingfest zu machen. Die 
Kampagne gegen den linken Antisemitis- 
mus, die vor allem in „konkret“ geführt 
worden war, wurde einfach als Spielart des 
BRD-Imperialismus abgetan und jedes 
Nachdenken entschieden verweigert. 

Selbst das, was Leute wie Pohrt und 
Geisel am deutschen Philosemitismus rich- 
tig kritisiert hatten, weiß Böhnel bis zur 
Unkenntlichkeit zu entstellen. Den Philo- 
semitismus, in dem der Antisemitismus 
zwar immer enthalten ist, aber eben nicht 
notwendig zum Ausbruch kommen muß 
(siehe die kirchlichen und sozialdemokra- 
tischen Gedenk- und Versöhnungsvereine), 
bringt er umstandslos in den Geruch des 


offenen Antisemitismus, wie ihn etwa der 
Auschwitz-Leugner Deckert betreibt. Als 
Philosemiten will Böhnel natürlich nicht 
evangelische Pfarrerinnen entlarven, son- 
dern antideutsche Linke wie die „konkret“- 
Autoren oder Jürgen Elsässer in der ‚jun- 
gen Welt“. Diese Leute sind für Böhnel von 
jener Krankheit befallen, die sonst nur an- 
tiimperialistischen Linke und Rechte her- 
beihalluzinieren, der angeblichen deut- 
schen Feindschaft gegen den Islam. Die 
„Bärteabschneider“ sollen lernen, daß sich 
die Juden Israels „angesichts der funda- 
mentalistischen Ayathollas im eignen Land 
auch nicht besonders wohl“ fühlten. So 
kommt Böhnel dort an, wo Spiegel, FAZ 
und Auswärtiges Amt spätestens seit der 
Wahl fleißig jede Wahrheit auf den Kopf 
stellen und den islamische Fundamentalis- 
mus als eine Reaktion auf den israelischen 
verharmlosen und entschuldigen. Schlim- 
mer noch Böhnels Gleichsetzung jüdischer 
Eiferer für die Heilighaltung des Sabbaths 
mit Verkündern von Massenmordprogram- 
men wie Khomeini, Hekmatyar, oder Ce- 
malettin Kaplan. 

Als allein seligmachenden Offenbarer 
der Wahrheit bietet der Nahostkorrepon- 
dent sich selber an: Wer, wenn nicht der 
allseitig Informierte linke Korrespondent 
von vor Ort könnte das Geheimnis Nahost 
lüften, indem er „den Blick auf die israeli- 
sche Gesellschaft richtet‘? 

Wie dieses genauer-Hinschauen geht, 
zeigte uns Böhnel schon am 2.6. dieses 
Jahres: reißerische Stimmungsmache, ver- 
packt als exklusives Stimmungsbild. Er 
griff sich ein paar orthodoxe Jugendliche 
der Netanjahu-Fangemeinde und ließ sie 
ihren Palästinenserhaß auskotzen, der im- 
merhin noch auf Morddrohungen verzich- 
tet und sich auf Vertreibung einschwört, 
und schon ist es fertig, das meinungsbil- 
dende Dokument von der fanatisierten is- 
raelischen Gesellschaft. 

Nie würde Böhnel seine Ausflüge nach 
Gaza oder Ost-Jerusalem dazu nutzen, an- 
dere authentische Stimmen einzufangen, 
die vom Judenmord faseln und dem deut- 
schen Journalisten wegen seines Deutsch- 
seins und seiner damit verbundenen Part- 
nerschaft im Judenschlachten, kamerad- 
schaftlich auf die Schulter klopfen. Noch 
nicht einmal, wenn vom kritischen oder lin- 
ken Israel die Rede ist, fiele ihm ein, ein- 
mal eine weniger durchgeknallte Person als 
Frau Ben-Efrat eine ist, vors Mikro zu bin- 
gen. Etwa den sozialdemokratischen 
Schriftsteller Amos Oz, der zu vermelden 
wußte, daß Arafat seine Politik vor dem 
eigenen Klientel damit verteidige, daß es 
sich dabei lediglich um ein listiges Unter- 
fangen handele, ganz Palästina zu erlan- 
gen, endlich ohne Juden. 


Justus Wertmüller 
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Vom linken Antizionismus zum 
deutschen Antiimperialismus 


Beginnen wir ausnahmsweise mal mit 
der Ankündigung von etwas Positivem. 
Nämlich mit dem positiven Effekt, den die 
Untersuchung des Antisemitismus in der 
Linken für eine linksradikale Theorie ha- 
ben kann. Sigmund Freud war der Mei- 
nung, daß eine Analyse und Systematisie- 
rung der neurotisch bedingten Probleme 
der Mitmenschen, ein Erkennen der 
Zwangsläufigkeit des mannigfaltigen „Ab- 
weichens“ vom „Normalen“ und seiner 
Ursachen vor allem Aufschluß über das 
Funktionieren dieses „Normalen“ selbst 
verschaffen könnte. 

Linker Antisemitismus erscheint als 
eine doppelte „Abweichung“. Einmal stel- 
len Linke aufgrund ihrer radikalen Gesell- 
schaftskritik sowieso eine Abweichung 
vom Selbstverständnis einer Gesellschaft 
dar, die sich selbst nicht anders als eine 
Verkörperung anthropologisch konstant 
begriffener Naturnotwendigkeiten denken 
kann - dies um so mehr nach dem ja auch 
schon als „Ende der Geschichte“ vorge- 
stellten weltweiten Sieg von Markt und 
Demokratie. Andererseits ist gerade Anti- 
semitismus von Linken vorgetragen eine 
um so überraschendere Abweichung von 
den eigentlich von Linken beanspruchten 
emanzipatorischen Bestrebungen, die so- 
wohl in Methode wie Ziel eine Befreiung 
der Menschen aus den, in ihrer ideologi- 
schen Umkehrung als naturhaft erscheinen- 
den, gesellschaftlichen Zwangsverhältnis- 
sen beinhalten. Gerade diese in der Abwei- 
chung auftretende Gemeinsamkeit radika- 
ler Gesellschaftskritiker mit dem von ih- 
nen kritisierten Objekt kann uns hier — und 
das ist das erfreulich Positive bei dieser 
unerfreulichen Angelegenheit — Aufschluß 
geben über eine für die Bewältigung der 
kapitalistischen Realität durch das moder- 
ne Staatsbürgersubjekt notwendige Denk- 
figur. 


Antisemitismus nach ’45 


Die deutschen Linken nach ’45 waren 
in ihrem Selbstverständnis natürlich genau- 
so wenig Antisemiten, wie dies auch der 
Rest der Gesellschaft nicht war. Nach 
Auschwitz gab es in Deutschland — dank 
des staatlich verordneten Philosemitismus 
im Westen und des ebenso verordneten 
Antifaschismus im Osten, kaum noch be- 
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kennende Antisemiten. Der Antisemitis- 
mus war darauf verwiesen, in seine einzel- 
nen Segmente aufgeteilt, vorerst als ein 
Antisemitismus ohne Antisemiten und ohne 
Juden zu überleben. Die im Bild des Ju- 
den zusammengefaßten Abneigungen ge- 
gen ein nicht bedingungslos in seinen bor- 
nierten ökonomischen und nationalen Vor- 
aussetzungen „verwurzeltes“ Dasein, ge- 
gen ein „parasitär“ genanntes, scheinbar 
müheloses Einkommen von „Schmarot- 
zern“ verschiedenster Art, gegen ein Den- 
ken, das sich nicht schon in seinen Voraus- 
setzungen bedingungslos der Rechtferti- 
gung des Bestehenden verschrieb, richte- 
ten sich auf äußere Feinde (Sowjets oder 
Amerikaner) und nonkonforme oder non- 
konform vorgestellte Gruppen im inner- 
staatlichen Bereich. 

Die sich auf äußere und innere Feinde 
richtende Abneigung geht in Deutschland 
fast immer über eine ‚rein politisch‘ be- 
gründete Feinderklärung hinaus. Im Anti- 
kommunismus bzw. Antiamerikanismus 
findet sich hierzulande stets eine Aversion 
gegen fremde und nicht volksgemäße Le- 
bensweisen, die den gesunden Volkskör- 
per zu verderben drohen. So heißt es in dem 
Pamphlet, mit dem die Bundesregierung 
1951 das Verbot der KPD beim Bundes- 
verfassungsgericht beantragte: „Sie [die 
KPD] ist ein gefährlicher Infektionsherd 
im Körper unseres Volkes, der Giftstoffe 
in die Blutbahn des staatlichen und gesell- 
schaftlichen Organismus der Bundesrepu- 
blik sendet.“ (1) Im Antiintellektualismus 
— hier ist es schon per definitionem deut- 
lich-drückt sich das aggressive Beharren 
eines seiner selbst überdrüssigen und miß- 
trauenden Denkens auf ihm einfach anmu- 
tende, aus einer angeblichen Selbstver- 
ständlichkeit des Lebens sich ergebende 
Kategorien wie Volk, (nicht nur) bei Lin- 
ken früher auch Arbeiter, heute zunehmend 
Betroffene und Opfer aus. 


Im Osten: Wiedergeburt 
der „jüdischen 
Weltverschwörung“ 


Dank außenpolitischer Konstellationen 
war es der DDR-Führung bereits in den 
fünfziger Jahren wieder möglich, dem von 
ihr betreuten Teil der deutschen Volksge- 
meinschaft ein mit dem traditionellen Ob- 


jekt wieder übereinstimmendes Ventil für 
den Antisemitismus anzubieten. Der da- 
mals aktivierte Antizionismus betonte zwar 
seine ausschließlich politische, weil anti- 
imperialistische Begründung, konnte sei- 
ne Funktion als schlecht sitzende Verklei- 
dung für alte Gelüste aber kaum verber- 
gen. Die Abrechnungen im spätstalinisti- 
schen Lager der frühen fünfziger Jahre 
wurden im Zeichen des Kampfes gegen den 
Zionismus geführt. (2) Nicht nur den Ver- 
lierern parteiinterner Kämpfe, auch frühe- 
ren Bundesgenossen und jetzigen Ab- 
weichlern wie Tito wurde das Prädikat 
„Zionist“ angeheftet. Die aus dem traditio- 
nellen Antisemitismus seit dem 19. Jahr- 
hundert bekannte „jüdische Weltverschwö- 
rung“ erlebte eine Neuauflage als „inter- 
nationales zionistische Komplott“. Dieses 
„Komplott‘“ wurde als Verschwörung ge- 
gen die realsozialistischen Staaten zugun- 
sten des US-Imperialismus begriffen. 
Anders als in der Sowjetunion, der 
CSSR, Ungarn und Bulgarien wurde in der 
DDR nur eine öffentliche Kampagne, mit 
vergleichsweise geringer Intensität, gegen 
„Zionisten“ geführt. Das Verfahren richte- 
te sich im wesentlichen gegen Paul Mer- 
ker, der sich als einziger theoretisch arbei- 
tender deutscher Parteikommunist der Be- 
sonderheit der nationalsozialistischen Ju- 
denvernichtung bewußt war und Konse- 
quenzen in Form einer publizistischen 
Unterstützung der israelischen Staatsgrün- 
dung und der Forderung nach Entschädi- 
gung der überlebenden deutschen Juden 
gezogen hatte. Es endete mit für solche 
Veranstaltungen relativ geringen Haftstra- 
fen anstatt mit Todesurteilen wie in den 
„Bruderländern“. (3) Der Effekt für das 
deutsche Selbstbewußtsein war allerdings 
nicht zu unterschätzen. Endlich konnten 
Deutsche wieder eine ihrer Errungenschaf- 
ten — auch wenn es sich um eine ihnen 
selbst nicht geheuer erscheinende wie den 
DDR-Sozialismus handelte — von jüdi- 
schen Bestrebungen bedroht sehen. Der 
Anschluß an das „humanistische National- 
Erbe“ der Deutschen, das zu jener Zeit in 
der DDR besonders hoch im Kurs stand, 
war nun auch auf diesem Gebiet wieder 
hergestellt. Israel rangierte fortan als Ver- 
körperung der imperialistischen Aggressi- 
on gegen die um nationale Selbstbestim- 
mung und andere moderne Segnungen 
kämpfenden Völker des Nahen Ostens. 
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In der BRD mußten die Deutschen auf 
ein solch respektables Ventil für den Anti- 
semitismus, wie es der Antizionismus dar- 
stellt, noch ein paar Jahre warten. Zwar gab 
es immer wieder antijüdische Entladungen 
des Volksempfinden, angefangen von po- 
gromartigen Krawallen gegen Überleben- 
de in den displaced-persons-camps in den 
Westzonen über antisemitische Schmiere- 
reien und Schändungen jüdischer Friedhöfe 
in der frühen BRD bis zu engagiert vorge- 
tragenen Polemiken gegen Entschädi- 
gungszahlungen an Israel, doch offiziell 
hielt man sich zurück. Dies war einerseits 
der Einbindung der BRD in das westliche 
Miltärbündnis, für das auch Israel ein zu- 
nehmend bedeutender Faktor wurde, ge- 
schuldet. Andererseits war der BRD-Eli- 
te, die jazu einem nicht geringen Teil selbst 
aus Nazi-Mördern und ihren Gehilfen be- 
stand, wohl klar, daß vorerst eine gewisse 
Zurückhaltung angesagt war, hauptsächlich 
wohl aus dem Wissen, daß für Gegner und 
konkurrierende Verbündete der deutsche 
Massenmord an den Juden ein gewichti- 
ges Argument gegen deutsche Ansprüche 
darstellte. 


Im Westen: Eine „antizionisti- 
sche“ Avantgarde 


Offen antisemitische Bedürfnisse zu 
formulieren, war dann erst der sich in den 
sechziger Jahren formierenden gesell- 
schaftlichen Avantgarde in Form der Au- 
ßerparlamentarischen Opposition vorbe- 
halten. Unter dem Eindruck der Begeiste- 
rung der offiziellen BRD für die siegrei- 
che israelische Kriegsführung im soge- 
nannten „6-Tage-Krieg“ im Juni 1967 er- 
kannte die westdeutsche Linke Israel als 
einen typischen Unrechtsstaat, der eigent- 
lich nicht einmal die Qualifikation als Staat 
verdiente. Begriffe wie „Gebilde“, gar ver- 
doppelt „künstliches Gebilde“, am 
schlimmsten gemeint allerdings „zionisti- 
sches Gebilde“ wurden auf den jüdischen 
Staat angewendet. Israel wurde in dieser 
Betrachtung zu einem nicht existenzwür- 
digen Un-Staat, wie man ihn in der politi- 
schen Polemik bisher nur aus den Einver- 
leibungsansprüchen der BRD gegenüber 
der DDR kannte. In gewisser Weise war 
Israel die DDR für die westdeutschen Lin- 
ken, deren Existenz so schnell wie mög- 
lich durch gerechten (arabischen) Volks- 
zorn beendet werden sollte. Während die 
BRD-Revanchisten auf „Volksaufstände“ 
und andere Manifestationen des Deutsch- 
tums in der DDR setzten, proklamierten die 
Linken wie in dem folgenden Zitat aus ei- 
nem Aufruf des Frankfurter SDS 1970: 
„Der palästinensische Kampf ist ein Be- 
standteil des Kampfes aller unterdrückten 
Völker der Dritten Welt gegen den Impe- 


rialismus“, um daraus zu schlußfolgern: 
„Nieder mit dem chauvinistischen und ras- 
sistischen Staatsgebilde Israel.“ (4) 

Auch wenn man in Rechnung stellt, daß 
die Begeisterung der offiziellen BRD und 
ihres Volksempfindens den israelischen 
„Blitzkrieg“ bewunderte, weil er sie an 
noch nicht lange zurückliegende eigene 
Kriegsführungen erinnerte und ebenfalls in 
Rechnung stellt, daß die damalige „revo- 
lutionäre“ Phraseologie palästinensischer 
Gruppen der sich neu formierenden Lin- 
ken in der BRD aufgrund ihrer politischen 
Unerfahrenheit attraktiv erscheinen konn- 
te, erklärt dies noch lange nicht die sich in 
der antizionistischen Haltung verbergende 
antijüdische Aggression. Seit 1967 hat der 
Antizionismus in den tonangebenden 
Gruppierungen der westdeutschen Linken 
zum Teil bis heute einen Standardplatz wie 
der Klassenkampf, die wahre Demokratie, 
die Selbstbestimmung diverser Subjekte 
etc. Gerade bei solchen Linken, für die 
nationale Bestrebungen immer ein wichti- 
ges Anliegen, meistens sogar eine Vorstu- 
fe für revolutionäre Emanzipation waren, 
galt und gilt das nationale Projekt der Ju- 
den, der Staat Israel, als ein zutiefst ableh- 
nenswertes. 

Dies ist um so verwunderlicher, weil die 
hiesige Linke sich immer viel darauf zu- 
gute hielt, „Lehren aus der Geschichte“ zu 
ziehen. Das war und ist jedenfalls eines 
ihrer antifaschistischen Standardargumen- 
te. Für die Juden sollte es allerdings nicht 
gelten. Ihnen hatten die Deutschen in ih- 
ren Vernichtungslagern deutlich gemacht, 
wozu der Antisemitismus in seiner Konse- 
quenz fähig ist. Daß ein auf solche Weise 
gewaltsam zur „Nation“ gemachtes Kollek- 
tiv die Gelegenheit ergreift, sich als Staat 
zu konstituieren, kann in einer Welt, deren 
Normalzustand die gewaltförmige Organi- 
sation in Staaten ist, eigentlich nur dieje- 
nigen verärgern, denen die Betreiber die- 
ses Staates, die Juden selbst, ein Ärgernis 
sind. Dafür spricht besonders die erwähn- 
te Qualifizierung Israels als „künstliches 
Gebilde“, dem damit, anders als anderen 
Staaten und Staatsgründungsprojekten, jeg- 
liche Existenzberechtigung abgesprochen 
wird. Daß Israel für alle Juden eine Bedin- 
gung relativer Sicherheit darstellt, solange 
es Antisemitismus und seine Voraussetzun- 
gen gibt und deshalb von der Linken zu 
verteidigen ist, wäre eine richtige Erkennt- 
nis aus der Geschichte gewesen. 


„Lehren aus der 
Geschichte“? 


Warum diese Erkenntnis für Linke so 
schwer zu entwickeln war, und warum auch 
dort, wo dies dennoch geschah, es sich als 
schwierig erwies, die richtigen Konsequen- 


zen zu ziehen, will ich im folgenden an- 
hand eines Textes untersuchen, der recht 
untypisch für die linke Zionismusrezepti- 
on ist (5). Einerseits bekräftigt dieser Text 
das „Existenzrecht“ Israels aufgrund der 
Geschichte, andererseits kritisiert er auf 
heftigste und grundsätzliche Weise die is- 
raelischen Selbstbehauptungsanstrengun- 
gen gegenüber seinen palästinensischen 
und arabischen Nachbarn. Obwohl expli- 
zit der Anspruch formuliert wird, der Ge- 
schichte des Antisemitismus gerecht zu 
werden, verfällt der Text selbst in eine 
Reihe von antisemitischen Argumentati- 
onsmuster und Klischees. Der Text ist heu- 
te fünf Jahre alt, er wurde anläßlich des 
letzten Golfkrieges geschrieben und ist als 
Kritik an denjenigen deutschen Linken 
konzipiert, die die damalige Bedrohung 
Israels durch den Irak zum Anlaß nahmen, 
sich dem antiirakischen Kriegslager anzu- 
dienen. Der Text ist Bestandteil einer 
„Flugschrift“ des damaligen Zusammen- 
hangs „Radikale Linke“, einer Strömung, 
die sich gerade von der volkstümelnden 
Linken erfreulich absetzte und — vor allem 
nach der „Wende“ — antideutsche Positio- 
nen mit dem Anspruch theoretischer Fun- 
diertheit entwickelte. Also einer Strömung, 
der intentional nichts ferner lag, als anti- 
semitische Bedürfnisse zu befriedigen. Aus 
diesem Grunde eignet sich der Text für die 
Analyse tiefsitzender antisemitischer 
Strukturen auch bei radikalen Kritikern 
deutscher Ambitionen besser als die plat- 
ten Pamphlete aus der ML-, Autonomen- 
und Antiimp-Szene. (6) 

Der „Flugschrift“-Text beansprucht, 
zwei Gründe für „die tiefe Verunsicherung 
auch(!) der Linken“ gegenüber Israel fest- 
gestellt zu haben und untersuchen zu wol- 
len. Nämlich: „die Auswirkungen der Ge- 
fühle deutscher Schuld gegenüber den Ju- 
den und die Ambivalenz der israelischen 
Staatsgründung. “ Zum ersten Grund wird 
einerseits festgestellt, daß, weil weder De- 
mokratie noch revolutionäre Bestrebung in 
Deutschland die Juden vor der Vernichtung 
haben schützen können, „wir auch keinen 
anderen Schutz für die Juden versprechen 
[können], und müssen die Ansicht(!) vie- 
ler Juden respektieren, daß sie durch ih- 
ren eigenen Staat Israel erstmalig seit zwei 
Jahrtausenden wieder eine sichere Zu- 
flucht besitzen.“ 

Die Schutzfunktion Israels wird hier auf 
die Ebene der Beliebigkeit einer Meinung 
gezogen, die man vorerst deshalb gelten 
läßt, weil man das eigene Bedürfnis nach 
einen treffenden Gegenargument gerade 
nicht befriedigen kann (7). Die Besonder- 
heit des modernen völkischen Antisemitis- 
mus mit seinen immanenten Vernichtungs- 
absichten wird relativiert, indem man die- 
sen in einer zweitausendjährigen Traditi- 
on christlichen Antijudaismus’ verschwin- 
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den läßt. Aufgabe linker Ideologiekritik 
wäre es aber gerade, dessen Besonderheit, 
die keine Rettung in die Konvertierung zur 
Mehrheitsreligion zuläßt, herauszuarbei- 
ten. Da dies nicht geschieht, wird der Idee 
vom „ewigen Juden“, einer dauerhaften 
„Judenfrage“ und dem von historischen 
und gesellschaftlichen Situationen unab- 
hängigen Antisemitismus zugearbeitet. 

Weil der israelische Staat Produkt ei- 
ner „Ansicht“ ist, die zu widerlegen man 
momentan nicht in der Lage ist, von der 
man aber glaubt, daß sie eigentlich wider- 
legt gehöre, wähnen sich die Autoren des 
„Flugschrift“-Textes in einer unangeneh- 
men Situation („tiefe Verunsicherung auch 
der Linken“), die für sie und ihre Klientel 
die Gefahr enthält, durch Einsatz „diffu- 
ser Schuldgefühle“ manipuliert zu werden. 
In dieser unangenehmen Situation droht die 
„notwendige linke Kritik des Zionismus, 
der die Vertreibung der Araber impliziert, 
rassistisch ist und neokoloniale Unterdrük- 
kung der PalästinerserInnen bedingt“ ei- 
nem „wenig aufgeklärten Umgang mit 
unserer Verantwortung in dieser Frage“ 
zu weichen. In der Folge haben dann 
„Demagogen wie Broder auf der Schuld- 
Klaviatur ein leichtes Spiel, um nur noch 
die Interessen der israelischen Regierung 
zu vertreten“. 


„Notwendige Kritik“ oder 
Gerüchte? 


Auffällig ist hier, daß die beanspruchte 
„notwendige linke Kritik des Zionismus“ 
als Grundlage des „Gerüchts über die Ju- 
den“ (Horkheimer/Adorno) daherkommt. 
Stichwort „Vertreibung der Araber“: Es 
wird suggeriert, Vertreibung und Flucht 
großer arabischer Bevölkerungsteile seien 
nicht das Produkt der Kriege von 1948 und 
1967, sondern seien programmatischer 
Bestandteil des Zionismus selbst. Stichwort 
„rassistisch“: Unzweifelhaft herrscht in 
Teilen der israelische Gesellschaft so et- 
was wie ein „kulturalistischer oder diffe- 
rentialistischer Rassismus“. Dieser konsta- 
tiert einen kaum aufhebbaren Unterschied 
zwischen dem „westlichen“ Lebensstil und 
dem der, in Israel zumeist arabischen, Trä- 
ger einer „fremden“ Kultur (8). Die israe- 
lischen Anhänger dieser Art Rassismus 
unterscheiden sich darin nicht von ihren 
europäischen Geistesverwandten. Ebenso 
wie in Europa sind sie dort Gegenstand der 
linken aufklärerischen Kritik. Dies ist aber 
mit der generellen Kennzeichnung des Zio- 
nismus als „rassistisch“ aber nicht ge- 
meint. Gerade durch die allgemeine Dif- 
fusität der Begriffsanwendung soll der Ein- 
druck erweckt werden, in Israel herrsche 
ein „biologistischer“ Rassismus, wie etwa 
unter der südafrikanischen Apartheid oder 
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—-und das drücken andere antiimperialisti- 
sche Pamphlete deutlicher aus, in denen 
vom „rassistischen‘ oder gar „faschisti- 
schen Siedlerstaat‘‘ die Rede ist - wie im 
nationalsozialistischen Deutschland. Be- 
kanntlich wird gerade in der deutschen Lin- 
ken der Antisemitismus gern dem Rassis- 
mus in verallgemeinernder und relativie- 
render Weise subsumiert. Stichwort „neo- 
koloniale Unterdrückung der Palästinen- 
serInnen“: Gemeinhin wird in der linken 
Theorie Neokolonialismus als ein Zustand 
begriffen, in dem nach Beendigung des 
unmittelbaren Kolonialstatus die ehemali- 
gen Kolonialmächte vermittels Kapitalex- 
port und Marktbeherrschung die Ökono- 
mie eines nunmehr unabhängigen Staates 
dominieren. Auf die wirtschaftliche und 
politische Diskriminierung einer Bevölke- 
rungsgruppe (,„PalästinenserInnen“) be- 
zogen, ergibt dieser Begriff keinen Sinn 
(9). Die Vermutung liegt nahe, daß man ei- 
gentlich die Anwesenheit der Juden in Is- 
rael denunzieren möchte. Da würde sich 
dann erst mal der Begriff Kolonialismus 
anbieten, aber sich als untauglich erwei- 
sen, weil außer der Anwesenheit der uner- 
wünschten Fremden wichtige Vorausset- 
zungen des Begriffes fehlen, wie z.B. ein 
„Mutterland“ als koloniales Zentrum, des- 
sen koloniale Absichten, der Zweck des 
Kolonialismus etc. „Neokolonialismus “ 
wurde hier ganz offensichtlich aus der Er- 
fahrung gewählt, daß man einer theoretisch 
auf den Hund gekommenen Linken einfach 
nur „negativ besetzte“ Brocken vorzuwer- 
fen braucht, um sie zum Kläffen zu brin- 
gen. Dies scheint umso einfacher, wenn es 
gegen Juden geht. Daß es publizistische 
Knallchargen wie Broder mit einer solchen 
Linken recht leicht haben, ist nur folgerich- 


tig. 


Auftritt des jüdischen 
Kronzeugen 


Die Autoren der „Flugschrift“, die im- 
merhin feststellen: „Die Diskussionen um 
linken Antisemitismus haben also ihren 
richtigen Kern“ unterziehen sich dann 
auch der Mühe, die Urheber ihrer „diffu- 
sen Schuldgefühle“ dingfest zu machen. 
Die Vermutung, daß es sich bei ihnen um 
Juden handelt, trügt nicht. In den Zeugen- 
stand wird der —- inzwischen emeritierte — 
Berliner Philosophie-Professor Ernst Tu- 
gendhat gerufen. Tugendhat sagt aus: 
„Wird die Schuld, die man empfindet, nicht 
bewußt aufgearbeitet, dann ist sie nicht 
rational und kontrolliert. Das hat zur Fol- 
ge, daß man sich zu seinem Gegenüber so 
verhält, daß man alles tut, was er glaubt, 
was man zu tun hätte. Man gibt also die 
Autonomie des eigenen Urteilens preis, 
und das Gegenüber hat so die Chance, die 


eigene Schuld zu manipulieren. Es gibt 
Menschen und auch Staaten, die auf dem 
irrationalen Schuldgefühl eines anderen 
virtuos wie auf einem Klavier spielen kön- 
nen. So tun es auch die Israelis mit den 
Deutschen.“ 

Tugendhats Schlußfolgerung bezüglich 
Israelis und Deutscher war und ist deut- 
sches Allgemeingut, mag es auch heute 
deutlicher ausgesprochen werden als vor 
fünf Jahren. Siehe die von uns im Flugblatt 
zitierte Warnung des FAZ-Schreibers, Ne- 
tanjahu möge nicht „in jene Zeit zurück- 
fallen, wo es Israel nur darum ging, der 
Deutschen schlechtes Gewissen auszunut- 
zen, um daraus Geld zu prägen. “ Doch was 
qualifizierte eigentlich den Tugendhat, der 
beiläufig auch als Verfechter einer „offe- 
nen Diskussion“ der Euthanasie-Forderun- 
gen Peter Singers auftrat, zu seiner Aussa- 
ge bei dem Ringen der „Flugschrift“-Au- 
toren um die Wahrheitsfindung bezüglich 
des Verhältnisses deutscher Linker zu Is- 
rael? Auf den ersten Blick fällt seine 
Gleichsetzung von Schuld und Schuldge- 
‚fühl auf. Der historische Fakt des deutschen 
Massenmordes wird zu einem bloßen sub- 
jektiven Empfinden, das, wenn es „ratio- 
nal und kontrolliert“ verarbeitet wird, neu- 
em und nicht mehr instrumentalisierbarem 
Selbstbewußtsein weicht. Dies korrespon- 
diert mit der Auffassung der Autoren von 
der leider zu respektierenden „Ansicht“ 
vieler Juden, der israelische Staat sei für 
ihre Sicherheit unverzichtbar. An anderer 
Stelle verwenden sie auch den Terminus 
„Vernichtungstrauma der Juden“ um ihr 
großzügiges Verständnis für die Existenz 
Israels zu verdeutlichen. Sie wählen damit 
— und man sollte davon ausgehen, daß dies 
vorsätzlich geschieht — einen psychologi- 
schen Begriff, der die unbewußte und des- 
halb nicht gelungene Verarbeitung eines 
nicht begriffenen, bedrohenden und verlet- 
zenden Ereignisses umschreibt. Ein Trau- 
ma als Voraussetzung eines politischen 
Projekts deutet die eigentliche Irrationali- 
tät dieses Projekts an, und damit auch des- 
sen Gefährlichkeit. 


Die wesentliche Qualifikation Tugend- 
hats als Zeuge in diesem merkwürdigen 
Verfahren ergibt sich aber aus einem an- 
deren Umstand. Er wird nämlich als „der 
Jüdische Philosoph Ernst Tugendhat“ auf- 
gerufen. Das Adjektiv ist hier das Entschei- 
dende. Ein Jude selbst enthüllt, wie es die 
Juden mit den Deutschen treiben. Er sagt 
das, was die Deutschen schon immer von 
den Juden wußten, aber in letzter Zeit oft 
nicht zu sagen wagten. Als Jude muß er es 
schließlich wissen, weil er selbst dazuge- 
hört. Der jüdische Kronzeuge ist inzwi- 
schen eine feste Institution deutscher 
Selbstvergewisserung, denken wir beispiel- 
weise an John Sack, der uns „Opfer des 
Holocaust als Täter“ präsentierte, denken 
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wir an die nun posthum veröffentlichten 
Tagebücher Victor Klemperers, die als 
Entlastungsmaterial gegen den infamen 
Goldhagen angeführt werden und denken 
wir auch an das „andere Israel“ der jun- 
gen Welt. 

Auch für den Nachweis der „Ambiva- 
lenz der israelischen Staatsgründung“ — 
Staatsgründung kann im Textzusammen- 
hung durchaus als Synonym für Staatsge- 
schichte verstanden werden — wird jüdische 
Kronzeugenschaft in Anspruch genommen. 
Während die eine Seite der „Ambivalenz“ 
sich für die Autoren aus ihrer beklagten 
Unfähigkeit ergibt, den jüdischen „Ansich- 
ten“ und „Erfahrungen“ etwas Stichhalti- 
ges entgegenzusetzen stellt sich ihnen die 
andere Seite durch das fortwährende vor- 
sätzliche Unrechtshandeln des israelischen 
Staates dar. Bezüglich des Golfkrieges 
heißt es in der „Flugschrift“: „Die israe- 
lische Regierung ist scharfmacherisch ge- 
gen jede Verhandlungslösung.“ Der Be- 
weis für diese Behauptung soll mit dem 
darauf folgenden Satz, der eigentümlicher- 
weise in Klammern steht, erbracht werden: 
„(Dazu die jüdische Anwältin Felicia Lan- 
ger: ‚Seit der Besetzung Kuwaits hat Isra- 
el sich vor einem Kompromiß gefürchtet. 
Schamir hat alles getan, damit der Krieg 
ausbricht.‘)“ Das ist dann die ganze Be- 
weisführung. Nicht die naheliegende Fra- 
ge, wie denn eigentlich die israelische Re- 
gierung den Ausbruch des Golfkrieges ver- 
ursacht habe, fällt den Autoren ein, son- 
dern daß eine jüdische Anwältin dem jü- 
dischen Staat einen längst gewußten Vor- 
wurf macht. Als Jüdin muß sie schließlich 
wissen, wovon sie redet. 


Gegen die „imperialistische 
Agentur“ — „meistens auf der 
richtigen Seite“ 


Überhaupt kommt es auch den „Flug- 
schrift “-Autoren, ebenso wie den antizio- 
nistischen Hardlinern, von denen sie ja der 
Anspruch einer differenzierten Herange- 
hensweise trennen soll, auf eine korrekte 
Darstellung der israelischen Geschichte 
nicht so sehr an wie auf die Verbreitung 
von antijüdischen Gerüchten. Noch einmal 
zur „negativen“ Seite der israelischen „Am- 
bivalenz“: „Ohne das Mandat der briti- 
schen Kolonialmacht über Palästina bis 
1948 und ohne massive westliche Wirt- 
schafts- und Militärhilfe für Israel, vor al- 
lem durch die USA, hätte Israel nicht ent- 
stehen und sich gegenüber einer feindli- 
chen arabischen Umwelt, die ihrerseits den 
Staat der Juden immer bekämpft hat, be- 
haupten können.“ Als hätte es nicht eines 
blutigen Guerillakrieges zionistischer Or- 
ganisationen gegen die britische Koloni- 


almacht bedurft, als habe es das Eintreten 
der Sowjetunion und ihrer „Bruderländer“ 
für die Gründung Israels von März 1947 
bis Ende 1948 gegen westliche Interessen 
ebensowenig gegeben wie deren Kurs- 
schwenk zugunsten der arabischen Natio- 
nalismen, wird das alte Antiimp-Klischee 
vom „imperialistischen Brückenkopf“ Is- 
rael hochgehalten. Dessen Urheber werden 
dann, wie es sich bei einer so ambivalen- 
ten Angelegenheit geziemt, der Undifferen- 
ziertheit gescholten: „Israel galt den Lin- 
ken nicht auch, sondern nur als imperiali- 
stische Agentur. “ Die Entstehung der mei- 
sten arabischen Nationalstaaten aus der 
Erbmasse des Osmanischen Reiches nach 
dessen Niederlage im 1. Weltkrieg aller- 
dings, bei der in der Tat westliche - sprich 
imperialistische - Interessen wichtige Ge- 
burtshelferfunktionen erfüllten, scheint der 
Erwähnung nicht wert zu sein. 

Zur Erklärung der Motivation ihrer 
Vorgehensweise geben die Verfasser fol- 
gende poltisch-biographische Kollektiver- 
klärung ab: „Historisch speiste sich unse- 
re Ablehnung der israelischen Politik aus 
dem internationalistischen Motiv der Un- 
terstützung der Befreiungskämpfe [...]. Is- 
raels Eroberungskrieg 1967 sowie der Vi- 
etnamkrieg waren dafür prägend. Dieser 
Antiimperialismus war gut, meistens stand 
die Linke damit auf der richtigen Seite.“ 

Als „richtige Seite“ wurde stets dieje- 
nige Seite in den politischen Scharmützeln 
und Kriegen verstanden, die als „antiim- 
perialistische“ interpretiert werden konn- 
te. Und zweifellos handelte es sich bei der 
vietnamesischen Seite um die „richtigere“ 
als bei der amerikanischen. Es fällt aber 
auf, daß das in Anspruch genommene „in- 
ternationalistische Motiv“ nicht auf solch 
verlogene Begriffe wie „Eroberungs- 
krieg“, dessen positives Gegenstück im 
politischen Jargon bekanntlich der „gerech- 
te Verteidungskrieg“ ist, verzichten kann. 
Auffällig ist auch, daß ein positives Prädi- 
kat wie „Befreiungskampf“ nicht auf den 
zionistischen Kampf angewendet wird, der 
doch zumindest eine partielle, territoriale 
Befreiung der Juden vom Antisemitismus 
garantiert. 


Das Elend des 


- Antiimperialismus 


Der Antiimperialismus, jahrzehntelang 
eine tragende Säule linker „Identität“, ak- 
zeptierte, ohne es selbst zu wollen, den 
Zustand der Welt als Austragungsort un- 
verstandener Herrschaftsinteressen. Nicht 
die mit der Kategorie Imperialismus sinn- 
voll erfaßten geopolitischen Bestrebungen 
der Nationalstaaten gegenüber ihren Kon- 
kurrenten in der als Markt organisierten 


Welt und das damit verbundene Elend wa- 
ren ihnen Hauptärgernis. Die Welt wurde 
als Bühne eines historischen Prozesses 
verstanden, in dem das den sogenannten 
„Völkern“ Eigene vermittels Selbstbestim- 
mung gegenüber dem ihnen Fremden zu 
seinem Recht kommen wollte. Unter Zu- 
hilfenahme metaphysischer Kategorien 
wurde eine Bewertungsskala von „revolu- 
tionär“ über „fortschrittlich“, „demokra- 
tisch“ bis zu „reaktionär“ und schließlich 
„faschistisch“ und „imperialistisch“ er- 
stellt. Diese Kategorien wurden nach Maß- 
gabe der Beurteilung eines vorgeblich auf 
Revolution und Emanzipation hinstreben- 
den geschichtlichen Weltprozesses an die 
verschiedenen Nationalstaaten und solche, 
die es noch werden wollten, vergeben. Mit 
Revolution und Emanzipation in ihrer ein- 
zig realen Bedeutung als prozeßhafte Brü- 
che der Menschen mit ihrer unverstande- 
nen selbstgeschaffenen repressiven zwei- 
ten Natur in Form von Ökonomie und Staat, 
hatten die im antiimperialistischen Sinne 
positiv bewerteten Ereignisse und Bewe- 
gungen freilich in der Regel wenig zu 
schaffen. Und dies nicht nur im Falle Pol 
Pots und seiner vielgeschmähten Roten 
Khmer. Wo warenförmig verdinglichtes 
Bewußtsein - sei es in Form von Klassen- 
oder Nationalbewußtsein - sich zur gesell- 
schaftlichen Totalität aufschwingen will, 
reproduziert es auf neuer Stufe die alten, 
zu überwinden geglaubten, Verhältnisse. 
Die dann ebenfalls auf neuer Stufe sich neu 
formierenden Kokurrenzverhältnisse zwi- 
schen den kollektiven Kapitalsubjekten, 
den Nationalstaaten, interpretiert das anti- 
imperialistische Bewußtsein anhand der 
genannten Bewertungsskala. 

Die ideologiegeschichtliche Ursache 
des Antiimperialismus als Produkt der Lin- 
ken liegt in der Verklärung der Lohnarbeit 
als positive Voraussetzung eines die Wa- 
renproduktion aufheben sollenden Klas- 
senkampfes. Das Klassenbewußtsein als 
gerechter Zorn des um die Früchte seiner 
Arbeit betrogenen produktiv Schaffenden 
soll als Motor des Kampfes für die Aufhe- 
bung unproduktiver Privilegien fungieren. 
Die daraus resultierende Verklärung von 
Arbeit und Produktivität konnte selbstver- 
ständlich nicht zur Abschaffung von Ar- 
beit und Staat sowie zur Privilegierung al- 
ler führen, sondern mußte Arbeiterbewe- 
gungen, Arbeiterstaaten und ein entspre- 
chendes fetischistisches Produktivitätsbe- 
wußtsein hervorbringen. Weil dieses Be- 
wußtsein die Voraussetzung seines Elends 
beständig verklärt, kann es niemals auf eine 
wirkliche Aufhebung der Verhältnisse, be- 
stenfalls auf eine Variation drängen. Der 
Appell zur Auszahlung eines gerechten 
Lohnes richtet sich deshalb immer an den 
Staat als Gerechtigkeit stiftende Instanz 
bzw. drückt sich im Kampf um einen „ge- 
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rechteren“ Staat aus. Während Kapital und 
Arbeit als antagonistische Klassensubjek- 
te personifiziert werden, steht der Staat 
schlimmstenfalls als „‚Klassenstaat“, als ein 
von der falschen Klasse mißbrauchtes In- 
strumentarium da. Die Sehnsucht nach ei- 
nem gerechten Staat, für den kein Partiku- 
larinteresse zählt, sondern nur die Produk- 
tivität seiner Untertanen, einte die Anhän- 
ger der Arbeiterbewegung mit bürgerlichen 
Staatsfetischisten. 

Die Idealisierung allgemeiner Produk- 
tivität bedarf aber Erklärungen für ihre re- 
gelmäßig sich einfindenden Mißerfolge. 
Mißerfolge werden aber — gerade vom 
deutschen Staatsbürger — nicht nur am ei- 
genen Elend gemessen. Der vermeintlich 
„unverdiente“ Erfolg anderer gilt als wich- 
tiger Indikator für „Ungerechtigkeit“. In 
der eigenen materiellen und geistigen Be- 
schränktheit wird die unabdingbar für alle 
gelten sollende Staatsbürgertugend gefun- 
den. In der antisemitischen Projektion auf 
die Juden konzentrieren sich für das Staats- 
bürgersubjekt die Untugenden des mühe- 
losen Einkommens, der geistigen Ungebun- 
denheit und - mit der Fiktion des ‚„interna- 
tionalen Judentums“ -— die aggressive Ver- 
kehrung der an sich angenehmen Vorstel- 
lung, nicht einem nationalen Souverän auf 
Gedeih und Verderb ausgesetzt zu sein. 
Daher auch die Omnipotenzprojektionen 
auf Juden und auf Israel. Im Antisemitis- 
mus kommt das bürgerliche Gleichheits- 
ideal zu sich selbst. Nur noch durch die 
sogenannte „Natur“ selbst gesetzte „bio- 
logisch echte“ Staatsbürger sollen endgül- 
tig die Garantie dafür bieten, daß ein par- 
tikulares Entkommen aus der staatsbürger- 
lichen Produktivitätsverpflichtung nicht 
möglich ist. Gleiches Elend für alle ist das 
objektive Ziel. Das ist auch dann der Fall, 
wenn nicht auf der ideologischen Basis ei- 


Anmerkungen: 

1) zitiert nach: 40 Jahre blühender Antikom- 
munismus, Artikel 0.V. in junge Welt 25.6.96 
2) vgl. dazu L&on Poliakov, Vom Antizionismus 
zum Antisemitismus, Freiburg 1992, S. 49 - 92 
3) Merker wurde im März 1955 zu acht Jahren 
Gefängnis verurteilt. Insgesamt saß er knapp 
drei Jahre (von Dezember 1952 bis Januar 
1956) im Knast. Bereits im Juli 1956 wurde das 
Urteil vom Obersten Gericht der DDR aufgeho- 
ben und Merker rehabilitiert. Ähnlich erging es 
seinen Mitangeklagten - sieht man einmal von 
zwei Todesfällen während der Haft ab. Vgl. zum 
Fall Merker den zwar tendenziösen, doch recht 
materialreichen Artikel Der Geheimprozeß von 
Jeffrey Herf in Die Zeit 7.10.94 

4) zitiert aus der für das Thema bisher materi- 
alreichsten Fleiß-Arbeit von Michael Kloke, Is- 
rael und die deutsche Linke. Zur Geschichte 
eines schwierigen Verhältnisses, Frankfurt/M. 
1990, S. 80 
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ner Nationen- oder Rassen-Natur argumen- 
tiert wird, sondern auch, wenn der Antise- 
mitismus, wie in den eingangs erwähnten 
Kampagnen, mit einer ontologisch gege- 
benen Klassen-Natur und deren Verteidi- 
gung gegen jüdische „Komplotte“ begrün- 
det wird. 

Antiimperialismus ist die Verlängerung 
des produktiven Klassen- und Staatsbür- 
gerbewußtseins auf den Weltmarkt. Sein 
Ideal war und ist das „Selbstbestimmungs- 
recht der Völker“. Deswegen läßt er nur 
„echte“, aus Blut und Boden entstandene 
Völkerschaften gelten. Der mitihm verbun- 
dene Antizionismus erweist sich in diesem 
Zusammenhang als Internationalisierung 
des staatsbürgerlichen Wahns von der ne- 
gativen Gleichheit aller durch Ausschal- 
tung der Juden. 


Deutscher Antiimperialismus 


Der Antiimperialismus hat damit auch 
seinen Teil zur ideologischen Einstimmung 
der außenpolitischen Offensive des wieder- 
vereinigten Deutschland geleistet. Was 
nach der Kapitulation des Realsozialismus 
in Osteuropa konstant blieb, waren Natio- 
nalismus und Antisemitismus. Das Erbe der 
sogenannten „Metropolenlinken“, der An- 
tiimperialismus und das „Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker“, ist in die treuen 
Hände der BRD-Außenpolitik übergegan- 
gen. „In Sachen Selbstbestimmung lassen 
wir Deutsche uns von niemandem übertref- 
fen“, erkannte der Vorgänger des jetzigen 
Außenministers. Schon in dessen Amtszeit 
wurde mit der handfesten Umsetzung sei- 
ner Erkenntnis begonnen. Das völkische 
„Selbstbestimmungs “-Konzept, die eigent- 
liche ideologische Basis des deutschen 


5) 0.V., Die Diskussion um die Bedrohung Isra- 
els. Krieg, um Schlimmeres zu verhüten? in: 
Flugschrift Radikale Linke. Kriegsende. Vor- 
kriegszeit, Hamburg 1991 

6) Hier sollte ebenfalls angemerkt werden, daß 
auch ein Teil der Mitarbeiter der BAHAMAS und 
der Mitglieder der Berliner Jour-Fixe-Initiative 
(wie der Verfasser selbst) sich zur Strömung 
„Radikale Linke“ zählten. 

7) An anderer Stelle ist dann auch von einem 
„in der neueren Geschichte bedingten Existenz- 
recht eines jüdischen Staates“ die Rede. 

8) Hinzu kommen beträchtliche - ebenfalls „kul- 
turalistisch“ artikulierte - Widersprüche inner- 
halb der jüdischen Mehrheitsbevölkerung, die 
entlang der einwanderungs-biographischen 
Grenzen zwischen Israelis europäischer bzw. 
us-amerikanischer Herkunft und solchen aus 
außereuropäischen Gegenden verlaufen. Vom 
Gros der Antizionisten wird dies — zugunsten 


Nationalismus, hatte sich von ’45 bis ’89 
mit einem Platz am Katzentisch abseits der 
weltpolitisch mächtigen Doktrinen von 
Demokratie und Realsozialismus begnügen 
müssen. Davon allerdings keineswegs ent- 
mutigt, eher mit frischen Kräften versehen 
(10), trat das völkisch geeinte Deutschland 
in die Morgenluft der neu gewonnenen 
außenpolitischen Souveränität. 

Ob in den Schluchten des Balkan, im 
tibetanischen Hochland, im Muschelkalk 
des Muroroa-Atolls oder in der Wüste des 
Gaza-Streifens: antiimperialistischen 
Handlungsbedarf in Sachen Selbstbestim- 
mung erkennt die heutige deutsche Außen- 
politik weltweit. Vielleicht ist Deutschland 
ja inzwischen so etwas wie der „ideelle 
Gesamt-Antiimperialist“. Der Antisemitis- 
mus gehört unabdingbar dazu. Schon 
rümpft die liberale Öffentlichkeit die Nase 
über „die Nibelungentreue der USA gegen- 
über Israel“ (11) und kreidet dem einsti- 
gen Senior-Partner „seine Politik des Ap- 
peasement [gegenüber] der neuen israe- 
lischen Regierung“ an (12). 
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der Projektion eines in sich geschlossenen 
„Rassismus“ — nicht zur Kenntnis genommen. 
9) An anderer Stelle heißt es auch, bei Israel 
handele es sich um einen „immer noch west- 
lich-demokratischen Staat, der (wie alle kolo- 
nialistischen Demokratien der Vergangenheit) 
die Palästinenser in neokolonialer Weise unter- 
drückt“. 

10) Zu diesen frischen Kräften zählen — wenn 
vielleicht auch nicht gerade an erster Stelle — 
Vertreter des westdeutschen Antiimperialismus 
der „ersten Generation“ nach '67. Der Werde- 
gang der Schmierer, Semler, Vollmer etc. 
scheint zu verdeutlichen, daß zwischen „Hoch 
die internationale Solidarität!“und „Serbien muß 
sterbien!“ nur ein gradueller Unterschied be- 
steht, ja daß die letzte Losung in der ersten 
eingeschlossen sein kann. 

11) Die Zeit 4.7.96 

12) Der Tagesspiegel 27.6.96 
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Die Wiederkehr des „ewigen Juden“ 
Elemente des Antisemitismus 1996 


Der Widerspruch dieser Veranstaltung 
e liegt in ihrem Thema: Der moderne 
Antisemitismus ist eine so umfassende 
Lebenseinstellung, daß er jeder Aufklärung 
gegenüber resistent ist; als Produkt der 
Aufklärung beschreibt der Antisemitismus 
zugleich ihr Umschlagen in die Barbarei. 
Er ist aufs Engste mit der kapitalistischen 
Vergesellschaftung verzahnt. In diesem 
Sinne ist auch der Titel dieser Veranstal- 
tung — Der „ewige Jude“ ist wieder da — 
Neue deutsche Antworten auf eine erledigt 
geglaubte Frage — Ausdruck dieses Wider- 
spruchs: Die Mißverständnisse, die er 
implizieren kann, liegen in einer Wirklich- 
keit begründet, in der das Ressentiment 
wieder demonstrativ gezeigt werden kann. 
Die Wiederkehr des klassischen Ressenti- 
ments gegen „den Juden“, das sich seiner 
antizionistischen Verkleidung in dem Maße 
selbst entledigt, wie man in Deutschland 
wieder seine eigene Meinung haben darf, 
die selbstverständlich die aller anderen 
Volksgenossinnen und Volksgenossen ist 
und sich dennoch ebenso selbstverständlich 
in der Minderheit wähnt, ist in den letzten 
Monaten zu einem bestimmenden Element 
der öffentlichen Meinung geworden. 


1. Die „jüdische Geldgier“: 


Januar 1996: Als der israelische Staats- 
präsident Ezer Weizman die Bundesrepu- 
blik besucht, unter anderem um die Frage 
der Renten für aus Deutschland kommen- 
de Israelis zu klären, entbrennt eine Dis- 
kussion um die Rechtmäßigkeit dieser Ren- 
tenzahlungen, die als „weitere Entschädi- 
gungszahlungen“ an die nimmersatten Is- 
raelis bezeichnet werden. Dabei handelt es 
sich um durch Lohnarbeit in Deutschland 
erworbene Ansprüche von ausgewander- 
ten Juden. Solche Zahlungen an jeden ehe- 
maligen SS-Mann sind in Litauen eine 
Selbstverständlichkeit, während den jüdi- 
schen Überlebenden dort 50 Deutschmark 
als monatliche Rente angeboten wurden, 
worauf diese dankend verzichteten. 
Wortführer dieser Kampagne gegen die 
„weitere Belastung unserer Rentenkassen“ 
war neben der FAZ das Neue Deutschland 
(ND), dessen Chefredakteur den junge 
Welt-Redakteur Jürgen Elsässer dafür an- 
zeigte, daß er dessen Kommentar als das 
bezeichnete, was er war: antisemitisch. 

Mai 1996: Auch die autonomen Anti- 
kapitalisten lassen sich nicht Jumpen: Die 
Besetzerinnen und Besetzer der Villa Ber- 


tini in Potsdam ließen vor zwei Jahren noch 
ein Statement eines Besetzers in dertaz un- 
dementiert: „Einst gehörte die Riesenvilla 
einem Mitbegründer der deutschen Bank, 
der, weil er Jude war, Deutschland ver- 
lassen mußte. Was, wenn eines Tages sei- 
ne Erben vor der Tür stehen und das Haus 
verlangen? ‚Auch die würden die Villa 
nicht kriegen‘, antwortet ein junger Berti- 
ni mit Angelrute in der Hand. Sieht er kei- 
nen Unterschied zwischen den Spekulanten 
der Marktwirtschaft und Alteigentümern, 
die heute das zurückverlangen, was ihnen 
die Nazis weggenommen haben? ‚Jüdi- 
sches Kapital hat doch am Krieg verdient. 
Und in die Gaskammern gingen doch die 
armen Juden. Die Reichen, wie der Besit- 
zer der Villa, die konnten doch fliehen. ‘“ 


Das stand vor über zwei Jahren in der 
taz; zu vielen anderen Aspekten dieser 
Reportage über die damals wegen Aus- 
einandersetzungen mit der Polizei ins Ram- 
penlicht geratenen Potsdamer Beset- 
zerszene gab es eine Reihe von Leser- 
briefen, allerdings nicht zu diesen 
Bemerkungen. Die skandalöse Aussage 
wurde einige Monate später noch in der 
Interim aufgegriffen und scharf kritisiert — 
erneut keine Reaktion. 


Nun ist der Fall aber eingetreten, über 
den im Artikel noch spekuliert wurde. Und 
die Besetzerinnen und Besetzer sollen von 
den Erben des geflohenen, reichen Juden 
herausgeschmissen werden. Um nicht 
falsch verstanden zu werden: Wir haben 
größtes Verständnis dafür, wenn Leute sich 
den Wohnraum nehmen, den sie brauchen; 
allerdings fragen wir uns, weshalb aus- 
gerechnet in diesem Fall eine Kompromiß- 
lösung so sehr ausgeschlossen scheint. Am 
meisten aber erstaunt uns die mehr als 
freundliche Berichterstattung in der jungen 
Welt, die zwar aus Objektivitätsgründen 
auch darstellt, was die Erben fordern, aber 
nicht einmal die Frage aufwirft, ob unter 
diesen konkreten Umständen vielleicht ein 
Kompromiß angezeigt wäre, den die Be- 
setzerinnen und Besetzer offensichtlich 
nicht wollen. Daß die eingangs zitierten 
Statements nicht dementiert wurden und 
bis heute keine eindeutige Stellungnahme 
der Besetzerinnen und Besetzer vorliegt, 
in der sie begründen, weshalb sie es nicht 
ablehnen, von einem „arisierten“ Besitz zu 
profitieren, läßt darauf schließen, daß hier 
ein antisemitisches Exempel unter antikapi- 
talistischen Vorzeichen statuiert werden 
soll. (1) 


2. Der „ewige Jude“: 


Februar und März 1996: Nach den An- 
schlägen der Hisb’allah auf zivile Ziele in 
Israel, bei denen 60 Menschen ums Leben 
kamen, beschießt die israelische Armee 
den UN-Stützpunkt Kana, 104 libanesische 
Flüchtlinge kommen ums Leben. „Mit dem 
gestrigen Massaker im Libanon hat (Isra- 
el) ganz nach dem Gesetz der Blutrache 
die Untaten, die die islamischen Terroristen 
verübten mit Zins und Zinseszins vergol- 
ten“, schreibt das ND. Und die PDS be- 
lehrt in ihrer Erklärung die Juden: „Israel 
sollte aus eigener Erfahrung wissen, daß 
Gewalt nur noch mehr Haß, Fanatismus 
und Gegengewalt erzeugt.“ Die archai- 
schen Gesetze einhaltend, die Charakter- 
züge eingeschrieben, ist „der Jude“ unfä- 
hig aus seiner Verfolgung zu lernen. 


3. Die „jüdische 
Weltverschwörung“: 


März 1996: In den USA erscheint das 
Buch „Hitler’s Willing Executioners“ des 
amerikanischen Soziologen Daniel Jonah 
Goldhagen, der mit seiner Untersuchung 
darlegen will, daß die Deutschen nicht nur 
von der Vernichtung der Juden gewußt, 
sondern sie auch gewollt, ja geradezu 
herbeigesehnt haben. Sein Ansatz, die 
Deutschen als nationales Kollektiv zusam- 
menzufassen und auf ihre ideologischen 
Prägungen zu untersuchen, wird in 
Deutschland zum Anlaß genommen, von 
einer Neuauflage der Kollektivschuldthese 
zu sprechen: „Was wir hier vor uns haben, 
ist ein Fall rückwärtsgewandter Prophetie, 
ein deterministisches Geschichtsbild von 
jener Art, mit der die Nazis die Juden zu 
Sündenböcken stempelten.“ Der Tages- 
spiegel befürchtet hier nicht zum ersten 
Mal, daß die Juden mit den Deutschen ir- 
gendwann das machen könnten, was die 
Deutschen mit ihnen gemacht haben. „Er 
[Goldhagen] inszeniert einen zweiten 
Nürnberger Prozeß, nun ‚gegen ein ganzes 
Volk‘“, zitiert der Spiegel den Londoner 
Spectator. Goldhagen wird unterstellt, er 
sei der Kopf einer Gruppe von jüdischen 
Soziologen, die es jetzt auf Deutschland 
abgesehen hätten. So kommt zum Bild vom 
„ewigen Juden“ und der „jüdischen Welt- 
verschwörung“, die eigene Unfähigkeit, 
aus der Geschichte zu lernen, wird auf das 
Opfer von damals projiziert. Zum 
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Verfolgungswahn gesellt sich hier schon 
die Warnung an die Juden, sie sollten es 
nicht zu bunt treiben. 


Dazu gehört auch, daß die deutschen 
Historiker dem Judenjungen einmal kräf- 
tig die Meinung sagen wollen und damit 
in der Abgrenzung zu etwas, das nicht be- 
hauptet wird, eine neue Sichtweise von 
Auschwitz gesellschaftlich durchsetzen. 
Nachdem man unter den National- 
sozialismus keinen Schlußstrich zu ziehen 
brauchte, weil sich 1989 neue Perspekti- 
ven auftaten, und man folglich seine „fort- 
schrittlichen Anteile“ integrieren will, wird 
nun mit der Shoah das Gleiche versucht: 
Irgend etwas muß sich doch für Deutsch- 
land aus der Shoah ziehen lassen, und sei 
es ein Denkmal in der neuen Hauptstadt, 
mit dem man die Opfer der Massenver- 
nichtung heim ins Reich zwingen will. 
„Sind die Deutschen wirklich ein Volk von 
Judenmördern?“ fragt der Spiegel-Redak- 
teur Fritjof Meyer am Anfang der von ihm 
verantworteten Titelgeschichte: „Neuer 
Streit um Kollektivschuld: Die Deutschen: 
Hitlers willige Mordgesellen?“ und be- 
antwortet sie auf den folgenden Seiten mit 
einem klaren Nein. Um zu diesem Nein zu 
kommen, muß die jüngere deutsche Ge- 
schichte freilich zurechtgebogen werden: 
„Unterwerfung aus Ohnmacht‘, so das zu- 
sammenfassende Urteil über die Deutschen 
im Nationalsozialismus. Darüberhinaus 
wird das Bild einer antideutschen Ver- 
schwörung gezeichnet, die mit ollen 
Kamellen das von Antje Vollmer „gründ- 
lich zivilisierte“ Deutschland daran hindern 
will, seine Aufgaben weltweit zu erfüllen: 
Goldhagens Buch, meint Frank Schirrma- 
cher in der FAZ, sei „ein merkwürdiges 
Gegenmanifest gegen die zivilisatorischen 
Anstrengungen, deren sich die Deutschen 
nach 1945 unterzogen haben.“ 


4. Der „verschlagene 
Ostjude“: 


April 1996: Das Auswärtige Amt spielt 
dem Spiegel Dokumente zu, die belegen 
sollen, daß mit den erleichterten Einwande- 
rungsmöglichkeiten für Juden aus der ehe- 
maligen Sowjetunion Mißbrauch getrieben 
werde, indem Abstammungsnachweise 
gefälscht und Scheinehen eingegangen 
würden. Entwicklungshilfeminister Spran- 
ger berichtet nach einem Besuch der Ukrai- 
ne, Mitarbeiter der dortigen deutschen Bot- 
schaft sprächen von 800 000 auf Einreise 
in die Bundesrepublik wartenden Juden. 
Die Bedrohung durch massenhafte jüdische 
Einwanderung, wie sie hier konstruiert 
wurde, gemahnt an ein zentrales Element 
antisemitischer Propaganda der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts. 
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Wir haben nicht mit dieser kleinen Dar- 
stellung dieser aktuellen Elemente der 
deutschen Wirklichkeit begonnen, um ei- 
nen verkannten Skandal aufzudecken, den 
bisher niemand bemerkt hätte, und auch 
nicht, um einen angeblich erstarkenden 
Antisemitismus zu beklagen, der dem An- 
sehen der Nation schaden könne: Diese 
Elemente sind vielmehr Anzeichen dafür, 
daß die deutsche Gesellschaft ihr Verhält- 
nis zu den Juden - sprich zu Israel und zu 
Auschwitz, zu der eigenen Vergangenheit 
und damit letztlich zu den eigenen anti- 
semitischen Projektionen —nun auch in der 
Öffentlichkeit normalisiert. Der Antisemi- 
tismus wegen Auschwitz, der den Juden 
nicht verzeihen konnte, daß einige über- 
lebt hatten, wird abgelöst von den alten 
antisemitischen Projektionen: zum Beispiel 
der des „ewigen Juden“, der wegen 
Heimatlosigkeit dazu verurteilt ist, ewig zu 
wandern und der an seinen unangenehmen 
Eigenschaften überall erkannt wird. Nur 
stößt diese Projektion vom Juden, der zur 
Diaspora verurteilt sei, heute auf eine 
materielle Grenze — die Existenz Israels. 
Deswegen wird die Projektion erweitert 
und die antiisraelische Politik der arabi- 
schen Staaten als Indiz dafür genommen, 
daß die Juden kein richtiges „authenti- 
sches“ Volk seien und deswegen diese 
Schwierigkeiten hätten, einen Staat zu er- 
richten. Was nicht völkisch sich definiert, 
ist nicht Volk - so begründet sich der deut- 
sche Antizionismus, der heute nicht mehr 
nur die Angelegenheit einer antiimperiali- 
stischen Linken ist, sondern die der gesam- 
ten Nation, weil sich diese Projektion zur 
Legitimation der neuen Weltmachtpläne 
hervorragend eignet. 

Projektion übrigens ist, anderen die ei- 
genen schlechten Eigenschaften zuzu- 
schreiben. Diese Eigenschaften sind ein 
unmittelbares Produkt der kapitalistischen 
Wertvergesellschaftung. Auf die Juden, de- 
ren Emanzipation in Deutschland mit der 
Durchsetzung des Kapitalismus zu- 
sammenfiel, wird dieser abstrakte Zusam- 
menhang personifiziert, um diese Eigen- 
schaften, die jedes Subjekt im Kapitalis- 
mus sich aneignen muß, abzuspalten. Ein 
bekanntes Beispiel ist die Projektion der 
„Jüdischen Weltverschwörung‘“: Die eige- 
nen großdeutschen Pläne werden „dem Ju- 
den“ zugeschrieben. So läßt sich jeder Er- 
oberungszug als Verteidigungsmaßnahme 
verkaufen. Mehr noch: Weil man ja das Op- 
fer der Juden sei, müsse man sich zur Wehr 
setzen — „Deutsche kauft nicht bei Juden“. 
Die realen Eroberungspläne der Nazis 
wurden durchgesetzt als Verteidigung ge- 
gen die unterstellten der Juden. Die Wie- 
derkehr dieser Projektionen Nor- 
malisierung zu nennen, nimmt ihnen nicht 
ihren unzweifelhaft skandalösen und 
gefährlichen Charakter. 


| | Je deutlicher die Wiederkehr der klas 
= sischen antijüdischen Ressentiments 
in ihrer ursprünglichen Form zu fassen ist, 
desto klarer wird auch, wer die Wegberei- 
ter dieser Normalisierung waren. Anti- 
zionisten beschweren sich seit Jahren dar- 
über, daß in Deutschland über Israel reden 
heißt, über Deutschland, genauer: über 
Auschwitz zu reden. Man müsse doch auch 
Kritik an Israel üben können, ohne gleich 
Antisemit zu sein. Eine „offene 
Auseinandersetzung“ wird eingeklagt, in 
der man auch sagen können muß, daß es 
„in den USA mal eine kleine Minderheit 
jüdischer Kapitalisten (gab), die dafür ge- 
sorgt hat, daß die USA lange Zeit gegen 
ihre eigenen Interessen Israel unterstützte 
... Auch in der BRD habe eine jüdische 
Lobby dafür gesorgt, daß die BRD erst mit 
zehn Jahren Verspätung in den arabischen 
Staaten ihren Interessen nachging.“ Immer- 
hin fragt noch jemand, ob „es denn in die- 
sem Zusammenhang nötig sei, ‚jüdisch‘ als 
beschreibenden Begriff zu gebrauchen.“ 
Die Antwort ist voll Verständnis für die 
Juden: „Geantwortet wurde, daß die Stär- 
ke des ‚jüdischen Finanzkapitals‘ in der 
Neuzeit ja auch seine Ursache gehabt habe, 
v.a. in der frühen Religionsverfolgung.“ 
„Der Vorwurf des Antisemitismus ma- 
che als Totschlagargument eine genaue, 
offene Auseinandersetzung nicht mehr 
möglich und versuche zudem, Befreiungs- 
bewegungen die deutsche Sichtweise 
überzustülpen. Vor zehn Jahren sei das 
Argument der ‚Frauenfeindlichkeit‘ den 
Befreiungskämpfen entgegengehalten wor- 
den, um die eigene Nichtunterstützung zu 
legitimieren, heute sei es der Antisemi- 
tismus.“ x 
Diese Zitate stammen aus einem von 
Nürnberger und Würzburger Genossinnen 
in der Nürnberger Szenezeitung Wie Wei- 
ter? veröffentlichten Protokoll eines Tref- 
fens süddeutscher Gruppen und Einzel- 
personen - nicht des rechten, sondern des 
linken, antiimperialistischen Spektrums — 
zum 8. Mai 1995, der in dem Protokoll als 
„Tag der Niederlage der Sowjetunion“ be- 
zeichnet wird. „Wer sei denn befreit wor- 
den? Der NS sei nicht einmalig gewesen. 
Für den Trikont habe die Vernichtung und 
Unterdrückung danach erst richtig begon- 
nen,“ wird am Ende die Debatte zu- 
sammengefaßt. Die Diskussion dieser Ge- 
nossinnen und Genossen aus sechs Städ- 
ten markiert den Beginn einer bis heute 
anhaltenden Auseinandersetzung um die 
Legitimation des Antizionismus. Das Tref- 
fen fand im Februar statt und die Veröf- 
fentlichung im Sommer 1995 ist der End- 
punkt einer internen Auseinandersetzung 
in einer Nürnberger Gruppe gewesen. 
Selbstverständlich sollte dieses Protokoll 
nicht veröffentlicht werden; im Gegenteil 
gab es zunächst auch Distanzierungen, man 
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wollte es unter dem Deckel halten. Nach 
der Veröffentlichung stand man allerdings 
zu diesem antisemitischen Konglomerat in 
der typisch indifferenten Szenesprache und 
führte als „‚antiimperialistische Gruppe“ in 
Nürnberg mehrere Veranstaltungen durch. 
Es geht dieser Gruppe, wie das Proto- 
koll und die Materialien von den Veran- 
staltungen zeigen, nicht nur um Israel, des- 
sen Existenzrecht sie bestreitet, sondern um 
die deutsche Vergangenheit. Und in der 
„sehr offenen Atmosphäre“ lassen sie auch 
schnell die Hosen runter: „Indem Au- 
schwitz als das größte Verbrechen 
herausgehoben werde, werde es unmöglich 
gemacht, dem andere Opfer und Ver- 
brechen des Imperialismus entgegen- 
zustellen.“ Schließlich sei „die Zusammen- 
arbeit der Nazis mit dem Zionistischen 
Weltkongreß‘“, bei der letzterer „quasi mit- 
entschieden habe, wer ‚über die Rampe 
muß‘ und wer nach Palästina gehen kann“, 
eine Tatsache. Die Juden haben also mitge- 
macht — „die Vernichtung der Juden habe 
erst im zweiten Kriegsjahr begonnen, vor- 
her seien die Enteignungen und der Trans- 
fer jüdischen Kapitals nach Palästina ge- 
laufen.“ Die Gleichsetzung der Arisierung 
mit dem wenigen, was Juden aus Deutsch- 
land an Kapital retten konnten — und von 
dem das wenigste nach Palästina ging - ist 
eine plumpe Entschuldung, aber schließ- 
lich sollte „das spätere Forcieren der Ju- 
denvernichtung vor allem der Vertuschung 
dienen. Außerdem betreibe der Imperialis- 
mus im Moment der Niederlage immer eine 
Politik der verbrannten Erde (siehe z.B. die 
USA in Vietnam, Frankreich in Algerien.)“ 
Mit Deutschland hat die Massenver- 
nichtung sowieso nichts zu tun, es ist „der 
Imperialismus“, der heute wie damals ein 
Verbrechen nach dem anderen begehe. 
Aber eine Besonderheit kann Auschwitz 
doch vorweisen: „Das Besondere an 
Auschwitz sei doch auch gewesen, daß zum 
ersten Mal in der Geschichte Weiße mas- 
senhaft vernichtet worden seien. Insofern 
sei die Betonung der Einmaligkeit der Ju- 
denvernichtung auch eine metropolitane 
Geschichtssicht, denn wer rede von den 
systematischen Völkervernichtungen in 
den USA oder anderen Ländern.“ Der alt- 
bekannte Mechanismus, von etwas ande- 
rem zu reden, wenn das Thema zu heikel 
wird, verbindet sich hier mit dem Res- 
sentiment, die Juden haben doch nun zur 
Genüge aus ihrem Opferstatus Profit ge- 
zogen. Jetzt müsse mal von den wirklichen 
Opfern des Imperialismus die Rede sein — 
damit man sich in der Solidarität mit den 
Opfern selbst als eines gerieren kann. 
„Dem Einwurf, daß der NS von außen 
besiegt werden mußte, da es im Innern kei- 
nen relevanten Widerstand gegeben habe, 
wurde entgegnet, daß die Alliierten sehr 
wohl von den Vernichtungslagern gewußt 


haben, daß es ihnen aber ganz gut gepaßt 
hätte, weil es ihnen um die Bildung eines 
zionistischen Staates in der arabischen Re- 
gion gegangen sei,“ In der „sehr offenen 
Atmosphäre“ dieses antiimperialistischen 
deutschen Stammtisches geht es zur Sache 
wie in der Nationalzeitung, die für Ge- 
schichtsentsorgung der gröberen Art zu- 
ständig ist. Aber Auschwitz war ja auch 
„keine Besonderheit“ „in der Geschichte 
des deutschen Imperialismus“. „Heute 
brauche er kein Auschwitz mehr“, beruhigt 
man sich konsequenterweise. 


Nachdem die ungewollte Veröffentli- 
chung dieser Protokolle der Bekloppten 
von Deutschland einigen Wirbel machte, 
lud man Spezialisten ein. Eine erste „Dis- 
kussionsveranstaltung gegen linke Ge- 
schichtsabwicklung“ wurde in Nürnberg 
einberufen, auf der man sich mit dem „‚zu- 
nehmend pauschal erhobenen Vorwurf“ 
auseinandersetzen wollte, die „revolutio- 
näre deutsche Linke“ — man beachte die 
Reihenfolge der Worte! — „sei antisemitisch 
und habe sich nicht hinreichend mit ihrem 
‚geschichtlichen Erbe‘ auseinanderge- 
setzt.“ Als Referent zur „Geschichte des 
Zionismus“ (sic!) wird ein Vertreter des 
„Arbeitskreises Antiimperialistische Soli- 
darität (AKAS)“ aus Heidelberg ange- 
kündigt, einer Gruppe, die in einer 
Stellungnahme zum letztjährigen 8. Mai die 
Geschichte folgendermaßen auf den Punkt 
brachte: „Alles Opfergedenken wird zur 
Makulatur, wenn wir den hunderttausend- 
und millionenfach geplant kalkulierten Tod 
heute — etwa durch die Embargo— und 
Blockadepolitik — ohne Widerspruch 
hinnehmen. Das Auschwitz der neunziger 
Jahre ist das Embargo gegen den Irak, ge- 
gen Jugoslawien ...“ 


Kritische Nachfragen, so war nach die- 
ser Diskussionsveranstaltung zu hören, die 
die antisemitischen Stereotype des Vortrags 
(in dem die Geschichte des Zionismus an- 
hand der Gründung verschiedener zionisti- 
scher Institutionen dargestellt wurde, um 
das Bild einer „zionistischen Weltver- 
schwörung“ zu erzeugen) hinterfragen 
wollten, wurden als Störungen behandelt: 
„Im Endeffekt war es genauso, wie Ingrid 
Strobl in dem Zitat beschreibt, das im Flug- 
blatt zur Veranstaltung als Beispiel für 
pauschalisierende Vorwürfe und den 
Zersetzungsprozeß der Linken dienen soll- 
te: ‚So dient der Antizionismus (der deut- 
schen Linken) nicht nur der Entlastung von 
historischer Verantwortung, sondern be- 
friedigte auch klammheimliche antisemi- 
tische Bedürfnisse.‘ Denn daß mit dem 
Vortrag zur Geschichte des Zionismus Be- 
dürfnisse befriedigt worden waren, war am 
erschreckend starken Applaus abzulesen,“ 
wird in einem Kritikpapier die Atmosphä- 
re dieser Diskussion beschrieben. 


In dem Redebeitrag der veranstalten- 
den „antiimperialistischen Gruppe“ wird 
der wahre Hauptfeind des antiimperialisti- 
schen Kampfes entlarvt: Die „Political 
Correctness“ — die, wie alles Böse, aus den 
USA kommt - soll es gewesen sein, die 
politische Kriterien durch moralische er- 
setzte. Diese würden „eurozentristisch auf 
die Befreiungsbewegungen in anderen Län- 
dern“ angewandt. Über diesen Weg kom- 
men die Antiimperialisten zu der „Kontro- 
verse um die Bewertung und Einordnung 
des NS-Faschismus in die gesamte impe- 
rialistische und koloniale Geschichte von 
Völkermorden, Vernichtung und Ausbeu- 
tung,“ zu der dann der Vertreter des AKAS 
seinen Senf gab: in Form eines Referats 
über die „Geschichte des Zionismus“. 

Doch damit ist diese Geschichte nicht 
zu Ende: Als nächste wurden Felicia Lan- 
ger, die israelische Anwältin, und der un- 
vermeidliche Karam Khella, der arabische 
Nationalist, zu Veranstaltungen eingeladen. 
Die Veranstaltung mit Felicia Langer wur- 
de in Frageform angekündigt, ohne die ei- 
gene Position zu verraten; bei Karam Khel- 
la wurde man eindeutiger: „Wir leben in 
einer gespaltenen Welt: Der imperialisti- 
sche Norden will den Völkern seine Welt- 
herrschaft aufzwingen ... Am Beispiel der 
arabischen Welt als Opfer der Dauerag- 
gression der imperialistischen Mächte“ 
sollten die aktuellen „Aufgaben für die anti- 
imperialistische Solidarität‘ diskutiert wer- 
den. Der Imperialismus und die Völker: So 
vereinfacht wird die nationalrevolutionäre 
Diktion auf den Punkt gebracht. 

„Der Holocaustkredit ist längst schon 
verspielt/ sie haben lange genug auf un- 
ser Mitleid geschielt/ Wenn sie Massen- 
mord als Politik ansehen/ ist die bombige 
Rache nur zu gut zu verstehen.“ 

Das sangen nicht die Böhsen Onkelz. 
Diesen Text dichtete die Politpunkband 
Daily Terror nach dem Massaker von Sabra 
und Shatila 1982. Die dem linken Antizio- 
nismus innewohnende Normalisierung und 
Abwehr der Tatsache, daß es Auschwitz 
gegeben hat, ist heute Allgemeingut. Ein 
typischer Fall von Antisemitismus wegen 
Auschwitz, wo von ganzem Herzen mit- 
gesungen wurde und wird, wenn Israel die 
„bombige Rache“ angedroht wird: Vor 
fünfzehn Jahren noch ein Szenehit fand 
sich diese Punkversion des Horst-Wessel- 
Liedes 1989 auf einen Benefiz-Sampler 
von Antifagruppen wieder. 

Zusammenfassend bestätigt sich: 
„Während die zionistische Tradition in Is- 
rael ihre Macht über die Hirne der Leben- 
den zu verlieren beginnt, kämpfen die eu- 
ropäischen Antizionisten noch immer ei- 
nen Kampf um die Legitimität der israeli- 
schen Ideologie. In ihren Köpfen nimmt die 
Politik des Staates Israel den zentralen 
Platz ein, den die Erinnerung an die Ver- 
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nichtung der europäischen Juden einneh- 
men müßte.“ (Detlev Clausen) 


1 Aber auch und gerade dort, wo 

weine Antizionismus-Definition jen- 
seits des antisemitischen Ressentiments ge- 
sucht wird — zum Beispiel in der neuen 
radikal, in der sich „Frauen/Lesben für eine 
kritische Aneignung der Geschichte“ mit 
dieser Frage anhand der RZ-Diskussion be- 
schäftigen —, wird deutlich, daß der Ver- 
such der Ehrenrettung dieses Begriffs, weil 
er ideologisch nicht vom Antisemitismus 
zu trennen ist, nicht nur scheitern muß, son- 
dern auch die Fortsetzung eines fatalen und 
falschen Politikverständnisses ist, in dem 
Gut und Böse, Weiß und Schwarz, der Im- 
perialismus und die Völker, oben und un- 
ten die zentralen Bezugspunkte sind, ohne 
die der ganze Begriff nicht gedacht wer- 
den kann. Wir möchten dafür drei Beispiele 
aus dem radikal-Artikel, nennen, die ver- 
deutlichen, daß inkonsequente Kritik 
zwangsläufig — ohne selbst antisemitisch 
zu sein — antisemitische Klischees oder Re- 
lativierungen reproduziert: 

l. In der Begriffsdefinition des Anti- 
semitismus heißt es: Seit dem letzten Drit- 
tel des 19. Jahrhunderts sei sein „grundle- 
gendes Merkmal die Konstruktion einer 
einheitlichen Gruppe (unabhängig davon, 
daß sie tatsächlich in sich mehrmals gespal- 
ten und vielfältig war und ist — von der 
Klasse, ihrem Geschlecht oder ihrem politi- 
schen Standpunkt her), der undifferenziert 
(Hervorhebung von uns) aggressive und 
feindliche Ziele unterstellt wurden.“ Die 
Alternative zu undifferenziert heißt diffe- 
renziert; differenzierte Unterstellungen, 
vielleicht noch nach Klasse, Geschlecht, 
politischem Standpunkt — das wird wohl 
kaum gemeint sein. Daß sich das so ein- 
schleicht, hat zum einen mit dem Irrtum 
zu tun, „die Juden“ wären nicht schon im- 
mer als einheitliche Gruppe von außen de- 
finiert worden, sondern als religiöse Min- 
derheit verfolgt worden, zum anderen mit 
der wirklich falschen Sichtweise, den Anti- 
semitismus ausschließlich über die den 
Juden zugeschriebenen Eigenschaften zu 
definieren. Weil sich das Judentum weder 
religiös noch ethnisch, weder kulturell noch 
politisch nach den Rastern der definiti- 
onsmächtigen „christlich-abendländischen 
Kultur“ definieren ließ und läßt, sind die 
antisemitischen Stereotype so vielfältig und 
zum Teil widersprüchlich; gerade aufgrund 
der bis zur Paranoia differenzierten 
Wahrnehmung, sind die Vorurteile so viel- 
fältig. Den christlichen vormodernen An- 
tijudaismus auf die Zwangstaufe zu redu- 
zieren, wie es die Autoren machen, zeugt 
vom Verschwinden der Objekte des Anti- 
semitismus, auch wenn fortwährend Juden 
und Jüdinnen dabei zitiert werden. Ausch- 
witz wird nicht im Zusammenhang mit der 
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deutschen Geschichte, sondern aus- 
schließlich als Chiffre für die Legitimation 
linker oder zionistischer Politik zitiert, die 
Massenvernichtung kommt so nur negativ 
als Vorwand für die Gründung des Staates 
Israel oder positiv für die Legitimation von 
Aktionen deutscher Linker gegen Israel 
vor. Als Israelis schließlich kommen Ju- 
den als Subjekte vor, hier aber in der Defi- 
nition von Tätern. 

2. In dem gesamten Artikel wird nicht 
thematisiert, wie zunächst die soziali- 
stischen Staaten Israel unterstützten und 
wie real die Versuche waren, Israel von der 
Landkarte verschwinden zu lassen. Statt- 
dessen wird die These von den Opfern der 
Opfer unreflektiert aufgegriffen - aller- 
dings in Formulierungen, die uns nur spe- 
kulieren lassen können, was die 
Verfasserinnen meinen: „Der Spiegel zi- 
tierte (1972) einen Fedayin aus einer Dis- 
kussion in Kairo mit den Worten: ‚Wir bü- 
ßen für das, was die Deutschen mit den 
Juden gemacht haben.“ Ebensowenig fin- 
det sich in dem Artikel eine Anmerkung 
dazu, wie die zum Teil (ehemals) linken 
palästinensischen Organisationen mehr und 
mehr auf den Nationalismus sich beziehen 
und mit der Hamas zusammenarbeiten. 

3. Zum Kern, der Ehrenrettung des an- 
tizionistischen Antiimperialismus, kom- 
men die Verfasserinnen im Zusammenhang 
mit der Flugzeugentführung von Entebbe. 
Obwohl sie selbst zugeben, daß wohl kaum 
zu rekonstruieren sein wird, ob die jüdi- 
schen Passagiere oder aber jene mit israe- 
lischer Staatsbürgerschaft von den Entfüh- 
rern, unter ihnen zwei Deutsche, selektiert 
wurden — und sie nicht auf die Frage ein- 
gehen, wieso die Auswahl von Juden, ob 
sie nun Israelis sind oder nicht, durch deut- 
sche Entführer nicht schon an sich ein 
Skandal wäre — kommen sie zu dem 
Schluß: „Neben der generellen Kritik an 
Flugzeugentführungen ist speziell die Teil- 
nahme von Deutschen an dieser Aktion 
falsch gewesen. Eine andere Frage ist, ob 
man das antisemitisch nennen kann.‘ Wie 
denn sonst, fragen wir uns verwirrt. Wir 
haben den Verdacht, daß genau diese 
Bruchstelle linker Politik und Geschichte 
nivelliert werden soll. So werden Gewalt- 
verhältnisse verschleiert, zumal radikale 
Kritik am Antizionismus als „ahistorisch 
und abwicklerisch“ — also in der Diktion 
der eben zitierten Antiimperialisten — be- 
zeichnet wird. 


IV „Die tiefsitzende Emotionalität bei 
u dieser Diskussion liegt in dem Ge- 
gensatz begründet, daß die, die den völli- 
gen Bruch mit der BRD-Gesellschaft 
vollziehen wollten, mit dem Vorwurf be- 
legt wurden, in eben die verhaßten Struk- 
turen verstrickt zu sein,‘ schreiben die ra- 
dikal-Autorinnen. 


Die beinah zeitlos aktuellen Zitate aus 
dem erwähnten Protokoll zeigen das Ge- 
genteil, nämlich daß der Antizionismus nur 
so lange eine Funktion hatte, wie das anti- 
semitische Ressentiment sich nicht offen 
äußern konnte. Von einem „Vorwurf“ in 
diesem Zusammenhang zu sprechen, wo 
die Verstrickung in die verhaßten Struktu- 
ren, wie wir gezeigt haben, immer neue 
Blüten treibt, ist eine Verharmlosung. Daß 
ausgerechnet zu diesem Zeitpunkt 
Antiimperialisten erneut mit ihrem Lieb- 
lingsbegriff in einer Art und Weise hausie- 
ren gehen, daß Leute, denen wir dieses 
Protokoll gezeigt haben, dachten, es han- 
dele sich um ein Diskussionsprotokoll der 
Nationalrevolutionäre, ist kein Zufall. 
Schließlich ist der Antizionismus ein we- 
sentlicher Bestandteil dieser politischen 
Identität gewesen und nachgerade der ein- 
zige, der nach den Jahren des „Zersetzungs- 
prozesses in der Linken“ — wie diese 
Antiimperialisten das im Flugblatt zur ih- 
rer Veranstaltung in reinstem Nazideutsch 
nennen — noch übrig ist. Daß sich solche 
Ansichten in den Köpfen halten können, 
ist aber auch Ausdruck der Heimkehr de- 
rer, „die den völligen Bruch mit der BRD- 
Gesellschaft vollziehen wollten“, in den 
Schoß der deutschen Gesellschaft: Der 
deutsche linke Antizionismus gerierte sich 
als Opposition zum staatlich verordneten 
„Philosemitismus‘ der Tätergeneration, die 
diesen spätestens seit 1989 hinter sich ge- 
lassen hat: Hier — und nicht im Bruch mit 
dieser Generation, welche sie kollektiv die 
Schuld an der Ermordung der europäischen 
Juden zu verantworten hat - liegt die Wahr- 
heit, die doppelt gedrehte Opposition, die 
die Nabelschnur zu den deutschen Mördern 
nicht durchtrennen konnte. 

Der Bruch mit den gesellschaftlichen 
Gewaltverhältnissen wird für die Revolu- 
tion immer die Bedingung sein, die erfüllt 
sein will, sollte es einmal ernst werden mit 
der „Emanzipation der Deutschen zu Men- 
schen.“ (Karl Marx) Wer ausgerechnet auf 
das reaktionärste Element der Geschichte 
der Linken zurückgreift, will diesen Bruch 
nicht; im Gegenteil: er oder sie negiert die 
Notwendigkeit der Revolution als Notwen- 
digkeit der Abschaffung eines Systems, das 
Auschwitz hervorbrachte. 


ak kassiber, Juli 1996 


Anmerkung: 

1) Auf der Veranstaltung sagte ein Genosse, 
daß die Besetzerinnen und Besetzer ihre Hal- 
tung wohl verändert haben oder verändern — 
wenn dem so ist, würden wir ein öffentliches 
Verhalten sehr begrüßen! 


Von Zionisten und Antideutschen — 
ein Protokoll des Antisemitismus 


Wir dokumentieren einige im Text 
„Die Wiederkehr des ‚ewigen Juden“ 
nicht eingearbeitete Auszüge aus dem 
Protokoll des süddeutschen „Regional- 
treffens“ vom Februar 1995 in Nürnberg. 
Das Protokoll wurde erstmals — zu Ent- 
larvungszwecken — in der Nürnberger 
Zeitschrift ‚Wie weiter”?“, 9/95 veröffent- 
licht. 

Auf dem Resgionaltreffen waren An- 
tiimperialisten aus Heidelberg, Mann- 
heim, Darmstadt, Kaiserslautern, Würz- 
burg und Nürnberg anwesend. 


„Darauf wurde auf Zusammenarbeit 
der Nazis mit dem Zionistischen Weltkon- 
greß verwiesen, der quasi mitentschieden 
habe, wer „über die Rampe“ muß, und 
wer nach Palästina kann. 

Außerdem sei Dresden natürlich ein 
Kriegsverbrechen gewesen, weil die 
Bombardierung von Zivilbevölkerung 
immer ein Kriegsverbrechen sei. 

Auf die Frage, welche Zivilbevölke- 
rung es denn damals gegeben habe, 
nachdem doch fast alle Deutschen mit- 
gemacht haben, kam die Antwort, mit 


Die Täter 
sind überall ... 


Scheiß Grevesmühlen 


Aus einem Kaff wie Grevesmühlen zu 
stammen und dort leben zu müssen, ist an 
sich schon Grund für schärfsten Hader mit 
der Einrichtung der Welt, Grund den revo- 
lutionären Umsturz aller bestehenden Ver- 
hältnisse zu wollen. Doch Grevesmühlen 
liegt in Deutschland. Auch hier wird mit 
der Welt gehadert, aber eher, weil nicht 
überall Deutschland, weil nicht jeder ein 
Deutscher ist. 

In der Nacht zum 18. Januar brachen 
vier junge Männer mit einschlägiger pa- 
triotischer Gesinnung aus Grevesmühlen 
nach Lübeck auf. 

Dort setzten in der gleichen Nacht Un- 
bekannte ein Flüchtlingsheim in Brand und 
töteten 10 Menschen, 38 verletzten sie 
schwer. Die Opfer wurden ausgewählt, weil 
sie keine Deutsche waren. 


dem Argument könnten auch heute Berlin 
und Bonn bombardiert werden. 

2) 

In dem Zusammenhang wurde zu be- 
denken gegeben, daß die Art, wie diese 
Diskussion von bestimmten Kreisen for- 
ciert würde, eine Rückführung auf Impe- 
rialismus als Ursache unmöglich mache. 
Israel dürfe nicht mehr kritisiert werden, 
und durch die besondere Betonung und 
Hervorhebung des deutschen Imperialis- 
mus werde es gerade jüngeren Leuten un- 
möglich gemacht, sich als deutsche Anti- 
faschistInnen auch als AntiimperialistIn- 
nen (gegen den weltweiten Imperialismus) 
zu begreifen und zu verhalten. Eine ge- 
schichtliche Verfälschung, wie sie von der 
antinationalen/antideutschen Vorberei- 
tung betrieben werde, indem einfach die 
ganze Geschichte von revolutionärem Wi- 
derstand der letzten 25 Jahre unter den 
Tisch fällt, mache das möglich. 

Insbesondere wurde auf die Gleichset- 
zung von Antizionismus und Antisemitis- 
mus (z.B. Ingrid Strobl, Jürgen Elsässer, 
bahamas), welche auf einer moralischen 
Ebene eine Kritik an der Linken (nicht nur 


Scheiß Deutschland 


Grevesmühlen ist auch in Deutschland 
nur ein anderer, austauschbarer Name für 
den Arsch der Welt. Bonn ist (noch) Haupt- 
stadt. Was von Bewohnern der vielen Gre- 
vesmühlen in diesem Land mit Brandbom- 
ben angegangen wird, löst man dort mit 
Gesetzen und Verordnungen. Deutsche 
Politiker bevorzugen die legale Abschie- 
bung unerwünschter Flüchtlinge aus 
Deutschland und am liebsten aus der Welt. 
Die spontane, „wilde“ Erfüllung nationa- 
ler Anforderungen ist ihnen peinlich - wg. 
„Ansehen Deutschlands in.der Welt“. 

Deutsche Juristen sind findig. Sie fin- 
den einen Weg, die übereiligen Vollstrek- 
ker zwar nicht zu belohnen, aber doch vor 
Strafe zu schützen. Die Lübecker Mordtat 
wird einem Flüchtling angehängt, schließ- 
lich waren in Deutschland die Opfer im- 
mer schon mindestens mitschuldig. „Die- 
se Ordnung gilt es zu stören!“, heißt es im 
Aufruf zu einer Demonstration unter dem 
Motto „Die Täter sind überall...‘“. Diese 
soll am 31.8. im Heimatort jener 4 Lübeck- 
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in diesem Land) übt. Hierzu sei es sicher 
hilfreich nochmal das „Schwarze-Sep- 
tember‘“-Papier der RAF von 1972 zu 
lesen, 

@.) 

Die Gefahr eines innerimperialisti- 
schen Krieges sei so gering wie nie. Das 
Problem sei vielmehr die Ausblutung des 
Trikonts: Seuchen und Krankheiten aus 
früheren Jahrhunderten brechen z.B. 
„plötzlich“ wieder auf. in bestimmten Re- 
gionen. Der Verdacht dränge sich auf, 
ob hier nicht biologische Kriegsführung 
im Spiel sei. Zu fragen sei, ob das kein 
Völkermord sei, ob das nicht mit Ausch- 
witz zu vergleichen sei ... 

GB 

Teile der radikalen Linken wie Elsäs- 
ser oder die Bahamas (Leute, die sich in 
den 70er Jahren aus guten Gründen zu- 
rückgehalten hätten) würden das Argu- 
ment des „Antisemitismus der Linken“ 
Junktionalisieren. 

(..) 

Das neue Feindbild nicht nur in 
Deutschland sondern v.a. auch in Frank- 
reich sei der „Islamismus‘“. Einen Na- 
tionalismus gebe es auch woanders. 

Es habe schon immer Überschnei- 
dungen zwischen den Inhalten von Rech- 
ten und InternationalistInnen gegeben. 
Wenn die Rechten Argumente überneh- 
men würden, müsse das nicht gleich hei- 
Ben, daß diese Inhalte dann falsch wür- 
den deswegen.“ 


besucher stattfinden, die nicht nur deutsche 
Werte hochalten, sondern sich auch kollek- 
tiv mit Benzin beschmutzten und die Haa- 
re versengten, als andere unter Zuhilfenah- 
me des gleichen Brandbeschleunigers er- 
mordet wurden. 1 


Grevesmühlen ist überall 


„Es hätte auch jedes andere Dorf, jede 
andere Stadt in Deutschland sein können.“ 
Das stellen die InitiatorInnen der Demon- 
stration zu Recht fest. Ihre Aufforderung 
lautet, „Den TäterInnen auf die Pelle rük- 
ken!“ Dem kann sich die BAHAMAS-Re- 


. daktion nur anschließen und fordert ihrer 


LeserInnen zur Teilnahme auf. 


Weitere Informationen über: Anti-Re- 
pressionsbüro, c/o PDS, Diefenbachstra- 
ße 33, 10967 Berlin, Fax: 030/6949354 


Demonstration in Grevesmühlen 
Samstag, 31.August 1996 
13.00 Uhr ab Bahnhof 
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Der Revisionismus — die modernste 


Form des Antisemitismus 
Am Beispiel einer Männerfreundschaft 


Was haben der beliebteste Mann Frank- 
reichs und der berühmteste Philosoph der 
arabischen Welt gemeinsam außer ihrem 
biblischen Alter? Dieser Frage stellte sich 
vor wenigen Monaten eine entsetzte fran- 
zösische Öffentlichkeit. Denn die Affäre 
Garaudy/Abbe Pierre könnte eine qualita- 
tive Veränderung der französischen Gesell- 
schaft im Umgang mit dem Antisemitismus 
zur Folge haben. An dem im folgenden 
erörterten Beispiel einer alten Freundschaft 
soll der Fortschritt des auch in Frankreich 
grassierenden Geschichtsrevisionismus 
und seiner Folgen deutlich gemacht wer- 
den. 


I. Der Philosoph 


Roger Garaudy war bis 1970 Hausphi- 
losoph der KPF (Kommunistische Partei 
Frankreichs), betraut mit der Intellektuel- 
lenfrage. Mit 14 war er Protestant, mit 20 
Stalinist und Protestant, mit 60 zur Ab- 
wechslung Katholik, um dann mit 70 den 
Islam zu entdecken. Zum Islam kam Gar- 
audy über die orientalische Philosophie 
und eine antikolonialistische Position, die 
schon so manchen Linken ins antisemiti- 
sche Lager manövriert hatte. „Denn die 
Geschichte ist stets von Siegern geschrie- 
ben worden. Und der Triumph der stärk- 
sten Armeen ist nicht notgedrungen der 
Sieg der höchsten Kulturen. Über diese 
Geschichte und diese Kulturen, die unter- 
legenen, habe ich nichts aus den Handbü- 
chern oder Seminaren meiner akademi- 
schen Lehrer, noch aus den Arbeiten mei- 
ner Kollegen ‚Philosophen‘ gelernt. Mei- 
ne Fibel waren die ‚heiligen Bücher‘. (Nach 
1968 entdeckte ich erst die orientalische 
Philosophie.)“ 

1982 konvertiert Garaudy zum Islam. 
Die Begründung war eindeutig antisemi- 
tisch: Das Christentum setze der zionisti- 
schen Ideologie zu wenig entgegen. 

Garaudy ist Autor von 50 Büchern (1), 
bekannte sich im Laufe der Jahre zu einem 
halben Dutzend Weltanschauungen und 
landete am Ende seiner Karriere bei den 
Geschichtsrevisionisten und Neonazis. Seit 
1991 ist er Mitarbeiter des neofaschisti- 
schen Organs „Nationalisme et Republi- 
que“. Heute steht er vor Gericht wegen 
Leugnung von Verbrechen gegen die 
Menschheit. Es handelt sich dabei um sein 
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1995 erschienenes Buch „Gründungsmy- 
then der israelischen Politik“. 

Dieses neueste Machwerk Garaudys 
stellt die Vernichtung der europäischen 
Juden im Laufe des 2. Weltkriegs grund- 
sätzlich in Frage. Dieser nicht mehr ganz 
so neue akademische Antisemitismus, der 
in Frankreich bereits 1948 mit Paul Rassi- 
nier, auf den ich später noch näher einge- 
hen werde, begann und mit dem Lyoner 
Professor Faurisson in den 80er Jahren 
über die französische Grenze hinaus be- 
kannt wurde, wünscht den Juden nicht den 
Tod, sondern behauptet, sie seien gar nicht 
umgekommen. Garaudys Auschwitzlüge 
zentriert sich auf den Staat Israel, dem er 
alle Übel der Welt anlastet und dessen Exi- 
stenzrecht er anficht. Die Shoah sei ein 
Mythos, und so lautet auch der Titel eines 
Kapitels seines Buches: Er akzeptiere we- 
der die Grundlagen noch die Beschlüsse 
der Nürnberger Prozesse. Die Infragestel- 
lung der Nürnberger Prozesse beruht auf 
der alten revisionistischen These, daß es 
sich nicht um ein internationales Tribunal 
handelte, da es sich nur aus den Siegern 
zusammensetzte. Garaudy zufolge sanktio- 
niere der Mythos der Shoah alle Schwei- 
nereien der Israelis in Palästina. Er schlägt 
vor, den Begriff der Vernichtung durch den 
des Pogrom zu ersetzen. Garaudy schlägt 
einen Bogen vom Buch Josua im Alten 
Testament — der angeblichen Vernichtung 
der Kanaanäer und anderer Völker durch 
die Juden — zum Rassismus, zur ethnischen 
Säuberung, zur Shoah und zum angebli- 
chen Genozid an den Palästinensern, den 
Israel praktiziere. Seine Hauptthese lautet: 
Die Opfer sind die eigentlichen Täter. Der 
Judaismus bzw. Zionismus seien eigentlich 
für das Unglück der Juden verantwortlich. 
Es gebe einen langsamen Genozid an den 
Palästinensern, der an den Juden allerdings 
habe nie stattgefunden. Den Nazis sei nie 
eine Vernichtungsabsicht nachgewiesen 
worden, Gaskammern habe es auch keine 
gegeben. 

Nachdem sein neues Buch drei Mona- 
te erschienen war, ohne großes Aufsehen 
zu erregen (außer einer Anzeige wegen 
Leugnung der Shoah von zwei Vereinigun- 
gen ehemaliger Deportierter) benötigte 
Garaudy eine PR-Offensive, um sein Buch 
unter die Leute zu bringen. Mit seinem 
Anwalt, dem Ex-Maoisten und Araber- 
freund Jacques Verges, der 1987 schon 


Klaus Barbie in Lyon verteidigt hatte, be- 
rief er eine Pressekonferenz ein, bei derer 
beanspruchte, Opfer einer Verschwörung 
des Schweigens zu sein. Der Clou der Ver- 
anstaltung waren drei Leumundszeugnis- 
se, ein Brief des Dominikaners Jean Car- 
donnel, ein Brief des Schweizer Linken 
Jean Ziegler und einer des Armenpriesters 
Abbe Pierre. Alle drei hatten diese Schrei- 
ben in Unkenntnis des Buches verfaßt. Als 
Cardonnel und Ziegler erfuhren, um was 
es in diesem Werk geht, distanzierten sie 
sich auch schon von Garaudy. Abbe& Pierre 
reagierte auf einen offenen Brief von Ber- 
nard Kouchner, einem ehemaligen Mini- 
ster Mitterands, in Le Monde vom 30.4.96 
und kündigte seine Solidarität mit Garau- 
dy. Allerdings nur um sogleich mit eigener 
antisemitischer Argumentation seinem al- 
ten Freund zur Seite zu stehen. Es waren 
schließlich nicht seine negationistischen 
Thesen, die Garaudys neues Buch populär 
machten, es war die Unterstützung seines 
Freundes Abbe Pierre. 


Il. Der katholische Agitator 


Abbe Pierre hat außer seiner Priester- 
kutte möglicherweise alles, um durch- 
schnittlichen Linken zu gefallen. Seit 1949, 
als er die Emmaus-Bewegung gründete, die 
heute in 32 Ländern gegen Armut und 
Analphabetismus vorgeht, engagierte er 
sich an sozialen Brennpunkten auf seiten 
der Armen und Entrechteten. Selbstredend 
war er Resistant, wurde deportiert und hatte 
dabei noch einigen Juden unter persönli- 
chem Einsatz das Leben gerettet. Bis zum 
heutigen Tag respektlos gegenüber Auto- 
ritäten, schleuderte er Le Pen ein „Halt die 
Fresse!“ entgegen und warf Chirac schon 
vor dem Wahlausgang der letzten Präsi- 
dentschaftswahlen vor, daß er seine Ver- 
sprechen gegenüber den sozial Schwachen 
nicht einhalten werde. Um dieser Feststel- 
lung Nachdruck zu verleihen, zog er mit 
den Hausbesetzern in der Rue de Dragon 
zusammen und verhinderte mit dieser Ak- 
tion eine geplante Räumung. Chirac sah 
sich dadurch gezwungen, mehrere leerste- 
hende Häuser zu beschlagnahmen und für 
Wohnungssuchende zur Verfügung zu stel- 
len. Seine größte Zeit war in den 50er Jah- 
ren, als er durch seine Agitation während 
des eiskalten Winters von 1954, in dem 
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einige obdachlose Menschen erfroren, die 
Gründung von mehreren Obdachlosenzen- 
tren erzwang. Mit einer Ansprache in Ra- 
dio Luxembourg brachte er 20.000 Men- 
schen dazu, für diesen Zweck Geld zu spen- 
den. Aus dieser Zeit kannte er seinen 
Freund Roger Garaudy, der damals Kom- 
munist war und mit Abbe Pierre gemein- 
sam am Aufbau der Obdachlosenhilfe 
wirkte. 

1987 gründete der Abb& eine Stiftung 
für sozialen Wohnungsbau, im Februar 
1994 lancierte er einen „Aufruf gegen die 
Gleichgültigkeit“ und desavouierte damit 
Mitterands Sozialpolitik. Ganz nebenbei 
war er, zusammen mit Chirac und dem ehe- 
maligen Premierminister Laurent Fabius 
Ehrenmitglied einer Antirassismus-Orga- 
nisation (LICRA, Ligue internationale 
contre le rassisme et l’antisemitisme), aus 
der er nach seinen antisemitischen Be- 
kenntnissen ausgeschlossen wurde. Der 
nach Umfragen beliebteste Franzose, die 
„Ikone der Wohltätigkeit‘“, der Armenprie- 
ster und Medienstar, den Roland Barthes 
in seinen „Mythen des Alltags“ 1957 als 
scheinbar Neutralen, über den Klassen ste- 
henden Scheinheiligen porträtierte, der statt 
Gerechtigkeit Nächstenliebe predige, ist 
ernsthaft dabei, seine Popularität einzubü- 
ßen. Dies der Parkinsonschen Krankheit, 
die den Priester ereilte, zuzuschreiben, 
wäre zu einfach. Seine Jüngste Solidarität 
mit den afrikansichen Einwanderen, die in 
der Pariser Kirche St. Ambroise Schutz vor 
den Behörden gesucht hatten, blieb erfolg- 
los: Die Kirche wurde mit Einwilligung des 
Pariser Erzbischofs Lustiger geräumt, die 
Afrikaner wurden ausgewiesen. Auch der 
sinkende Erfolg ist nicht für die antisemi- 
tischen Bekenntnisse des Abbe verantwort- 
lich, da er sich bereits 1993 dazu hinrei- 
ßen ließ, die Juden des Völkermordes zu 
bezichtigen. Am 27.3.93 wandte er sich mit 
folgendem Ausruf an die in Israel leben- 
den Juden: „Laßt mich doch mit eurem ge- 
lobten Land in Ruhe!“ Bernard Kouchner 
der mit dem Abb& 1994 das Buch „Gott 
und die Menschen“ veröffentlicht hatte, un- 
ternahm mit ihm 1993 eine Reise nach Je- 
rusalem, während derer sich der Geistli- 
che, Kouchner zufolge, mehrere antijüdi- 
sche Äußerungen zuschulde kommen ließ. 
Abbe Pierre und Kouchner waren einer 
Einladung Arafats gefolgt. Dort angekom- 
men, entschuldigte sich der Abbe im Na- 
men aller Europäer für das Leid der Palä- 
stinenser, das ihnen durch die Gründung 
des Staates Israel zugefügt wurde. Auf die 
Frage warum er dies tat, antwortete der 
Abbe mit einem Argument, das eher für 
einen arabischen Linken typisch wäre als 
für einen katholischen Armenpriester in 
Frankreich: An den Verbrechen, die die 
Gründung des Staates Israel erzeugten, 
wäre kein einziger Araber beteiligt gewe- 


sen. Hitler war schließlich ein katholischer 
Europäer. Die Europäer hätten dann nach 
der einfachsten Möglichkeit der Wieder- 
gutmachung gegenüber den Juden gegrif- 
fen, nämlich die Palästinenser von ihrem 
Boden zu verjagen. Man habe sich auf dem 
Rücken der Palästinenser revanchiert. 
Nach seinem offenen Brief an den Abbe 
und nach dessen Solidaritätsbekundungen 
für Garaudy befürchtet Bernard Kouchner, 
daß der Geistliche aufgrund seiner Hals- 
starrigkeit bald ganz zum Lager der Revi- 
sionisten zählen wird. 

Garaudys Anwalt Verges hatte den 
Abbe Pierre gebeten, zur Pressekonferenz 
jenen skandalträchtigen fünfseitigen Brief 
zu formulieren: „Aber mit ‚Josua‘ (freilich 
Jahrhunderte nach den Ereignissen erzählt) 
entdeckte ich, wie eine wirkliche ‚Shoah‘ 
im gelobten Land durchgeführt wurde. Und 
um mich haben einige Personen, deren 
Ansprüche und Kompetenz groß sind und 
die es in Gänze gelesen haben, mir die 
Bedeutung dessen gesagt, was sie durch- 
aus aufgenommen haben. Man muß alles 
tun, und ich bemühe mich darum, damit 
echte Historiker, mit derselben Leiden- 
schaft für die Wahrheit wie der Deinen (ge- 
meint ist Garaudy), sich daran machen, mit 
Dir zu debattieren“. (zitiert nach der jungen 
Welt vom 24.4.96). 

Die katholische Bischofskonferenz di- 
stanzierte sich schnell vom Abbe. Nach- 
dem die französische Presse den Abb& und 
seine Forderung nach einem neuen Histo- 
rikerstreit über die Anzahl der Opfer der 
Shoah kritisiert hatte, verurteilte der Abbe 
wiederum alle „die die Shoah verneinen, 
verfälschen oder banalisieren‘“. Der nur 
kurz währenden Reue waren Gespräche mit 
dem Großrabbiner und dem Vorsitzenden 
des Zentralrates der Juden in Frankreich 
vorausgegangen. Aus der Ankündigung, 
sich nach Italien in ein Kloster zurück zu- 
ziehen, ist auch nichts geworden. Nach der 
Selbstkritik wandte der Abbe sich erneut 
mit eigener antisemitischer Argumentati- 
on an die Öffentlichkeit, die sich beim al- 
ten christlichen Antijudaismus bediente, 
den Kaiser Konstantin, das Bündnis mit 
Gott und die Autodiebe beschwor (2). 


Ill. Die moderne Form des 
Antijudaismus 


Abbe Pierre trat vor dem 2. Weltkrieg 
dem asketischen Kapuzinerorden bei. Sein 
Biograph Pierre Lumel gab im 
L’Evenement du Jeudi vom 29.4.96 zu, daß 
das dort gepredigte Christentum mit den 
Juden nicht zimperlich verfahre. Bis zum 
zweiten vatikanischen Konzil (3) entsprach 
dieser Umgang durchaus der offiziellen 
Position der katholischen Kirche. So ver- 
weist der Abb& Pierre im besagten Brief 


auch darauf, daß die Juden ihrem Auftrag 
und Versprechen seit Moses’ Auszug aus 
Ägypten nicht nachgekommen wären. Kri- 
tische Kirchenmänner werfen dem Abbe 
nun vor, das reaktionäre Denken eines 
Katholiken des 19. Jahrhunderts zu repro- 
duzieren. Das Christentum präsentiere sich 
als das eigentliche Israel, deshalb sei die 
Existenz des Judaismus immer noch ein 
tierte der israelische Philosoph Y. Leibo- 
witz noch 1992 die moderne Version des 
Antijudaismus. 

Claude Lanzmann konstatiert die Rück- 
kehr des alten christlichen Antijudaismus. 
Diese Position könnte auf Gemeinsamkei- 
ten zwischen dem Abbe& Pierre und dem 
deutschen Hofprediger Adolf Stoecker 
verweisen, welcher im deutschen Kaiser- 
reich der Sozialdemokratie ihre soziale 
Basis abspenstig machen wollte. Doch 
Stoeckers Antisemitismus hatte bei den 
Arbeitern keinen Erfolg. Mehr Beifall fand 
er beim Kleinbürgertum. Deshalb wechsel- 
te er auch von der 1878 gegründeten 
Christlichen Sozialen Arbeiterpartei zum 
rechten Flügel der Deutschkonservativen. 
Mit Stoecker verbindet Abb& Pierre das 
christlich soziale Engagement. Und bereits 
bei Stoecker handelte es sich nicht mehr 
um den kirchlichen Antijudaismus, da er 
anders als die meisten katholischen Anti- 
semiten den Kampf des ‚jüdischen Libe- 
ralismus‘“ gegen Christentum und Kirche 
nicht auf die jüdische Religion zurückführ- 
te. Seine Angriffe enthielten bereits Ele- 
mente des modernen Antisemitismus. Sie 
richteteten sich nicht gegen die fremde 
Religion, sondern gegen die Religionsfrei- 
heit der emanzipierten Juden. 

Wie Abbe Pierre teilte Stoecker die in 
seiner Zeit an Bedeutung zunehmenden 
rassenideologischen Positionen, ohne sich 
seiner antisemitischen Einstellung völlig 
bewußt zu sein. Und wie damals leben wir 
in einer Zeitder ökonomischen Rezension 
— zu Stoeckers Zeiten fand der Gründer- 
krach statt — und in einer Zeit des starken 
Nationalismus. Damit dürften sich die 
durchaus nicht unwesentlichen Gemein- 
samkeiten zwischen Stoecker und dem 
Abbe& aber auch schon erschöpft haben. 

Es war im 19. Jahrhundert, als sich der 
religiös geprägte Judenhaß zum modernen 
Antisemitismus transformierte. Im Gegen- 
satz zu Deutschland waren in Frankreich, 
nach der Revolution von 1789, christliche 
Argumente gegen jüdische Gleichberech- 
tigung kaum noch zu vernehmen. Der 
christlich begründete Judenhaß verwandel- 
te sich in moderne antisemitische Argu- 
mentationen. Ein neues historisches Sub- 
jekt, die Nation, war entstanden. Der mo- 
derne Antisemitismus war eine Reaktion 
auf die französische Revolution und ihre 
politischen und ökonomischen Folgen. Der 
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Formwechsel des Judenhasses zum moder- 
nen Antisemitismus vollzog sich von 1789 
bis 1870. Der elementare Judenhaß wandte 
sich gegen die Härte der christlichen Herr- 
schaft, traf aber die ihrer Religion treuen 
Juden. „Ihr Judenhaß ist im Grunde Chri- 
stenhaß, und man braucht sich nicht zu 
wundern, daß in der deutschen nationalso- 
zialistischen Religion diese innige Bezie- 
hung der zwei monotheistischen Religio- 
nen in der feindseligen Behandlung beider 
so deutlichen Ausdruck findet“. (4) Die 
christliche Herrschaft ließ die Juden tot- 
schlagen: „Gott will es!“, lautete der 
Schlachtruf der Kreuzzüge, und sie ernte- 
te selbst Liebe und Respekt damit. Die 
christliche Herrschaftsordnung bedurfte 
der speziellen Unterdrückung der Juden, 
damit die allgemeine erträglicher wurde. 

In der vorkapitalistischen Welt erschie- 
nen die Juden als das personifizierte Un- 
glück. Heute kann die antisemitische Mei- 
nung verinnerlichte Gewalt veräußerlichen. 
In das Meinen sickert der historische Ge- 
halt über die affektive Besetzung des Mein- 
enden unreflektiert mit ein. Das Meinen 
scheint individuell, ist seiner Struktur nach 
aber konformistisch. Detlev Clausen ana- 
lysiert dies in seinem Aufsatz „Vom Juden- 
haß zum Antisemitismus“: Gerade in dem 
er auf seiner Meinung beharrt, fühle der 
Einzelne sich von den anderen bestätigt, 
das sei gewissermaßen der psychische Ge- 
winn des Einzelnen, komme seinem Selbst- 
wertgefühl zugute. Man müsse sich lösen 
von der Vorstellung, das antisemitische 
Meinen wäre das Unnormale und aufge- 
klärte Rationalität das Normale — das Ge- 
genteil sei der Fall. Antisemitisches Mei- 
nen sei gerade deswegen schwer zu er- 
schüttern, weil es nicht allein auf subjek- 
tiv fehlerhaftem Denken beruhe, sondern 
dem ohnmächtigen Individuum das Gefühl 
gebe, mit einer objektiv gesellschaftlichen 
Tendenz im Bunde, also: „stark zu sein“. 

Der moderne Antisemitismus hat einen 
pseudodemokratischen Gestus des Mitre- 
den-Wollens, der sich bei Abbe Pierre so 
anhört: „Wir wollen uns nicht länger als 
antijüdisch oder antisemitisch bezeichnen 
lassen, wenn wir nur sagen, daß ein Jude 
falsch singt. (...) Wenn das Gewitter (ge- 
meint ist die Kritik an ihm) vorbeigezogen 
sein wird, werden viele durchschnittliche 
Franzosen über mich sagen: Er hat uns ge- 
holfen, klarer zu sehen. „, (Liberation-In- 
terview mit dem Abb& während der Pres- 
sekonferenz vom 29.4.96) 

Daß Abbe Pierre in eine antijudaisti- 
sche Argumentation verfällt, bedeutet 
nicht, wie Lanzmann glaubt, die Rückkehr 
des alten christlichen Antijudaismus, son- 
dern verweist auf die historischen Ursprün- 
ge des modernen Antisemitismus. Denn der 
Abbe& zieht seine antijudaistischen Argu- 
mente nur heran, um seine Unterstützung 
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an Garaudy zu begründen. Diese Unterstüt- 
zung von Garaudy wiederum ist die Ver- 
leugnung von Auschwitz, der Versuch am 
status quo ante des Antisemitismus anzu- 
knüpfen. Der Antisemitismus des Abbe ist 
nicht vor-, sondern hochmodern oder bes- 
ser gesagt die modernste Form des Antise- 
mitismus in Frankreich: Der Geschichts- 
revisionismus. 


IV. Geschichtsrevisionismus 
oder Negationismus 


In Frankreich ging der Revisionismus 
selbstredend immer mit dem Antisemitis- 
mus einher. Er war nicht nur und nicht im- 
mer eine Angelegenheit von Ex-Linken, 
wie die bürgerliche Presse heute gerne 
feixt. Nach dem Faschismus war Frank- 
reich zunächst Vorreiter im Kampf für die 
Rehabilitierung der Juden. Daran beteilig- 
te sich sogar die katholische Kirche. 1967 
war das vorbei. DeGaulle nannte Israel ei- 
nen Aggressorstaat und 1969 die Juden 
„ein elitäres, eingebildetes und herrsch- 
süchtiges Volk“. Damit legitimierte er sei- 
ne neue Nahostpolitik und das damit ein- 
hergehende Embargo gegen Israel. 

1967 erklärte Maxime Rodinson in „Le 
Monde diplomatique“, daß die Araber 
„nicht anders könnten, als davon zu träu- 
men, Israel zu vernichten.“ Sogar Sartre 
glaubte von Israel mehr erwarten zu dür- 
fen als von anderen Staaten, da seine Be- 
völkerung ja schließlich Juden seien. Es 
gab auch Linksintellektuelle, die sich soli- 
darisch zu Israel verhielten, wie Eugene 
Ionesco oder die Zeitung „Le Canard 
enchaine“. Pierre Vidal-Naquet, der heu- 
te mehrfach gegen den Abb& Pierre auf- 
trat, kündigte 1967 Israel die Solidarität 
auf. Die kommunistische Partei, deren füh- 
rendes Mitglied Garaudy damals noch war, 
blieb nach wie vor unerschütterlich anti- 
zionistisch und kritisierte den „israelischen 
Imperialismus“. De Gaulle glaubte eine 
doppelte nationale Zugehörigkeit der fran- 
zösischen Juden zu entdecken. 

Der eigentliche Geschichtsrevisionis- 
mus begann bereits 1948 mit der Veröffent- 
lichung von Maurice Bardöche „Nürnberg 
oder das gelobte Land“, eine Abhandlung 
des Nürnberger Prozesses aus nationalso- 
zialistischer Sicht, wie sie heute von Gar- 
audy wieder aufgenommen wurde. Die 
Zeitschrift von Bardeche, „Verteidigung 
des Westens“, bekundete offene Sympathi- 
en mit dem Nationalsozialismus. Diese 
neue „Schule“, die sich bald darauf selbst 
„tevisionistisch‘ taufte, versammelte schon 
damals Leute der extremen Rechten und 
ehemalige Kollaborateure, aber auch Leu- 
te, die aus der Linken und der radikalen 
Linken kamen, wie z.B. Paul Rassinier, 
spiritus rector der heutigen Revisionisten- 


generation um Robert Faurisson und an- 
dere. Vom eigentlichen Start des Negatio- 
nismus kann man ab 1950 sprechen. Ras- 
sinier, ehemaliger Kommunist, dann Trotz- 
kist und Pivertist (5), wurde von den Na- 
zis verhaftet und nach Buchenwald und 
Dora deportiert. Nach seiner Rückkehr 
begann er, an einer Schrift zu arbeiten, die 
er „Die Lügen der Literatur über die Kon- 
zentrationslager‘“ nannte. Darin stellte er 
Zeugenaussagen von Deportierten in Fra- 
ge. Er denunzierte die Bürokratie der Ka- 
pos, die ihm zufolge härter gewesen seien 
als die SS, und beschuldigte die Kommu- 
nisten, in den Lagern Terror und Selektion 
betrieben zu haben. (6) Die Gaskammern 
zog er aufgrund seiner eigenen Erfahrung 
in Zweifel, weil esdoch in Buchenwald und 
Dora keine Gaskammern gab. 

Unterstützt von Bardöche entwickelte 
Rassinier die Ideen, die Faurisson 20 Jah- 
re später berühmt gemacht haben. Rassi- 
nier behauptete, die Gaskammern und die 
Shoah wären Mythen, die von den alliier- 
ten Siegern und der zionistischen Propa- 
ganda verbreitet würden. 1962 denunzier- 
te er in seiner Schrift „Der wirkliche Eich- 
mannprozeß oder die unbelehrbaren Sie- 
ger“ den Nürnberger Prozeß als Resultat 
einer Siegerlogik und erklärte die Unter- 
zeichner des Versailler Vertrages zu den 
eigentlichen Verantwortlichen des Krieges. 
Im Dezember 1980 hörte sich das bei Fau- 
risson dann so an: „Die sogenannten Gas- 
kammern Hitlers und der sogenannte Ge- 
nozid bilden einen gemeinsamen histori- 
schen Schwindel, der einen immensen fi- 
nanziellen Betrug ermöglichte, von dem 
vor allem der israelische Staat und der in- 
ternationale Zionismus profitierten und 
dessen Opfer das deutsche Volk - nicht sei- 
ne Führer — und das gesamte palästinensi- 
sche Volk darstellen.“ Wenn man die fran- 
zösischen Revisionisten von heute ins Vi- 
sier nimmt, so stellt man fest, daß Rassini- 
er eigentlich schon alles gesagt hat. Die 
„Logik der Sieger“ findet sich auch bei Le 
Pens Veröffentlichung „Die Franzosen zu- 
erst“. Le Pen droht darin, daß der Nationi- 
alsozialismus, der bisher nur von den Sie- 
gern beurteilt worden sei, einmal von der 
Geschichte anders bewertet werden wür- 
de. 


V. Die Allianz 


Die heute viel beschworene Verbindung 
von Links- und Rechsradikalen bezüglich 
des Antisemitismus besteht wirklich. Sie 
beruht bei den Rechten auf einem vorran- 
gigen Antikommunismus, der die Unter- 
stützung für den Nationalsozialismus legi- 
timierte, und bei den Linken auf einem 
Antistalinismus, der den Nationalsozialis- 
mus relativiert, Auschwitz mit dem Gulag 


gleichsetzt und soweit geht, die Shoah zu 
leugnen. Ein positives Verhältnis zu Staat 
und Nation, die nur mit den richtigen In- 
halten zu füllen seien, versteht sich von 
selbst. Was die Linke angeht, so sei noch 
auf die populistische Tradition des 19. Jahr- 
hunderts verwiesen, die das Kapital mit den 
Juden identifizierte, wie etwa bei Fourier 
oder Proudhon. Diese Tradition wurde im 
20. Jahrhundert von der antiimperialisti- 
schen und antizionistischen Position abge- 
löst, wie bei P. Guillaume, S. Thion, K. 
Khella oder R. Garaudy. 

1960 publizierte die linksradikale Re- 
vue „Programme communiste“, einen Ar- 
tikel mit dem Titel: „Auschwitz oder das 
große Alibi“. Demnach diene „die Funk- 
tionalisierung der Shoah durch die impe- 
rialistischen Sieger, ob sie bürgerlich oder 
angeblich marxistischer Provenienz sind, 
als Alibi, um die proletarischen Massen zu 
verblenden, indem sie eine völlig fiktive 
Opposition zwischen Demokraten und fa- 
schistischen Regimen herstellen“. Ein kru- 
der Antikapitalismus macht es möglich, 
Faschismus, Demokratie und Stalinismus 
identisch zu setzen. Dieses Begriffswirr- 
warrs bedienen sich die Veröffentlichun- 
gen der Zeitschrift „Vielle Taupe“ (Alter 
Maulwurf), „Vom sozialen Krieg“ oder 
„Der kleine libertäre Berichterstatter“. 
Herausgeber ist Pierre Guillaume, ein Ehe- 
maliger der libertär-maoistischen Gruppie- 
rung „Sozialismus oder Barberei“. Diese 
in den 70er und 80er Jahren entwickelten 
Thesen wurden von der Neuen Rechten 
teilweise übernommen und durch das Er- 
starken der traditionellen extremen Rech- 
ten, die einen Teil davon schon lange selbst 
entwickelt hatte, weiter unterstützt. 

In den 80er Jahren übersetzte und ver- 
trieb Frangois Duprat, der heute Mitglied 
des Front National ist, all diese Texte und 
versah sie noch mit Vorworten. Zur selben 
Zeit veröffentlichte Pierre Guillaume die 
ersten Schriften von Faurisson, und Dar- 
quier de Pellepoix (ein ehemaliger Kom- 
missar für jüdische Fragen im Vichyre- 
gime) erklärte dem Express: „In Auschwitz 
wurden nur die Läuse vergast.“ 1986 ver- 
öffentlicht die „Vielle Taupe“ das Werk 
von Staglich: „Der Mythos Auschwitz, 
Legende und Wahrheit“, ein Buch, das in 
der BRD 1979 beschlagnahmt und einge- 
stampft wurde. 1987 erscheint die erste 
Nummer der „Annales d’histoire revision- 
niste“, herausgegeben von Faurisson, Thi- 
on, Guillaume und anderen. Diese Strö- 
mung war eigentlich die ganze Nachkriegs- 
zeit aktiv. Bei der bislang letzten Episode 
Garaudy/Abbe Pierre, dem darauffolgen- 
den Echo und den erfreuten Artikeln in der 
rechtsradikalen Presse wurde eine neue 
Grenze überschritten. Die Revisionisten 
profitieren von einer historischen Situati- 
on, in der die tradtionellen französischen 


Interpretationen der Kriegsjahre über Bord 
geworfen werden. Nach der Phase des gaul- 
listischen „Resistancialisme‘“ kam die Zeit 
der Anklagen gegen Vichy, das Ende der 
positiven Mythen, die der französischen 
Generation der 40er Jahre erlaubt hatte, die 
Nachkriegsjahre zu ertragen. Die „Rück- 
kehr zur Geschichte“ war für die Negatio- 
nisten ein glücklicher Zufall. Wenn man 
schon einen Teil der Realität verschwie- 
gen hatte, nämlich den, daß nicht alle Fran- 
zosen in die Rösistance gegangen waren, 
warum also nicht andere „Wahrheiten“ in 
Frage stellen? Um eine Floskel von Henri 
Rousso (7) zu zitieren: „Die Zeit war gün- 
stig, denn Frankreich krankt an seiner Ver- 
gangenheit.“ 

Vichy wurde nie der Prozeß gemacht, 
die Säuberungen trafen nur Statisten. Die 
Nachkriegspolitiker jedweder Couleur le- 
gitimierten diese Tatsache damit, daß die 
Kontinuität des Staates zu wahren sei. 
Bousquet, der 1943 für die Polizei zustän- 
diger Staatssekretär der Regierung Laval 
war, wurde vor kurzem erst angeklagt. Pa- 
pon, der Generalsekretär der Präfektur 
Gironde unter deutscher Besatzung, war 
persönlich verantwortlich für die Depor- 
tation französischer Juden und wurde erst 
1981 angeklagt, als er das Budget für die 
Präsidentschaftswahlen verwaltete. Er er- 
wartet immer noch seinen Prozeß, und die 
Elsässer, die sich der berüchtigten Einheit 
„Das Reich“ freiwillig anschlossen und in 
Oradour-sur-Glane berühmt wurden, ka- 
men völlig ungeschoren davon. Jüngst ver- 
langte ein Ehemaliger dieser Division so- 
gar eine Pension als alter Widerstands- 
kämpfer. 

Mit der Affäre Gauraudy/Abb& Pierre 
besteht die Gefahr einer grundsätzlichen 
Revision der bisherigen Geschichtsinter- 
pretation dieser Jahre. Mitterand integrierte 
bereits über seinen persönlichen Werde- 
gang das Vichyregime in die offizielle fran- 
zösische Geschichte. Frangois Furet, Ber- 
nard Henri-Levy und andere ehemalige 
Linke sehen im Stalinismus das eigentli- 
che Übel des 20. Jahrhunderts. Die links- 
radikale Wochenzeitung „Rouge“ befürch- 
tet, daß die französischen Revisionisten 
auch vor 1789 nicht halt machen werden. 

Hinter der Offensive der Revisionisten 
steht eine politische Logik. Die französi- 
sche Regierung konkurriert bereits mit dem 
Front National um das Erbe der Jeanne 
d’Arc. Der Front behauptet nämlich, daß 
darin der eigentliche Ursprung der franzö- 
sischen Nation liege, nicht in der bürgerli- 
chen Revolution von 1789. Dies bedeutet 
eindeutig Punkte für den Front National 
im historischen Diskurs um eine Uminter- 
pretation des Ursprungs des französischen 
Staates. Die Forderung des Abbe& Pierre, 
ein historisches Kolloquium einzuberufen, 
um die Shoah neu zu diskutieren, zielt in 
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die gleiche Richtung. Die Revisionisten 
werden als eine Schule oder ein wissen- 
schaftlicher Ansatz eingeführt und salon- 
fähig gemacht, der Negationismus wird in 
den öffentlichen Diskurs als eine Position 
unter anderen gestellt. In einem Land in 
dem sich das rechtsradikale Wählerpoten- 
tial auf 15 % stabilisiert hat, der Front 
National große Städte verwaltet und die 
Staatsmacht beansprucht, können diese 
Positionen nicht ohne Auswirkungen auf 
die von der Regierung gemachte Politik 
bleiben. Vor 12 Jahren hatte Le Pen einen 
Tabubruch in puncto Rassismus erzielt. 
1987 bezeichnete er die Gaskammern als 
Detail der Geschichte des 2. Weltkrieges. 
Heute sieht es so aus, als würde es dem 
Abbe Pierre gelingen mit dem Antisemi- 
tismus das zu vollziehen, was Le Pen vor 
12 Jahren mit dem Rassismus gelang: die 
Tabugrenzen der antisemitischen Äußerun- 
gen zu durchbrechen. Das seit 1990 beste- 
hende Gesetz Gayssot gegen die Leugnung 
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
wie sie der Nürnberger Prozess 1946 defi- 
nierte, wird erneut in Frage gestellt. Die 
extreme Rechte forderte schon immer die 
Rücknahme des Gesetzes. Bereits 1990, als 
es auf Initiative des kommunistischen Ab- 
geordneten Gayssot mit Unterstützung der 
PS und KPF beschlossen wurde, kritisier- 
ten es die Rechten als „kommunistisches 
Unternehmen zur Einschränkung der Mei- 
nungsfreiheit‘“. 

Die gegenwärtigen gesellschaftlichen 
Bedingungen, ob in Frankreich oder 
Deutschland, ermöglichen es den Men- 
schen nicht, vom Antisemitismus loszu- 
kommen. Sie tragen im Gegenteil dazu bei, 
den Antisemitismus affektiv zu besetzen, 
wie das Beispiel des Abbe Pierre verdeut- 
licht. 


Elfriede Müller 


Anmerkungen: 

1) Über die Quellen des wissenschaftlichen 
Sozialismus (1949); Materialistische Theorie 
(1953); Karl Marx (1965); über ein vom Argu- 
ment Verlag hochgelobtes Werk über Hegel 
(1966) und eins über Lenin (1968) zu Frage- 
stellungen wie: „Kann man heute Kommunist 
sein?*, „Brauchen wir Gott?“ (1984) bis zu „Grö- 
Be und Dekadenz des Islam“ (1986). Als linker 
Intellektueller veröffentlichte Garaudy bei re- 
nommierten Verlagen wie Gallimard, Grasset, 
Fayard und Seuil. Für sein letztes Werk fand er 
zunächst keinen Verleger. 

2) Vgl. Le Monde Diplomatique Juni 96, S. 20 
3) Dieses Konzil veröffentlichte 1965 eine Er- 
klärung „Nostra aetate“, die den 2000 Jahre 
währenden antisemitischen Diskurs der katho 
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Wiener G’schichten 
Linker Antisemitismus in Österreich 


Antisemitismus ist bekanntlich nicht 
nur ein Phänomen der politischen Rech- 
ten. Auch in Österreich nicht. Wenn auch 
der Großteil der österreichischen Linken 
stets ein entschiedener Gegner des Antise- 
mitismus war, gab es doch schon im 19. 
und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts reichlich Fälle, in denen linke Theo- 
retiker und Politiker Antisemitismus ent- 
weder leugneten, verharmlosten und ent- 
schuldigten oder — auch offen propagier- 
ten. Als Ruth Fischer für die deutsche KP 
1923 die Losung ausgab „Tretet die Juden- 
kapitalisten nieder!“, bemühte man sich 
auch in der österreichischen Arbeiterbewe- 
gung, den Antisemitismus der breiten Mas- 
sen zu bedienen. Das äußerte sich unter 
anderem darin, daß der Name Rothschild 
der einzige war, der österreichischen So- 
zialdemokraten in ihrer Propaganda zu ei- 
nem Kapitalisten zu passen schien. So ver- 
wundert es nicht, daß zwischen den Welt- 
kriegen die Personifikationen des Kapitals 
auf den Plakaten der Wiener Sozialdemo- 
kratie häufig eine Physiognomie aufwie- 
sen, die Antisemiten für Juden reserviert 
haben. Entsprechend konnte sich Georg 
von Schönerer, einer der radikalsten Anti- 
semiten seiner Zeit, lange Zeit der Sympa- 
thien von Teilen der österreichischen Ar- 
beiterbewegung erfreuen (1). Schönerer 
zeichnete sich durch demagogische Angrif- 
fe gegen den „Einfluß der Rothschilds“ auf 
Politik und Gesellschaft aus. 


Anmerkungen zu Männerfreundschaft ...: 


lischen Kirche beendete. Übrigens war die fran- 
zösische katholische Kirche die erste, die den 
Vatikan 1973 aufforderte, den Staat Israel an- 
zuerkennen. 

4) Freud, S.: Der Mann Moses und die mono- 
theistische Religion. GW Bd. XVI, London 1950, 
S. 198 

5) Der Pivertismus war eine linke Tendenz der 
S.FI.O (Section Frangaise de I’Internationale 
Ouvriere, franz. sozialistische Partei der 3., 4. 
und frühen 5. Republik), die für die Einheit der 
Arbeiterparteien eintrat. Rassinier blieb 20 Jah- 
re in der S.F.l.O. 

6) Ob Lutz Niethammer und seine Coautoren 
sich bei „Die roten Kapos von Buchwald“ viel- 
leicht davon inspirieren ließen? 

7) H. Rousso ist der Verfasser von „Le syndro- 
me de Vichy“, erschienen 1987 in Paris. 
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Von Antisemitismus zum 
Antizionismus 


Nach dem Sieg über den Nationalso- 
zialismus war antisemitische Propaganda 
in Europa weitgehend geächtet. So kam es, 
daß Antisemiten sich ein scheinbar neues 
Objekt ihres Hasses suchten. Gewettert 
wurde nun nicht mehr gegen „die Juden“ 
sondern gegen den Staat Israel. Man war 
nicht mehr Antisemit; nun war man Anti- 
zionist. Zuerst war diese Entwicklung bei 
der äußeren Rechten in Deutschland und 
Österreich zu beobachten. Doch je mehr 
nach ’45 die europäischen Linken sich an 
der Sowjetunion orientierten, umso mehr 
entwickelten auch sie einen Antizionismus, 
der eindeutig Affinitäten zum Antisemitis- 
mus aufwies. 

Dabei ging die Orientierung an der 
Sowjetunion nicht immer mit einer antizio- 
nistischen Agitation einher. Die von Lenin 
geführte Oktoberrevolution hatte den rus- 
sischen Juden - trotz struktureller Ähnlich- 
keiten der Leninschen Imperialismuskritik 
mit dem Antisemitismus (2) — durchaus 
Vorteile im Vergleich zur Zarenzeit ge- 
bracht. Mit Stalin kam jedoch ein Mann 
an die Macht, der sich nicht scheute, den 
Antisemitismus als Mittel im Kampf ge- 
gen die linke Opposition einzusetzen. Nach 
einer kurzen Phase der Unterstützung der 
israelischen Staatsgründung wurde der 
Antizionismus Ende der 40er Jahre zur 
politischen Doktrin der Sowjetunion. 


KP und Neue Linke 
in Österreich 


Aufgrund der Abhängigkeit von der 
KPdSU begriff es die Kommunistische 
Partei Österreichs als ihre Pflicht, der an- 
tizionistischen Agitation der SU und der 
anderen Ostblockstaaten zu bescheinigen, 
daß sie rein gar nichts mit Antisemitismus 
zu tun habe. In der „Volksstimme“, der da- 
mals täglich erscheinenden Zeitung der 
KPÖ, ging man 1952 sogar so weit, den 
Slänsky-Prozeß in der Tschechoslowakei 
vorbehaltslos zu verteidigen (3). In diesem 
Prozeß waren elf der vierzehn Angeklag- 
ten Juden, und die Anklage, die auf „trotz- 


kistisch-zionistisch-titoistische Verschwö- 
rung“ lautete, wurde von dem deklarier- 
ten Antisemiten Major Smola vertreten. Ein 
Jahr später rechtfertigte das gleiche Organ 
den sogenannten „Ärztekomplott-Prozeß“ 
in der SU (4), in dem sechs Juden und drei 
weitere Angeklagte als „Agenten des Zio- 
nismus“ wegen angeblicher Morde an ho- 
hen Staats- und Parteifunktionären und 
wegen unterstellter Mordpläne gegen Sta- 
lin vor Gericht standen. Die „ Volksstim- 
me“ konnte in den Angeklagten keine Op- 
fer einer antisemitischen Kampagne erken- 
nen. Stattdessen erblickte sie in den Ärz- 
ten „Bestien in Menschengestalt‘ (5). 


Als 1968 die Aktionen gegen jüdische 
Parteifunktionäre in Polen begannen, gab 
es innerhalb der KPÖ heftige Diskussio- 
nen über eine angemessene Reaktion. Mit 
mehr als einen Jahr Verspätung führten die- 
se dann auch zu einer offiziellen Erklärung, 
die einer Besorgnis über die Vorgänge 
Ausdruck verlieh (6). Zuvor veröffentlichte 
die „Volksstimme“ allerdings die Rechtfer- 
tigungen der polnischen KP-Führung für 
ihr Vorgehen gegen Juden (7). 


Seit Ende der 60er Jahre spielt in Öster- 
reich wie auch in der übrigen westlichen 
Welt der Antizionismus der Neuen Linken 
seine Rolle. Seit 1970 wird an den Wiener 
Hochschulen von linken österreichischen 
und arabischen Gruppen Propaganda ge- 
gen Israel betrieben, die sich in einigen 
Punkten kaum von den zeitgleich verbrei- 
teten Schriften rechter Gruppen unterschei- 
det. 1982 begründen Wiener Demonstran- 
ten ihren Protest gegen die Kriegspolitik 
Begins mit der Behauptung, Begin sei ein 
„Nazifaschist“. Ein Jahr später bringen die 
„Alternative Liste Wien“ und die „Ge- 
werkschaftliche Einheit“ ihre Ablehnung 
der israelischen Libanonpolitik in einem 
Aufruf zu einer Kundgebung vor der israe- 
lischen Botschaft dadurch zum Ausdruck, 
daß sie vom „vorsätzlichen Genozid“ an 
den Palästinensern reden, und leisten da- 
mit den Versuchen zur Relativierung des 
Holocaust Vorschub. 


Nennenswerte Kritik am linken Verhält- 
nis zu Israel kommt zu dieser Zeit kaum 
aus der Linken selbst, sondern findet sich 
fast ausschließlich in jüdischen Publikatio- 
nen, insbesondere der „Gemeinde“, dem 
offiziellen Organ der Israelitischen Kultus- 
gemeinde in Wien. 


Autonome und Antiimps 


1990 machte eine „autonome Palästi- 
na-Gruppe“ durch Veranstaltungen und 
Interviews mit dem völkisch-stalinistischen 
Antizionisten Karam Khella auf sich auf- 
merksam. Khella vertritt in seinen Schrif- 
ten die Ansicht, der Zionismus schüre den 
Antisemitismus, die Juden seien also selbst 
Schuld an ihrer Bedrohung. Als 1993 auf 
einem Büchertisch eines autonomen Wie- 
ner Info-Ladens während des jährlichen 
Festes der KPÖ die Schriften Karam Khel- 
las verkauft wurden, führte das noch zu 
zaghaften Protesten einiger Anwesender. 
Inzwischen gilt es als normal, daß diese 
Schriften auf jeder linken 3.-Welt-Veran- 
staltung angeboten werden. 

Die Redaktion der autonom-umweltbe- 
wegten Zeitschrift „Tatblatt“, war durch- 
aus in der Lage, den Antisemitismus bei 
Karam Khella und der „autonomen Palä- 
stina-Gruppe“ zu bemerken. Allerdings 
schmetterte sie am Ende ihrer dazu verfaß- 
ten Stellungnahme (8) die Parole „Boykot- 
tiert Waren aus Israel“ heraus. Sie belegte 
damit nicht nur ihre historische Amnesie, 
sondern auch, daß sie einer verkürzten — 
auch dem Antisemitismus nicht unbekann- 
ten — Kapitalismuskritik anhängt, die 
glaubt, zwischen guten und schlechten 
Waren und guten und schlechten Kapitali- 
sten unterscheiden zu können. 

In letzter Zeit führt vor allem eine Grup- 
pe namens „Kampagne Tawfik Chaovali“ 
- sie setzt sich für die Freilassung des we- 
gen eines Anschlags auf den EI-Al-Schal- 
ter im Wiener Flughafen inhaftierten Taw- 
fik Chaovali ein — die unselige Tradition 
eines völlig unreflektierten linken Antizio- 
nismus fort. In einem Flugblatt verkündet 
sie, daß Israel „seit Beginn seines Beste- 
hens seine Existenz auf Gewalt gegründet“ 
habe und tut dabei so, als wäre das eine 
Besonderheit des israelischen Staates. Die- 
ser massiven Kritik an Israel entspricht die 
sonst völlige Abwesenheit einer grundsätz- 
lichen Staatskritik in antizionistischen 
Kreisen. Was man an Israel kritisiert, sei- 
ne Staatsgewalt, seine Nationwerdung in- 
klusive der nationalen Mythen etc., 
wünscht man sich für die palästinensischen 
Brüder und Schwestern. Staat und Nation 
sind für Antizionisten Erfüllungsgehilfen 
der Freiheit - es sei denn, sie werden von 
Juden in Anspruch genommen. 

Die Flugblattschreiber wissen zwar von 
„Deportationen jüdischer Menschen aus 
Osteuropa und Nazi-Deutschland nach 
Palästina“ zu berichten; über die tatsäch- 
lichen Deportationen nach Auschwitz und 
Treblinka schweigen sie sich aus. 

Im Denken solcher Leute funktioniert 
die israelische Politik nicht so wie die an- 
derer Staaten, sondern hier wird alles von 


„langer Hand“ vorbereitet.In diesem 
Punkt befinden sich die linken Antizioni- 
sten in trauter Einheit mit Kurt Waldheim, 
ehemaliger Bundespräsident mit Nazi-Ver- 
gangenheit. Dieser hat erst kürzlich deut- 
lich gemacht, wer seiner Meinung nach 
damals gegen seine Kandidatur intrigiert 
hat: eine „allmächtige Lobby“, ein „welt- 
weites Netzwerk‘, das „enorm wirksam“ 
ist und Menschen auf dem ganzen Erdball 
„Pressionen“ aussetzt (9). Waldheim und 
die linken Antizionisten sehen sich hier 
dem selben Feind gegenüber: der jüdischen 
Weltverschwörung.Die jüngste Errungen- 
schaft der „Kampagne Tawfik Chaovali“ 
besteht in einem Pamphlet zum 100. Jah- 
restag des Erscheinens von Theodor Herzls 
„Judenstaat“. Darin wird der Zionismus 
abermals für den Antisemitismus verant- 
wortlich gemacht. Auch alle anderen Re- 
gister der antisemitischen Propaganda wer- 
den gezogen. Gleichzeitig wird das eigene 
Unverständnis des modernen Antisemitis- 
mus zur Schau gestellt, wenn die Autoren 
schreiben, Antisemitismus richte sich ge- 
gen „Menschen jüdischen Glaubens“. Als 
hätte es sich bei der Judenverfolgung und 
Vernichtung in diesem Jahrhundert um eine 
Art religiöser Auseinandersetzung gehan- 
delt. Sie verkennen die Qualität eines ras- 
sistisch motivierten Antisemitismus, der 
auch Menschen als Juden zu erkennen 
glaubt, deren Urgroßeltern bereits Athei- 
sten waren oder konvertierten. 

Die österreichischen Antiimps, die sich 
nicht zu blöd sind, ihre Mao-Lektüre zur 
Schau zu stellen, wenn sie vom „palästi- 
nensischen Widerstand“ faseln, der „sich 
wie ein Fisch im Wasser der Bevölkerung 
bewegt“ (10), wollen sich, wie ihre Glau- 
bensgeschwister in der BRD, am „Kampf 
der Völker um ihre Befreiung“ beteiligen. 
Dabei geht der Einzelne im Kampf für das 
Große und Ganze der Volksgemeinschaft 
auf. Wie gut, daß „Tawfik nicht aus per- 
sönlichen Motiven [handelte], sondern aus 
der Überzeugung, etwas für sein Volk tun 
zu müssen.“ (11) Angesichts solcher Be- 
geisterung für einen völkischen Vorkämp- 
fer nimmt es nicht Wunder, wenn sich 
österreichische Antiimps über die Beiträ- 
ge von Rainer Dittrich, politischer Gefan- 
gener in Lübeck, freuen. Der, von Sorge 
wegen „schacherei [...] um palästinensi- 
schen boden“ geplagt, stärkt die Kämpfer 
mit dem National-Kitsch eines Fatah-Lie- 
des: „mein Land, mein land, / al fatah, die 
revolution, führt uns gegen / den feind! / 
palästina, du bist das land unserer väter, / 
zu dir werden wir zurückkehren.“ (12) 

Während es für Antizionisten feststeht, 
daß Juden weder Volk noch Nation sind, 
reden sie von Palästinensern nie anders als 
in der kollektivierten Form des palästinen- 
sischen Volkes. Schließlich können Palä- 
stinenser auf einen Boden verweisen, der 
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ihnen nicht nur „rechtmäßig“ zusteht, son- 
dern ein Boden mit besonderen Qualitäten 
ist, einer, mit dem man sogar reden kann. 
Versprach man in der Hamburger Hafen- 
straße diesem „Palästina“ genannten Bo- 
den „Das Volk wird dich befreien“, so ver- 
sichert man ihm in Wien „Dein Volk wird 
siegen!“ (13) 


Anti-Antizionismus von links 


In letzter Zeit zeichnen sich allerdings 
auch Regungen des Widerstandes aus der 
Linken gegen die Antizionisten ab. Eine 
linkskommunistisch-anarchistische Grup- 
pe verweigerte dem „Palästina-Komitee“ 
die Unterstützung zur Verbreitung seiner 
Materialien. Eine Gruppe im Umkreis der 
antifaschistischen Zeitschrift „lotta dura“ 
hat sich vorgenommen, zumindest publi- 
zistisch gegen Zusammenhänge wie die 
„Kampagne Tawfik Chaovali“ vorzuge- 
hen. Eine intensivere Auseinandersetzung 
mit linkem Antizionismus und dessen an- 
tisemitischen Implikationen wird auch vom 
nicht ganz einflußlosen „Kommunistischen 
StudentInnenverband“ gefordert, der kürz- 
lich mit einer Delegation Israel und Palä- 
stina bereiste. 

Ob es in Österreich tatsächlich zu ei- 
ner weitergehenden Diskussion kommt, 
bleibt vorerst abzuwarten. In ihr müßten 
neben der Geschichte des linken Antise- 
mitismus auch dessen theoretische Grund- 
lagen aufgearbeitet werden. Seine falschen 
Vorstellungen über Kapitalismus und Im- 
perialismus, seine positive Bezugnahme 
auf Herrschaftskategorien wie Volk, Nati- 
on und Staat sowie die weitgehende Igno- 
ranz gegenüber Auschwitz und dem mo- 
dernen Antisemitismus müßten thematisiert 
werden. 


Stephan Grigat 


Anmerkungen: 

1) Hannah Arendt, Elemente und Ursprünge 
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Phantom Kollektivschuld 


I. Schuld — nein danke! 
Verantwortung - ja bitte! 


Am 7. Juni verkündete die freie deut- 
sche Meinungsbildnergilde (Sektion Pres- 
se) ihren Lesern, daß die bewährte deut- 
sche Ärzteschaft auf ihrem soeben abge- 
schlossenen „99. Deutschen Ärztetag“ 
wieder einmal Großes vollbracht habe. 
Zeitgleich und wortidentisch präsentierten 
die tageszeitung und Der Tagesspiegel 
Verlauf und Ergebnis einer für die mentale 
Volksgesundheit bedeutsamen Operation: 
„Engagiert wurde darum gestritten, ob das 
Bekunden von Betroffenheit allein ausrei- 
che, ob nicht vielmehr die Ärzte des Jah- 
res 1996 die Hinterbliebenen der Opfer um 
Vergebung bitten müßten. Am Ende stand 
ein Kompromiß. Der Ärztetag akzeptierte 
seine Gesamtverantwortung, lehnte aber 
eine Kollektivschuld ab.“ (1) 

Von den Fortschritten der deutschen 
Medizin beflügelt, hielt bereits einen Mo- 
nat zuvor ein als deutscher Außenminister 
tätiger deutscher Jurist ein engagiertes Plä- 
doyer. „Offenbar mit Blick auf das Buch 
des jungen amerikanischen Historikers 
Daniel Goldhagen über den NS-Massen- 
mord an den Juden“, schreibt der Tages- 
spiegel (9.5.96), „hat Bundesaußenmini- 
ster Kinkel die These einer Kollektivschuld 
der Deutschen zurückgewiesen. ‚Schuld ist 
immer persönlich, nicht kollektiv und nicht 
erblich‘, sagte Kinkel [...] in einer Rede 
vor dem American Jewish Committee 
(AWC) in Washington. [...] Deutschland 
bekenne sich zur Verantwortung, die ihm 
aus dem ‚furchtbaren Geschehen‘ erwach- 
sen sei“. Zwar läßt das deutsche Blatt sei- 
ne Leser darüber im Unklaren, wie dieses 
Plädoyer vom Auditorium aufgenommen 
wurde, keine Unklarheit kommt jedoch 
darüber auf, daß der Redner nicht von sei- 
ner persönlichen (Mit-)Schuld am Verlauf 
des Jugoslawien-Krieges sprach. Die 
Schuld der Deutschen am von ihnen be- 
gangenen Massenmord an den Juden steht 
zur Disposition. Und die möchten sie gern 
gegen eine weltpolitische Verantwortung 
eintauschen, die sie sich schon lange an- 
maßen, die ihnen aber von ihren „Partnern“ 
für ihr Empfinden nur zu zögernd und hin- 
haltend zugestanden wird. 

Der „junge amerikanische Historiker“ 
hat mit seinem „Machwerk“ (taz 
13.14.4.96) offenbar eine empfindliche 
Stelle des deutschen Abwehrsystems ge- 
troffen. Nach dem hierzulande beliebten 
homöopathischen Prinzip verfahrend, in- 
jizierte die Zeit am 12. April eine geringe 


die Zirkulation der öffentlichen Meinungs- 
bildung und rief damit gewaltige stabili- 
sierende Kräfte hervor. Was mit der Aus- 
sicht aufeinen „neuen Historikerstreit“ an- 
gekündigt worden war, entwickelte sich zu 
einem medialen Volkssturm gegen die 
Schatten der Vergangenheit auf dem selbst- 
gemalten Menschenrechts-Porträt des deut- 
schen Anspruchs auf Verantwortung. Dia- 
gnose: Ungebrochene Latenz der „Kollek- 
tivschuld-These“. 

„Was der Autor meint, steht in seinem 
Buch.“ Mit dankenswerter Präzision legt 
Doktor Schirrmacher den Krankheitsherd 
frei: „Deutschland, fundamental antisemi- 
tisch, hat den Judenmord willig und mit 
innerer Zustimmung vollzogen. Hätte das 
Land die Möglichkeit dazu gehabt, wäre 
die Vernichtung der Juden bereits im 19. 
Jahrhundert durchgeführt worden. Besä- 
ße es ein anderes politisches System, wäre 
es auch heute wieder zum Genozid fähig. “ 
(FAZ 30.4.96) Die Kompetenz für die mo- 
ralisch-therapeutische Stärkung des ange- 
griffenen Patienten darf mit Recht die 
Kino-Reporterin der taz für sich beanspru- 
chen: „... in der Tat wird hier das Fantasy- 
Material der 40er und 50er Jahre neu auf- 
bereitet, eine Art,Pulp-Fiction‘ mit sozio- 
logischem Tarncode.“ (13./14.4.96) Auf 
gut deutsch: Schund. 

Schirrmacher hatte allerdings schon zu 
Beginn der Affäre ihre möglichen Folgen 
erkannt: „Glaubt man den Thesen des Bu- 
ches, kann der Weg der Deutschen ins ein- 
undzwanzigste Jahrhundert nur mit Skep- 
sis und Furcht betrachtet werden.“ (FAZ 
15.4.96) Dem konnte sich auch das deut- 
sche Außenministerium nicht verschließen, 
zumal es ohnehin Betrübliches feststellen 
mußte: „In den USA steht Goldhagens 
Werk [...] auf den Bestsellerlisten. Es sei 
‚davon auszugehen, daß es auf das Bild 
des Holocaust in der amerikanischen Öf- 
fentlichkeit prägend wirkt — mehr als an- 
dere Bücher‘, analysierte die deutsche 
Botschaft in Washington in einem achtsei- 
tigen Papier.“ (Spiegel 21/96) 

Wenn deutschen Journalisten die Rol- 
le des Allgemeinmediziners bei der Pflege 
der geistigen Kollektivhygiene zukommt, 
und einige von ihnen — wie die erwähnte 
Kino-Reporterin— dank Zusatzausbildung 
im ehemals linken Milieu auch psychothe- 
rapeutische Brachialkuren gegen „die zur 
Flagellanten-Geste verkommene Selbstbe- 
zichtigungsrhetorik“ liberaler Schwächlin- 
ge anbieten können, dann sind die deut- 
schen Historiker hochqualifizierte Spezia- 
listen, zuständig für richtungweisende 
Neuerungen. Aufdem eingangs erwähnten 
„Ärztetag“, der sich im demokratischen 


Deutschland auch als „Ärzteparlament“ 
titulieren läßt, breitet der Historiker Eber- 
hard Jäckel eine fundamentale Erkenntnis 
vor den Delegierten aus: „Das ist der ein- 
zige Vorteil, den uns diese belastende Ver- 
gangenheit bietet, daß wir die Freiheit und 
die Menschenrechte deswegen mit größe- 
rer Entschiedenheit verteidigen können, 
weil wir wissen, daß sie bei uns einmal 
mißachtet und mit Füßen getreten worden 
sind.“ Das Presseprotokoll vermerkt dazu 
den dankbaren Befund eines Arzt-Parla- 
mentariers, „die Ärzteschaft könne nun 
erstmals ‚eine Brücke schlagen zwischen 
der Generation der Söhne und der Väter‘“. 
(Tsp 7.6.96) Eben dies wollte der deutsche 
Außenminister in seinem Washingtoner 
Plädoyer für die Zunft der Staatslenker zum 
Ausdruck bringen. 


Il. Eine „These“ wird 
ausgetrieben 


Ihre Eltern und ihre Geburt liegen im 
Nebel der jüngeren deutschen Geschichte. 
Den einen gilt sie als typische Importware 
US-amerikanischer re-education, für ande- 
re ist sie Produkt christlichen Grübelns in 
der Nachkriegszeit, wieder andere begrei- 
fen sie als Mittel, um von Widersprüchen 
im deutschen Volke abzulenken. Einig sind 
sich alle nur in ihrer Zurückweisung. Die 
Rede ist von der Kollektivschuld-These. 

Leibhaftige Verfechter dieser These 
wurden bislang noch von niemandem er- 
blickt. Es ist wie bei manchen Geisterer- 
scheinungen, es sind andere, die wieder- 
um andere kennen, welche Augen- oder 
Ohrenzeugen des Rätsels wurden. Die 
Annahme ihrer Existenz weckt Verdacht 
und Mißtrauen. Gelegentlich wird der Vor- 
wurf erhoben, jemand sei von ihr befallen 
wie von einer Manie, sie drücke sich sich 
gleichsam zwanghaft in seiner Argumen- 
tation aus. Goldhagen soll so jemand sein. 
Der weist dies zwar umgehend zurück (3 ), 
doch der auf auf ihm lastende Verdacht al- 
lerdings wächst dadurch nur. 

Versucht man die verschiedenen Posi- 
tionen der mannigfaltigen Thesen-Banner 
auf Gemeinsamkeiten bezüglich Funktion 
und Inhalt des Phantoms zu befragen, so 
ergibt sich folgendes: Die Kollektivschuld- 
These wurde aufgestellt, um die Entfaltung 
eines nationalen Selbstbewußtseins der 
Deutschen nach ’45 zu unterbinden oder 
zumindest aufs schwerste zu beeinträchti- 
gen. Die Deutschen - so der Kern der The- 
se - seien in ihrer Gesamtheit mitschuldig 
gewesen an den Verbrechen ihrer national- 
sozialistischen Führung - namentlich dem 
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Mord an den Juden. Eine wesentliche Dif- 
ferenz zwischen Regierung und Staatsbür- 
gern, jedenfalls was die Verbrechen und 
deren Motive betraf, sei nicht feststellbar. 
Darum sei jeder deutschen Staatlichkeit 
nach ’45 aufs schärfste zu mißtrauen und 
nur solche Deutsche könnten in einer nicht- 
deutschen Welt akzeptiert werden, die von 
der berüchtigten These überzeugt seien und 
demzufolge sich die Warnung vor künfti- 
gen deutschen Aktivitäten zu eigen mach- 
ten. Das sei aber schlechterdings unzumut- 
bar, weil so jeder künftige Beitrag Deutsch- 
lands zur Lösung der Probleme dieser Welt, 
der die gleichberechtigte Teilnahme an den 
weltpolitischen Aktivitäten plus Übernah- 
me von „Verantwortung‘ zur Vorausset- 
zung habe, verunmöglicht werde. Das fin- 
den alle engagierten Gegner der Kollek- 
tivschuld-These, deren politisches Spek- 
trum Deutsche jeglicher Couleur in einer 
wahren Volksgemeinschaft eint, sehr un- 
gerecht. 

Die eilige Verallgemeinerung aller 
Deutschen in ihrer Gesamtheit als Kom- 
plizen der Anordnenden und Ausführenden 
muß der Kollektivschuld-These zu Recht 
vorgeworfen werden. Selbstverständlich 
zeugt es nicht gerade von analytischer Ge- 
nauigkeit, Kinder und geistig nicht zurech- 
nungsfähige Personen einem politisch be- 
wußten Kollektiv zuzuschlagen. Ohne Fra- 
ge müssen diejenigen, die Verfolgten Un- 
terschlupf gewährten und auf andere Wei- 
se deren Leben schützten, einen besonde- 
ren Status beanspruchen dürfen. Auch der 
antifaschistische Widerstand in Deutsch- 
land — obgleich quantitativ nicht sehr be- 
deutsam — stellt eine Ausnahme dar. Ähn- 
liches gilt für die freiwillig oder unfreiwil- 
lig Exilierten. Doch schon hier kann sich 
zeigen, daß ein Fragen nach den Antwor- 
ten deutscher linker und liberaler Intellek- 
tueller auf die „Judenfrage‘“ so wenig Er- 
bauliches ans Licht bringt wie ein Stochern 
im Vermächtnis der deutschen Arbeiterbe- 
wegung zur „nationalen Frage“. Die Ikone 
des deutschen Exils, Thomas Mann, notier- 
te noch im Oktober ’45 in seinem Tage- 
buch: „‚Rasse‘ ist vollends kompromitiert. 
Wie soll man sie [die Juden] nennen? 
Denn irgend etwas anderes ist es mit ih- 
nen und nicht nur Mediterranes. Ist dies 
Erlebnis Anti-Semitismus? Heine, Kerr, 
Harden, Kraus bis zu dem faschistischen 
Typ Goldberg - es ist doch ein Geblüt.“ (4). 

Es brauchen keine akribischen Berech- 
nungen angestellt werden; die Zahl derje- 
nigen, die irgendetwas zugunsten der von 
Deutschland zur Vernichtung bestimmten 
getan haben, war hierzulande so gering wie 
in keinem anderen Land unter deutschem 
Einfluß. Wie sich die „einfachen“ Deut- 
schen gegenüber dem allgegenwärtigen 
Vernichtungsgeschehen verhielten, ist den 
Berichten Überlebender zu entnehmen. Die 


aus Jugoslawien in das KZ Bergen-Belsen 
verschleppte jüdische Kommunistin Han- 
na Levy-Hass hat ihre Erfahrungen mit der 
deutschen Bevölkerung präzise festgehal- 
ten: „Erloschen und erdfahl, ausgehun- 
gert, mit den letzten Kräften, bleich und 
mit fiebrigen Augen, schleppten wir uns 
auf einer endlos scheinenden Straße ins 
Lager Bergen-Belsen. [...] Dorfbewohner, 
Frauen in sehr netten Sommerkleidern, 
Radfahrer und Fußgänger, alle gut geklei- 
det, gepflegt, ausgeruht, mit der Ruhe ei- 
ner normalen Lebensführung im Gesicht, 
hielten einen Augenblick an, um uns neu- 
gierig anzustarren. Ohne aus ihrer abso- 
luten Indifferenz herauszugehen! Und die 
zahlreichen Soldaten [damit sind nicht die 
SS-Bewacher, sondern ‚einfache‘, gerade 
vorbeikommende Soldaten gemeint, H.P.] 
begleiteten uns, ohne je das Gewehr aus 
der Hand zu legen, teilten entlang der 
Kolonne Stockschläge an jeden aus, der 
sich umwandte oder ein wenig zurückzu- 
bleiben wagte.“ (5) 

Die Indifferenten und die Prügelnden 
von Schuld am Geschehen freizusprechen, 
ihnen nicht vorzuwerfen, daß sie geprügelt 
haben, daß sie sie indifferent zugesehen 
haben — weil man das, wenn nötig, jeder- 
zeit wieder von ihnen erwarten möchte — 
istein Zweck der permanenten Austreibung 
der Kollektivschuld-These. Von Überle- 
benden selbst wurde diese These interes- 
santewrweise — jedenfalls soweit dies hier- 
zulande bekannt ist — niemals aufgestellt. 
Abwegig schien sie ihnen angesichts ihrer 
Erfahrungen aber nicht zu sein. Jean Amery 
schreibt fast zwei Jahrzehnte nach seiner 
Befreiung aus Auschwitz: „Mir schien, ich 
hätte die Untaten als kollektive erfahren: 
Vor dem braungewandeten NS-Amtswal- 
ter mit Hakenkreuzbinde hatte ich auch 
nicht mehr Angst gehabt als vor dem 
schlichten feldgrauen Landser. Auch wur- 
de ich den Anblick der Deutschen auf ei- 
nem kleinen Bahnsteig nicht los, wo man 
aus den Viehwaggons unseres Deportati- 
onszuges die Leichen ausgeladen und auf- 
geschichtet hatte, ohne daß ich auch nur 
auf einem der steinernen Gesichter den 
Ausdruck des Abscheus hätte lesen kön- 
nen.“ (6) 

Zwar war Amery der Meinung, es sei 
unsinnig, die Nazi-Ideologie insofern für 
wahr zu nehnem, als man den NS-Deut- 
schen ein gemeinsames Bewußtsein, einen 
ebensolchen Willen und ein entsprechen- 
des Handeln zuschreibe. Ein wenig spielte 
hier wohl auch seine linksdemokratische 
Hoffnung aufein irgendwie „anderes“, bes- 
seres Deutschland eine Rolle. Trotzdem 
fand er aber „Kollektivschuld“ sei „eine 
brauchbare Hypothese, wenn man nichts 
anderes darunter versteht als die objektiv 
manifest gewordene Summe individuellen 
Schuldverhaltens. Dann wird aus der 


Schuld jeweils einzelner Deutscher — Tat- 
schuld, Unterlassungsschuld, Redeschuld, 
Schweigeschuld- die Gesamtschuld eines 
Volkes.“ (7) Eine wohl kaum widerlegba- 
re „Aypothese“. 

Einen anderen und in der gegenwärti- 
gen Goldhagen-Aufregung akuten Zweck 
der Austreibung der Kollektivschuld-The- 
se hat Günther Anders bereits anläßlich des 
„Historikerstreits“ der 80er Jahre aufge- 
deckt. Nach Anders ist die These nur des- 
halb in der Welt, damit sie von den Deut- 
schen zurückgewiesen werden kann. Sie 
folge der geheimen Logik des antisemiti- 
schen Wahns: „Ich bekämpfe etwas, also 
ist es.“ Durch die Bestreitung der „hart- 
näckig und eifersüchtig “ am Leben gehal- 
tenen These erhoffe man sich die Möglich- 
keit, die Überlebenden nicht nur als „un- 
versöhnlich“ und „rachsüchtig“ zu kenn- 
zeichnen, was ja auch geschieht, sondern 
langfristig als Lügner hinzustellen und da- 
mit die deutsche Vergangenheit endgültig 
zu entsorgen. Damit dann — müßte man 
Anders, der mehr auf Dinge wie die „Ehre“ 
der Täter und ihres Anhangs fixiert ist, er- 
gänzen — der Übernahme und Ausübung 
von „Verantwortung“ der deutschen Groß- 
macht keine moralisch formulierten, aber 
politisch praktizierten, Bedenken mehr im 
Wege stehen dürften. „Gäbe es das Wort 
nicht“, so Anders, „Ihr würdet es erfin- 
den, um es zu bekämpfen. So wie Ihr, wenn 
es uns Juden nicht gegeben hätte, Juden er- 
Junden und sogar hergestellt hättet, um uns 
verfolgen und liquidieren zu können.“ (8) 

Goldhagen allerdings hätten sie nicht 
erfunden. Die zentrale Aussage seines Bu- 
ches würde in Deutschland niemals herge- 
stellt. Seine Erkenntnis, daß der völkische 
Antisemitismus der Deutschen von Anfang 
an auf Vernichtung angelegt war, soll mit 
der Kollektivschuld-These exorziert werden. 


Horst Pankow 
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„No Germans, no Holocaust“ «, 


Zur Kritik von Daniel Jonah Goldhagen: 
Hitler’s Willing Executioners 


Selten hat ein Buch in Deutschland in 
den letzten Jahren so spontanes und ein- 
helliges Ressentiment hervorgerufen, wie 
Daniel Jonah Goldhagens „Hitler’s willing 
Executioners. Ordinary Germans and the 
Holocaust“. Ein Jahr nachdem die Nation 
im Vorfeld des 8. Mai 1995 ein letztes Mal 
pflichtschuldig Betroffenheit über die „im 
deutschen Namen“ begangenen Verbre- 
chen demonstrierte, zeigt sich der Sinn der 
Aktion: Nicht nur der Holocaust, auch des- 
sen „Bewältigung“ ist Sache der Deut- 
schen. „Intention“ und „Struktur“, der Na- 
tionalsozialismus als Modernisierungsfak- 
tor und/oder Reaktion auf eine „asiatische 
Tat‘ - seit den 60er Jahren wurde die Ge- 
schichtsschreibung des NS „in großem 
Maße davon geprägt [... ], was westdeutsche 
Historiker als ihre Aufgabe bei der Bildung 
des ‚politischen Bewußtseins‘ und der Über- 
windung der Vergangenheit ansahen.“ (2) 

Der Fleiß hat seinen Preis: Die deut- 
sche Fachwelt verbittet sich ausländische 
Interventionen in die routinierte „Aufarbei- 
tung“ des Holocaust, die über den von ihr 
vorgegebenen Rahmen hinausgehen. So 
schreibt Eberhard Jäckel, Spezialist für 
Hitler-Tagebücher, fachlicher Berater der 
Fernsehserie „Hitler heute“ und Mitinitia- 
tor der geplanten Berliner Holocaust-Ge- 
denkstätte: „Goldhagens Buch [...] ist ein- 
fach schlecht. Ich sage das mit Bedauern. 
Denn ich habe den Verfasser als einen in- 
telligenten, sympathischen jungen Mann 
in Erinnerung. [...] Er erzählte mir, er be- 
reite eine Doktorarbeit über die Anfänge 
der Erschießungen in der Sowjetunion vor. 
Das war ein gutes Thema. [...] Wir hatten 
sehr intensive Gespräche. Dann scheint 
ihm seine Frage nicht genügt zu haben, 
und das führte ihn auf Abwege.“ (3) Die 
paternalistische Geste ist noch freundlich 
im Vergleich zu den Phantasien der deut- 
schen Publizistik über die „jüdische Ra- 
che“ des „Henkers“ Goldhagen. (4) Der 
zentrale Anklagepunkt gegen den ameri- 
kanischen Autor lautet: „Goldhagen aber 
eröffnet noch einmal die Debatte über eine 
kollektive Schuld [...] der Deutschen. [...] 
Goldhagen hat recht, wenn er auch für das 
vorige Jahrhundert unglaublichen Rassis- 
mus in Deutschland ortet. Aber er teilt die- 
sen Irrwahn einer kollektiven Verurteilung 
in seinem Verdikt über die Deutschen.“ (5) 
Das sei längst überholter Forschungsstand 
der 50er Jahre und doch gerade das, was 
„deutsche Historiker [...] seit Jahren und 
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Jahrzehnten“ (6) gezeigt hätten. Wie geht 
das zusammen? 

Die Behauptung, die (West-)Deutschen 
hätten sich in den 50er Jahren hauptsäch- 
lich mit der Produktion und dem Konsum 
von „Belehrungs- und Selbstbezichti- 
gungsliteratur“ (7) befaßt, wird auch da- 
durch nicht wahrer, daß der Konsens über 
diesen „Fakt‘‘ von den Deutschnationalen 
bis zu den Antiimps (8) reicht. Der gebets- 
mühlenhaft vorgetragene Vorwurf des 
Rückfalls in die frühe Nachkriegszeit ver- 
weist unausgesprochen auf etwas anderes: 
auf die bitteren Jahre, als die Wiedererlan- 
gung einer gesamtdeutschen Souveränität 
in unerreichbare Ferne gerückt zu sein 
schien; und auf das nationale Versagen der 
deutschen Historiker, die gerade mit ihren 
durch und durch apologetischen Werken 
über den NS und die deutsche Nation im 
Ausland keinen Anklang fanden. 


Deutschland braucht 
Auschwitz 


Um die Definitionsmacht auf diesem 
Gebiet zurückzuerobern, bedurfte es einer 
neuen Generation liberaler deutscher Hi- 
storiker, die sich, ursprünglich sogar mei- 
stens mit antifaschistischen Intentionen, 
seit den 60er Jahren gegen die Plattheiten 
der „old school“ verwahrten. Der Holo- 
caust wurde in die bundesdeutsche Identi- 
tät eingemeindet. Spätestens im Historiker- 
streit sollte sich die nationalpädagogische 
Nützlichkeit dieser progressiven Ge- 
schichtspolitik beweisen. Gegen die Ver- 
suche rechtskonservativer Geschichts- 
klitterung setzte Habermas konsequent die 
nationale Identität wegen Auschwitz, die 
sich auch nach 1989 als brauchbar erwie- 
sen hat: „Nach Auschwitz können wir na- 
tionales Selbstbewußtsein allein aus den 
besseren Traditionen unserer nicht unbe- 
sehen, sondern kritisch angeeigneten Ge- 
schichte schöpfen. Wir können einen na- 
tionalen Lebenszusammenhang, der ein- 
mal eine unvergleichliche Versehrung der 
Substanz menschlicher Zusammengehörig- 
keit zugelassen hat, einzig im Lichte von 
solchen Traditionen fortbilden, die einem 
durch die moralische Katastrophe belehr- 
ten, ja argwöhnischen Blick standhalten. “ 
(9) Je düsterer das Bild der „vormodernen“ 
Erblasten der deutschen Geschichte ge- 
zeichnet wurde, umso heller erstrahlte die 


in die „westliche Wertegemeinschaft“ auf- 
genommene Bundesrepublik. Es kann des- 
halb nur auf den ersten Blick verwundern, 
daß die wüstesten Polemiken gegen Gold- 
hagen gerade von liberalen Historikern und 
Publizisten kommen. Sie sehen die müh- 
sam erlangte Souveränität über die Inter- 
pretation der deutschen Geschichte be- 
droht. 

In der Würdigung, die ein Reinhard 
Kühnl dem „besseren Deutschland“ (begin- 
nend mit Thomas Müntzer) angedeihen 
läßt, zeigt sich hingegen der endgültige 
Bankrott der akademischen Volksfrontstra- 
tegie. Für ihn ist die „Kritik von Momm- 
sen, Jäckel und Wehler“ schon deshalb 
berechtigt, weil diese „im Historikerstreit 
1986 nicht zufällig auf der Seite der libe- 
ralen und linken Kritiker [der Rechtskon- 
servativen] standen“. In Goldhagens The- 
sen sieht er eine Bedrohung der „soziali- 
stischen und antifaschistischen Kräfte und 
Traditionen“ (10) und schließt sich damit 
(gewollt oder ungewollt) einer Geschichts- 
politik an, die „vereinzelte [...] und von 
der großen Mehrheit der Deutschen damals 
zu Tode gehetzte Menschen dazu benutzt, 
das Deutschlandbild aufzupolieren.“ (11) 

Goldhagen fragt sich, wie „ordinary 
germans“ im Nationalsozialismus zu Mas- 
senmördern wurden. Einige der herkömm- 
lichen Vermutungen über die Täter und ihre 
Motive (es war nur eine „kleine Clique“ 
von Sadisten und/oder Karrieristen, „Be- 
fehlsnotstand“, der Gruppendruck in der 
Truppe, Indifferenz und Obrigkeitshörig- 
keit) hält er für unzureichend oder lehnt 
sie ab. Sie alle können die subjektive Mo- 
tivation der Täter nicht erklären. Es sei 
deshalb notwendig, „to reveal something 
of the perpetrators’ backgrounds, to con- 
vey the character and quality of their lives 
as genocidal killers, to bring life to their 
Lebenswelt.“ (S. 7) Das spontane, willige 
Mitmachen, der praktisch nichtexistente 
Widerstand gegen den Holocaust lasse nur 
die Ausgangsthese zu, die Mehrheit der 
Deutschen habe zumindest in puncto An- 
tisemitismus die nationalsozialistische 
Ideologie geteilt und die Judenverfolgung 
aktiv befürwortet oder zumindest nicht als 
Unrecht gesehen. 

Da die Nazis es „versäumten“, die 
Volksgenossen über ihre antisemitischen 
Einstellungen zu befragen (Elisabeth 
Noelle-Neumann schrieb damals noch Ar- 
tikel für Goebbels’ Zeitschrift „Das 
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Reich“), kann Goldhagen seine These nur 
anhand der Untersuchung exemplarischer 
Fallbeispiele überprüfen, für die Dokumen- 
te vorhanden sind. 

Im Zentrum seiner Studie steht deshalb 
die Analyse dreier „Institutionen“ des Ho- 
locaust und ihrer Akteure: Polizeibataillo- 
ne, „Arbeits“lager und die Todesmärsche 
am Ende des Krieges. Sie interessieren ihn, 
weil hier die „conventional explanations“ 
über die Motivationen der Täter nicht grei- 
fen: Die Polizeibataillone bestanden nicht 
aus Nazi-Fanatikern, sondern aus einem 
willkürlich zusammengestellten Durch- 
schnitt der Bevölkerung. Sie waren keine 
Schreibtischtäter, die sich hinter „Struktu- 
ren‘ hätten verstecken können, sondern 
Teilnehmer an Massenexekutionen. Sie 
brauchten keine besondere ideologische 
Schulung, um sich ohne Zögern an der 
„Endlösung der Judenfrage“ zu beteiligen. 
„Ihe Germans appear to have learned 
that, contrary to their original expecta- 
tions, easing the men into genocidal kil- 
ling was not necessary.“ (S. 276) Viele 
hatten die Möglichkeit, straflos die Teil- 
nahme an den Mordaktionen zu verweigern 
— kaum jemand tat es. Sie waren in ande- 
ren Situationen durchaus in der Lage, aus 
moralischen Gründen gegen Befehle zu re- 
bellieren — doch gab es über die Legitimi- 
tät des antisemitischen Vernichtungspro- 
gramms offensichtlich kaum einen Dissens. 

Auch die von Goldhagen dokumentier- 
ten „Todesmärsche“, die Evakuierung der 
KZ-Häftlinge nach Westen kurz vor 
Kriegsende, zeigen den unbedingten anti- 
semitischen Vernichtungswillen des deut- 
schen Wachpersonals (das wiederum mehr- 
heitlich nicht aus SS-Leuten, sondern aus 
„ordinary germans“ bestand). Inmitten der 
Auflösung des NS-Systems errichtete die- 
ses Wachpersonal noch einmal eine rassi- 
stisch gegliederte Hierarchie, die von z.T. 
als Helfern eingesetzten deutschen Häft- 
lingen über die schlechter behandelten 
nichtjüdischen Osteuropäer bis zu den Ju- 
den reichte, deren Terrorisierung nur den 
Schluß zuläßt, daß hier buchstäblich bis 
zum letzten Tag (der letzte Todesmarsch 
begann am 7. Mai 1945) die „Endlösung“ 
exekutiert werden sollte. „The Germans 
chose to act as they did with no effectual 
supervision, guided only by their own com- 
prehension of the world, by their own no- 
tions of justice, and in contradistinction 
to their own interests in avoiding capture 
with blood on their hands.“ (S. 369) 

Die deutsche Medienöffentlichkeit, die 
selbst am liebsten im Pluralis majestatis 
spricht, wirft Goldhagen vor, daß er deut- 
sche Täter „Deutsche“ nennt und damit ein 
„quasirassistisches“ Verdikt (Hans-Ulrich 
Wehler) über die Nation verhängt habe. 
Schwerer wiegt jedoch, daß Goldhagen den 
Antisemitismus als konstitutives Element 


der deutschen Nationsbildung beschreibt 
und die Frage offenläßt, ob es sich beim 
Nationalsozialismus wirklich um einen auf 
vormodernen Altlasten beruhenden Be- 
triebsunfall der deutschen Geschichte ge- 
handelt hat. 

Ohne Zweifel trifft Goldhagens inhalt- 
liche Beschreibung der antisemitischen 
Denkmuster in vielen Punkten den Kern 
der Sache. Das Bild der jüdischen „Gegen- 
rasse“, die sich nicht nur parasitär am 
„Wirtsvolk“ nährt, sondern damit dieses 
auch zu zersetzen trachtet, ist ebenso zen- 
tral für das nationalsozialistische Denken, 
wie das Bestreben, diese „Gefahr“ zu eli- 
minieren, seine notwendige Konsequenz 
sind. So richtig die Beschreibungen auch 
sein mögen, sie vermögen nicht zu erhel- 
len, welchen theoretischen Stellenwert die- 
se Muster für Goldhagens Antisemitismus- 
begriff besitzen. 


Der Begriff Antisemitismus 
bei Goldhagen 


Dabei zeigt sich im Wesentlichen ei- 
nes: siesind Goldhagens Antisemitismus- 
begriff. Antisemitismus gilt ihm als „ko- 
gnitives Muster“ (S. 45), als kulturelles 
Axiom, in dem sich Ansichten und Wer- 
tungen zu einer stabilen Struktur verdich- 
ten. Dieses Muster wird auf der sprachli- 
chen und symbolischen Ebene, im Bereich 
der gesellschaftlichen „conversation“ pro- 
duziert und reproduziert. Es liegt in erster 
Linie deswegen vor, weil es schon immer 
vorgelegen hat. Dem unterliegt ein wissens- 
soziologischer Ansatz, der von einem au- 
tonomen Subjekt ausgeht, das seiner Ob- 
jektwelt gegenübersteht und sie mit Hilfe 
teils vorgefundener, teils neugeschaffener 
Schablonen interpretiert. 

Weil das Subjekt dieser Auffassung 
schon von vornherein fix und fertig vor- 
liegt, bedarf es keines Nachdenkens mehr 
über die Funktion, die „kognitive Muster“ 
Antisemitismus für die Subjektkonstituti- 
on erfüllt, eine solche Konstitution findet 
dann ja gar nicht statt. Weil das Subjekt 
mit seiner Gesellschaft primär in einem 
„linguistischen und symbolischen“ Verhält- 
nis steht, muß mit dieser Auffassung die 
Rolle, die der Antisemitismus im Prozeß 
der Vergesellschaftung spielt, nicht defi- 
biert werden. Ein solcher Prozeß gerät 
überhaupt nicht ins Blickfeld. Wer ein- 
räumt, daß das Subjekt das kulturelle Axi- 
om Antisemitismus zwar praktiziere, ihm 
aber sonst äußerlich gegenüberstehe, 
braucht sich nicht weiter für dessen Gene- 
se zu interessieren, sie erschöpft sich ihm 
in der Tradition des bereits vorliegenden 
Musters. 

Konsequenterweise vertritt Goldhagen 
explizit die These von der Kontinuität an- 


tisemitischer Vorstellungen, wonach zwi- 
schen dem mittelalterlichen Antijudaismus 
und dem modernen Antisemitismus kein 
grundsätzlicher Unterschied bestehe. Gold- 
hagen spezifiziert dies dahingehend, daß 
sich seit dem Mittelalter zwar der Inhalt 
des kognitiven Musters Antisemitismus 
geändert habe, nicht aber das Muster selbst 
(S. 53). Da sich ihm das Muster in seinem 
Inhalt erschöpft, bleibt als Kontinuum le- 
diglich der Begriff Antisemitismus, bar 
jeder Bestimmung, zurück. Die Evolution 
des Antisemitismus, die Goldhagen schil- 
dert, findet so ausschließlich auf der phä- 
nomenologischen Ebene statt. Den ökono- 
mischen, politischen und sozialen Entwick- 
lungen, vor deren Hintergrund sich Anti- 
semitismus herausbildet und verändert, 
schenkt er kaum Beachtung. Völlig unge- 
klärt bleibt etwa der Umstand, daß sich 
Goldhagens Untersuchungsgegenstand 
unter der Hand geographisch zuspitzt: geht 
es im Mittelalter noch um den gesamten 
europäischen, nämlich christlichen Raum, 
so handelt es sich in der Neuzeit nur noch 
um Deutschland (S. 53). Ist dies die pure 
Willkür des Autors, ein notdürftig kaschier- 
ter Erklärungsnotstand oder vielleicht doch 
das Resultat einer unreflektierten histori- 
schen Entwicklung? 

Trotz alledem bringt die phänomeno- 
logische Antisemitismustheorie Goldha- 
gens Elemente zum Vorschein, die über 
seinen eigenen Ansatz hinausweisen, ohne 
daß dies dem Autor bewußt geworden zu 
sein scheint. Goldhagen erkennt die Zen- 
tralität des „Volks“-Begriffs für die antise- 
mitische Ideologie und ihr gegenseitiges 
Aufeinanderverwiesensein. „The founda- 
tional concept for German popular politi- 
cal thought, the Volk, was conceptually 
linked to, and partly dependent upon, a de- 
finition of Jews as the Volk’s antithesis.“ 
(S. 77) Ohne Antisemitismus ist das deut- 
sche „Volk“ nicht zu haben. Allerdings 
sieht er die Spezifik des deutschen Volks- 
begriffs ausschließlich darin, daß er rassi- 
stisch gefaßt ist. Welche gesellschaftliche 
Konzeption dem Begriff sowohl in seiner 
biologistischen, als auch in seiner kultur- 
alistischen Variante zugrundeliegt, bleibt 
im Dunkeln. 

Goldhagen betont, daß die Besonder- 
heit des deutschen Antisemitismus in sei- 
ner Umsetzung in staatlich organisierte 
Praxis liegt. „Whatever the antisemitic tra- 
ditions were in other European countries, 
it was only in Germany that an openly and 
rabidly antisemitic movement came to 
power |...] that was bent upon turning an- 
tisemitic fantasy into state-organized ge- 
nocidal slaughter. This alone ensured that 
German antisemitism would have qualita- 
tively different consequences from the an- 
tisemitism ofother countries [...].“ (S. 419) 
Wie ein Staat beschaffen sein muß, der an- 
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tisemitische Ideologie in Vernichtungspra- 
xis zu transformieren imstande ist, darüber 
ist bei ihm jedoch wiederum nichts zu er- 
fahren. 

Goldhagen weist schließlich auch dar- 
auf hin, daß sich der Antisemitismus die 
Juden nicht nur als faul und parasitär im- 
maginiert, sondern als „antithesis of pro- 
ductive work“ (S. 284). Der qualitative 
Unterschied zwischen dem Lutherschen 
Axiom des schmarotzerischen Juden und 
der nationalsozialistischen Identifizierung 
von „Judentum“ und (ökonomischer) Aus- 
beutung scheint ihm allerdings nicht auf- 
zufallen. Demzufolge stellt sich ihm auch 
nicht die Frage, was diese Identifizierung 
zu bedeuten hat. 

Wie großzügig Goldhagen Erklärungs- 
möglichkeiten verschenkt, wird in dem 
kurzen Kapitel besonders deutlich, das den 
Titel „Jewish ‚Work‘ Is Annihilation“ trägt. 
Goldhagen stellt, unter anderem gegen Aly/ 
Heim und Hans Mommsen, ganz richtig 
fest, daß die nationalsozialistische Juden- 
politik keineswegs den Gesetzen kapitali- 
stischer Rationalität gefolgt ist, die ja an- 
sonsten durchaus Geltung behielten. Wenn 
die Nazis Juden zur Arbeit zwangen, dann 
war das Ziel nicht Verwertung, sondern 
Vernichtung. „In its essence, Jewish ‚work‘ 
was not work in an ordinary sense of 
‚work‘, but a suspended form of death - in 
other words, it was death itself.“ (S. 323) 
Ebenso zutreffend ist die Beobachtung, daß 
den Juden nicht nur der Vorwurf gemacht 
würde, sie würden keine produktive Arbeit 
verrichten (und doch in Saus und Braus 
leben), sondern daß sie im Begriff des 
„Ausbeuters“ dieser Idee der produktiven 
Arbeit förmlich entgegengesetzt wurden. 
Die offensichtliche Widersprüchlichkeit 
des nationalsozialistischen Arbeitsbegriffs 
hätte durchaus Goldhagens Aufmerksam- 
keit verdient. 

Anstatt nun aber von den Begriffen 
„Ausbeutung“ und „(produktive) Arbeit“ 
aus über den rein kognitiven Bereich hin- 
auszugelangen, anstatt sich das Kapitalver- 
hältnis einmal aus der Nähe zu betrachten, 
dessen Logik der Antisemitismus nicht 
mehr zu folgen scheint, anstatt die so dia- 
metral entgegengesetzten Begriffe von 
Verwertung und Vernichtung einmal tat- 
sächlich ins Verhältnis zu setzen, be- 
schränkt sich Goldhagen darauf, aus der 
Darstellung jüdischer „Arbeit“ im national- 
sozialistischen Lager das zugrundeliegen- 
de „cognitive framework“ (S. 319) heraus- 
zudestillieren. So kann er zwar einige An- 
nahmen über die subjektive Einstellungen 
der Deutschen über die Situation der Ju- 
den in den Ghettos und Arbeitslagern for- 
mulieren, bleibt aber die Antwort darauf 
schuldig, welcher Logik diese Einstellun- 
gen folgen, und das an einer Stelle, wo sie 
sozusagen zum Greifen naheliegt. 
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Spätestens beim Begriff der „Arbeit“ 
hätte Goldhagen sich fragen müssen, wel- 
che Rolle diese Kategorie denn außerhalb 
der antisemitischen Denkformen spielt und 
weshalb sie der antisemitischen Kategorie 
„Jude“ antagonistisch gegenübergestellt 
wird. Unter kapitalistischen Bedingungen 
ist die Arbeitskraft exakt das Bindeglied 
zwischen Einzelsubjekten und Gesell- 
schaft. „Die Arbeitskraft vermittelt den 
Materialismus des einzelnen mit dem Ma- 
terialismus des Kapitals.“ (12) Arbeit hat 
im Kapitalismus nichts mit Selbstverwirk- 
lichung zu tun, nicht einmal mit „Selbst-“: 
im kapitalen Verwertungsprozeß ist von 
einem autonomen Subjekt nichts mehr zu 
sehen. Das ideologische Moment des anti- 
semitischen Begriffs der „Arbeit“ liegt also 
nicht erst indem Umstand, daß er einer an- 
geblichen jüdischen anti-Arbeit gegenüber- 
gestellt wird, sondern in der Konsistenz der 
Kategorie selbst. 


Verwertung oder Tod 


Ihre Schlüsselstellung im Kapitalver- 
hältnis verdankt die Arbeitskraft bekannt- 
lich der Fähigkeit, Wert zu produzieren. 
Den Besitzern dieser Arbeitskraft kommt 
dabei die ambivalente Aufgabe zu, sich zu 
reproduzieren, in dem sie das Kapitalver- 
hältnis reproduzieren. Um sich in den Ver- 
wertungsprozeß werfen zu können, müs- 
sen die Subjekte aber von aller leiblichen 
Besonderheit Abschied nehmen, müssen 
sich in ihr Schicksal als bloße Arbeitskraft- 
behälter fügen und sich auf Gedeih und 
Verderb an das Kapitalverhältnis ketten. 
Ihre Alternative lautet: Verwertung oder 
Tod, und die Entscheidung darüber ist bei- 
leibe nicht die ihre. „Die Subjektform ga- 
rantiert nicht den kapitalproduktiven Ge- 
brauch des Individuums, obwohl sie es 
dafür zurichtet. Als formelles Subjekt ist 
es nicht Herr seiner Identität, denn es hat 
keine Substanz. Seine Substanz als mate- 
rielles Subjekt dagegen — die Arbeitskraft 
- ist variables Kapital, d.h. lebendige Dar- 
stellung der Selbstverwertung des Werts. 
Sein Inhalt ist das Nichts, bloße Funktion, 
und seine Perspektive daher der Tod.“ (13) 

Da das Subjekt für das Kapital ledig- 
lich in seiner Abstraktion, als bloßer Ar- 
beitskraftbehälter von Belang, als beson- 
deres Subjekt aber schlichtweg überflüs- 
sig ist, muß es alle Anstrengungen unter- 
nehmen, seine besondere Nützlichkeit für 
das Kapital dauernd unter Beweis zu stel- 
len. Gegen das Kapital, also jene Instanz, 
die es als Besonderes negiert und dem es 
sich dennoch andienen muß, richtet sich der 
ganze Haß des bürgerlichen Subjekts. In 
unauflösbarer Schizophrenie versucht es, 
gleichzeitig den Verwertungsprozeß nach 
Kräften zu fördern und gegen ihn zu rebel- 


lieren. Das Resultat ist die Raserei gegen 
ein Ersatzsubjekt, die Verpflichtung der 
Juden als Personifikation dieses Verwer- 
tungsprozesses. 

Wie die Logik dieser systematischen 
Verschiebung aussieht, zeigt Moishe Posto- 
nein seinem Aufsatz „Nationalsozialismus 
und Antisemitismus“ (14). Postone weist 
darin auf, daß diese Logik in der Wertform 
selbst zu suchen ist. In ihr zeigt sich der 
Doppelcharakter der Ware als Trägerin ei- 
nerseits von Gebrauchswert, andererseits 
von Wert. Die so bestimmte Kategorie 
Ware erhält dadurch Fetischcharakter, daß 
sie die Form ist, in der gesellschaftliche 
Verhältnisse sich ausdrücken müssen. Weil 
sie sich so vergegenständlichen müssen, 
erscheinen den Produzenten „die gesell- 
schaftlichen Beziehungen ihrer Privatar- 
beiten als das, was sie sind, d.h. nicht als 
unmittelbar gesellschaftliche Verhältnisse 
der Personen in ihren Arbeiten selbst, son- 
dern vielmehr als sachliche Verhältnisse 
der Personen und gesellschaftliche Ver- 
hältnisse der Sachen.“ (15) 

Der Fetischcharakter der Ware drückt 
sich unmittelbar in der Wertform aus. Der 
Warenwert erscheint doppelt: einmal in der 
Ware selbst, sodann in der Geldform. Erst 
in dieser Verdopplung wird die scheinbare 
Trennung von Wert und Gebrauchswert 
vollständig: Die Ware scheint nur noch Ge- 
brauchswert zu besitzen, der Wert scheint 
vollständig in die Geldform übergegangen 
zu sein und nur dieser anzugehören. Die 
Ware scheint sich ihrer Wertdimension 
entäußert und in eine eigene, ihr gänzlich 
fremde Existenzform, in Geld, verwandelt 
zu haben. Der Vorgang, den Marx anhand 
der einfachen Warenform entwickelt, er- 
hält auf dem Niveau entwickelter kapitali- 
stischer Produktionsverhältnisse eine neue 
Qualität. Im Austauschprozeß wird nun der 
Spieß umgedreht und der Wert setzt sich 
als „automatisches Subjekt“. Seine Selbst- 
verwertung konstituiert einen fortwähren- 
den Prozeß, in dem ständig Mehrwert zu- 
gesetzt wird. „Er hat die okkulte Qualität 
erhalten, Wert zu setzen, weil er Wert ist. 
Er wirft lebendige Junge oder legt wenig- 
stens goldene Eier.“ (16) 

Wird vom fetischisierten Bewußtsein 
auf der Ebene der einfachen Wertform Geld 
als Abstraktes von der Ware als Konkreter 
abgetrennt und verdinglicht, so transpo- 
niert sich dieser Vorgang auf der Ebene der 
entfalteten Wertform in eine Spaltung von 
als konkret begriffenem Produktions- und 
als abstrakt verstandenem Verwertungspro- 
zeß. Die Phrase vom raffenden und schaf- 
fenden Kapital ist damit in die Welt gesetzt. 
„Auf der logischen Ebene des Kapitals läßt 
der ‚Doppelcharakter‘ (Arbeits- und Ver- 
wertungsprozeß) industrielle Produktion 
als ausschließlich materiellen schöpferi- 
schen Prozeß, ablösbar vom Kapital, er- 


45 


scheinen. [...] So kann das industrielle 
Kapital als direkter Nachfolger ‚natürli- 
cher‘ handwerklicher Arbeit auftreten und, 
im Gegensatz zum ‚parasitären‘ Finanz- 
kapital, als ‚organisch verwurzelt‘. “ (17) 

Was hier als „Finanzkapital“ und in 
dem Maße allein als „Kapitalismus“ fir- 
miert, wie seinem abgespalteten siamesi- 
schen Zwillingsbruder „produktive Arbeit“ 
Natürlichkeit attestiert wird, deckt sich in 
auffälliger Weise mit den Attributen, die 
der Antisemitismus den Juden zuschreibt. 
Tatsächlich werden im modernen Antise- 
mitismus die Juden mit dem als abstrakt 
begriffenen kapitalistischen Verwertungs- 
prozeß und schließlich mit „dem Kapital“ 
identifiziert. Moderner Antisemitismus ist 
also eine Konsequenz warenförmigen Den- 
kens und damit die affirmative Rebellion 
gegen den Kapitalismus, die genuine Ver- 
schiebungsleistung des kapitalen Subjekts. 

Nun kann Postone, wie er selbst ein- 
schränkt, zwar erklären, welche Logik hin- 
ter dem antisemitischen Denken steckt, 
aber nicht, wie und warum es historisch in 
Erscheinung trat. Insbesondere die auch 
von Goldhagen aufgeworfene Frage, war- 
um in Deutschland der Antisemitismus zu 
seiner mörderischen Konsequenz getrieben 
wurde, bleibt unbeantwortet. Das Defizit 
liegt in Postones strukturalistischem Ver- 
ständnis der Marxschen Arbeitswertlehre, 
die die Verdinglichung als einmalig statt- 
habenden Vorgang begreift, und nicht als 
ständig sich neu abspielenden Prozeß. Der 
Warenfetisch erstarrt darin zum struktura- 
len Rahmen, die Frage nach seiner Genese 
und seinen Trägern wird systematisch aus- 
geblendet. 

Verfolgt man die historische Genese 
des Antisemitismus seit dem Beginn der 
Warenwirtschaft, wie dies etwa Ulrich 
Enderwitz in „Antisemitismus und Volks- 
staat“ (18) tut, so stößt man zwangsläufig 
auf den modernen Staat. Dieser entwickelt 
im Zuge des entstehenden Kapitalismus ein 
erstaunliches Eigenleben, wodurch sich im 
Laufe des 19. Jahrunderts insbesondere 
sein Verhältnis zum Kapital entscheidend 
verändert. Das Kapital sah sich in einem 
rein bürgerlichen Klassenstaat seinem ei- 
genen Untergang entgegentreiben, sei es in 
Form seiner revolutionären Aufhebung 
durch das Proletariat, sei es in der Auflö- 
sung der Gesellschaft im Krieg aller ge- 
gen alle. Der sich abzeichnenden Katastro- 
phe war nur durch eine Emanzipation des 
Staates von der engen Bindung an seine ei- 
gene Klassenklientel zu begegnen. Diese 
Entwicklung fand in allen europäischen 
Staaten statt, kam jedoch in Deutschland 
zu ihrer idealen Verwirklichung. Aus der 
Not der Rückständigkeit eine Tugend ma- 
chend, übernimmt hier der absolutistische 
Staat anstelle der nur rudimentär vorhan- 
denen Bourgeoisie „die politische Vor- 


mundschaft für das in den Anfängen sei- 
ner ökonomischen Entwicklung stehende 
industrielle Kapital“ (19). Als dieser Vor- 
mund regulierte der preußisch-deutsche 
Staat von Anfang an die Widersprüchlich- 
keit kapitalistischer Entwicklung, die ihn 
in anderen Ländern erst auf den Plan geru- 
fen hat. 


Der Sonderfall 


Die Konsequenzen waren weitrei- 
chend: Einerseits wurde das Bürgertum auf 
eine Existenz als Staatsbürgertum ver- 
pflichtet. Es hatte den Staat, der das kapi- 
tale Ausbeutungsverhältnis garantierte, im 
Gegenzug ebenso zu garantieren und im 
Zweifelsfall auf liberale Errungenschaften 
zu verzichten. Im deutschen Fall fand die- 
se Subsumierung des Bürgertums unter den 
Staat gleich von vornherein statt, das Bür- 
gertum kam als Staatsbürgertum zur Welt. 
Andererseits garantiert der Staat, ganz im 
Gegensatz zur bourgeoisen Klasse, mit den 
Verwertungsbedingungen des Kapitals 
gleichzeitig die Reproduktionsbedingun- 
gen der Arbeitskraftbesitzer, weswegen 
diese, sprich das entstehende Proletariat, 
den Staat in zunehmendem Maße als Ver- 
bündeten begreifen. Bourgeoisie wie Pro- 
letariat unterziehen sich also einer „Ver- 
staatlichung“ (Enderwitz), einer freiwilli- 
gen Unterwerfung unter die politische 
Herrschaft zur Garantie ihrer jeweiligen 
Existenz als bürgerliches Subjekt. Der 
preußisch-deutsche bürgerliche Staat sei- 
nerseits verwandelt sich zum „Volksstaat“. 

Daß Antisemitismus nunmehr zur ge- 
meinsamen Sache von Volksstaat und 
Staatsvolk werden kann, hat seine Ursache 
in der Form der bürgerlichen Subjektkon- 
stitution. Die Abstraktion des Individuums 
einerseits zum marktfähigen Warenhüter, 
andererseits zum herrschaftskompatiblen 
Exemplar des Menschen sind die beiden 
Seiten der Subjektform. Während die An- 
erkennung als Subjekt des Verwertungspro- 
zesses immer prekär und ein Unternehmen 
auf privates Risiko bleibt, scheint sich im 
staatlichen Souverän ein mächtiger Bünd- 
nispartner anzubieten, der eine stabile Sub- 
jektivität garantieren kann. In der Zugehö- 
tigkeit zum Staatsvolk scheint sich die 
Mösglichkeit einer substantiellen Anerken- 
nung als Subjekt zu eröffnen. Im „Volk“ 
glaubt das Subjekt eine Trutzburg gefun- 
den zu haben gegen all das, was seine Sub- 
jektivität zu bedrohen scheint. Während die 
angebliche Bedrohung „von außen“ im ras- 
sistischen Stereotyp bekämpft wird, proji- 
ziert es die Bedrohung „von innen“, dieje- 
nige nämlich, die es in der Gesellschaft 
vermutet und die tatsächlich im Subjekt 
selbst steckt, in „den Juden“. „/m Rassis- 
mus halluziniert der Bürger den Untergang 


in krude Natur, im Antisemitismus seine 
Annihilation durch den hypertrophen 
Geist.“ (20) 

In Deutschland stößt das nach völki- 
scher Identität schreiende Subjekt seit je- 
her auf besonderes Entgegenkommen staat- 
licherseits. Der Schritt vom Volksstaat zum 
Volksgemeinschaftsstaat, der diese Identi- 
tät zu garantieren verspricht, erfolgte 
schließlich indem Augenblick, in dem die 
Labilität des bürgerlichen Subjekts in sei- 
ne offene Krise umschlug. Je prekärer die 
Situation wird, desto grundsätzlicher muß 
die „Lösung“ ausfallen. Der Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit sollte im na- 
tionalsozialistischen Staat nicht mehr nur 
ausgeglichen, sondern ganz zum Ver- 
schwinden gebracht werden. Das Bedürf- 
nis nach Identität wird zum „existentiellen 
Wahn“ (Bruhn), das antisemtische Ressen- 
timent zur unerbittlichen Verfolgungs- und 
Vernichtungspraxis. Nicht mehr nur vor- 
übergehend und bis auf Widerruf sollte 
dem Subjekt Subjektivität und Identität 
zukommen, sondern ein für allemal und 
endgültig. Die Raserei gegen das in den 
Juden immaginierte Nichtidentische und 
dessen unwiderrufliche Vernichtung sollte 
der Schlüssel zur Identität sein. 

Der Versuch, im Gegensatz zu Gold- 
hagen Antisemitismus nicht als bloße Vor- 
urteilsstruktur oder „Mentalität“ zu begrei- 
fen, sondern nach seiner logischen Struk- 
tur und historischen Genese zu fragen, hat 
vor allem zwei Momente herauszuarbeiten. 
Einerseits muß Antisemitismus generell als 
Konsequenz kapitalistischer Subjektkon- 
stitution verstanden werden. Andererseits 
ist die Radikalisierung des Antisemitismus 
in Deutschland und seine Einmündung in 
das Projekt der Ermordung der europäi- 
schen Juden zwar in dieser Logik angelegt, 
jedoch nur vor der spezifischen histori- 
schen Entwicklung zu erklären. Dies rückt 
für die Erklärung des deutschen Antisemi- 
tismus den deutschen Staat in zweifacher 
Weise in den Mittelpunkt: einmal als insti- 
tutioneller Organisator des antisemitischen 
Projekts, sodann als Gravitationszentrum 
der Subjektform, die den völkischen Wahn 
ausbrütet. 

Die phänomenologischen Betrachtun- 
gen, die Goldhagen über den deutschen 
Antisemitismus anstellt, fangen den Wider- 
schein genau dieser Verhältnisse ein, ohne 
jedoch dessen Quelle zu erahnen. Er be- 
schreibt Antisemitismus nicht als funktio- 
nal eingesetzte Propaganda, sondern als 
ideologisches Grundmuster, das die natio- 
nalsozialistische deutsche Gesellschaft 
prägte. Er erkennt im Holocaust ein „deut- 
sches nationales Projekt“ (S. ll), das von 
der großen Mehrheit der Deutschen auch 
als solches begriffen wurde. Und er sieht 
im Holocaust die Verschränkung staatlicher 
Politik und individuellen Handelns am 
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Werk, deren Schnittpunkt die antisemiti- 
sche Praxis war. 

Die deutschnationalliberale Kritik an 
Goldhagens Buch reflektiert in ihren Ver- 
suchen, den Zusammenhang zwischen An- 
tisemitismus und deutscher Nation abzu- 
leugnen, genau diese richtigen Einsichten 
des Autors. Darin liegt die politische Be- 
deutung des Buches. Eine theoretische Er- 
kenntnis verbaut sich Goldhagen jedoch 
selbst, indem er in seinem strikt subjekti- 
vistischen Ansatz verharrt. Die Aussagen, 
die er über das individuelle Denken und 
Handeln der Täter treffen kann, bestätigen 
zwar eine Analyse des Antisemitismus, wie 
sie hier dargestellt wurde. Doch gelangt 
Goldhagen nirgends über diese individu- 
elle Ebene hinaus. 

Nicht umsonst macht sich seine Dar- 
stellung an den Formen des Mordens fest, 
die im Gegensatz zu der fabrikmäßigen 
Vernichtung in Auschwitz und anderswo 
individuelle Täter aufweisen. Im System 
der Vernichtungslager und im Projekt der 
totalen Vernichtung verschwindet der Ge- 
gensatz zwischen der individuellen Tat und 
der Politik des Souveräns jedoch endgül- 
tig. Die Raserei der Subjektform erstrebt 
die Beteiligung am Souverän, und der Sou- 
verän verleiht der Subjektform die Macht 


zur Raserei. Die Subjektform kommt den 
Einzelnen jedoch nur von Gnaden des Sou- 
veräns zu, unter der Bedingung, aller sub- 
jektiven Besonderheit zu entsagen. „Die 
antisemitische Verhaltensweise wird in den 
Situationen ausgelöst, in denen verblende- 
te, der Subjektivität beraubte Menschen als 
Subjekte losgelassen werden.“ (21) Eine 
subjektivistische Theorie des Antisemitis- 
mus kann immer nur dessen ideologischen 
Abdruck aufnehmen, niemals aber seine 
Logik und seine Genese rekonstruieren. 


Stefan Vogt/Andreas Benl 
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Lernziel Volksgemeinschaft 


Das Elend der warentauschenden Gesellschaft und die 
kommunitaristische Wiederkehr der Gemeinschaft 


Nach dem Sieg über den Kommunis- 
mus sieht sich das Abendland einer 
neuen Bedrohung ausgesetzt. Im 
Innern der westlichen Wertege- 
meinschaftwütet ein Feind: der zer- 
setzende schrankenlose Egoismus. 
Als Wunderwaffe haben demokrati- 
sche Geistesgrößen den Kommuni- 
tarismus entwickelt, integraler Be- 
standteil einer gigantischen Werte- 


offensive. Jede Gemeinschaft, von 
der Großfamilie über den Sportver- 
ein bis zur religiösen Sekte, ist den 
Kommunitaristen ein Baustein zur 
Stärkung eines staatsbürgerlichen 
Kollektivs. Als Erben einer Gesell- 
schaft der Staatsbürger sollen wert- 
orientierte soziale Milieus zum Bän- 
diger marktwirtschaftlicher Subjek- 
tivität werden. 


I. Tausch und Moral 
Die säkulare Theologie der 
Aozialität 


Was war geschehen, als ein Sprecher 
der 8-Uhr-Tagesschau in den Top-News 
des 22.06.96 mit pietätvoller Miene vor 
den Gefahren eines „radikalen Kapitalis- 
mus“ warnte? Nun, an diesem Tage hatte 
Petri Nachfolger, aus dessen Statement 
gegen den „hemmungslosen Individualis- 
mus“ zitiert wurde, vor mehreren 10.000 
Bundesbürgern demonstriert, daß die so- 
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genannte katholische Soziallehre mitnich- 
ten ein Relikt aus Zeiten ist, in denen sich 
der Heilige Stuhl gegen Aufklärung und sä- 
kularisierende Industrialisierung nur müh- 
sam zu behaupten wußte. Im Gegenteil: 
Was die Popen schon immer als Antidot 
gegen ein heilloses Dasein verkündeten, 
nämlich besinnungslose Unterordnung in 
der Herdengemeinschaft im Zeichen des 
Verzichts, ist gleichzeitig der letzte Schrei 
von Leitartiklern, Gesellschaftsplanern und 
Politikberatern des ausgehenden 20. Jahr- 
hunderts. 


Das Schlagwort, unter dem zunächst im 
akademischen Bereich die „rastlose Selbst- 
zerstörung der Aufklärung“ (1) bis zur Un- 
unterscheidbarkeit von Gesellschaftstheo- 
rie und Erbauungspredigt vorangetrieben 
wurde — mittlerweile von altbundeskanz- 
lerndden Flakhelfern und profisonoren 
Nachrichtensprechern popularisiert — lau- 
tet: Kommunitarismus. 

Auf die Frage, was es nun mit diesem 
auf sich habe, antwortet der US-amerika- 
nische Präsidentenberater Amitai Etzioni, 
Verfasser des aktuell gültigen Manifests 


des „communitarism“ in schlichten Wor- 
ten: „‚Was ist Kommunitarismus?‘ werden 
wir oft gefragt. Wir sind eine soziale Be- 
wegung, die darauf zielt, das moralische, 
soziale und politische Umfeld der Men- 
schen zu erhalten und zu stützen. Teils 
durch Gesinnungswandel, teils durch Er- 
neuerung sozialer Bindungen ... Vorrangig 
istder Wandel der Gesinnung. Ohne gestärk- 
te moralische Instanzen werden öffentliche 
Dienstleistungen überlastet, und funktio- 
niert der Markt nicht. Denn ohne mo- 
ralische Verpflichtung dazu handeln Men- 
schen ohne Rücksicht aufeinander.“ (2) 

Das älteste Problem der Aufklärung, 
das nie bewältigt und immer gern verdrängt 
wurde, meldet sich also zurück: Die genu- 
ine Asozialität des Tausches, die jedem ihr 
fremden Bändigungsversuch spottet. 

Den kaum ermeßlichen Schock, den das 
physische Ausgeliefertsein an die prinzi- 
pielle Grenzenlosigkeit der Geldbewegung 
hervorrief, als sie die naturalwirtschaftli- 
chen Schranken des kleinen Warentausches 
durchstieß, läßt sich sehr gut noch an den 
Entwürfen der „dunklen Schriftsteller der 
bürgerlichen Frühzeit“ wie Machiavelli 
oder Hobbes ablesen: Scheint bei dem ei- 
nem im Gedankenspiel über die absolute 
Machtausübung die Erfahrung durch, daß 
der neuen Vergesellschaftungsform, die 
allein auf Äquivalententausch beruht, kei- 
ne natürliche Grenze mehr gesetzt ist, 
weckt beim anderen der Markt, der nur 
noch in steter, kriegsartiger Konkurrenz 
aller gegen alle die Selbsterhaltung ermög- 
licht, den Wunsch nach dem biblischen 
Schreckbild des Leviathan, als dem klei- 
neren Übel. Beide aber, „die dem Egois- 
mus des Selbst das Wort redeten, haben 
eben damit die Gesellschaft als das zerstö- 
rende Prinzip erkannt.“ (3) 


Wertdynamik und Willkür 


Dieser klare böse Blick der Frühzeit 
trübte sich, je mehr die Gesellschaft vom 
Tausch zwar zerrissen, aber doch gelenkt 
wurde. Die Verheißung, die in der Behand- 
lung der inneren, wie äußeren Natur als 
eines zu beherrschenden Materials eben 
auch steckt — nämlich die Befreiung von 
Naturnotwendiekeit derart, daß schlechtes 
Wetter auch zugleich Hunger bedeutete — 
schien die dunklen Seiten von Geldverkehr 
und Warentausch mehr als aufzuwiegen: 
Bacons und Campanellas Wissenschafts- 
utopien, in denen die Disziplin des For- 
schers als Vorbild einer allgemeinen Ar- 
beitsmoral den entworfenen Gesellschaf- 
ten ein neues Fundament verlieh, waren 
Ausdruck eines steigenden Vertrauens in 
den neuen Typus ökonomisch-technischer 
Zweckrationalität. Tatsächlich mäßigten 
sich an der Oberfläche zunächst die unmit- 
telbaren Folgen der Asozialtät des Tau- 


sches: Fortschritte im Landfrieden, Rechts- 
garanatien für Freizügigkeit und körperli- 
che Unversehrtheit wurden zu Rahmenbe- 
dingungen der Ausbeutung vermittels des 
freien und gleichen Tausches. Der mörde- 
rische Zwang, den die Schatzbildung der 
ursprünglichen Akkumulation — deren 
Früchte zunehmend „zivilisiert“ verteilt 
wurden — bedeutete, blieb den „Armen und 
Wilden“ vorbehalten, die „den entfessel- 
ten kapitalistischen Elementen ausgesetzt,, 
(4) waren. 

Diese blieben häufig genug unter Deck 
von Sklavenschiffen, oder hinter Mauern 
von Fabrikgefängnissen verborgen. Der 
Blick der Philosophen hing mehr am ge- 
sellschaftlich notwendigen Schein einer in 
Rechtsfrieden miteinander tauschenden 
Gesellschaft kleiner Eigentümer: Statt sich 
als reißende Bestien zueinander zu verhal- 
ten, schien ihr marktförmiger Zusammen- 
hang sie nicht nur zum tugendhaften Zu- 
sammenleben anzuhalten, sondern gar die 
bestmögliche Form zu sein, in der die Po- 
tenzen der kalkulierenden Vernunft sich, 
statt nur zum Wohle einiger weniger, auch 
zu dem der Allgemeinheit entfalten konn- 
ten. Lockes Emphase einer zivilen Gesell- 
schaft, deren ökonomische Kräfte, so man 
sie nur ließe, ein neues Gemeinwohl noch 
überträfe, weil es auf institutionelle Gewalt 
verzichten könne, ist wohl — zusammen mit 
Adam Smith‘ Wohlstandskonzept — die 
konsequenteste Utopie bürgerlichen Ratio- 
nalismus. 

Nicht lange dauerte es, bis Freiheit und 
Gleichheit des Tausches den Nimbus 
prästabilisierter Harmonie zu verlieren 
begannen. Die eigentätige Dynamik der 
Verwertung machte nicht halt auf der Stu- 
fe, auf der es so erschien, als ob unabhän- 
gige Produzenten nur die Produkte ihrer 
verausgabten Arbeitskraft miteinander 
tauschten. Denn die steigende Zahl derje- 
nigen, die nicht mehr mithalten konnten, 
denen Mißerfolg beschieden war oder die, 
die nie etwas zu tauschen besessen hatten, 
waren gezwungen, höchstselbst zu leben- 
digem Tauschwert zu werden. Der Hunger 
zwang die pauperisierten Massen in gänz- 
lich unharmonische Abhängigkeitsverhält- 
nisse. 

Enfaltet sich der Äquivalententausch 
zur allgemeinen gesellschaftlichen Ver- 
kehrsform, wird Gesellschaft ein 
(selbst)zerstörerischer Zusammenhang. 
Die Stunde einer von der Gesellschaftsana- 
lyse unüberbrückbar getrennten Moralphi- 
losophie hat geschlagen. Der kategorische 
Imperativ Kants registriert das genau: Die 
Aufforderung an jeden einzelnen, sein 
Handeln so einzurichten, daß es als Maxi- 
me einer allgemeinen Gesetzgebung gel- 
ten könne, bezeugt, daß das Allgemeinwohl 
mitnichten aus dem Wirken der „Prakti- 
schen Vernunft‘ des Kaufmanns und Un- 
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ternehmers sich quasi natürlich ergibt. Im 
Gegenteil: Moral muß als gänzlich äußer- 
liches, letztendlich individuell nicht-ver- 
nünftiges Korrektiv einer aus dem Leim 
gehenden Gesellschaft aufgepfropft werden. 

Die Einforderung dieser Moral ist also 
von vornherein willkürlich. Hatte Kant in 
seiner „Metaphysik der Sitten“ aber noch 
darum gerungen, den empirischen Men- 
schen als Eigentümer mit seiner Verpflich- 
tung gegenüber der Menschheit als eman- 
zipatorischem Begriff zusammenzubringen 
(5), so entpuppt sich bei den Predigern der 
Moral 200 Jahre später Willkür als Bösar- 
tigkeit: Denn das „allgemeine Gesetz“, auf 
welches moralisches Handeln sich bezie- 
hen soll, kann heute nicht mehr mit Eman- 
zipation verwechselt werden: Daß es 
„Tausch Dich oder stirb!“ lautet, weiß je- 
der der Menschenfreunde, die vor „indivi- 
dualisiertem Kapitalismus‘ warnen, und 
die „moralischen Instanzen“ stärken wol- 
len. Sie trachten bloß danach, die, aufgrund 
stets noch mißlungener Befreiung, nun ka- 
tastrophisch erodierenden Zwangsgemein- 
schaften wie die Familie, nochmals zusam- 
menzuschweißen. Die Forderung nach 
moralischer Erneuerung, nach Schutz so- 
genannter traditioneller Lebenszusammen- 
hänge, nach unfreiwilliger Gemeinschaft- 
lichkeit aller Art unter Bedingungen all- 
seitiger Konkurrenz und sinkenden Werts 
der Ware Arbeitskraft, kürzt aus dem De- 
saster der Wertvergesellschaftung auch 
noch die allerletzte emanzipatorische Po- 
tentialität heraus. 


Il. Zivilisationstheorie und 


Entzivilisierung 
Die sekundäre Archaik des 


Kommunitarismus 


Die Moral oder, wie es heißt, die „Nor- 
menethik“, der die beiden Vorzeigedenker 
des amerikanischen „communitarism“ hul- 
digen, unterscheidet sich grundlegend von 
der Kantschen: Michael Walzer distanziert 
sich nachdrücklich vom Universalismus 
früherer abendländischer Ethik, die sich zu 
weit über den jeweils partikularen „kultu- 
rellen Kontext“ ihres lokalen, historischen 
Entstehungsortes erhoben habe, um noch 
wirklich verbindlich sein zu können. (6) 
Was im einzelnen dann verbindlich ist, 
hängt nur vom Kodex der jeweiligen Ge- 
meinschaft ab: Je reiner und unvermisch- 
ter diese sich das erhält, was unter „‚Vertei- 
digung von Integrität partikularer Lebens- 
formen“ firmiert, desto stärker der „nor- 
mative Kontext“. Deutlicher als Walzer 
selber entfährt es dem deutschen Diskurs- 
ethiker und vermeintlichen Sozialphiloso- 
phen Honneth, dem der „kulturelle Plura- 
lismus“ so recht aus tiefster Seele spricht: 
Er, Walzer, setze „eine Art von allgemein- 


Bahamas 20 - 1996 


gültiger Grundnorm voraus, die besagt, daß 
jeder menschlichen Lebensform ein Recht 
auf die Entwicklung einer eigenständigen 
Kultur zukommt“. Dieses „Eigenrecht je- 
der kulturellen Lebensform“ fände nur „in- 
sofern eine moralische Grenze, als sie nur 
soziale Praktiken fördern und zulassen 
darf, die ihrerseits das komplementäre 
Recht aller anderen Lebensformen nicht 
verletzen“ (7) — ein Schelm, wer sich da 
etwa an Xenophobie, Ethnopluralismus 
und Neue Rechte erinnert fühlt. Konse- 
quent streift damit die regionalisierte 
kommunitäte Moral die Rhetorik des 
Menschlich — Allgemeinen der Moralphi- 
losophie klassischen Zuschnitts ab. Bei 
populären US-amerikanischen Autoren 
überwiegen die Essentials der christlichen 
Refundamentalisierung, in Deutschland 
hingegen bevorzugt man die Neuauflage 
der Naziparole „Gemeinnutz geht vor Ei- 
gennutz“. Gemeinsam ist den Ideologen der 
Gemeinschaft und des universellen Parti- 
kularismus nur eins: Gegen die „Desinte- 
grationstendenzen“ der modernen Gesell- 
schaft (8) hilft allein die besinnungslose 
Stärkung jeglicher Gemeinschaft, von der 
Kleinfamilie bis zur religiösen Eifererge- 
meinde — Hauptsache, sie hält ihre Mitglie- 
der bei der Stange. 

Gar bis unter die Rockschöße konsti- 
tutionell-monarchistischer Theorie, zu 
Montesquieu nämlich, treibt die Frage 
„Was verleiht einer Gesellschaft ihre Iden- 
tität?“ (9). Noch deutlicher als bei Walzer 
korrespondiert Taylors Kommunitarismus 
mit einem Bekenntnis zur Autorität sans 
phrase. Gegen die befürchtete „Selbstzer- 
störung der bürgerlichen Gesellschaft“ 
empfiehlt Taylor mit einem auf das vor- 
moderne bürgerliche Europa sich berufen- 
den Rekurs die „Politische Gesellschaft“, 
die durch einen stets zu erneuernden poli- 
tischen Willensakt zusammengehalten wer- 
den muß. Den Verdacht, eine absolutisti- 
sche Diktatur herbeizuwünschen, meint er 
ausräumen zu können durch die binnenge- 
sellschaftlichen Gemeinschaften. Ganz im 
Sinne der „corps intermediaires“ Montes- 
quieus und der Tocquevilleschen Dezen- 
tralisierungsthese, die dem aristokratischen 
Degout an der „“Massengesellschaft“ ent- 
sprang, weister den Gemeinschaften in der 
Gesellschaft die Aufgabe zu, die umfassen- 
de politische Autorität zu fragmentieren 
und, gerade aufgrund der kommunitäten 
Nähe zu den Beherrschten, diese normativ 
zu binden. 


Zivilisation, Moral und 
Modernisierung 


Wie kommt es nun aber zu dieser pani- 
schen Hochkonjunktur der Ethik? Warum 
erscheint die bürgerliche Gesellschaft ih- 
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ren Apologeten so labil, daß gar ihre 
„Selbstzerstörung“ droht? Wie es dem 
Moralisten gebührt, macht Taylor dafür 
eine Geisteshaltung verantwortlich: Den 
von ihm so bezeichneten „Locke-Strang“ 
des Denkens innerhalb der bürgerlichen 
Gesellschaft. Auf John Lockes „civil so- 
ciety“ basiert laut Taylor die Annahme ei- 
ner „Vorpolitischen Gesellschaft“, eine 
Annahme, die das (ökonomische ) Funk- 
tionieren der Gesellschaft jenseits dauern- 
der normativer Eingriffe postuliere. Der 
„Locke-Strang“ teile sich in zwei — nur 
scheinbar — entgegengesetzte Flügel, den 
klassisch marktliberalen, der letztendlich 
zum Neoliberalismus führe, und einen an- 
deren, der über Rousseaus Postulat des 
apriorischen Gemeinwillens via Marx in 
die „leninistische Diktatur‘ münde. 

Mit diesem aberwitzigen totalitarismus- 
theoretischen Manöver verschleiert Taylor 
nicht nur die eigene bedingungslose Auto- 
riätssucht, sondern schiebt den schwarzen 
Peter der Entzivilisierung, d. h. der Wie- 
derkehr der schrankenlosen Asozialität des 
Tausches an die Oberfläche der Gesell- 
schaft, ausgerechnet der Zivilisationstheo- 
rie und ihrer Popularisierung zu: „Die oben 
beschriebenen Entwicklungen des 18. Jahr- 
hunderts ... entwickelten auch eine Vorstel- 
lung von ‚Zivilisation‘ ... Innerhalb der 
Selbstdefinition der modernen europäi- 
schen Gesellschaft, die sich als eine ‚zivi- 
lisierte‘ verstand ... spielten die Tugenden 
der friedlichen Produktion eine bedeuten- 
de Rolle, während die älteren kriegerischen 
Tugenden in einem ungünstigeren Licht 
erschienen. Die europäische Gesellschaft 
erhielt ihren Schliff, indem sie diesen krie- 
gerischen Tugenden und dem damit ver- 
bundenen Ethos der Ehre den Rücken 
kehrte. Indessen war es gerade diese 
Ehre, die dem politischen Leben seinen 
inneren Wert gab“. (10) 

Ohne sie beim Namen zu nennen ziehlt 
Taylor offensichtlich auf die prononcierte 
Theorie der Modernisierung von Norbert 
Elias. Wie in keiner anderen bündeln sich 
in ihr die Hoffnungen und ex negativo auch 
die Befürchtungen, die vom 19. Jahrhun- 
dert bis in die 70er Jahre des 20. Jahrhun- 
derts mit dem Aufstieg von „organisiertem 
Kapitalismus“ (Schumpeter) und Etatismus 
sich verknüpften: Intensivierung der Pro- 
duktion, Ausdehnung der Märkte, Mono- 
polisierung der ökonomischen und politi- 
schen Gewalt, Regulierung und Organisie- 
rung des öffentlichen Lebens, Aufbau des 
public-welfare-Systems, Zähmung des Pro- 
letatiats, Nivellierung regionaler wie kul- 
tureller Unterschiede - all das deutete dar- 
aufhin, daß Gesellschaft sich zum „unzer- 
brechlichen Gehäuse“ (Weber) entwicke- 
le in dem Integration sich auf unauffälli- 
gem, quasi selbsttätigen Wege vollzöge, 
und der externen Moral nicht bedürfe. 


Dierse Annahme wurde weitgehend von 
allen Theoretikern geteilt, ob man nun, wie 
(Elias) über die „Pazifizierung“ jubelte, 
oder die Defizite an Individualität beklagte. 
Elias gehört insofern zum „Locke- 
Strang“, als er zwar der staatlichen Orga- 
nisation die treibende Rolle im Prozeß der 
Zivilisation zuschreibt, aber ihre Rolle 
nicht in der ständigen Präsenz in einer vom 
Zerfall bedrohten Gesellschaft sieht, son- 
dern ihren zunehmenden Rückzug aus dem 
pazifizierten öffentlichen Leben prognosti- 
ziert. (11) Diese nur transitorische Funkti- 
on erhält sie durch einen Prozeß, der mit 
der Bildung vom organisierten Territorial- 
herrschaften im Europa des 14. Jahrhun- 
derts begann, ein Prozeß, der erstmals an 
den Höfen Menschen zu „Interdependenz- 
ketten“ zusammenschloß. Die „Interdepen- 
denz“ - Elias‘ zentrale Idee — verlangte von 
den in ihr eingebundenen Menschen eine 
Mäßigung ihres affektiven Verhaltens: 
Selbstbeherrschung. Dieses Modell erweist 
sich als überlegenes, es dehnt sich in zwei 
weiteren Studien über die Gesellschaft aus: 
Ab dem 16. Jahrhundert entsteht daraus die 
„höfisch-absolutistische Gesellschaft“, die 
nicht nur die Kriegerelite in einen Hofadel 
verwandelt, und politisch eine zentrale 
Monopolinstanz der Gewaltsamkeit her- 
vorbringt, sondern die auch auf wirtschaft- 
lichem und sozialem Gebiet die Bildung 
längerer und komplexerer „Interdepen- 
denzketten“ ermöglicht und fördert. Auf 
der dritten Stufe, der des bürgelichen Na- 
tionalstaates, schreitet die Vernetzung des 
„Menschengeflechts‘ derart voran, daß die 
letzten Machtmonopole „öffentlich“ wer- 
den. Die Interdependenzketten wachsen zu 
erdumspannender Dimension an, was die 
Pazifizierung der Erde erwarten läßt. 
Diese äußere Entwicklung schlägt sich 
als „Affektmodulierung“ im Individuum 
nieder. In drei Stufen verschieben sich die 
Gewichte zwischen den psychischen In- 
stanzen Es, Ich und Über-Ich. Anfangs wird 
das Es, das für den unkontrollierten Affekt 
steht, nur zeitweise durch das Ich gebremst. 
Das Ich steht dabei für die bewußte Unter- 
ordnung unter die Spielregeln der friedli- 
chen Interdependenz (Stufe 2). Auf der 
dritten Stufe wirkt die gesellschaftliche 
Verflechtung so stark auf den Einzelnen ein 
(d.h. die Interdependenzketten haben sich 
in einem zuvor unvorstellbaren Maße ver- 
längert und verdichtet), daß die „civilisa- 
tion“ auf den Plan tritt: Das bedeutet, daß 
affektkontrolliertes Verhalten vom bloß 
akzeptierten Außenzwang zum Selbst- 
zwang automatisiert wird. Das Über-Ich, 
Instanz automatisierter Selbstkontrolle 
übernimmt das Ruder in der menschlichen 
Psyche. Die endgültige Verallgemeinerung 
des vorausschauenden Handelns und des 
affektnivellierten Verhaltens folgt der Be- 
wegung der „Interdependenzkette“ Markt: 
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Im Inneren assimilieren sich die Mittel- und 
Unterschichten, extern die Eliten anderer 
Regionen, die dort denselben Zivilisations- 
prozeß verallgemeinern helfen. 

Gerade aber weil Elias“ Theorie der 
Zivilisation auf einem Zusammenhang 
zwischen Durchorganisierung der Gesell- 
schaft und innerer wie äußerer Befriedung 
beharrt, läßt sich an ihr wie an keiner an- 
deren zeigen, daß Vergesellschaftung durch 
Äquivalententausch gerade durch die Ge- 
stalt totaler Organisation gerade nicht von 
der Gesellschaft als vernunftlosem Natur- 
zwang wegführt. Nur vorübergehend bringt 
das „Interdependenzgeflecht“ ein hoch- 
steuerungsfähiges Gewaltmonopol und 
eine straff organisierte Gesellschaft mit sich. 


Markt und Subjekt 


Marx hat in den „Grundrissen“ den 
grundlegenden Unterschied zwischen“ ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen, die ein un- 
entwickelte System des Austauschs, der 
Tauschwerte und des Geldes erzeugen“, 
und dem gesellschaftlichen Nexus, der im 
„Geldverhältnisse, im entwickelten Aus- 
tauschsystem“ gründet, hervorgehoben: 
„Die Bestimmtheit, die im ersten Falle als 
eine persönliche Beschränkung des In- 
dividuums durch ein anderes, erscheint im 
letzten ausgebildet als eine sachliche Be- 
schränkung des Individuums durch von 
ihm unabhängige und in sich selbst ruhen- 
de Verhältnisse.“ (12) Nur im ersten Fall 
kann von einem durch personale Interakti- 
on gebildetem Menschengeflecht, mit all 
seinen „zivilisierenden‘ Konnotationen, 
die Elias an dieses Konzept knüpft, sinn- 
voll gesprochen werden. Im zweiten Fall 
hingegen vollzieht sich die Bildung der ‚In- 
terdependenzen“ als Rückfall in eine über- 
personale zweite Natur, zu der der geld- 
vermittelte Warenaustausch die Gesell- 
schaft macht: Die „Existenzbedingungen 
... sind wieder von Individuen unabhängi- 
ge und erscheinen, obgleich von der Ge- 
sellschaft erzeugt, gleichsam als Naturbe- 
dingungen, d.h. als von den Individuen un- 
kontrollierbare.‘ (13) 

Der Etatismus (vom Absolutismus bis 
zum „Wohlfahrtstaat‘) suggerierte aber 
zunächst eine steigende Ordnung und Re- 
gulierung der gesellschaftlichen Verhältnis- 
se, die nicht nur Elias die zersetzende Po- 
tenz übersehen ließ, die in der ausschließ- 
lichen Koppelung der Reproduktion der 
vergesellschafteten Individuen an die Rea- 
lisierung ihrer Produkte (bei der Mehrzahl 
ist dies nur noch das nackte Arbeitsvermö- 
gen) als Waren schlummerte. 

Die subjektlose Verwertungslogik des 
Marktes verhielt sich zur politischen Ord- 
nungsanstrengung nur begrenzt symme- 
trisch. Aber erstere, die auf dem Niveau 


des Weltmarktes über Gedeih und Verderb 
ganzer Staaten entscheidet, setzt sich „a 
posteriori als innere, stumme, im Barome- 
terwechsel der Marktpreise wahrnehmba- 
re... überwältigende Naturnotwendigkeit“ 
durch. (14) Diese aber sorgt dafür, daß die 
universelle Konkurrenz früher oder später 
die mühselig pazifizierte Oberfläche durch- 
bricht: Der Kampf um die Realisierung des 
in den Waren eingeschlossenen Mehrwerts 
verschärft sich zusehends. (15) Je höher der 
Grad der Produktivität der Arbeit, desto 
mehr Menschengruppen werden als über- 
flüssige ausgeschieden, sei es, weil sie ihre 
Arbeitskraft nicht mehr verkaufen können, 
sich als „Geldmonaden“ nicht mehr reali- 
sieren, sei es, weil der Wertanteil ihrer auf- 
gewendeten Arbeitskraft unter das zur Re- 
produktion derselben notwendige Maß 
sinkt. „ Die entfesselten kapitalistischen 
Elemente“ kehren mit aller destruktiven 
Gewalt auch in einst für gefestigt gehalte- 
ne Staaten und Gesellschaften zurück. Der 
Gesamtzusammenbruch nachholender 
Mordenisierung“ (Kurz), der die 3. Welt 
seit den 70er Jahren in Schutt und Asche 
legt; die Konkurrenzunfähigkeit aufgrund 
der rapide gestiegenen Kapitalintensität der 
Produktion und des damit verbundenen 
Produktivitätsnivesaus, die die sozialisti- 
schen Länder kollabieren ließ, zeigt, wie 
die „Interdependenzkette“ wahrlich welt- 
umspannend geworden ist: Die „One 
World“ des Weltmarktes sieht allerdings 
nicht die Heraufkunft einer Weltharmonie, 
sinnvoll vermittelt durch ein einziges zen- 
trales Kraftzentrum, wie Elias wähnte, son- 
dern das krasse Gegenteil: Den Zerfall po- 
litischer Einheiten in von Stammesfehden 
und Bandenkriegen heimgesuchte Territo- 
rien und die Wiederauferstehung des un- 
produktiven Raubrittertums — alles ver- 
strickt in zunehmend sich ausbreitenden 
und sicherlich aussichtslosen Dauerkrieg 
um die weniger werdenden Brösel, die vom 
Tisch des Weltmarktes noch abfallen. 


Deregulierung statt 
Weltharmonie 


Diesem Zerfall folgt die Deregulierung 
auf dem Fuße: Statt sich als ultrastabile 
Herrschaftsgebilde zu verfestigen, zerfal- 
len intermittierende Instanzen innerhalb 
der Marktvergesellschaftung, wie z.B. die 
Gewerkschaften. Statt „straffer Regulie- 
rung ... des gesamten gesellschaftlichen 
Verkehrs von stabilen Zentren aus“ (16) 
fallen immer weitere gesellschaftliche Be- 
reiche aus eben jener Regulierung heraus. 
Konkurrenz war nicht nur Movens, das zu 
immer umfassenderen gesellschaftlichen 
Aggregaten führte, sondern sie führt auch, 
je weiter sich die Vergesellschaftung des 
„entwickelten Austauschs“ (Marx), deren 


Ausdruck sie ist, ausdehnt und vernetzt, 
zum geraden Gegenteil, dem kampf aller 
gegen alle im Dschungel der zweiten Na- 
tur. 

Daß Bandenbildung mit Geewalttätig- 
keit und Rohheit einhergeht, kann nicht 
überraschen. Daß dieser Stil in die Mittel- 
klassen vordringt, in denen der materielle 
Unterbau der Zivilisation noch vorhanden 
ist, indiziert aber überdeutlich, daß auch 
die Innenseite des Zivilisationsprozesses 
keineswegs nach harmonischer Ausgegli- 
chenheit strebt. 

Das Über-Ich als Träger von Religion 
und Moral - diese Ansicht teilt Elias mit 
Freud: Es sorgt dafür, daß aus Kulturgeg- 
nern Kulturträger werden. Aber die Vor- 
stellung, daß das Über-Ich nur einen „Ab- 
druck der Gesellschaft im Innern“ (Elias) 
darstelle, bleibt rettungslos naiv. 

Freud zufolge vereint das Über-Ich 
nämlich zwei entgegengesetzte Tendenzen: 
Die Steigerung der Sozialisierungsfähig- 
keit ruht auf einem geradezu antisozialen 
Fundament. Die Verinnerlichung gesell- 
schaftlicher Anforderungen in Form eines 
Über-Ichs kann nur erfolgen, wenn dieses 
wiederum mit bestimmten Triebregungen 
amalgiert; es sind dies jene der ödipalen 
Phase. Der in dieser Phase erzwungene 
Verzicht aud die ursprünglichen Liebes- 
und Feindseligkeitsregungen und die Fru- 
stration der unmittelbaren Triebbefriedi- 
gung, auf die das Es drängt, führen zur 
Aufrichtung einer neuen Instanz, des Über- 
Ichs. Dieses verwaltet die von außen nach 
innen umgelenkten aggressiven Energien. 
Das Über-Ich tritt dem Ich mit der archai- 
schen Kraft des Es, aus dem es sich bildet, 


‚gegenüber. Je weniger Aggression nach 


außen gelangt, desto grausamer wird das 
Über-Ich (Schuldgefühle, Angst). Das Ver- 
drängte kehrt gerade über das Über-Ich 
wieder und droht das Ich zu überwältigen 
-im Individuum wie in der „Kulturgemein- 
schaft“ (Freud) als Ganzem. 

Diese Wiederkehr des Verdrängten 
wird nur durch das Ich aufgehalten, der 
Instanz, die sich am weitesten vom Es ent- 
fernt hat. Freuds Vertrauen auf eine aus- 
reichende Stärke des Ichs gründet sich auf 
den privaten Schutzraum der Familie, in 
der die Ablösung von den archaischen Vor- 
stufen (17)des Über-Ichs bereits stattgefun- 
den hat - durch die Erledigung des Odi- 
pus-Komplexes- bevor die Gesellschaft 
das Über-Ich in den Dienst nimmt, sich „in- 
trojiziert“. 

Die historische wie soziale Begrenzt- 
heit dieser familialen Sozialisation springt 
klar ins Auge: Die individuell-autoritäre 
„ Vaterkultur“ (Mitscherlich) ist am Ende. 
Das Ich als Träger der Individuation gerät 
zunehmend zwischen die Mühlsteine von 
Es und Über-Ich: Die Aufhebung der bür- 
gerlichen Familie findet nämlich nicht als 
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bewußt-emanzipativer Akt statt, sondern 
als blinde Konsequenz der „asozialen“ 
Komponente der Marktvergesellschaftung. 


Die Gemeinschaft der 
Kind-Erwachsenen 


Hierauf bezieht sich die Rede der Kri- 
tischen Theorie von der „Ich-Schwäche“. 
Nicht gemeint ist, entgegen der üblichen 
Vorurteile, die Auflösung der zunehmend 
unmittelbar vergesellschafteten Menschen 
in eine quasi hypnotisierte, über kein eige- 
nes Selbst mehr verfügende, konturlose 
Masse. Vielmehr bezieht die Theorie sich 
auf Prozesse des Umbaus der psychischen 
Struktur, auf eine antizivilisatorische Ver- 
schiebung in der Hierarchie der psychi- 
schen Instanzen — verursacht von der wa- 
rentauschenden Zivilisation selber. Marcu- 
ses Annahme einer „vorzeitigen Sozialisa- 
tion“ könnte die allenthalben zu beobach- 
tende immer geringere Affektdämpfung 
und die Unfähigkeit zur Kommunikation 
erklären: „Nun aber, unter der Herrschaft 
ökonomischer, politischer und kultureller 
Monopole, scheint die Bildung des erwach- 
senen Über-Ichs das Stadium der Indivi- 
dualisierung zu überspringen. Die unter- 
drückende Trieborganisation scheint kol- 
lektiv, und das Ich durch ein ganzes Sy- 
stem extrafamilialer Einrichtungen ... vor- 
zeitig sozialisiert zu sein.“ (18) 

Da das Ich schon fast mit dem gesell- 
schaftlichen Über-Ich verschmilzt, wird die 
unterbrechende Instanz gegenüber gesell- 
schaftlicher Beeinflussung entscheidend 
geschwächt: Überidentifikation mit kolpor- 
tierten Charakteren und Verhaltensweisen 
ist die Folge. Auf der anderen Seite sind 
die (Es-förmigen) antisozialen Vorstufen 
des Über-Ichs im Individuum nicht über- 
wunden worden: Der archaische Größen- 
wahn des Kleinkindes lebt fort; seine un- 
mittelbaren, um die realen Folgen unbe- 
kümmerten Triebregungen (auch die sadi- 
stischen) verlangen nach unmittelbarer 
Befriedigung. Damit schwindet die Fähig- 
keit zwischen dem eigenen Selbst und der 
Außenwelt zu differenzieren (Narzißmus): 
Das Erwachsenen-Kind und der Kind-Er- 
wachsene werden austauschbar. 

Dieselbe „Interdependenz“ des Waren- 
tauschs, die an ihrem Anfang die stammes- 
förmig-bornierten Gemeinschaften aufhob, 
produziert sie am Ende aufs neue. Die 
Wiederauferstehung der Gemeinschaft ist 
identisch mit der Regression der Geselll- 
schaft. All das, was Elias für die überwun- 
dene Vergangenheit des Zivilisationspro- 
zesses gehalten hatte, enthüllt sich als sein 
Resultat. Wahrhaftig unübersehbar haftet 
eine sekundäre Archaik an den „posttra- 
ditionellen Gemeinschaften“ (Honneth). 
Rackets sind sie allesamt: Das gilt für den 
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Neotribalismus der gangs, der mit der 
Transformation der altehrwürdigen „black 
community“ in ein Zwangsbehältnis mör- 
derisch verdichteten Konkurrenzkampfs 
einhergeht; noch mehr gilt dies für die Ban- 
denbildung ehemaliger Mittelschichtler, 
bei denen der hysterische Narzißmus wah- 
re Triumphe feiert, sei es in Waco oder bei 
den Montana-Milizen. Das Programm des 
Kommunitarismus, das die Folgen der 
„asozialen Sozialität“ (Breuer) mit seinen 
Produkten bekämpfen will, bekommt da- 
durch trotz seiner altväterlichen Diktion 
einen drohenden Unterton: „Amerikani- 
sche Männer, Frauen und Kinder sind ein- 
gebunden in viele Gemeinschaften — Fa- 
milien, Nachbarschaft; in unzählige sozia- 
le, religiöse, ethnische Zusammenschlüs- 
se, in Betriebsgemeinschaften und Berufs- 
vereinigungen ... Weder die menschliche 
Existenz noch die individuelle Freiheit 
kann außerhalb der unabhängigen und 
sich überschneidenden Gemeinschaften, 
denen wir alle angehören, aufrechter- 
halten werden.“ (19) Die „moralische Er- 
neuerung“ des Kommunitarismus ver- 
dammt die in Gemeinschaften Gepferch- 
ten dazu, zu werden und zu bleiben, was 
sie schon jetzt sind: Gefangene ihrer zu- 
fälligen Hautfarben, religiösen Bekenntnis- 
se und Geburtsorte. 


Ill. Gemeinschaft und 
Lebenswelt 
Die Flexibilisierung des 
Völkischen 


Den Unterschied zwischen Gesellschaft 
und Gemeinschaft hat man in dem Land, 
das stets sich für kultiviert statt nur zivili- 
siert hielt, immer deutlich wahrgenommen: 
Im Gegensatz aber zum lange Zeit verges- 
senen Emigranten Elias zogen es deutsche 
Philosophen in den letzten 150 Jahren vor, 
das hohe Lied der Gemeinschaft zu singen: 
Es war Ferdinand Tönnies, erster Präsident 
der Deutschen Gesellschaft für Soziologie, 
der dieses verbreitete Ressentiment gegen 
die Abstraktion Gesellschaft in seinem, 
1935 zum achten Mal aufgelegten, Haupt- 
werk „Gemeinschaft und Gesellschaft“ in 
idealtypische Form brachte. Ihm zufolge 
gibt es zwei grundverschiedene, einander 
entgegengesetzte, Geisteshaltungen die die 
im Titel bereits genannten Grundtypen 
menschlichen Zuisammenlebens hervor- 
bringen: Auf der einen Seite ist es der nicht- 
zweckrationale, dem innersten Verlangen 
entspringende „Wesenswille“, der sich in 
„Gemeinschaft“, wie z.B. Familie und 
Nachbarschaft ausdrückt. Diese ursprüng- 
liche, affektive Gemeinschaftlichkeit wird 
in der Neuzeit zerstört durch das Auftre- 
ten des „Kürwillens“: Seine Materialisie- 
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rung ist „Gesellschaft“, ein Produkt des 
Zweck-Mittel-Denkens von (ungemein- 
schaftlichen) Einzelmenschen. „Gesell- 
schaft‘ fehlt dementsprechend „die Mitte“, 
sie ist gekennzeichnet durch lose Beziehun- 
gen, Individualismus und Interessenkon- 
flikte: Ihre gemeinschaftszerstörenden Or- 
gane sind Politik, Großstädte und Aktien- 
gesellschaften. 

Den deutschen Adepten des Kommu- 
nitarismus erscheint es oft noch zu pein- 
lich, diese klassische autoritär-antisemiti- 
sche Stereotypie herbeizuzitieren. Unend- 
licch viel unverdächtiger steht dagegen 
Husserls Konzept der „Lebenswelt“ da. 
Dennoch gehorcht es untergründig einem 
ähnlichen Muster: Husserl (dem, als Per- 
son wie Tönnies auch, bewußten Antise- 
mitismus zu unterstellen, absurd wäre) setzt 
— aufgrund der Gefahr, daß sich die Welt 
durch die Verselbständigung des naturwis- 
senschaftlichen Denkens selbst vergäße — 
auf die „Wesensschau“. Auf dem Wege der 
„phänomenologischen Reduktion“ kommt 
er zu folgendem Ergebnis: „Es gehört zu 
den ... vorausliegenden Selbstverständlich- 
keiten, daß die Welt ist, immer im voraus 
ist, ... schon seiende Welt voraussetzt, und 
darin irgendeinen Bestand von Bekanntem 
und zweifellos Gewissem“ (20) enthält: 

Dieses „zweifellos Gewisse“, das der 
Konfusion der Moderne widersteht, ja als 
deren Korrektiv funktioniert, nennt Hus- 
serl „Lebenswelt“. Als dieser Begriff, in 
dem die Emphase von „Leben“ mit- 
schwingt, und der zweifelsfreie Gewißheit 
verspricht, der deutschen Soziologie in die 
Hände fiel, wurde er dann auch konsequent 
mit affektiver Gemeinschaftsromantik von 
Schlage Tönnies“ „beseelt“. 

Solcherart hatte die „phänomenologi- 
sche Sozialtheorie‘“ die Lebenswelt denn 
auch präpariert, als Jürgen Habermas sich 
aufmachte, die Zivilisation vor ihrer Selbst- 
zerstörung zu erretten. Der Schachzug, mit 
dem er das zu bewerkstelligen versuchte, 
entbehrt nicht der genialen Schlichtheit. Er 
teilt Gesellschaft — und damit den Prozeß 
der Zivilisation, bei Habermas „Rationali- 
sierung“ genannt, einfach in zwei Sphären, 
(21) die zwar ineinander verwoben, aber 
dennoch gegensätzlichen Ursprungs sind: 
Einerseits die „systemischen Imperative“, 
die für die Lebenserhaltung sorgen, und 
darum notwendig rechenhaft und eigenge- 
setzlich-subjektfern funktionieren müssen, 
und andererseits die „kommunikative Le- 
benswelt“, die dem Ganzen „symbolisch 
Sinn verleihe, und die Subjekte erst zu 
„zweckrationalem Handeln“ motivieren 
könne. Die abendländische Rationsalisie- 
rung führt nach Habermas im ersten Fall 
dazu, daß ein ausgeprägtes Netz von Sub- 
systemen zweckrationalen Handelns“ 
(Wirtschaft, Staat) und dazugehörigen 
„Medien“ (Geld, Macht), im zweiten da- 
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für die Möglichkeit eines aufgeklärt-demo- 
kratischen „herrschaftsfreien“ Diskurses 
entsteht. Leider trage es sich nun in der 
Moderne zu, daß „indem die Subsysteme 
Wirtschaft und Staat über die Medien Geld 
und Macht aus einem den Horizont der 
Lebenswelt eingelassenen Institutionensy- 
stem ausdifferenzieren, formal organisier- 
te Handlungsbereiche entstehen, die nicht 
mehr über den Mechanismus der Verstän- 
digung integriert werden ... und zu einer 
Art normfreier Sozialität gerinnen.“ (22) 
Diese normfreie Sozialität erschüttere die 
Grundstrukturen der Lebenswelt, was ihre 
„Kolonialisierung‘ zur Folge habe. Die Le- 
benswelt, als Ort „kommunikativer Ver- 
ständigung“ vertrüge es überhaupt nicht, 
daß ihr die notwendigen Normen abhan- 
den kämen, und reagiere mit „Lebenswelt- 
pathologien“, die sich in Sinnverlust und 
Einsamkeit äußerten — nach heutigem Jar- 
gon: Desintegration. 

Das altbekannte Schema: Hier kalte 
Gesellschaft, System, dort warme Gemein- 
schaft, Lebenswelt, hat sich gründlich mo- 
dernisiert. Mit der Koexistenz von Lebens- 
welt, die in ihrem Bestand bedroht sei und 
unter Artenschutz gestellt wird, und Sy- 
stenimperativ, dessen so-seiende Notwen- 
digkeit über jeden Zweifel erhaben sei, 
aber die Lebenswelt nicht antasten dürfe, 
wirft Habermas den nicht mehr funktiona- 
len Ballast bisheriger deutscher Gemein- 
schaftsmetaphysik ab : Einig mit dieser 
Metaphysik im Beklagen zivilisationsbe- 
dingter Anomien (ohne ihren Grund nen- 
nen zu wollen), schafft er deren negative 
Utopie ab. Statt wie diese als Heilmittel 
eine reaktionär-ständische, im traditionel- 
len Sinne völkisch-mythologische, Rück- 
kehr ins „Goldenene Zeitalter“ zu propa- 
gieren, kann Habermas einen modernen, 
demokratischen Konformismus anbieten. 
Die deutsche Gemeinschaftsideologie der 
zu stärkenden Lebenswelt wird salon- und 
anschlußfähig. 


Artenschutz für die 
„Lebenswelt“ 


Im Puppenstübchen des Exportwelt- 
meisters Deutschland konnte man es sich 
noch während der 80er Jahre - im Gegen- 
satz zu den bereits auf breiter Front dere- 
gulierenden USA - leisten, betulich die 
„Neue Unübersichtlichkeit“ zu beklagen, 
und es mit sogenannter Diskursethik be- 
wenden lassen. Seit nun aber auch hier die 
Krisenlogik des Zerfalls der warentau- 
schenden Gesellschaft wieder sicht- und 
spürbar Gestalt annimmt, Hedonismus der 
gesellschaftlichen Ächtung anheimfällt und 
der Volksstaat seinem Staatsvolk mit Nach- 
druck zu verstehen gibt, daß sein „Schutz- 
versprechen“ (Jacob) dieselbe Opferbereit- 


schaft wie eh und je verlangt, wächst der 
Bedarf an Gemeinschaft und „verbindli- 
cher“ Ethik sprunghaft an. 

Da dürfen sich auch die Vertreter des 
Lebensweltschutzes nicht lumpen lassen. 
Rasch wird die Zivilgesellschaft entsorgt, 
der Kommunitarismus herbeigerufen, und 
Habermas gibt bei Taylor — natürlich zum 
Thema „Multikulturalismus“ — sein Stell- 
dichein. (23) Habermas“ Adept Honneth 
übernimmt dabei den Part, den Kommuni- 
tarismus in Deutschlands Geisteslandschaft 
zu propagieren, und ihm eine „kommuni- 
kationstheoretische“ Variante beizugeben. 
Ein Unterfangen, das sich als schwierig ent- 
puppt: Nicht, daß es am Begriff der Ge- 
meinschaft fehlte, allein es fehlt in 
Deutschland jenes Netz traditionell von- 
einander „kulturdifferentialistisch“ sepa- 
rierter und staatsunabhängiger Gemein- 
schaften, das der „communitarism“ reani- 
mieren möchte. 

Honneths Überraschung, daß „das ka- 
tegoriale Zentrum, was unter Bedingungen 
moderner Gesellschaft unter ‚Gemein- 
schaft‘ verstanden werden kann“, ungeklärt 
blieb, hat also ihren Grund. Da, wie er rich- 
tig feststellt, alte ständische Zuordnungen, 
die einst die Grenzen von Gemeinschaften 
festlegten, längst verflüssigt sind, sucht er 
nach dem Konstruktionsplan „posttraditio- 
naler Gemeinschaften“ — und findet ihn 
auch: Nämlich, daß unter „‚Gemeinschaf- 
ten‘ solche Muster der sozialen Integrati- 
on verstanden werden, innerhalb derer 
sich die Subjekte wechselseitig in ihren 
Leistungen und Fähigkeiten anerkennen 
können.“ (24) 

Dieses Ei des Kolumbus verrät mehr 
über das Nest, aus dem es stammt, als es 
dem Finder lieb sein dürfte. Denn freiwil- 
lig kann das bürgerliche Subjekt bei Strafe 
des eigenen Unterganges kein anderes an- 
erkennen. Dieses andere Subjekt, das ge- 
nau wie das eigene nur durch erfolgreiche 
Realisierung als Tauschwert sich am Le- 
ben erhalten kann, ist prinzipiell Konkur- 
rent, und als solcher Objekt von Ausmer- 
zungswünschen und nicht von Solidarität. 
Nur die unmäßige Last dieser Situation des 
„Jeder Einzelne gegen alle Anderen“ er- 
fordert die widerwillige Einordnung in eine 
Anerkennungsgemeinschaft. Diese Ge- 
meinschaft in Reinkultur ist die des Staats- 
volkes, das der Logik der gebündelten 
Konkurrenz gehorcht: Der Staat ist Garant 
dafür, daß die krisenhaften Folgen der 
Tauschvergesellschaftung wenigstens sei- 
ne ihr Lebensrecht wechselseitig anerken- 
nenden Mitglieder nicht einholen. Ande- 
renfalls massakrierten sich diese gegensei- 
tig- und er muß aufgrund dieser Garantie 
die Mitgliedschaft zur Gemeinschaft limi- 
tieren. Der Staatsbürger selber wiederum 
sehnt sich nach einem unverrückbarem 
Kriterium, das ihm einen Naturrechtsan- 


spruch auf die Garantie des Staates zusi- 
chert. Ein Ein- und Ausschlußkriterium, 
oder anders gesagt: ein Kriterium für An- 
erkennung und Nichtanerkennung wird 
unverzichtbar. Da Staatsbürgerschaft ein 
unsichtbares Merkmal ist, ebenso wie der 
Tauschwertcharakter eines Produktes, be- 
mühte sich das fetischistische Bewußtsein, 
die Staatsvolkszugehörigkeit im äußerlich 
Sichtbaren, in zufälligen Naturgegebenhei- 
ten oder in historischer Mythologie zu fin- 
den: Die Volksgemeinschaft des Dritten 
Reiches war die Konsequenz. Gerade ihr 
so archaisch anmutender, eben völkischer 
Charakter deckt sich mit dem in Deutsch- 
land modellhaft entfalteten, modernen ab- 
strakten Staatsbürgertum, das alle Eier- 
schalen „traditionaler Gemeinschaftlich- 
keit“ abgestreift hat. 

Die fetischistische Substanzialisierung 
der Staatsbürgerschaft, die rassenge- 
schichtlich untermauerte Zugehörigkeit 
aber wird durch die Notwendigkeit zur 
Optimierung des „Volkskörpers“ für die 
Weltmarktkonkurrenz modifiziert. Im NS 
bereits kündigte sich mit der Rede vom 
Gemeinnutz bzw. den Volksschädlingen 
eine neue Stufe des (staats)völkischen Aus- 
schlußmechanismus an: Nicht, daß bei 
Bedarf gern auch die alte Blut-und-Boden- 
Keule geschwungen wird - aber ein flexi- 
bilisiertes völkisches Muster ohne Bluts- 
garantie entspricht der Maßgabe der Ver- 
wertbarkeit erheblich besser. Die „pathi- 
sche Projektion“, die als Konstitutions- 
merkmal des Staatsbürgertums gelten muß, 
weil sie Volk und Anti-Volk halluziniert 
und identifiziert, befreit sich von ihrer hi- 
storischen Substanz und wird zu „frei flot- 
tierender Projektivität“ (Pohrt) (25). Sie 
begeistert sich genauso für die völkische 
Selbstbestimmung der Tibeter und Palästi- 
nenser und zieht doch insgeheim „nützli- 
che‘ Einwanderer den sogenannten Ruß- 
landdeutschen vor, wie jederzeit ökologi- 
scher Verfolgungswahn sich mit Xenopho- 
bie verbinden kann, um ins Pogrom zu kip- 
pen, das hernach wieder mit einer Men- 
schenkette bedauert wird. 

In der Terminologie der wechselnden 
Identitäten schien das bereits wieder, was 
in der „posttraditionalen Gemeinschaft“ als 
Anerkennungsgemeinschaft nach „flottier- 
enden“ Kriterien auf den Punkt gebracht 
ist. Das kulturdifferentialistische Ethikkon- 
zept der Kommunitaristen, dessen Inhalt 
im Gegensatz zu seiner Rigorosität gleich- 
gültig ist, plaudert im Land des Gemein- 
schaftswahns ohne Gemeinschaften —- Erbe 
des Nationalsozialismus — seine raison 
d’etre aus: Eine Volksgemeinschaft neuen 
Typs. 


Uli Krug 
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Die Diskurstheorie reklamiert für 
sich, den Klassifikations- und 
Identitätszwang der Moderne zu 
überwinden. Ihre Haupterrungen- 
schaft die Dekonstruktion, ermög- 
licht ihr tatsächlich Identität als ge- 
sellschaftliches Produkt detailscharf 
zu enthüllen. Letzten Endes bleibt 
diese Dekonstruktion aber konstruk- 
tiv: Der Mythos der Macht, die als 
Ultima Ratio jedes Diskurses er- 
scheint, ist ihr ebenso unüberwind 


Das Kochbuch des postmodernen 


Gourmets 
Zu Judith Butlers Feminismus-Kritik 


licher Fetisch wie dem Identitäts- 
denken die Natur. 

Darüber gelangt auch Judith Butler 
nicht hinaus: Ihre Diskursivierung 
des Geschlechts hilft nicht den 
Identitätszwang aufzuheben, son- 
dern nur diesen Zwang zu 
flexibilisieren. Nicht die Zerstörung 
der Norm interessiert Butler sondern 
die Erringung einer Machtposition 
bei der Zuweisung gesellschaftlich 
vermittelter Identität. 


Die radikale Frauenbewegung in den 
60/70er Jahren bezog sich theoretisch auf 
die bekannte These von Simone de Beau- 
voir: „Man kommt nicht als Frau zur Welt, 
man wird es.“ Diese These stammt aus ih- 
ren Buch „Das andere Geschlecht“, das 
schon Ende der 40iger Jahre entstanden 
war. Mittlerweile ist der Anspruch der 
Frauenbewegungen, politische und gesell- 
schaftliche Gleichberechtigung zu erkämp- 


fen, weitgehendst der Beschwörung einer 
substantiellen „Weiblichkeit“, also der Be- 
tonung von Differenz, gewichen. Ange- 
sichts dieser Tatsache ist es um so bemer- 
kenswerter, daß sich die amerikanische 
Feministin Judith Butler nicht nur wieder 
auf jene These bezieht, sondern darüber- 
hinaus beansprucht, sie mit ihrem dekon- 
struktivistischen Ansatz zu radikalisieren. 
Butler stellt die Unterscheidung zwischen 


Geschlecht („sex“) und Geschlechtsiden- 
tität („gender“) in Frage und will nachwei- 
sen, daß auch Geschlecht ein kulturelles 
Konstrukt ist. Mit dieser These ist sie nicht 
nur in universitären Kreisen, besonders in 
der feministischen Frauenforschung, auf 
breite Resonanz gestoßen. Auch Teile der 
Linken beziehen sich positiv auf Butler und 
ihre dekonstruktivistische Theorie: man 
könne bei Butler „auf Anhieb mehr gute 
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Argumente gegen Identitätspolitik und 
Wir-Konstruktionen finden als in jedem 
‚marxistischen‘ Text“, heißt es z.B. in der 
Nr. 10 der 17° Celsius. Im folgenden sollen 
die Grundzüge von Butlers Theorie darge- 
stellt und kritisiert werden. 

In ihrem Aufsatz, „Variationen zum 
Thema Sex und Geschlecht: Beauvoir, 
Wittig und Foucault“ bezieht sich Butler 
auf die genannte These von Beauvoir. Sie 
stellt sich dabei folgende Frage: wenn bei 
Beauvoir Geschlecht durch Kultur und 
freie Wahl bestimmt wird, welcher Stellen- 
wert würde dann überhaupt noch dem 
„Sex“, d.h. dem anatomischen Geschlecht, 
zukommen? Um dies zu beantworten, müs- 
se man die Unterscheidung zwischen Sex 
und Geschlecht bei Beauvoir rekonstruie- 
ren.(1) 

Beauvoir sagt in ihrer These, ‚‚man wird 
zur Frau“. Dieses „Werden“ interpretiert 
Butler dahingehend, daß ein Geschlecht 
durch Kultur und freie Wahl entsteht. Be- 
auvoir habe sich an diesem Punkt, so But- 
ler, vom cartesianischen Denken befreit, 
welches durch die Gegenüberstellung von 
reinem Denken, Geist, Bewußtsein (‚res 
cogitans“) und reiner Dinghaftigkeit, Kör- 
per, Sein („res extensa“) charakterisiert ist 
und das Butler als Grundlegung der „Ge- 
schlechterbinarität‘ begreift. Denn nach 
der Lesart von Butler bezeichnet Körper- 
identität bei Beauvoir eine Bewegung vom 
natürlichen Körper zum Körper, der eine 
kulturelle Rolle annimmt. Butler nimmt an, 
daß Beauvoir damit das cartesianische 
Konzept des „cogito“ verläßt. Sie trenne 
nicht mehr den Körper vom Geist, sondern 
begreife das Bewußtsein (Geist) als ein in 
und durch den Körper verkörpertes, d.h. 
demnach gebe es weder einen ursprüngli- 
chen, natürlichen Körper an sich noch ein 
außerhalb des Körpers situiertes, transzen- 
dentales Bewußtsein. Daß man ein Ge- 
schlecht, der Beauvoirschen These zufol- 
ge, erst „wird“, bezeichnet nach Butler aber 
keine lineare, zeitliche Progression eines 
Prozesses, da der Ursprung des Geschlech- 
tes nicht zeitlich bestimmbar ist. Da kein 
bestimmbarer Ursprung vorliegt, ist es eine 
gesellschaftliche Norm, die dem Ge- 
schlecht immer schon vorgeschrieben ist. 
Das Geschlecht muß eine für es vorbe- 
stimmte Rolle annehmen, die der Körper 
in der Welt leben muß, es existiert durch 
eine unaufhörliche Bewegung durch den 
eigenen Körper. Die Darstellung des Kör- 
pers paßt sich unbewußt den gesellschaft- 
lich normierten Körperstilen und Ge- 
schlechtsnormen an. Diese gesellschaftli- 
che Norm muß das Geschlecht erfüllen, 
wenn es sich nicht gesellschaftlichen Sank- 
tionen aussetzen will. Ein Geschlecht ‚„‚wer- 
den“ bzw. die Wahl, ein Geschlecht zu 
„werden“ und nach der vorgeschriebenen 
Norm zu leben, impliziert, so Butler, „eine 


Welt von bereits etablierten Körperstilen.“ 


(2) 


Körper als Ort der kulturellen 
Interpretation 


Der Körper als eine materielle Realität 
ist der Ort der kulturellen Interpretation, 
der Austragung eines Wechselspiels zwi- 
schen Kultur und Wahl. Er ist das „Thea- 
ter des Geschlechts“, wo die gesellschaft- 
lichen Geschlechtsnormen zur Aufführung 
kommen. Butler kritisiert den Feminismus 
als politische Institution, weil dieser die 
Möglichkeit ausklammert, gerade durch 
Variation und Vervielfältigung von Körper- 
stilen politisch zu agieren. Diese Kritik ist 
der Hauptschwerpunkt in ihrem Buch „Das 
Unbehagen der Geschlechter“. 

Butler beginnt im Vorwort mit der Fest- 
stellung, daß die Bedeutung der Ge- 
schlechtsidentität immer ein gewisses Ge- 
fühl des Unbehagens hervorrufe. Der Fe- 
minismus scheitere daran, daß die Bildung 
feministischer Identität immer „eine Rei- 
he von Prädikaten wie Farbe, Sexualität, 
Ethnie, Klasse und Gesundheit“ ausarbei- 
te und dann stets ein verlegenes „usw.“ an 
das Ende der Liste von Prädikaten setze. 
Die horizontale Aufzählung der Prädikate 
bezwecke, ein Subjekt in seiner konkreten 
Situiertheit zu umfassen; „doch gelingt es 
dieser Aufzählung niemals, vollständig zu 
sein.“ (3) Der Feminismus stößt an Gren- 
zen, weil er von der Grundkategorie „Frau“ 
ausgeht, wobei sich das Frau-Sein aus der 
allgemein-verbindenden Unterdrückung 
durch das Patriarchat herleitet. Daraus ent- 
wickeln sich Schwierigkeiten in der femi- 
nistischen Zielsetzung, weil das feministi- 
sche Subjekt, das der Feminismus selbst 
hervorgebracht hat, sich weigert, gegen- 
über der konstitutiven Macht die femini- 
stischen Ziele zu repräsentieren. Diesem 
Dilemma könne, so Butler, nur dadurch 
entgangen werden, daß eine Kritik an je- 
nen Identitätskategorien entfaltet werde, 
die von den herrschenden Rechtsstruktu- 
ren erzeugt und verdinglicht werden. Ihre 
zentrale Fragestellung lautet deshalb: 
„Stellt nicht die Konstruktion der Katego- 
rie „Frau(en)“ als kohärentes festes Sub- 
jekt eine unvermeidliche Regulierung und 
Verdinglichung der Geschlechterbeziehung 
dar?“ (4) 

Butler schlägt vor, die Vorstellung von 
einer „weiblichen Identität“ gänzlich fal- 
len zu lassen. Solange man auf der anato- 
mischen Unterscheidung des Geschlechts 
insistiere, bleibt man in einer Binarität stek- 
ken, woraus nach Butler folgt, daß dem 
Konstrukt „Männer“ ausschließlich der 
männliche Körper zukommt wie den „Frau- 
en“ nur der weibliche; diese Konstrukte 
sind aber Produktde der Kultur. Durch die- 


sen wird den Frauen kulturell eine be- 
stimmte Rolle („gender“ als soziales Kon- 
strukt) zugeschrieben. Mit der Unterschei- 
dung von „sex“ und „gender“, so Butler, 
verfalle man wieder in den alten Dualis- 
mus von Natur und Kultur. Deswegen fragt 
sich Butler, was der Begriff Geschlecht 
überhaupt bedeute. Handelt es sich hier 
nicht bloß um eine „natürliche, anatomi- 
sche, durch Hormone und Chromosomen 
bedingte Tatsache?“ (5) Ihre Antwort ist 
klar: die Geschlechter sind keine Naturtat- 
sache, sondern in Wirklichkeit diskursiv 
produziert, von einer Wissenschaft, die im 
Dienst der Macht steht. Das Geschlecht 
(sex) ist immer schon Geschlechteridenti- 
tät (gender) gewesen. Die Geschlechterord- 
nung oder Binarität der Geschlechter ist 
nichts Natürliches, sondern eine normati- 
ve, sprachliche Festlegung, die sich aus der 
Zwangsheterosexualität ableitet. Sexuali- 
tät, im Sinne heterosexueller und phalli- 
scher Kulturkonventionen, ist nach Butler 
immer durch Diskurs und Macht konstru- 
iert. Damit erweise sich das Postulat einer 
normativen Sexualität „vor“, „außerhalb“ 
oder „jenseits“ der Macht als kulturelle 
Unmöglichkeit und politisch unrealisierba- 
rer Traum. Für Butler gibt es keinen Ur- 
sprung des Geschlechts: das wäre in ihren 
Augen ein kausales Denken, während sie 
konsequent unterstellt, daß es keine vor- 
diskursive Welt gibt. Gender oder Ge- 
schlechtsidentität ist eine kulturelle Kon- 
struktion. Der Körper fungiert, dann als 
passives Medium, als Instrument für die 
gesellschaftliche Norm. Die kulturelle 
Konstruktion wirkt nach Butler genauso 
determinierend, wie es in der Formel „Bio- 
logie ist Schicksal“ der Natur zugeschrie- 
ben wird. (6) 


Butlers Umwälzung der 
abendländischen Philosophie 


Mit ihrer Kritik am Feminismus will 
Butler nichts weniger als jene philosophi- 
sche Tradition überwinden, die sie für die 
binäre Konstruktion der Geschlechter ver- 
antwortlich macht. Ob sie damit Descartes 
als einen der Begründer der neuzeitlichen 
Subjektphilosophie, den Existenzialismus 
oder ganz allgemein die traditionelle Phi- 
losophie meint, wird dabei nicht recht klar. 

Die Binarität der Geschlechter hat für 
Butler jedenfalls seine Ursache im westli- 
chen Denken und in der Metaphysik der 
Substanz. Mit ihrer Kritik geht sie auf 
Nietzsches Kritik der Metaphysik der Sub- 
stanz zurück. Jeglicher Anspruch auf Iden- 
tität führe dazu, daß dem Vielfältigen und 
Unausdrückbaren in der Wirklichkeit eine 
falsche Einheit aufgezwungen werde. Was 
bedeutet diese Metaphysik der Substanz für 
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die Kategorie des Geschlechts? Bis heute 
werde in den Gesellschaftswissenschaften 
von Geschlechtsidentität immer in Verbin- 
dung mit einer leiblichen Person gespro- 
chen: dabei werde „nur die weibliche Iden- 
tität ... als solche markiert, während die 
männliche Geschlechtsidentität mit der 
Vorstellung von einer universalen Person 
verschmelze, so daß die Frauen mittels ih- 
res Geschlechtes definiert, die Männer da- 
gegen als Träger einer den Leib überschrei- 
tenden, universalen Perspektive gefeiert 
werden.“ (7) Daraus erwachse die Vorstel- 
lung, daß ein Geschlecht „Frau“ genannt 
wird, was aber die Tatsache verdecke, daß 
die Frau nur in Beziehung zum Mann Frau 
ist. Humanistische Konzeptionen, so But- 
ler, unterstellen dem Subjekt immer eine 
substantielle Person, die mit verschiedenen 
Eigenschaften ausgestattet ist, die sich nach 
der jeweiligen gesellschaftlichen Norm 
richten. Dieses Subjekt, das „Ich“, ist aber 
genauso wie seine „Eigenschaften“ wie 
eben z.B. „Geschlecht“ ein bloßes Kon- 
strukt. Da sich Gesellschaft laufend ver- 
ändert, wandelt sich auch die Geschlechts- 
identität und somit ist Geschlechtsidenti- 
tät nichts substantiell Seiendes. 

Unter dieser Prämisse setzt sich Butler 
im „Unbehagen der Geschlechter“ noch- 
mals mit Simone de Beauvoir auseinander. 
Hier stellt sie darauf ab, daß für Beauvoir 
zwar Geschlechtsidentität eine Konstruk- 
tion sei, doch impliziere ihre These „man 
wird zur Frau gemacht“, einen Handlungs- 
träger, ein cogito, der eine Geschlechts- 
identität übernimmt, d.h. daß es jemanden 
gibt, der für die Tat steht und auch verant- 
wortlich dafür ist. Beauvoir behauptet But- 
ler zufolge, der weibliche Körper sei für 
die Frauen Situation und Instrument der 
Freiheit und nicht eine zu definierende 
Wesensheit. Butler zieht daraus den Schluß 
- anders als in dem Text „Variationen zum 
Thema Sex“ — daß die Analyse von Beau- 
voir durch Leiblichkeit geprägt sei. Damit 
bleibe Beauvoir im cartesianischen Den- 
ken stecken; dieses Denken produziert aber 
die Geschlechterbinarität sowie die Ge- 
schlechterhierarchie. Auch der Existenzia- 
lismus überwinde diese traditionelle Denk- 
weise nicht. 

Butler will diese philosophische Tra- 
dition mit Hilfe der diskurstheoretischen 
Perspektive überwinden. Unter Diskurs 
versteht Butler die „geschichtlich spezifi- 
sche Organisationsform der Sprache“, wo- 
bei aus den Überschneidungen der Diskur- 
se“, verschiedene Modalitäten und diskur- 
sive Möglichkeiten erzeugt werden.“ (8) 
Butler schreibt aber an anderer Stelle, daß 
innerhalb der Diskurse Beziehungen statt- 
finden; Diskurs sei kein einmaliger Akt, 
sondern ein Prozeß, der sich durch Wie- 
derholung zu etwas Neuem entwickele. 
Butler definiert die Geschlechter als 
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sprachliche Konstrukte, deren bewegendes 
Moment die Macht ist, die Machtbezie- 
hung der Diskurse. 

In ihrer Theorie entwirft sie eine Tota- 
lität, in der alles gesellschaftliche Leben 
von der herrschenden Macht konstruiert ist 
und woraus es kein Entrinnen mehr geben 
kann. Möglich ist nur eine Subversion der 
Identität, die sich daraus ergibt, daß eine 
Vielfalt von Identitäten existiert, in die das 
Subjekt schlüpfen kann, und in der auch 
die Geschlechteridentität nur ein momen- 
taner Akt sei. Bei Butler wird die Macht 
dekonstruiert, indem das Subjekt verschie- 
dene Identitäten annimmt. Zwar hatte But- 
ler zuvor das „Ich“ als grammatikalische 
Größe verworfen, sie negiert das Subjekt 
aber nicht in toto. Sie schreibt an anderer 
Stelle, daß das Subjekt zu dekonstruieren 
nicht heiße, es zu verneinen, sondern nur, 
es in Frage zu stellen, um es für eine neue 
„Wieder-Verwendung“ zu öffnen. (9) 


Subversion der Identität 


Das Subjekt verfüge über die Möglich- 
keit, der bestehenden Macht zu entfliehen 
— aber nur, um sich wieder einer neuen 
Macht zu unterwerfen. Durch die Möglich- 
keit der Vervielfältigung der Körperstile, 
durch die ‚„‚Maskerade der Geschlechter“, 
dadurch, daß das Subjekt „politisch“ wird, 
könne die Macht umgestaltet werden. 

Und damit ist Butler wieder da ange- 
langt, wo ihre Kritik einsetzte. Denn daß 
das Subjekt durch Hineinschlüpfen in ver- 
schiedene Identitäten eine Parodie auf das 
„Normale“ vollführt, setzt zwingend vor- 
aus, daß hinter diesen bewußt durchgeführ- 
ten Handlungen, hinter den verschiedenen 
Identitäten, ein „‚cogito“ als Handlungsträ- 
ger steht, der für seine Taten verantwort- 
lich ist. Ihre Theorie ist letztendlich eine 
Subjektivitätstheorie, die sie doch überwin- 
den wollte und für die auch der Existen- 
zialismus steht. Butler stützt sich, wie be- 
reits deutlich werden sollte, zu diesem 
Zweck auf die theoretischen Arbeiten von 
Michel Foucault. Indem nämlich Foucault 
die Analyse objektiver, dem individuellen 
Handeln vorgelagerter Machtstrukturen, in 
den Mittelpunkt rückt, scheint seine Theo- 
rie den radikalen Bruch mit allen „huma- 
nistischen“ Theorien zu verkörpern, die 
vom einzelnen Subjekt ausgehen. Bereits 
Foucaults Machttheorie schlägt aber, wie 
nun gezeigt werden soll, notwendig in eine 
Subjektivitätstheorie zurück. 

Foucault setzt sich historisch mit der 
Machtbeziehung zwischen Individuen und 
Institutionen auf verschiedenen Gebieten 
auseinander. In jeder Gesellschaft werde 
der soziale Körper, so Foucault, von viel- 
fältigen Machtbeziehungen überzogen, 
charakterisiert und konstituiert — und die- 
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se Machtbeziehungen können sich nicht 
auflösen oder sich stabilisieren ohne Dis- 
kurse. Diskurs ist bei Foucault eine sprach- 
liche oder durch Handlungen vollzogene 
Verständigungsform, die den gesellschaft- 
lichen Raum gestaltet. 

Die Macht kann nach Foucault nur an- 
hand ihrer Erscheinung, ihrer Anwen- 
dungsbereiche, ihrer Strategien analysiert 
werden. Die Strategien der Macht sind als 
ein ununterbrochener, kontinuierlicher Pro- 
zeß zu begreifen, der auch das Subjekt 
konstituiert hat. Die materielle Instanz der 
Unterwerfung ist in ihrer subjektkonstitu- 
ierenden Funktion zu erfassen. Foucault 
versucht sich damit von jenen Theorien 
abzusetzen, die von einer Vielfalt von In- 
dividuen ausgehen, die sich dem Staat un- 
terwerfen. Unter Macht versteht er nicht 
nur Staat oder eine Klasse, die die andere 
unterdrückt. „Macht“ — das sind entweder 
Herrschaftsverhältnisse, die als starr, ein- 
seitig verlaufend und unmittelbar gewalt- 
förmig charakterisiert sind oder Machtbe- 
ziehungen, die nicht hierarchisch funktio- 
nieren. Von diesen Machtbeziehungen gibt 
es vielfältige Formen, die im Inneren der 
Gesellschaft existieren, z.B. Familie, päd- 
agogische Institutionen, politische Grup- 
pierungen etc. Macht ist überall, so Fou- 
cault, weil sie von oben nach unten und 
umgekehrt verläuft; sie „funktioniert und 
wird ausgeübt über eine netzförmige Or- 
ganisation“. (10) Die Individuen besetzen 
in dieser Organisation nicht die Maschen, 
sondern sie befinden sich in einer Positi- 
on, wo sie einerseits Macht ausüben, da sie 
Verbindungelemente der Macht sind, wo 
andererseits auf sie Macht ausgeübt wird. 
Diese vielfältigen Machtbeziehungen ma- 
chen einseitige Herrschaftsverhältnisse 
unmöglich. So transformierte sich das Sou- 
veränitätsherrschaftsverhältnis, wo der 
Souverän seine Macht über seine Unterta- 
nen ausübte, indem er über deren Leben 
oder Tod verfügte, zu einer Diziplinar- 
macht, die sich auf den Körper stützt und 
ihre Zugriffe auf das Leben ausrichtet. 


Das Positive der Macht 


Das Entscheidende dabei: „Macht“ ist 
für Foucault ein Positives, und zwar im 
Doppelsinn des Worts. Sie ist zum einen 
etwas selbstverständlich Vorhandenes, et- 
was Gegebenes, das sich nur hinsichtlich 
seines Funktionierens beschreiben, nicht 
aber ursächlich erklären oder kritisieren 
läßt. Foucault kann hier seinen Lehrer Al- 
thusser nicht verleugnen, denn auch dieser 
begreift Ideologie nur funktionalistisch, als 
Institution, die die Individuen zu gesell- 
schaftlichen Subjekten konstituiert. (11) In 
Foucaults historischen Analysen wird des- 
halb erklärtt, wie bestimmte Institutionen 
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und Machtstrukturen sich entwickelt ha- 
ben, welche Faktoren, wie z.B. gesetzliche 
Bestimmungen, Entwicklungen in der Wis- 
senschaft etc., hinzugekommen oder weg- 
gefallen sind. Die Macht als positive Tat- 
sache ist für Foucault aber auch positiv zu 
bewerten: so gibt es in der Macht Struktu- 
ren, die nach zwei Seiten hin aufzulösen 
seien. Foucault hat dies an „unproduktiven“ 
Formen der Sexualität zu veranschaulichen 
versucht: Sie funktionieren nach einem 
„Doppelimpulsmechanismus“ von „Lust 
und Macht“: einerseits gibt es die Lust, 
Macht auszuüben, andererseits „eine Lust, 
die sich daran entzündet, dieser Macht zu 
entrinnen, sie lächerlich zu machen. (12) 

An diesem Punkt schlägt Foucaults 
strukturale Analyse der „Macht“ in Sub- 
jektivismus um. Die totale Unentrinnbar- 
keit der Macht wird von ihm einfach um- 
gemünzt in eine großartige Chance für das 
Subjekt, um besonders intelligente subver- 
sive Strategien im Kleinen zu entwickeln. 
Das Subjekt hat nach Foucault die Wahl, 
sich im Sinne der herrschenden Macht zu 
führen oder sich den Vorgaben bzw. der 
Norm zu entziehen, was dem Subjekt ein 
Potential an Kritik am Bestehenden ermög- 
licht. Um dies zu erreichen, muß sich das 
Subjekt eine gesteigerte politische Sensi- 
bilität aneignen, um aufzuspüren, was für 
die aktuellen Herrschaftsverhältnisse nicht 
mehr hinnehmbar ist. Um diese Sensibili- 
tät zu erreichen, benötige das Subjekt Er- 
fahrung, kein Wissen, das sich durch rei- 
nes Denken konstituiert hat. Um nicht in 
dies reine Denken zu verfallen, brauche das 
Subjekt außerdem Urteilskraft, welche es 
durch Kommunikation und Streit mit an- 
deren, wo es durch deren Vernunft anderer 
korrigiert werde, erlange. 

Butler teilt mit Foucault nicht nur des- 
sen theoretische Grundannahmen. Beide 
stimmen auch darin überein, daß sie eine 
praktische Nutzanwendung ihrer theoreti- 
schen Überlegungen nicht nur in Kauf neh- 
men, sondern auch selbst verfechten. Al- 
lerdings verwahren sich beide dagegen, 
Stellvertreterpolitik zu machen, d.h. den 
Menschen vorzuschreiben, wie sie zu han- 
deln haben, was in ihren Augen die Lin- 
ken tun. Dies stimmt insofern, als ihre 
Analysen kein, wie man so sagt, „fertiges 
Rezept“ anbieten, das nur noch praktisch 
umzusetzen wäre, Butlers Theorie richtet 
sich an den postmodernen Gourmet, dem 
sie lediglich die Zutaten bereitstellt, die 
dieser dann kreativ und phantasievoll zu 
einer Identitätsmahlzeit verrührt und dabei 
je nach Gusto und Laune neue Zutaten und 
Mischungen hinzufügen kann. Butlers 
Theorie liefert damit lediglich die theore- 
tische Verdoppelung eines ohnehin existie- 
renden gesellschaftlichen Zustands. 

Seit dem Übergang zur „fordistischen“ 
Massenproduktion hat das Kapital auch die 


Reproduktions- und Konsumtionssphäre in 
seine Regie genommen. Massenhafte Kon- 
sumtion ist für das Kapital zu einer Über- 
lebensfrage geworden, da erst durch den 
schlußendlichen Absatz der produzierten 
Warenfülle die Verwertung des Werts sich 
realisiert. Damit einher geht die durch Re- 
klame forcierte Propagierung und bestän- 
dige Umwälzung von Moden, Lebenssti- 
len, Leitbildern und Subjekt-Entwürfen, 
die ihrerseits wieder der Bereitschaft der 
umworbenen Subjekte entspricht, sich 
durch souveräne Auswahl aus dem Waren- 
angebot seine höchst eigene, unverwech- 
selbare „Identität“ zusammenzubasteln. 
Bei Butler erfährt diese konsumtionsfreu- 
dige Gesellschaft gewissermaßen ihre theo- 
retische „Veredelung“. Sie affirmiert das, 
was gängige Praxis eines jeden Gesell- 
schaftsmitglieds ist, sich als identisches (im 
Sinne von: unverwechselbares) Subjekt zu 
verstehen, als gewitzten „subversiven“ Akt. 


Pluralismus der Identitäten 


An die Stelle der einen, kohärenten, 
Identität des Subjekts bzw. der binären 
Mann/Frau-Geschlechtsidentität setzt But- 
ler einfach den Pluralismus vieler Identi- 
täten. Damit ist aber weder der Identitäts- 
zwang als solcher noch die Metaphysik der 
Substanz, die Butler kritisieren wollte, im 
Kern angetastet, geschweige denn über- 
wunden. Butler kritisiert, wie gesagt, am 
Feminismus und an der Subjektphiloso- 
phie, daß sie dem Vielfältigen und Unaus- 
drückbaren eine falsche Einheit aufzwin- 
gen, es regulieren und verdinglichen. An- 
gesichts ihrer theoretischen Prämisse, in 
der das Individuum sowieso nur der Inbe- 
griff diskursiver Konstruktion ist, muß es 
aber unklar bleiben, warum diese Einheit 
zwanghaft und falsch sein soll, woher 
plötzlich die Vielfalt kommen und warum 
diese richtig sein soll. Vor allem aber ist 
die von Butler proklamierte Freiheit des 
permanenten Identitätswechsels nicht we- 
niger zwanghaft als die alte, vermeintlich 
feste Subjekt-Identität. Der Identitätswech- 
sel bedeutet für den Einzelnen den Zwang, 
ständig „up to date“ zu sein, im rasanten 
Wechsel der Moden den Anschluß nicht zu 
verpassen. Das Butlersche Subjekt des 
„Identitätspluralismus“ ist der gewaltsam 
auf sich selbst verwiesene, auf sein bloßes 
Subjekt-Sein reduzierte Einzelne. Was ihm 
Butler als großartige und bedeutsame 
Handlungsmöglichkeit zuspricht, ist in 
Wahrheit völlig belanglos und nichtig. Dem 
Subjekt bleibt nichts als die trostlose Wie- 
derholung seiner Identitätsmaskerade. Sei- 
ne Freiheit, die Butler hochhält, entpuppt 
sich als Unfreiheit, die Macht freier Tat- 
handlung als die aus Ohnmacht geborene 
Verzweiflungstat. 


Daß diese Freiheit also notwendig mit 
der Unterwerfung unter den Zwangscha- 
rakter, die „zweite Natur“, der Gesellschaft 
zusammenfällt, verrät Butler selbst, wenn 
sie meint, daß die machtgestützten diskur- 
siven Konstruktionen so determinierend 
wirken, wie es in der Formel „Biologie ist 
Schicksal“ ausgedrückt ist. Aber dies ist 
bei Butler — und darin adaptiert sie Fou- 
cault- nicht kritisch gemeint, sondern ganz 
und gar positiv. Die Macht und ihre Dis- 
kurspraktiken infragezustellen, ist für sie 
ein sinnloses und sogar undenkbares Un- 
terfangen. 

Die Macht als solche ist für Butler eine 
derart selbstverständliche Tatsache, daß sie 
als Ermöglichung und Garantie selbstbe- 
stimmten, freien Handelns erscheint. Der 
Spruch, daß eine jede Veränderung sich im 
Rahmen der bestehenden Verhältnisse zu 
bewegen habe, hat, wenn er von herrschen- 
den Politikern gebracht, immer etwas von 
einer Drohgebärde an sich. Butler hinge- 
gen geht derselbe Spruch völlig freundlich 
und arglos von den Lippen, wenn sie die 
Absicht ihrer theoretischen Arbeit folgen- 
dermaßen charakterisiert: es sei „die ge- 
genwärtige Aufgabe (...) die subversiven 
Möglichkeiten von Sexualität und Identi- 
tät im Rahmen der bestehenden Macht neu 
zu überdenken.“ (13) „Im Rahmen der be- 
stehenden Macht“ — etwas anderes gibt es 
nicht. Butlers Versuch, Natur in den dis- 
kursiven Konstruktionen verschwinden zu 
lassen, ihre restlose „Diskursivierung‘“ der 
Natur, affirmiert die restlose Naturalisie- 
rung der Gesellschaft und damit die zur 
zweiten Natur verdinglichte Gesellschaft. 


Jutta Willutzki 


Anmerkungen: 

1) vgl. Butler, Judith, Variationen zum Thema 
Sex und Geschlecht. Beauvoir, Wittig und Fou- 
cault, in: Gertrud Nunner-Winkler (Hrsg.), Weib- 
liche Moral. Die Kontroverse um geschlechts- 
spezifische Ethik, Frankfurt/M. 1991, S. 57 

2) Butler Judith, Variationen zum Thema ..., S.61 
3) Butler, Judith, Das Unbehagen der Ge- 
schlechter, Frankfurt/M. 1991, S.210 

4) ebenda, S.21 

5) ebenda, S.23 

6) vgl. ebenda, S.25 

7) ebenda, S.27 

8) ebenda, S.212 

9) vgl. Butler, Kontingente Grundlagen: Der 
Feminismus und die Frage der „Postmoderne“, 
in: Der Streit um die Differenz, Feminismus und 
Postmoderne in der Gegenwart, Hrg. Seyla 
Benhabib und andere, Frankfurt/M 1993, S.46 
10) Foucault Michel, Recht der Souveränität/ 
Mechanismus der Diziplin der Macht. Über Se- 
xualität, Wissen und Wahrheit, Berlin 1978, S.82 
11)vgl. dazu bahamas 18, Die wundersame 
Renaissance des Louis Althusser 

12) vgl. Foucault Michel, Der Wille zum Wis- 
sen, Sexualität und Wahrheit 1, Frankfurt /M 
1983, S.61 

13) Butler Judith, Das Unbehagen ..., S.56f 


Bahamas 20 - 1996 


56 


„200 Jahre deutsche Intelligenz 


Niemals in der Menschheitsgeschichte 
hat die gesellschaftliche Intelligenz so frei 
von politischer Ökonomie reflektiert, wie 
es die bürgerliche Intelligenz seit den letz- 
ten fast zweihundert Jahren tut. Sie be- 
schäftigt sich mit Ästhetik, mit Psycholo- 
gie, mit Moral, mit Anthropologie, mit der 
ganzen Palette geisteswissen- 
schaftlicher Disziplinen, Theori- 
en und Erkenntnisstrategien, nur 
nicht mit politischer Ökonomie. 
Sie redet von Kunst, von Wille, 
von Sinnlichkeit, von Phänomen, 
von Existenz, von Kommunika- 
tion, von Diskurs, nur nicht von 
Industrie, Klasse, Konsum, 
Ware, Lohnarbeit und Kapital. 
Ich habe viele Jahre eine Lehrveranstaltung 
an der Universität gemacht und habe im- 
mer gestaunt, wie immun, in einem gutar- 
tigen, gar nicht abwehrenden Sinne immun, 
viele Studenten gegenüber politischer Öko- 
nomie sind, wie sehr sie davon überzeugt 
sind, daß sie mit ihren spezifischen geistes- 
wissenschaftlichen Interessen den Kern 
dessen, was sich zu erkennen lohnt, tref- 
fen. 


Es ist, als lebten sie in einer eigenen 
Welt, die sich vor die reale Welt schiebt, 
und die offenbar nur deshalb so viel Plau- 
sibilität hat, weil sie sich im Diskurs, wie 
man heute sagen würde, zu einer Totalität 
entfaltet, medial veranschaulicht und be- 
bildert, einer Realität sui generis. Selbst da, 
wo die reale Welt einmal ins Blickfeld ge- 
rät, wie das zur Zeit der Studentenbewe- 
gung und danach in den sogenannten Ka- 
pitalkursen zu sein schien, bleibt das In- 
teresse nicht lange daran hängen. Es regt 
sich Überdruß, der bürgerliche Geist wen- 
det sich ab und wendet sich wieder seinen 
wahren Interessen zu, treibt Psychoökono- 
mie statt Ökonomie oder redet vom herr- 
schaftsfreien Diskurs statt vom herrschen- 
den Staat. 


Das heißt natürlich nicht, daß die vor- 
und frühbürgerlichen Intellektuellen poli- 
tische Ökonomie getrieben hätten, aber 
mangels eines gesellschaftsanalytischen 
Vokabulars waren sie gezwungen, in den 
Reflexionen, die sie betrieben, gesell- 
schaftsanalytische Einsichten und gesell- 
schaftsstrategische Absichten zu artikulie- 
ren. Wir können traditionelle Philosophi- 
en lesen als chiffrierte oder auch nicht chif- 
frierte Aussagen über Gesellschaft, ihre 
Verhältnisse, ihre Reproduktionsformen. 
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Von Platons Metaphysik über den Nomi- 
nalismus/Realismus-Streit bis zur Hegel- 
schen Wesenslogik gilt, daß die Philoso- 
phie entgegen ihrem unmittelbaren An- 
schein Gesellschaftstheorie produziert. 
Mittlerweile hat uns das 19. Jahrhun- 
dert ein gesellschaftsanalytisches Vokabu- 


Dieser Aufsatz ist eine in Absprache mit Ulrich Enderwitz 
redaktionell erstellte Fassung eines Vortrages, den dieser 
am 16.3.96 auf einer Veranstaltung der Jour-fixe-Initiative 
frei gehalten hat.Von U. Enderwitz ist zum gleichen Thema 
das Buch Der Konsument als Ideologe, 200 Jahre deutsche 
Inteligenz erschienen. Freiburg 1995 


lar beschert, mit dem wir die Struktur, wie 
man heute sagen würde — Marx hätte ge- 
sagt, die Anatomie der bürgerlichen Ge- 
sellschaft — thematisieren und erkennen 
könnten aber nun, da wir dieses Vokabular 
haben, will niemand etwas davon wissen, 
und wer es trotzdem benutzt, stellt sich 
außerhalb des bürgerlichen Reflexionszu- 
sammenhangs, stellt sich außerhalb der 
Universität, stellt sich außerhalb des soge- 
nannten Diskurses. 


Die Reflexionsmittel, die diesen Dis- 
kurszusammenhang ausmachen, sind nicht 
mehr Transportmittel für gesellschaftstheo- 
retische Erfahrungen, geschweige denn 
gesellschaftstheoretische Überlegungen. 
Sie sind es nur noch in symptomatischer 
Form, unwillkürlich, denn: was sie igno- 
rieren, wogegen sie ihre eigene Welt ent- 
falten, das setzt sich in ihnen als Fehllei- 
stung, als symptomatische Leistung, durch. 
Eben deshalb gibt es in unserer Zeit etwas, 
was es eigentlich in der Menschheitsge- 
schichte vorher nie gegeben hat, nämlich 
Ideologiekritik. Ideologiekritik - durchaus 
parallel zur nicht zufällig auch in unserer 
Zeit entstandenen Psychoanalyse - ist eine 
spezifische Form der Kritik, die versucht, 
Gedankengängen, Texten, die entgegen 
ihrer Oberfläche, entgegen dem Anschein, 
den sie besitzen, anderes verraten — und 
verraten eben im Sinne des bloß Unwill- 
kürlichen, bloß Zufälligen —- zu Leibe zu 
rücken und herauszufinden, was sich da 
verrät und worum es in Wahrheit geht. Die 
Tatsache, daß es Ideologiekritik gibt, ist 
Ausdruck dessen, daß die bürgerliche Re- 
flexion oberflächlich, ihrer ganzen Erschei- 
nung nach, von gesellschaftlichen Interes- 
sen und gesellschaftlichen Analysen nichts 
wissen will. 


Die Abdankung der 
bürgerlichen Intelligenz 
und ihre Folgen 


Der Grund für diesen schon fast 200 
Jahre lang dauernden Zustand ist die Ab- 
dankung der bürgerlichen Intel- 
ligenz als politischer Kraft zu 
Anfang des letzten Jahrhun- 
derts und die Ersetzung der von 
dieser bürgerlichen Intelligenz 
repräsentierten bürgerlichen 
Öffentlichkeit durch den Staat. 


Diese Abdankung nimmt 
aus Gründen, die in der Rück- 
ständigkeit Deutschlands bestehen, hierzu- 
lande eine besonders krasse Form an. Eben 
deshalb ist das, was die bürgerliche Intel- 
ligenz als abgedankte politische Kraft pro- 
duziert, auch in Deutschland besonders 
instruktiv; eine Rekonstruktion dessen, was 
da produziert wird, auch und gerade in der 
Kontinuität, in der es produziert wird und 
in den Etappen, die dabei durchlaufen wer- 
den, kann sehr interessante Aufschlüsse 
über die Entwicklung der kapitalistischen 
Gesellschaft selber geben, weil es sich 
ideologiekritisch, als zu entschlüsselnder 
Reflex eben dieser Entwicklung, themati- 
sieren und verstehen läßt. 


Abgedankt wird die bürgerliche Öffent- 
lichkeit, die bürgerliche Intelligenz, nach- 
dem sie sich in den vorangegangenen 200 
Jahren als unmittelbare Kapitalklientel ent- 
wickelt und in der französischen Revoluti- 
on ihren ersten und letzten Triumph gefei- 
erthat. Sie wird abgedankt, weil, nachdem 
die bürgerliche Klasse, oder kurz gesagt: 
das Kapital, die politische Macht in der 
französischen Revolution errungen hat, 
ihre Klientel, eben die bürgerliche Intelli- 
genz, dem Kapital nicht mehr als die ge- 
eignete Kraft erscheint, die Sozialkonflik- 
te und Klassenkämpfe unter Kontrolle zu 
halten, die im Zuge der ökonomischen 
Entwicklung, die nun das mit politischer 
Macht ausgestattete Kapital nimmt, entste- 
hen. Die bürgerliche Intelligenz scheint im 
Gegenteil eher geeignet, diese Konflikte 
anzuheizen, und deshalb geht das Kapital 
eine Allianz mit dem traditionellen Staat 
ein, entscheidet es sich dafür, die bürgerli- 
che Öffentlichkeit durch den Staat als po- 
litischen Sachwalter zu ersetzen. Solange 
das Kapital die politische Macht noch nicht 
innehat, geriert es sich noch als Sachwal- 
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(er einer gesamtgesellschaftlichen Entwick- 
lungsperspektive, einer Gattungsgeschich- 
te. Es macht sich zum Fürsprecher aller 
Klassen unterhalb der absolutistisch herr- 
schenden Schicht, weil es an die politische 
Macht will und das nur durch einen Soli- 
darpakt mit den anderen Klassen erreichen 
kann. 

In dem Augenblick, wo es die politi- 
sche Macht errungen hat, gibt es diese ge- 
samtgesellschaftliche Perspektive, diese 
gattungsgeschichtliche Fortschrittlichkeit 
auf und braucht deshalb diejenigen nicht 
mehr, die bislang diese Perspektive vertre- 
ten haben, die also Sprachrohr waren für 
die bürgerliche Klasse. 

Was bleibt der mit ihrer universalge- 
schichtlichen Perspektive, ihrer Gattungs- 
fortschrittlichkeit allein gelassenen bürger- 
lichen Intelligenz zu tun? In Deutschland, 
zu Beginn des letzten Jahrhunderts, nimmt 
sie Anstoß am Verrat der eigenen Klasse, 
Anstoß daran, daß diese Klasse mit ihr 
plötzlich nichts mehr im Sinn hat und geht 
auf Distanz zu dem, was sie jetzt als rück- 
sichtslose Abstraktheit und Konkurrenz- 
haftigkeit der eigenen Klasse diagnosti- 
ziert. Sie wird zum Reformer und Erzie- 
her, so wie es paradigmatisch der späte 
Schiller in seinen ästhetischen Briefen zur 
Erziehung des Menschen vorführt. Er dia- 
gnostiziert die bürgerliche Gesellschaft als 
ein abstraktes, konkurrenzhaftes, mecha- 
nistisches Tierreich und setzt dagegen eine 
Erziehung des Menschen, eine ästhetische 
Durchbildung des Menschen, die aus ihm 
mehr macht als den Bewohner dieses Tier- 
reichs und die damit die Bedingung dafür 
schafft, daß andere gesellschaftliche Ver- 
hältnisse, als er sie in der bürgerlichen 
Gesellschaft vorfindet, eintreten können. 

Was er gegen die Abstraktheit und Kon- 
kurrenzhaftigkeit seiner eigenen Klasse 
setzt, ist eine neue sinnliche Konkretheit 
und menschliche Solidarität, eine neue 
Ästhetik. Wenn es gelungen ist, den Men- 
schen durchzubilden, ihn zu einem neuen, 
sinnlich konkreten, humanen, solidarischen 
Wesen zu formen, dann werden sich die 
Verhältnisse ändern. Solange dieses erzie- 
herische Programm, das Schiller dem bür- 
gerlichen Intellektuellen ans Herz legt, aber 
noch nicht verwirklicht ist, werden und 
müssen die Verhältnisse so bleiben, wie sie 
sind. Auch und vor allem diejenige Instanz, 
die dafür sorgt, daß das Tierreich nicht ins 
Chaos gestürzt wird, daß ein Minimum an 
Ordnung und an Zusammenhang bestehen 
bleibt, nämlich das, was Schiller den Not- 
staat nennt— womit er eben den Staat meint 
- muß erhalten bleiben. Schillers Konzept 
ist also: die Verhältnisse sind, wie sie sind, 
chaotisch, tierhaft, konkurrenzhaft, ab- 
strakt. Es braucht einen Zuchtmeister, den 
Notstaat, der für Ordnung sorgt. Die Ver- 
hältnisse selber lassen sich aber nicht än- 


dern, solange nicht der Mensch ein ande- 
rer geworden ist, und Aufgabe des bürger- 
lichen Intellektuellen istes, den Menschen 
zu ändern. 

Das ist ein Teufelskreis. Hier soll unter 
dem Stichwort der Ästhetik, der ästheti- 
schen Bildung, eine neue Lebensform her- 
beigeführt werden, die dann neue Verhält- 
nisse schafft, aber solange sie nicht her- 
beigeführt ist, bleiben die Verhältnisse so, 
wie sie sind. Wenn sie so bleiben, wie sie 
sind, dann fragt sich: wie soll eigentlich 
der neue Mensch herbeigeführt werden? 
Wie soll dieses Bildungskonzept in einer 
von Abstraktheit und Konkurrenzhaftigkeit 
bestimmten bürgerlichen Gesellschaft 
funktionieren? 

Dieser Teufelskreis ist Ausdruck der 
Zweideutigkeit derer, die das ästhetische 
Reformprogramm ä la Schiller propagie- 
ren, eben der bürgerlichen Intelligenz. Sie 
hat als politische Kraft abgedankt, durch 
den traditionellen Staat ersetzt, aber sie ist 
—und das macht ihre Zweideutigkeit aus — 
nach wie vor Kapitalklientel. Sie ist der 
ökonomische Hauptnutznießer der kapita- 
listischen Entwicklung des 19. Jahrhun- 
derts. Über Renten, über Gehälter, über 
Leibrenten, über Grundrente ist sie der 
Hauptempfänger dessen, was die Segnun- 
gen der kapitalistischen Entwicklung zu- 
gänglich macht und was eine konsumtive 
Existenz über der Sphäre der unmittelba- 
ren gesellschaftlichen Reproduktion er- 
möglicht. Insofern sie ökonomischer 
Hauptnutznießer dieser Entwicklung ist, 
bleibt sie natürlich auch an die Verhältnis- 
se, die sie ästhetisch überwinden will, de- 
nen sie ihre modifizierte Gattungsge- 
schichtlichkeit entgegenhält, gebunden. 
Mehr noch: das, was sie den Verhältnissen 
als ästhetisches Programm entgegensetzt, 
ist vielleicht nur der Reflex, der Wider- 
schein dieser ihrer Existenz in einer Ge- 
sellschaft, in der sie politisch nichts mehr 
zu bestellen hat, von der sie aber gleich- 
zeitig ökonomisch wesentlich profitiert. In 
dieser Doppeldeutigkeit formiert sie sich 
als das, was bis in unser Jahrhundert hin- 
ein bekannt ist, als Bildungsbürgertum. 


Schopenhauers Reaktion 
auf die Politisierung des 
ästhetischen 
Reformkonzepts 


Die Distanzierung von der Abstraktheit 
und Konkurrenzhaftigkeit der bürgerlichen 
Klasse, der bürgerlichen Gesellschaft, ist 
bei einem anderen Philosophen des 19. 
Jahrhunderts, bei Schopenhauer, sogar 
noch extremer. Schopenhauer ist kein äs- 
thetischer Reformpolitiker mehr, wie das 
noch Schiller meinte sein zu können. Scho- 


penhauer kündigt der bürgerlichen Gesell- 
schaft und seiner eigenen Klasse den 
Dienst auf. Für ihn ist die'bürgerliche Ge- 
sellschaft das Reich der miteinander im 
Streit liegenden Willen bzw. das Reich des 
einen Willens, der in Raum und Zeit her- 
abgefallen, intausend Körper zersprungen 
ist und sich nun gegenseitig bekämpft, in 
der Hoffnung, auf diese Weise sich als 
Totalität wieder herstellen zu können, mit 
dem Resultat, daß er eben diesen Kampf 
ad infinitum fortsetzen muß, weil er stän- 
dig die Entzweiung reproduziert, die er 
aufheben will. 

Das ist das Bild, das Schopenhauer von 
der bürgerlichen Gesellschaft entwirft. Er 
kennt‘aber nun eine zweite Instanz: das ist 
der Verstand, der Geist, die Intelligenz, und 
diese ist dem Reich der wollenden Leiber, 
oder der als Leib erscheinenden Willen 
dienstbar. Sie ist als Verstand ein Mittel im 
Kampf der Willen gegeneinander. Wenn sie 
kein dienstbares Mittel sein will, dann kann 
sie sich aus diesem Reich der gegeneinan- 
der kämpfenden Willen nur herausmogeln, 
wenn sie ästhetisch zu diesem Reich auf 
Distanz geht, dieses Reich in die ästheti- 
sche Ferne bannt und auf diese Weise zeit- 
weilig auch Befreiung davon erlangt. In- 
dem sie diese Welt anschaut, tritt sie aus 
ihr heraus und tritt ihr gegenüber und ist 
insofern zeitweilig frei: Nur zeitweilig ist 
diese Befreiung, weil der Geist gebunden 
bleibt an den verkörperten Willen, an den 
Leib und insofern auch immer wieder zu- 
rückfällt in den Kampf. Die einzige echte 
Befreiung besteht nach Schopenhauer eben 
darin, daß der Verstand den Willen ver- 
neint, daß er tatsächlich seine Dienstboten- 
tätigkeit aufkündigt und das heißt de fac- 
to: sich selber vernichtet, denn ohne Leib 
ist er nichts. Das Nirwana, das der Geist 


“anstreben kann, ist die letzte und wahrste 


Befreiung von einem Zusammenhang der 
kämpfenden Willen, von dem der Geist 
nichts mehr wissen will, von dem er sich 
distanzieren möchte. Individueller Eskapis- 
mus - das ist für Schopenhauer die Lösung 
für den Geist, für die bürgerliche Intelli- 
genz. Der einzige Weg, der ihr bleibt, ist, 
daß sie sich selber zerstört, daß sie sich 
zugrunde richtet. Nur so kann sie aus dem 
Zusammenhang von Dienstbarkeit, die sie 
nicht will und vom Immer-Wieder-Einge- 
fangen-Werden, das sie auch nicht will, 
herauskommen. 

Ideologiekritisch gesehen heißt die 
Botschaft von Schopenhauer, daß das bür- 
gerliche Tierreich, das Reich der streiten- 
den Willen, total ist, daß es keine Instanz 
dagegen gibt. In gewisser Weise ist das eine 
Verklärung des bürgerlichen Tierreichs: Es 
gibt nichts, was aus ihm herausführt und 
das Einzige, was herausführt, ist die Selbst- 
verneinung, das Nichts, ist die Selbstver- 
nichtung, die absolute Dysfunktionalisie- 
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rung der Intelligenz selber; insofern leistet 
Schopenhauer einen sehr nützlichen ideo- 
logischen Beitrag zum Bestand dieses Tier- 
reichs, das er angreift. 

Wie kommt Schopenhauer zu diesem 
quietistischen Pessimismus? Er reagiert 
damit auf eine linksliberale Intelligenz, die 
unter dem Eindruck der wachsenden so- 
zialen Gegensätze des 19. Jahrhunderts das 
Schillersche Reformkonzept politisiert. 
Das ästhetische Reformkonzept wird un- 
ter dem Stichwort des Materialismus in ein 
Programm zur Parteinahme für die ausge- 
beuteten unteren Schichten, zur Hebung 
der Lebensbedingungen dieser Schichten, 
umfunktioniert - man denke dabei an die 
Theoretiker nach dem Vormärz oder an die 
Nachfolger der Saint-Simonisten und was 
es sonst noch an frühsozialistischen oder 
linksliberalen Bewegungen gab. Schopen- 
hauer attackiert aber gerade den Glauben, 
daß es irgendeine ethische Haltung gäbe, 
die einen über den eigenen Interessenstand- 
punkt hinausführte und eine Möglichkeit 
der Parteinahme für andere eröffnete. Da- 
von will Schopenhauer nichts wissen: für 
ihn gibt es entweder nur den Verstand — 
und der ist egoistisch, weil er dem eigenen 
Leib, den eigenen körperlichen, materia- 
len Interessen dienstbar ist — oder die ab- 
solute Verneinung — und diese ist, wenn 
man so will, auch egoistisch, weil sie durch 
Selbstzerstörung oder durch individuellen 
Eskapismus sich herausmogelt aus dem Zu- 
sammenhang. Ein Drittes gibt es für ihn 
nicht und soll es nicht geben, nämlich die 
ethische, moralische Parteinahme für ir- 
gend etwas. Aber genau das ist es ja, wor- 
an die linksliberalen oder frühsozialisti- 
schen Theoretiker glauben: daß es ein stell- 
vertretendes Eintreten, eine Parteinahme 
für die gesellschaftlichen Gruppen, die 
Hauptopfer der kapitalistischen Entwick- 
lung sind, gäbe. 

Vielleicht müßte sich Schopenhauer vor 
diesem Materialismus auch gar nicht so 
sehr fürchten, müßte gar nicht so großar- 
tig seine Theorie vom kämpfenden Willen 
entfalten. Nehmen wir den vielleicht be- 
kanntesten Vertreter dieser Richtung, zu- 
mindest in Deutschland, nämlich Feuer- 
bach, dann sehen wir, daß dieser Materia- 
lismus gegen die kapitalistische Abstrakt- 
heit und konkurrenzgesellschaftliche Ag- 
gressivität eine sinnliche Konkretheit, eine 
kontemplative Humanität vertritt, der 
schon Marx den Vorwurf gemacht hat, daß 
sie von Arbeit nichts wissen will und daß 
sie im Wesentlichen eine passive Genuß- 
haltung gegenüber der Welt sei, daß das 
einzige, was sie vom Hedonismus unter- 
scheidet, das Insistieren auf Simplizität, auf 
leiblicher Bescheidung ist. Was Feuerbach 
predigt, ist, daß man sich der Welt freuen 
soll, daß man sie genießen soll, daß man 
die Sinne gebrauchen soll, daß man in der 
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Welt sich als in der einzig vorhandenen 
einrichten soll, kurz: was er predigt, isteine 
Form der Konsumtion, der passiven Ver- 
söhnung mit der Welt, ist eigentlich nur das 
bürgerliche Dasein, das diese Rentiers- 
schicht des 19. Jahrhunderts, diese bürger- 
liche Intelligenz, dank ihrer ökonomischen 
Gutgestelltheit tatsächlich führt. 

Darin liegt nun aber tatsächlich ein 
objektives Moment von Zynismus. Feuer- 
bach will Partei für die Ausgebeuteten er- 
greifen und preist ihnen das Leben derer 
an, die ihr gutes Leben auf die Ausbeutung 
eben dieser Schichten gründen. Feuerbach 
erhebt zu einem gesellschaftlichen Ideal, 
was doch nur ein Ausfluß der kapitalisti- 
schen Entwicklung ist, gegen die er dieses 
Ideal geltend macht. Der objektive Zynis- 
mus der Feuerbachschen Reformvorstel- 
lungen wird vielleicht nicht zuletzt sym- 
ptomatisch daran deutlich, daß sich die 
ganze Gesellschaftskritik bei Feuerbach 
letztendlich auf Religionskritik reduziert. 
Warum? Feuerbach wirft der Religion ihre 
Jenseitigkeit und Abstraktheit vor, wirft ihr 
vor, daß sie die Welt als im Dienste eines 
höheren Zwecks stehend betrachte, nicht 
so nehme, wie sie sei, nicht als sinnliche 
Totalität und Konkretheit, sondern sie auf 
etwas beziehe, was als Negation dieser 
Welt erscheine. Genau dieses Moment hat 
aber die Religion mit dem Kapital gemein- 
sam, denn auch das Kapital betrachtet die 
Welt nicht in ihrer unmittelbaren Sinnlich- 
keit und Konkretheit, sondern bezieht sie 
auf einen höheren Zweck, nämlich auf den 
der Verwertung. Die Erscheinungen, also 
das, worum es den ästhetischen Reformern 
bis hin zu den Sozialreformern geht: Er- 
scheinungen, an denen man sich delektie- 
ren, auf die man sich ästhetisch beziehen, 
mit denen man konsumtiv Umgang pfle- 
gen kann, sind für die Religion und für das 
Kapital Durchgangsmomente, nichts posi- 
tiv und unmittelbar Geltendes. Feuerbach 
stört an der Religion, daß sie ans Kapital 
erinnert. Mit der Religion will er zugleich 
jede Form der Transzendenz und Durch- 
dringung der Verhältnisse aus der Welt 
schaffen, er will alle Gesellschaftsmitglie- 
der darauf vereidigen, zumindest ideolo- 
gisch nur diese Unmittelbarkeit, diese Po- 
sitivität im Blick zu behalten und die Pro- 
zesse, die dahinter ablaufen und von der 
diese Unmittelbarkeit doch in Wahrheit nur 
ein Abfallprodukt, ein Resultat ist, aus dem 
Blickfeld schaffen. So gesehen ist Feuer- 
bach, auch wenn er das subjektiv, seinem 
eigenen Bewußtsein nach, gar nicht ist, 
objektiv ein Zyniker und ein Ideologe. 

Daß diese sich selber den Begriff ver- 
schlagende Sozialkritik, die Feuerbach 
praktiziert, im Zeitalter der sich zuspitzen- 
den Klassenkämpfe nicht verfangen kann, 
liegt auf der Hand. Gegen den Feuerbach- 
schen Versuch, die konsumtiv-kontempla- 


tive bildungsbürgerliche Existenz als Vor- 
bild hinzustellen, schlägt die sozialistische 
Theorie, schlägt das Proletariat in den 
Klassenkämpfen der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts das Bürgertum zunehmend 
als Nutznießer und Schmarotzer des Kapi- 
tals eben diesem Kapital zu. Das, was das 
Bildungsbürgertum seit Anfang des Jahr- 
hunderts erreichen will — nämlich die Sug- 
gestion einer kritischen Distanz zur bür- 
gerlichen Gesellschaft zu behaupten und 
eine ästhetische Lebensform zu propagie- 
ren, die für sich in Anspruch nimmt, eine 
Alternative zur bestehenden bürgerlichen 
Gesellschaft zu sein - das wird im Zeital- 
ter der sich zuspitzenden Klassenkämpfe 
als Unwahrheit durchschaut und das Bil- 
dungsbürgertum fällt auf die Seite des Ka- 
pitals, dessen Klientel es ja auch tatsäch- 
lich ist. 


Nietzsches Affirmation 
der bildungsbürgerlichen 
Konsumentenexistenz 


Das ist genau der Punkt, an dem jemand 
wie Nietzsche ins Spiel kommt. Er reagiert 
auf diese Zuordnung des Bildungsbürger- 
tums zur Kapitalseite mit dem affirmati- 
ven Bekenntnis zur Nutznießerrolle dieser 
bildungsbürgerlichen konsumtiven 
Schicht. Nietzsche bringt aber den Zynis- 
mus nicht auf, einfach zu sagen: Wir ha- 
ben Glück gehabt, wir sind die Rentiers, 
wir sind wesentlich damit befaßt, die 
Reichtümer zu konsumieren, die das Ka- 
pital mit seinen perfektionierten Ausbeu- 
tungspraktiken schafft. Diesen Zynismus, 
der objektiv darin steckt, daß er sich zu 
dieser Nutznießerrolle bekennt, verbrämt 
er mithilfe einer Geschichtstheorie. Er le- 
gitimiert die konsumtive Rolle des Bil- 
dungsbürgertums durch die Konstruktion 
einer Herrenrasse, die die ganze Mensch- 
heitsentwicklung nicht als eine Geschich- 
te der Klassenkämpfe, wohl aber als die 
einer Zweiteilung der Gesellschaft in Her- 
ren und Sklaven, Aristokraten und Gemei- 
ne begreift und die die Herrenrasse zum 
Subjekt eines sozialdarwinistischen Bil- 
dungsromans erklärt. In die Tradition die- 
ser Herrenrasse, die Subjekt dieses Bil- 
dungsromans bzw. der Menschheitsge- 
schichte ist, stellt er nun das konsumtive 
Bildungsbürgertum seiner Zeit. Zuerst, in 
der Antike, ist diese überlegene Gruppe der 
Gesellschaft eine naiv drauflosschlagende 
Herrenschicht, die Aristokratie. Diese geht 
dann aus Gründen, die bei Nietzsche nicht 
ganz klar werden, in sich, geht in die Re- 
flexion, wird weich und zieht sich Tugen- 
den, speziell christliche, zu. Sie legt ihre 
alte affirmative, drauflosschlägerische Sei- 
te ab und wird zu einer grüblerischen, vom 
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Cewissen gepeinigten, von Solidaritäts- 
empfindungen heimgesuchten Gruppe, die 
dann speziell in der christlichen Entwick- 
lung die Oberschicht darstellt. Dies ist für 
Nietzsche die Krise dieses historischen 
Subjekts. Wenn es jedoch diese Krise über- 
wunden hat - und Nietzsche ist guten Mu- 
tes, daß die Aristokratie diese Krise über- 
winden wird - dann wird sie als neue, kon- 
sumtive Aristokratie, also eigentlich als die 
Schicht der Nietzscheschen Zeit, wieder 
strahlend emporsteigen und wird ihre alte 
herrische Position in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft wieder einnehmen. Durch ihre 
Krise hindurch hat sich die Aristokratie 
erneuert und sich im Wortsinne raffiniert: 
Sie hat sich neue Techniken der Herrschaft, 
der Ranküne, der Auseinandersetzung, 
neue Spielformen des Sich-Behauptens 
angeeignet, die nun ihr Leben noch viel 
strahlender und viel großartiger machen. 
Aus der fundamentalen Krise geht der za- 
rathustrische neue Mensch hervor, der aber 
nichts anderes ist, als ein verklärter Reprä- 
sentant der bildungsbürgerlichen Schicht. 
Als dieses auf den höchsten Stand evolu- 
tionierte biologische Telos des menschli- 
chen Geschlechts ist die neue Konsumari- 
stokratie legitimer Empfänger der materia- 
len Segnungen der industriekapitalistischen 
Gesellschaft, die sie für ihren virtuosen äs- 
(hetischen Lebensstil nutzt, der nun aller- 
dings nicht mehr wie bei Schiller Vorbild- 
[unktion, sondern nur noch Vorzeigefunk- 
Lion hat. Er soll ja nicht mehr wie bei Schil- 
ler irgendwann die Menschheit insgesamt 
verändern, neu schaffen, neu bestimmen, 
listhetisch umbilden, sondern er ist Sache 
einer bestimmten Schicht, für die die Ge- 
sellschaft da ist, für deren aufwendigen und 
virtuosen Lebensstil die Gesellschaft ei- 
gentlich arbeitet. Auf die Seite der Gesell- 
schaft, die dieser Schicht zuarbeitet, ihr 
ihren Lebensstil ermöglicht — und das ist 
das Besondere, sozusagen das Klassen- 
kämpferische an Nietzsche - fallen sowohl 
die Arbeiter als auch die Kapitalisten. 
Nietzsche wird nicht müde, gegen die Pfef- 
fersäcke und Krämerseelen zu Felde zu 
ziehen, und das hat ihm völlig ungerecht- 
fertigterweise den Ruf eines Gesellschafts- 
kritikers, eines Quasisozialisten eingetra- 
gen. 
Was ermöglicht aber nun diese Verkeh- 
rung der tatsächlichen Verhältnisse, in der 
das Kapital nur ein Faktotum ist für die 
höhere Lebensform dieser Konsumaristo- 
kratie, die als eigentliches historisches Sub- 
Jekt erscheint und der das Kapital zu Dien- 
sten ist, damit sie so leben kann, wie es ihr 
zusteht? Es gibt drei Gründe dafür, daß 
Nietzsche diese merkwürdige Perspekti- 
venverschiebung vornehmen kann. Der 
erste ist ein psychologisches Moment. Für 


das Bildungsbürgertum, das seine alterna- . 


tive Lebensform gegen die Tatsächlichkeit 


der bürgerlichen Gesellschaft hochhält, ist 
die kritische Distanz zu ihr unerläßlich, der 
Anspruch, etwas zu zelebrieren, etwas zu 
tun, was in kritischer Distanz steht zur Tat- 
sächlichkeit der bürgerlichen Gesellschaft. 
Nietzsches geschichtsphilosophische Kon- 
struktion, in der das Kapital, also die ei- 
gentliche Substanz, von der das Bildungs- 
bürgertum zehrt, zu dessen Faktotum her- 
abgesetzt wird, muß deshalb auf das nutz- 
nießende Bildungsbürgertum einen unwi- 
derstehlichen Reiz ausüben: Sie ermöglicht 
es der bürgerlichen Intelligenz, ihre mit den 
Insignien ästhetischer Virtuosität und ari- 
stokratischer Genußfähigkeit versehene 
Konsumentenexistenz zu’ verknüpfen mit 
der schmeichelhaften Illusion, nicht nur 
ihre Rolle als kritische Distanz zur Gesell- 
schaft behauptende Schicht zu wahren, 
sondern diese Distanz als noch tiefere und 
radikalere Kritik gegen die sozialistische 
geltend zu machen. 


Zum anderen ist die zweite Hälfte des 
19. Jahrhunderts, in der Nietzsche seine 
Philosophie ausarbeitet, genau jene Zeit, 
in der in Deutschland der Staat eine ganz 
eigene Kraft wird, eine über den Klassen 
stehende Souveränität und Eigenständig- 
keit gewinnt, die ihm tatsächlich den An- 
schein verleiht, als sei er das gesellschaft- 
liche Telos, das gesellschaftliche Subjekt, 
für das die übrige Gesellschaft da sei. So- 
sehr Nietzsche einerseits gegen den preu- 
ßBischen Staat polemisiert, sosehr kann er 
andererseits am preußischen Staat und an 
seiner Gesellschaftsüberhobenheit sich das 
Beispiel nehmen für das, was er seiner 
Konsumaristokratie konzedieren möchte, 
nämlich, daß sie eine über der Gesellschaft, 
die für sie da ist, stehende Macht ist. Die 
Konsumaristokratie wird in gewisser Wei- 
se abgebildet auf den tatsächlich bestehen- 
den preußischen oder dann deutschen Staat, 
der so tut, als wäre er der Herr der Ge- 
schichte und der Herr der Gesellschaft, auf 
den diese in ihren Abläufen bezogen bleibt. 


Das Dritte und vielleicht Wichtigste ist 
ein ökonomisches Moment, das Nietzsche 
die erwähnte Verkehrung ermöglicht. Im 
Zuge der kapitalistischen Entwicklung des 
19. Jahrhunderts kommt es zu einer immer 
größeren, immer massiveren Produktion 
von Wert in Gestalt von Konsumgütern. 
Gleichzeitig wird der Wert, der in Form von 
Lohn an diejenigen, welche diese Konsum- 
güter produzieren, ausbezahlt wird, durch 
die extensiven und intensiven Ausbeu- 
tungstechniken, die das 19. Jahrhundert 
charakterisieren, immer geringer, was mas- 
senhafte Pauperisierung zur Folge hat. Die 
Schere zwischen der vorhandenen Kauf- 
kraft und dem, was tatsächlich produziert 
wird, wird auf der direkten Ebene von Pro- 
duzenten und Kapital immer größer. Eben 


deshalb kommt im 19. Jahrhundert der 
quasi außenstehenden, durch Renten do- 
tierten, bildungsbürgerlichen Schicht eine 
immer größere Rolle in der Wertrealisie- 
rung zu, also im Kauf der produzierten 
Güter und in ihrer Rückverwandlung in 
Wert, der wiederum als Kapital verwend- 
bar ist. Das Bildungsbürgertum muß, was 
die Konsumtion angeht, die Lücke füllen, 
die dadurch entsteht, daß die Arbeiter zu- 
wenig Lohn bekommen, um die von ihnen 
produzierten Güter kaufen zu können. Das 
ist der Grund, warum das 19. Jahrhundert 
im sogenannten Fin de siecle endet, also 
in einer Luxusgesellschaft, in der auf den 
oberen Etagen ungeheuer konsumiert wird 
und in der die Gesellschaft insgesamt zu- 
geschnitten scheint auf den Konsum die- 
ser oberen Etagen. Eine Spätfolge dieses 
Phänomens besteht darin, daß bis heute die 
Antiquitätengeschäfte überquellen von den 
merkwürdigen Konsumgütern, die für das 
Fin de siecle-Bildungsbürgertum produ- 
ziert wurden, um die Kluft zu schließen, 
die durch die spezifischen Ausbeutungs- 
praktiken des 19. Jahrhunderts aufgerissen 
wurde. 


Das Ende des 
Erscheinungskults und 
Husserls Phänomenologie 


Tatsächlich aber läßt sich durch eine 
Hebung des Luxuskonsums die Schere, die 
sich durch die ungeheure Steigerung der 
Produktivität und durch die gleichzeitige 
absolute Verarmung der arbeitenden 
Schichten öffnet, nicht schließen. Deshalb 
kommt es Ende des 19. Jahrhunderts zu 
einer vom Staat vorangetriebenen Entwick- 
lung, in der versucht wird, durch sozial- 
und steuerpolitische Maßnahmen, durch 
die Zulassung von Gewerkschaften, durch 
regulierte Klassenkämpfe etc. eine gewis- 
se Umverteilung vorzunehmen, um die 
Kluft zwischen dem, was die arbeitenden 
Schichten produzieren und dem, was sie 
dafür bekommen, so weit zu schließen, daß 
tatsächlich ein bestimmtes Quantum Kauf- 
kraft erhalten bleibt und das, was die Pro- 
duktivität hervortreibt, auch auf dem Markt 
unterzubringen ist. Diese Sozialstrategien, 
die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts und dann in das 20. Jahrhundert hin- 
ein verfolgt werden, führen zu der Erset- 
zung der Klassenkampfgesellschaft des 19. 
Jahrhunderts zu einer - mit allem Vorbe- 
halt gesagt — Massenkonsumgesellschaft 
des 20. Jahrhunderts, einer Gesellschaft, 
in der eine Umverteilung mit hilfe des Staa- 
tes soweit statthat, daß diejenigen, die pro- 
duzieren, auch wesentlich daran beteiligt 


‚sind, daß die ungeheuren Quanten, die da 


produziert werden, in ihrem Wert realisiert 
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und das heißt letztlich konsumiert werden 
können. 


Dieser Fortgang zur Massenkonsumge- 
sellschaft bedeutet eine radikale Entwer- 
tung des bis dahin von der bildungsbürger- 
lichen Schicht gepflegten konsumtiven 
Erscheinungskultes, eine radikale Entwer- 
tung des Pochens auf eine alternative, äs- 
thetische Lebensform mit dem ganzen ma- 
terialen Fundament, das diese ästhetische 
Lebensform von Anfang an hat und das die 
Schicht, die diese ästhetische Lebensform 
praktiziert, als die Hauptnutznießerin der 
kapitalistischen Entwicklung ausweist. Der 
Erscheinungskult wird nicht etwa deshalb 
entwertet, weil das, was vorher Privileg der 
bildungsbürgerlichen Schichten war, eine 
Massenerscheinung wird. Er ist nicht des- 
halb entwertet, weil die Bildungsbürger 
sich jetzt deklassiert fühlen, denn es set- 
zen sofort wieder neue Differenzierungen 
ein, die es ihnen ermöglichen, trotzdem das 
Gefühl zu haben, etwas eigenes zu sein und 
ihren besonderen Status aufrechterhalten 
zu können. Der Erscheinungskult ist des- 
halb entwertet, weil im Zuge dieser Her- 
ausbildung einer Massenkonsumgesell- 
schaft die Suggestion der unmittelbaren 
Erscheinung, der ästhetischen Unmittelbar- 
keit nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. In- 
dem das Kapital massenhaft industriell pro- 
duziert, zeigt es die Erscheinungen als das, 
was sie wirklich sind, nämlich bloße 
Durchgangsmomente der Verwertung. Es 
löst sie als Erscheinungen auf, es zeigt, daß 
sie vermittelt sind und daß sie eigentlich 
nur kurze Momente sind in einem Prozeß, 
in dem ihre Erscheinungsqualität eben nur 
Schein ist. 


Angesichts der Massenhaftigkeit des- 
sen, was produziert und konsumiert wird, 
müssen die Menschen erkennen, daß sie 
Wertrealisierer sind, die als Konsumenten 
nicht etwa ein unmittelbares Verhältnis zu 
Erscheinungen, zu Gegenständen haben, 
sondern daß sie die Arbeit der Vernichtung 
von Erscheinungen leisten, zum Zwecke 
der Realisierung des Werts, der in den Er- 
scheinungen steckt. Was das 19. Jahrhun- 
dert oder die Bildungsbürgerschicht sich 
noch gar nicht vorstellen konnte, ist eine 
für unser Jahrhundert maßgebende und 
prägende Erfahrung: daß das, was da vor 
uns ist, keine unmittelbare Erscheinung, 
sondern ein Gesetztes ist, das wir vernich- 
ten müssen, damit seine Gesetztheit deut- 
lich und der Wert dahinter sichtbar wird, 
der es ausmacht und der es gesetzt hat. Das 
ist der eigentliche Entwertungseffekt, der 
hier greift. Der für das 19. Jahrhundert so 
entscheidende Kult der unmittelbaren Er- 
scheinung läßt sich nicht mehr aufrechter- 
halten angesichts der Art, wie das Kapital 
durch die Erscheinung hindurch sich nun 
direkt und erkennbar reproduziert. 
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Das ist die Stunde der Phänomenolo- 
gie und ihres zutiefst halluzinatorischen 
Duktus. Husserls Devise lautet: zurück zu 
den Sachen selbst. Weg von Empirismus, 
Psychologismus, Subjektivismus, weg von 
der Zeug- und Gebrauchshaltung gegen- 
über den Dingen, um Heidegger vorweg- 
zunehmen, hin zum objektiven Gehalt der 
Phänomene. Gegen die von keinem Er- 
scheinungskult mehr zu leugnende Benut- 
zung der Dinge durch die äußerliche Ka- 
pitalrücksicht macht Husserl in einem hal- 
luzinatorischen Gestus sozusagen ein Ge- 
genkapital geltend: ein unmittelbares We- 
sen in den Erscheinungen selbst, das, wenn 
man es denn ins Auge faßt, wenn man 
Wesensschau betreibt, diesen Erscheinun- 
gen ihre Eigenständigkeit, ihre Haltbarkeit 
bewahrt. Gegen die falsche Vermittlung, 
die doch zugleich die allgemeine Vermitt- 
lung ist, die die Wertrealisierung darstellt 
und die ihren gesellschaftlichen Ausdruck 
im Konsum findet, den Husserl mit Begrif- 
fen wie Subjektivsmus oder Psychologis- 
mus meint — gegen diese falsche Vermitt- 
lung, die die Erscheinungen immer nur als 
Momente zeigt und dann aufhebt, versucht 
Husserl ein Moment, ein Kapital zu ergrei- 
fen, das den Phänomenen eigen ist und das 
den Phänomenen gegen ihre Vergänglich- 
keit Bestand verleiht. Das heißt, er kann 
nicht mehr festhalten an der Unmittelbar- 
keit der Erscheinungen, auf die das 19. 
Jahrhundert sich etwas zugute hält. Er muß 
akzeptieren, daß die Erscheinungen vermit- 
telt sind, aber um diese negative Vermitt- 
lung durch das Kapital nicht benennen zu 
müssen, schreibt er ihnen, sozusagen als 
Vexierbild des Kapitals, eine phänomen- 
immanente Vermittlung, eben dieses We- 
sen zu, das per Wesensschau gewahrt wird. 

Es ist Husserls Leistung, daß er hallu- 
zinatorisch einen Kapitalkult treibt, der das 
eigentlich doch die Erscheinungen zerstö- 
rende, das erscheinungsfremde Kapital, in 
die Erscheinungen bannt und zu einem 
Haltepunkt, zu einem Substrat, zu einer 
Substanz eben der Erscheinungen macht. 
Damit kann er einen Erscheinungskult trei- 
ben, der nun allerdings nicht mehr wie im 
19. Jahrhundert konsumtive und ästheti- 
sche Dimensionen aufweist. In Husserls 
Phänomenologie wird die Erscheinung zu 
einem Statussymbol, zu einem Ausweis der 
Überlegenheit, der Stellung dieses Bil- 
dungsbürgertums, das die Phänomenologie 
treibt. Denn die Erscheinung ist gerettet 
durch dieses Vexierbild des Kapitals, das 
in sich selber hineingebannt ist, aber sie 
ist gerettet eigentlich mehr als etwas, das 
denjenigen, der sich ihrem Dienst priester- 
lich weiht, heraushebt und eher als einen 
Schüler und Jünger der Erscheinung aus- 
weist, als daß tatsächlich ein irgendwie 
konsumtives oder ästhetisches Verhältnis 
dadurch hergestellt würde. Insofern ist die 


Husserlsche Phänomenologie von Anfang 
an ein Restposten des Erscheinungskultes 
des 19. Jahrhunderts. 


Faschismus 
in Philosophie übersetzt: 
Martin Heidegger 


Bei Husserl soll das Wesen, die Idee, 
das Sein, das in die Erscheinung gebannte 
Kapital, ein der Willkür des Subjektes ent- 
zogenes Objektives sein. Bei Heidegger, 
dem Schüler Husserls, spielt das Subjekt — 
bei Heidegger heißt es Dasein - in seiner 
emphatischen Form dann doch wieder eine 
konstitutive Rolle, wobei sich diese kon- 
stitutive Rolle beim späten Husserl übri- 
gens mit dessen transzendentalphilosophi- 
scher Wendung auch schon wieder ankün- 
digt. Ohne das sich behauptende, ins Nichts 
sich haltende Dasein, sprich, ohne das Sub- 
jekt, ist bei Heidegger das Sein bedroht, 
hat es keine Lichtung, kann es sich nicht 
ereignen, d.h. es kommt dem Subjekt für 
dieses objektive Wesen eine wesentliche 
und in der Tat konstitutive Rolle zu. Aus 
der Husserlschen Ontologie, der Seinsleh- 
re, wird die Heideggersche Existenzialon- 
tologie, die Lehre von dem Zusammenhang 
zwischen Dasein und Sein. 

Heidegger reagiert damit auf den Fa- 
schismus. Er setzt politische Entwicklun- 
gen in philosophische Konstruktionen um. 
Wenn das Husserlsche Sein das nach dem 
Gusto des Konsumenten in die Immanenz 
des Phänomens zurückgestauchte Kapital 
ist, dann ist das Heiderggersche Sein die- 
ses Kapital, zusätzlich der politischen Ver- 
anstaltung, die es in Kraft zu halten dient. 
Heidegger faßt in Worte, was angesichts 
der damaligen gesellschaftlichen Krise 
evident wird: daß es subjektiv politischer 
Veranstaltungen bedarf, um die objektiv 
ökonomische Struktur der bürgerlichen 
Gesellschaft in Kraft zu erhalten. Das, was 
die führerkultliche Bewegung tut, nämlich 
die politischen Bedingungen zu schaffen, 
damit das Sein Kapital sich weiter ereig- 
nen kann, das tut Heidegger in philosophi- 
scher Form. Das Dasein hält sich ins Nichts 
hinaus, schafft die Lichtung, auf der sich 
das Sein weiter ereignen kann. Sosehr Hei- 
degger auch immer wieder mystifiziert 
wird: seine Philosophie ist wirklich ganz 
einfach. Das, was Heidegger retten will und 
wozu er die politisch subjektive Veranstal- 
tung braucht, das ist der bürgerliche Er- 
scheinungskult in seiner phänomenologi- 
schen Husserlschen Form; und das Dasein, 
das er sich vorstellt, ist der Bildungsbür- 
ger, der diesen Erscheinungskult betreibt. 
Aber in der Wirklichkeit ist es anders: da 
geht es um die Rettung des Kapitals, um 
die Rettung der kapitalistischen Reproduk- 


61 


TI 


lionsordnung und um die Rettung der ka- 
pitalisierten Arbeit. Deshalb ist auch das 
Dasein, das Subjekt, das in der politischen 
Wirklichkeit tätig ist, nicht ein Bildungs- 
bürger, sondern ein Pseudoproletarier, ein 
Kleinbürger, jemand, der sozusagen seiner 
Charakterologie nach beanspruchen kann, 
das Volk zu vertreten. Als Heidegger, nach- 
dem er zuerst vom Faschismus das Rezept 
philosophischen Denkens abgeschrieben 
hat, mitbekommt, daß die Realität doch 
anders aussicht, ist er vergrätzt, zieht sich 
in einen Schmollwinkel zurück und will 
von der Realität, der er die Philosophie 
entlehnt hat, nichts mehr wissen. 


Von der Seinslehre zur 
Kommunikationstheorie 


Nach dem 2. Weltkrieg setzt sich zu- 
nächst die Existenzialontologie fort, aller- 
dings in zwei Hälften auseinanderge- 
sprengt. In der rechten mythologisierenden 
Öntologie, an der Heidegger selber noch 
partizipiert, verkehrt sich das Husserlsche 
Sein, das Husserlsche Wesen, in Sinn. Was 
einst halluzinatorisch als objektiver Gehalt 
in den Erscheinungen beschworen wurde, 
der ihnen ihren Bestand verleiht, ist jetzt 
nur noch das Raunen der Tradition, d.h. der 
Konsens, auf den sich die Bildungsbürger 
berufen und den sie selber bilden. Im anar- 
choindividualistischen Existenzialismus 
überlebt das Daseinsmoment als der Ge- 
stus engagiert-entschlossenen Handelns, 
das sich in verschiedenen Akten immer 
wieder der Erscheinungswelt zuwendet, um 
jedesmal wieder die Erfahrung von deren 
Nichtigkeit und Sinnlosigkeit zu machen. 
Diese beiden Momente sind die Konkurs- 
masse dessen, was bei Heidegger als Pa- 
ket vorhanden war. Aber allmählich setzt 
sich dann im Zusammenhang mit der Wohl- 
standsgesellschaft, die sich nach dem 2. 
Weltkrieg herausbildet, ein neues Paradig- 
ma durch: das Paradigma der Kommuni- 
kation. 

Kommunikationstheorie — heute heißt 
es Diskurs - ist eine Phänomenologie, die 
auf die gesellschaftsstiftende Funktion der 
Phänomene abstellt und baut. Gegen die 
Fremdbestimmtheit, die blinde Verwertung 
der Phänomene, dagegen, daß die Erschei- 
nungen nur Durchgangsmoment sind, wird 
Jetzt nicht mehr ein eigenes, in ihnen stek- 
kendes Kapital aufgeboten, eine innere 
Substanz, sondern ihre Bedeutung als in- 
tersubjektive Spielmünzen. Auch die Kom- 
munikationstheorie teilt mit Husserl die 
Überzeugung, daß die Phänomene dazu 
tendieren, fremdbestimmt zu sein, konsu- 
miert zu werden im Dienste des Werts, der 
in ihnen steckt und der aus ihnen heraus- 
gebracht werden soll, aber sie flüchtet nicht 


mehr in ein angebliches Wesen, das in den 
Erscheinungen steckt und das sie, sofern 
man die Erscheinungen sub specie dieses 
Wesens betrachtet, immun macht gegen die 
Fremdbestimmtheit, sondern sie unterläuft 
die Fremdbestimmtheit, indem sie sagt: 
eignen wir uns die Dinge an, und zwar an- 
ders, als wir sie uns eigentlich aneignen 
sollen. Konsumieren wir sie nicht, sondern 
spielen wir mit ihnen, nehmen wir sie nicht 
privativ auf, sondern lassen wir sie in der 
Öffentlichkeit und vergesellschaften wir 
uns mit ihrer Hilfe und durch sie. Das ist 
die Botschaft der Kommunikationsthero- 
rie, der die Erscheinung Symbol ist, also 
etwas, das Menschen zusammenfügt und 
über das sich Menschen spielerisch und 
durch die Organisation dieser Erscheinung 
qua Symbolen vergesellschaften. 

Der Witz der Kommunikationstheorie 
besteht darin, daß sie das verdoppelt, was 
das Kapital selber macht, daß sie nur eine 
unmittelbare Theoretisierung der Reklame- 
technik ist. Was der Kommunikationstheo- 
retiker sagt: nehmen wir die Erscheinun- 
gen als Spielmünzen, Symbole, nehmen wir 
sie nicht privativ an uns, sondern lassen wir 
sie im freien Raum der Öffentlichkeit ste- 
hen, vergesellschaften wir uns über sie, ist 
im Prinzip das, was die Peter Stuyvesant 
macht, die auch die Öffentlichkeit auffor- 
dert, sich über ihre Produkte zu vergesell- 
schaften und die Suggestion erzeugt, als sei 
der Sinn dieser Produkte, sich über sie zu 
vergesellschaften und an ihnen „together 
to comen“. Es ist eine wesentliche Bestim- 
mung der heutigen Gesellschaft, daß das 
Kapital so verfährt und wenn die Kommu- 
nikationstheorie eben diese Anregung auf- 
nimmt und daraus eine Gesellschaftstheo- 
rie macht, dann zeigt sich, wie stark offen- 
bar die Suggestion ist, die da ausgeübt 
wird, wie bereitwillig wir darauf eingehen 
und uns auf diese Weise unseren Konsum, 
der uns vereinzelt und privativ macht, der 
uns zu bloßen Arbeitern im Dienste der 
Wertrealisierung degradiert, gesellschafts- 
fähig machen lassen, daß wir ihn mit dem 
Mantel des „come together‘, eben des Ver- 
gesellschaftens, behängen. 

Worin besteht das Neue dieser Situati- 
on? Bis zu Husserl konnten die bürgerli- 
chen Intellektuellen, die sich als Theorie- 
bildner betätigten, für sich in Anspruch 
nehmen, daß das, was sie als Lebensform 
verkündeten, ihrer eigenen Existenz ent- 
springt. Daß diese Existenz durch das Ka- 
pital gesetzt war, machte sich in ihren Re- 
flexionen geltend als durchgängiges Gefühl 
der Fremdbestimmung durch äußere Mäch- 
te, die man durch die Wahrung kritischer 
Distanz zu bannen versuchte. Das Neue an 
der Kommunikationstheorie ist, daß sie ein 
Modell übernimmt, das tatsächlich gesell- 
schaftsübergreifend und das nicht mehr 
schichtspezifisch zu vereinnahmen ist. Sie 


stellt kein eigenes, schichtspezifisches, uto- 
pisches Modell mehr auf, sondern übersetzt 
eine gesellschaftszentrale Strategie des 
Kapitals in eine Gesellschaftstheorie, die 
das Utopische in die Befolgung dieses 
Modells setzt. Indem das Kapital mit sei- 
nen Reklameveranstaltungen selbst für die 
kommunikationstheoretische Utopie ein- 
steht, ist auch kein Raum mehr für einen 
Bruch zwischen bürgerlicher Intelligenz 
und den Verhältnissen. Die Kommunikati- 
onstheorie markiert deshalb die Aussöh- 
nung zwischen dem Kapital und seiner bil- 
dungsbürgerlichen Klientel. 


Ulrich Enderwitz 
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#1 Kremer - Klassentheorie und Umbau- 

4 konzept / Herkommer - Konzept der 

5] „underclass“ / Deppe - Auf- und Abstieg 
4 der „neuen Mittelklasse“ / Böke - Klas- 
#1 senkampf, Kampf um Anerkennung / 

#1 Brenner - Klassentheorie und DKP 


| Und: Seidel-Höppner - Weitling / Bleiber 


- Problem des Nationalen / Jung - PRO- 


4 KLA 100 / Metscher - Schönes Faust- 


Edition / Boris - Mexiko und NAFTA / 


a Koo - „Asiatischer Kapitalismus“? 


Linke Politikansätze in D (V): Stehr - 
Linke Alternative 


Tagunsgberichte: DGB-Programmdis- 
kussion / „Crossover“ / Volksentscheide 
in Sachsen und Hessen 1946 


Diskussion / Kritik / Zuschriften und 40 
Seiten Buchbesprechungen; als Beilage: 
Register der Jahrgänge 1990 - 1995 
Einzelpreis: 18,- DM (zzgl. Versand); im 
Abo: 54,- (4 Hefte/Jahr incl. Versand). 
Älteres Probeheft: 10,- incl. Versand. 
Bezug: über den Buchhandel 

(ISSN 0940-0648) oder direkt: 


Z-Vertrieb, Kölner Str. 66, 60327 
Frankfurt / M.; Tel. 069 / 7392934 
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die revolution wird nicht im femsehen 
übertragen . 


schwerpunkte der letzten nummem: 
tneonien des foschismus - foschistische 
theornien (nr. 296/297), menschenrech- 
te (nr. 298/299), perspektiven linker po- 
itik (nr. 300/301), politik global (nr 
302/303) 

die offenbocher schule zum kennen- 
lernen: zwei hefte für 13,- dm [brief- 
marken oder scheck) on links, post- 
fach 10 20 62, 63020 offenbach 


Nr. 58 (Mai): Schwerpunkt Geld 
mit Artikel z.B. von Robert Kurz 
und Heinz Scholler zu Casino- 
Kapitalismus 


Nr. 59 
Körper 
Gesundeit-sex/gender-Körperkuit 
Political Corectness (Teil 1) 


(Juni): Schwerpunkt 


Nr. 60 (Juli): Schwerpunkt 
(Mythen über) die USA 
political Corectness (Teil 2) 


gegen 
sozialabbau 
faschismus 
kriegsgefahr 


" Postf.“ 
1 Ex. 2.- 5 Ex. 8,- 10 Ex. 17,-DM 
zuzüglich porTo 


u 


vorauskasse 


themen: 


* zu den prozessen gegen 
kurden und kurdinnen 
in der brd 


Juli 1996 
2 mark 


* perspektiven der solida- 
rität mit mumia abu-jamal 


* iya hasta! - zur lage des 
zapatistischen befreiungs- 
kampfes 


* interviews & gespräche 
mit esther berjerano, 
gioconda belli und 

dem kommunistischen 
jugendverhand cubas 


zusammen 
für befreiung 
kämpfen 


Einzelexemplare 
(für 4 DM in Brief- 
marken) und Abos: 

clockwork 

Leibnizstr. 24 
55118 Mainz 


Dokumentation 


Beugehaft 


Staatsterror 


4,- Mack 
infoiäden 3, 


Den Faden weiterspinnen 


Möglichkeiten der Zusammenarbeit von Immigrantinnen, 
im Exil-lebenden und deutschen Frauen. Mit dieser 
Broschüre dokumentiert das internationale Frauenplenum, 
Berlin, die Erfahrungen der politschen Zusammenarbeit, 
von 1988 - 1991, von Frauen aus unterschiedlichen Län- 
dern und unterschiedlichen Organisationen. Dabei wer- 
den die Knackpunkte, an denen die Zusammenarbeit be- 


sonders schwierig war, auf- 
gearbeitet: z.B. bedeutet 
eine internationale Zusam- 
mensetzung auch interna- 
tionalistische Arbeit? 
Warum ist eine Frauen- 
organisierung notwendig 
und wie ist ihr Verhältnis zu 
nationalen Befreiungsbe- 
wegungen? -Lesben und 
Heteras; eine Auseinander- 
setzung über Heterosexis- 
mus. - Schwierigkeiten im 
Umgang mit den unter- 
schiedlichen Lebensreali- 
täten - diese ganzen Punkte 


im Zusammenhang mit der Rassismusdiskussion. In die- 
ser Broschüre geht es weniger um eine theoretische 
Auseinandersetzung sondern vielmehr um praktische 
Erfahrungen und hoffentlich weitere Anregungen für die 
politische Praxis in der internationalen und internationali- 
stischen Zusammenarbeit von Frauen. 


Den Faden weiterspinnen 

ISBN 3-88384-048-4 

150 Seiten, DM 12.- 

Rotation Verlag & Vertrieb 
Mehringdamm 51 

10961 Berlin, Fon: 030-6927934 


Bad Kleinen, Steinmetz, Weiterstadt, 
Hausdurchsuchungen, Ermittlungsverfahren, 
Sprengsioffspuren, Aussageverweigerung, 


Informationen zu und um Steinmetz 
in Ffm , Hausdurchsuchungen und & 

” Beugehaft in der Fritzlarer Str. und | 

der Zusammenhang zu Weiterstadt 


Broschüre erhältlich über 


infoladen 


Leipzigerstr.91 
60487 Frankfurt/M 


Konto: Anna Schie, M.St. 
Kto.-Nr.304 80 13 72 
B12.50050201 

Frankfurter Sparkasse 
Kennwort:Bröschüre 


So 10.00-16.00 
Mo 18.00-22.00 W 
„ Tel. 0697774670 # 


Interviews & Hintergründe 


Eine Broschüre über 

- Flüchtlingsarbeit auf dem Bau, in der 
Gastronomie, im Putzgewerbe etc. 

- mit Interviews und Hintergrundtexten, 
Widersprüchen und Forderungen 

- für Menschen in der Asyl-, Flüchtlings- 
und Gewerkschaftsarbeit 

+ mit 1 i 
der Gruppe ABC (Köln) 

Bestellungen gegen Überweisung oder 

Briefmarken (Preis incl. Porto) 

1Ex.7 DM; 5 Ex. 20 DM; 10 Ex. 35 DM 

größere Mengen nach Absprache 

Adresse: ZAK, Belthlestr.40 72070 Tübingen 

Tel: 07072/80298 

Konto: P,Seitz / ZAK, KSK Tübingen 

Nr.: 155 87 26 BLZ 641 500 20 


% * %* Die Göttinger Autonome Antifa (M) soll vor der Staatsschutzkammer 
Lüneburg in einem Mammutprozeß zu einer „kriminellen Vereinigung” 
gemacht werden. Die Angeklagten brauchen unsere Solidarität und unsere 
Spenden für diesen Prozeß. Durch 131 anberaumte Prozeßtage mit zwei 
Pflichtverteidigern pro Person werden die Angeklagten allein durch die zu 
erwartenden Prozeßkosten in den finanziellen Ruin getrieben. # %* % 


Solid 2 rität braucht Geld 


Rote Hilfe Göttingen 
Stichwort „Solidarität“ 
Konto-Nr. 35 06 70-309 
Postgiro Hannover 

BLZ 250 100 30 


Rote Hilfe e.v. 


Postfach 6444 - 24125 Kiel ; 
AB + Fax: (0431)75141 | 


